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1 Umsetzung der Strategie zur Stärkung des Mobilfunknetzes im Land-
kreis  

1.1 Das Projekt 

Im Rahmen des Förderwettbewerbs des Landes Baden-Württembergs „Digitale Zukunftskommune@bw“ 

sollen im Zuge des Projekts „Digitaler L@ndkreis Tuttlingen“ Lebensbereiche dargestellt werden, in wel-

chen Digitalisierungschancen gegeben sind, die sich an alltäglichen Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bür-

ger und lokalen Unternehmen orientieren und eine Verbesserung der Lebens- und Standortqualität er-

möglichen.  Als wichtige Grundvoraussetzung kann hierfür der Bereich Mobilfunkversorgung im ländlichen 

Raum im Kontext der 5G-Netzevolution abgeleitet werden. Das Ziel des vorliegenden Gesamtprojektes ist 

demzufolge die Entwicklung von Szenarien und Strategien zur Stärkung und Weiterentwicklung des Mo-

bilfunks im Landkreis Tuttlingen unter besonderer Berücksichtigung des künftigen 5G-Standards.  

Dabei besteht im ländlichen Raum die besondere Herausforderung, eine flächendeckende Mobilfunkver-

sorgung zu gewährleisten. Die Bedeutung für den Landkreis Tuttlingen besteht vor allem darin, dass dort 

ein signifikanter Anteil des vorhandenen, starken Mittelstands in der Hochtechnologie im ländlichen Raum 

verteilt angesiedelt ist.  Gleichzeitig befindet sich die Daimler Teststrecke für autonomes Fahren im Land-

kreis.  

Das Gesamtprojekt besteht aus 2 Phasen: 

Phase 1 beinhaltet die Entwicklung eines Masterplans zur Verbesserung der Mobilfunkversorgung Land-

kreis Tuttlingen. Auf der Grundlage einer Erhebung der Ist-Versorgung mit den vorhandenen Mobilfunk-

standorten und die daraus resultierende Netzabdeckung für eine Versorgung mit der 4G-Mobilfunktech-

nologie (LTE) wurden konkrete Maßnahmen Handlungsempfehlungen formuliert, um bestehende Versor-

gungslücken zu schließen. Dies umfasst sowohl die kreisweite Versorgung in der Fläche einschließlich der 

Verkehrswege sowie der innerörtlichen Versorgung am exemplarischen Beispiel von 4 Musterkommunen. 

Die vier Musterkommunen wurden anhand einer Kategorisierung sämtlicher Kommunen des Landkreises 

nach einer definierten Systematik ausgewählt. Sie sind daher repräsentativ für die Struktur des Landkreises 

Tuttlingen. 

Phase 2 umfasst die Ausarbeitung sämtlicher Schritte, die zur Umsetzung des Masterplans erforderlich 

sind. Darin enthalten sind die Nachverfolgung der Handlungsempfehlungen aus der Phase 1 hinsichtlich 
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der erforderlichen Ausbaumaßnahmen. Der wesentliche Fokus der Phase 2 liegt dabei auf der Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen für einen effizienten, innerörtlichen 5G-Mobilfunausbau am Beispiel der 4 

Musterkommunen aus Phase 1. Dazu werden gemeinsam mit den Kommunen konkrete Vorschläge für 

neue, innerörtliche 5G-Mobilfunkstandorte nach einem standardisierten Verfahren ausgearbeitet und be-

wertet. Um den nachfolgenden Ausbau für die Mobilfunkbetreiber bestmöglich zu unterstützen, werden 

zudem standardisierte Genehmigungsverfahren, Vertragsvorlagen, und rechtliche Aspekte des Mobilfunk-

ausbaus ausgearbeitet. Beide Schritte dienen dem Zweck, die Hürden für einen eigenwirtschaftlichen Aus-

bau durch die Mobilfunkbetreiber signifikant zu senken. Schließlich sollen die Bürgerinnen und Bürger der 

Kommunen frühzeitig in die Vorhaben eingebunden werden. Ein neuartiges Bürgerbeteiligungskonzept 

beinhaltet Vorschläge für einen sachlichen Diskurs mit der Bevölkerung. 

Übertragbarkeit der Ergebnisse 

Die strategischen Ansätze und Methoden sind dabei nicht auf den Landkreis Tuttlingen allein ausgerichtet, 

sondern auch auf andere Landkreise, insbesondere die mit ländlicher Prägung, in weiten Teilen übertrag-

bar. Somit liefert das Projekt zugleich eine Blaupause für zahlreiche andere Landkreise in Baden-Württem-

berg.  

1.2 Ergebnisse aus Phase 1 

Die Ergebnisse aus Phase 1 zeigten, dass im Landkreis Tuttlingen bezüglich der Netzabdeckung über die 

Fläche erhebliche Versorgungslücken bestehen. Ein besonderer Fokus lag dabei auf der Erhebung der Ver-

sorgungslage entlang der Hauptverkehrswege. Aus dem Masterplan resultieren Handlungsempfehlungen, 

um die Schließung der kreisweiten „weißen Flecken“ der Mobilfunkversorgung voranzubringen. 

Die Masterplanung für den innerörtlichen Netzausbau erfolgte exemplarisch an den 4 Musterkommunen 

Mühlheim an der Donau, Immendingen, Denkingen, und Bubsheim.  

Sowohl für die Verbesserung der kreisweiten als auch der innerörtlichen Mobilfunkversorgung wurden 

konkrete Handlungsempfehlungen formuliert. Sie bilden den Ausgangspunkt für die Entwicklung einer 

Umsetzungsstrategie der vorliegenden Phase 2 des Projektes. 

1.3 Zielsetzung der Phase 2 

Die vorliegenden Phase 2 des Projektes führt die Masterplanung aus Phase 1 in eine Umsetzungsplanung 

über.  
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Aufbauend auf die Masterplanung beinhaltet auch die Umsetzungsplanung die folgenden zwei Teilas-

pekte: 

a) Herstellung einer kreisweiten lückenlosen 4G-Mobilfunkabdeckung 

b) Planerische und verwaltungsseitige Vorbereitungen für den innerörtlichen 5G-Ausbau am Bei-

spiel der genannten 4 Musterkommunen.  

Für Teilaspekt a) wurde zunächst nachverfolgt, inwieweit sich die Versorgungslage durch den fortlaufen-

den, privatwirtschaftlich durchgeführten Netzausbau der drei Telekommunikationsunternehmen Tele-

kom, Vodafone, Telefonica insgesamt verbessert hat, insbesondere auch entlang der Hauptverkehrsach-

sen. Im Ergebnis werden die verbleibenden weißen Flecken der kreisweiten Versorgung dargestellt und 

entsprechende Handlungsempfehlungen für den Lückenschluss gegeben.  

Teilaspekt b) beinhaltet die folgenden vier wesentlichen Aspekte: 

1. Definition von standardisierten Verfahren und Blaupausen zur technischen Planung, Genehmi-

gungsverfahren und rechtlichen Aspekten des innerörtlichen 5G-Netzausbaus 

2. Methoden zur Standortfindung unter Berücksichtigung funktechnischer Rahmenbedingungen und 

größtmöglicher Akzeptanz unter den Bürgerinnen und Bürgern 

3. Entwicklung konkreter Standortvorschläge nach definierten Kriterien in Kombination mit einer 

Funknetzplanung zur Ermittlung von Netzabdeckung für die ausgewählten Mobilfunkstandorte. 

4. Frühzeitige Bürgerbeteiligung 

Mit Hilfe der Ausarbeitung dieses Maßnahmenkatalogs können Kommunen zahlreiche Vorkehrungen tref-

fen, um den zukünftigen, innerörtlichen 5G-Netzausbau so weit wie möglich vorzubereiten. Dadurch wird 

die Attraktivität der Kommune für den privaten Netzausbau durch die Mobilfunkbetreiber signifikant ge-

steigert. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass auch der eigentliche Ausbau wesentlich schneller 

vonstattengeht. Laut Aussagen der Mobilfunkanbieter in der Gigabit-Allianz des Landes Baden-Württem-

berg aus dem Jahr 2018 werden nicht selten bis zu zwei Jahre benötigt, um nach der Ausbauentscheidung 

sämtliche kommunalen Belange zu lösen. Eine Beschleunigung der Verfahren dient der zeitgemäßen Ver-

sorgung der Bevölkerung und Reduktion der Ausbaukosten. 

Insbesondere im Landkreis Tuttlingen hat dies vor dem Hintergrund der dort ansässigen, wirtschaftsstar-

ken Mittelstandsunternehmen eine sehr hohe Bedeutung. 
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Die Umsetzungsplanung der Phase 2 erlaubt eine proaktive Einflussnahme auf potenzielle zukünftige Mo-

bilfunkstandorte im Inneren der Ortschaften und erlaubt eine frühzeitige Einbindung der Bürgerinnen und 

Bürger. Dadurch wird die Akzeptanz einer zukünftigen 5G-Ausbaumaßnahme entscheidend erhöht.  

Demgegenüber werden heute oftmals nur Informationsveranstaltungen seitens der Telekommunikations-

unternehmen durchgeführt, die meist jedoch auf der Mitteilung von bereits beschlossenen Ausbaumaß-

nahmen beruhen. Dies führt nicht selten zu dem Eindruck der Bevormundung und Ohnmacht und infolge-

dessen erheblichem Unmut in der Bevölkerung. Erhebliche Widerstände in der Form von Bürgerinitiativen 

sind oftmals die unmittelbare Folge. Dadurch kann der Mobilfunkausbau vor Ort signifikant verzögert oder 

auch ganz verhindert werden. 

Daher ist die Wahl einer geeigneten Vorgehensweise bei dieser „Bürgerbeteiligung“ der entscheidende 

Erfolgsfaktor. Die vorliegende Phase 2 beinhaltet ein Konzept zur Durchführung von Veranstaltungen im 

Workshop-Format. Damit soll ein sachlich geführter Diskurs mit allen Interessensgruppen auf Augenhöhe 

ermöglicht werden. 

1.4 Methodik  

Die innerörtliche Standortfindung erfolgte in mehreren Schritten: Anhand der Bedarfsanalyse aus Phase 1 

und der jeweiligen Topografie der Kommunen erfolgte im erste Schritt eine Desktopanalyse für die Erhe-

bung neuer Funkstandorte. Mittels eines neu entwickelten, standardisierten Kriterienkatalogs erfolgte 

eine Auswahl von Vorschlägen für geeignete Standorte. Diese „potenziellen Funkstandorte“ wurden im 

Rahmen einer gemeinsamen Begehung mit dem Bürgermeister und Vertretern der Kommunen vor Ort in 

Augenschein genommen und fotodokumentiert. Insbesondere die umliegende Bevölkerungs-, Gewerbe- 

und Gebäudestruktur, die Nähe zu neuralgischen Punkten (Kindergärten, Schulen), der Einfluss auf das 

Ortsbild und die zu erwartende Akzeptanz der umliegenden Bewohner wurden dabei gemeinsam begut-

achtet. Im Ergebnis stand eine finale, abgestimmte Auswahl der Standortvorschläge.  

Die Erhebung und Dokumentation der Daten und Informationen erfolgte auf der Basis der Tools aus 

Phase 1. Georeferenzierte Ergebnisse wurden in dem Geoinformationssystem QGIS Version 3.6 dokumen-

tiert und dem Auftraggeber übergeben. Soweit möglich basiert der Datenzugriff auf extern verlinkte Da-

teien oder auch Zugriff auf externe Datenquellen der Telekommunikationsunternehmen (insbesondere 

Karten zur Netzabdeckung). Dies ermöglicht den Abruf der jeweils aktuellen Datenlage in Echtzeit bei Auf-

ruf des GIS. 
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1.5 Projektpartner 

Die Arbeiten in Phase 2 wurden in enger Zusammenarbeit mit der Hochschule Kehl, Lehrstuhl von Prof. Dr. 

Michael Frey, mag. rer. publ. sowie den Ingenieurbüros Ledermann GmbH und GeoData GmbH erarbeitet. 

Das Landratsamt Tuttlingen war als Auftraggeber ebenfalls eng in die Projektaufgaben eingebunden.  

Es bestand dabei die folgende Aufgabenteilung: 

Hochschule Kehl:  

• standardisierte Genehmigungsverfahren,  
• Rahmenbedingungen für die Vertragsgestaltung,  
• Konzepte für eine effiziente Bürgerbeteiligung 
• Begleitung bei Bürgerveranstaltungen und Ortsterminen 

 

Ingenieurbüro Ledermann GmbH, München-Freising: 

• technische Aspekte der Standortfindung, standardisierter Kriterienkatalog 
• Bereitstellung der Messtechnik für Funkmessungen vor Ort 

 

GeoData GmbH, Westhausen 

• geotechnische Aspekte des standardisierten Kriterienkatalogs 
• Funknetzplanung 

 

Landratsamt Tuttlingen 

• Aufbereitung und Bereitstellung der von kommunaler Seite erforderlichen Daten 
• Begleitung bei den standardisierten Genehmigungsverfahren und Rahmenbedingungen für die 

Vertragsgestaltung 
• Kommunikation mit den Kommunen 

 

Hochschule Furtwangen 

• Projektleitung 
• Erhebung und Analyse der Versorgungsdaten 
• Umsetzungsplanung für den Netzausbau (kreisweit und innerorts) 
• Standortfindung, Abstimmungen mit Kommunen und Landkreis, Vor-Ort Begehungen 
• Handlungsempfehlungen  
• Kartenmaterial und GIS- Dokumentation  
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2 Kreisweite Umsetzung der Masterplanung für eine flächendeckende 

4G/5G Versorgung 

In Phase 1 erfolgte eine kreisweite Erhebung des Versorgungsgrades in der Fläche, unterteilt nach weißem, 

grauen und schwarzem Flecken der Mobilfunkversorgung (je nach Anzahl der versorgenden Unterneh-

men). Weiterhin wurden kreisweit sämtliche Funkstandorte erfasst und hinsichtlich der Eigentumsverhält-

nisse sowie technischen Ausstattung und Versorgungsbereiche analysiert. Im Ergebnis beschreibt die Mas-

terplanung aus Phase 1 den Ausbaugrad der bestehenden Mobilfunkinfrastruktur und zeigt auf, in welchen 

Bereichen die Versorgung unzureichend ist und Ausbaumaßnahmen erforderlich sind.  

Aufgrund der hohen Dynamik im Mobilfunkausbau war es für die Festlegung der Umsetzungsmaßnahmen 

erforderlich, den Grad einer kreisweit flächendeckenden 4G/5G-Versorgung fortlaufend zu aktualisieren. 

Dies konnte tagesaktuell mittels der in Phase 1 erstellten Webtools durchgeführt werden. 

Für die noch verbleibenden weißen Flecken werden Handlungsempfehlungen für einen abschließenden 

Lückenschluss formuliert. Bereiche der Unterversorgung müssen über entweder die Hochrüstung beste-

hender oder neu zu errichtender Funkstandorte erschlossen werden. Deren Hochrüstung/Errichtung muss 

in der Folgephase 3 des Projektes weiter nachverfolgt werden.  

Die vorliegende Analyse beinhaltet auch die Abstimmung einer möglichen Anbindung an den bereits um-

gesetzten oder geplanten kreisweiten Backbone. Die Ergebnisse dienen als fachlich fundierte Gesprächs-

grundlage im darauffolgenden Austausch mit den Mobilfunkanbietern, beispielsweise an einem runden 

Tisch der Gigabit Allianz des Landes Baden-Württemberg. 

2.1 Aktualisierung der kreisweiten 4G/5G-Mobilfunknetz-Netzabdeckung 

Im Abschlussbericht zur Projektphase 1 wurde in Abbildung 1 (Seite 17, Kapitel 5.1.5) der kreisweite 4G-

Versorgungsgrad Stand Juni 2019 einschließlich Referenzmessungen vor-Ort dargestellt, weiße Flecken 

analysiert und darauf aufbauend konkrete Handlungsempfehlungen abgeleitet. Mittlerweile ist jedoch un-

ter anderem auch aufgrund der 5G-Versorgungsauflagen seitens der Telekommunikationsunternehmen 

deutschlandweit der Netzausbau weiter fortgeschritten.  

Auch im Landkreis Tuttlingen wurden im Zuge dessen verschiedene Netz-Ausbaumaßnahmen zur Ergän-

zung der kreisweiten 4G-Versorgung vorgenommen. Abbildung 1 zeigt die Stand Mai 2021 verbleibenden 
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weißen Flecken im Landkreis (vergleiche hierzu Abschlussbericht Phase 1, Abbildung 1) unter Berücksich-

tigung aller Mobilfunkbetreiber in einem groben Überblick. 

Kapitel 8 stellt detaillierte GIS-Karten zur Verfügung, die zusätzlich die Unterscheidung nach der Zahl der 

versorgenden Mobilfunkunternehmen beinhaltet. Das Genauigkeitsraster beträgt darin 100m. 

 

Abbildung 1: Weiße 4G-Flecken im Landkreis Tuttlingen Stand Mai 2021, alle TKU, im Überblick 
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Die folgenden Kapitel 2.2 zeigen die Verbesserungen in der kreisweiten 4G-Versorgung anhand des Ver-

gleichs mit dem Netzabdeckungsstand Juni 2019 auf. Im Ergebnis werden die verbleibenden Umset-

zungsmaßnahmen präzisiert. 

2.2 Umsetzungsmaßnahmen für eine kreisweite 4G/5G-Versorgung 

Projektphase 1 stellte Handlungsempfehlungen zur Schließung der verbleibenden weißen Flecken in der 

kreisweiten 4G-Versorgung bereit. die in der folgenden Liste zusammenfassend nochmals dargestellt 

werden: 

1. Verhandlungsgebot für regionales Roaming zwischen Telefonica und Vodafone (Abschlussbericht 

Phase 1, Kapitel 6.1) – noch weiterzuverfolgen 

2. Schließung des weißen Flecks auf der Gemarkung Mühlheim an der Donau (Abschlussbericht 

Phase 1, Kapitel 6.2.1) - abgeschlossen 

3. Schließung des weißen Flecks in der Gemeinde Bärenthal entlang des Bärenthals (Abschlussbe-

richt Phase 1, Kapitel 6.2.2) - abgeschlosse 

4. Schließung der weißen Flecken entlang der Verkehrswege (B523, B14, B311, L440, L433, Ab-

schlussbericht Phase 1, Kapitel 6.3) – noch weiterzuverfolgen 

5. Schließung der 3 grauen Flecken im Landkreis 

a. westlich der Stadt Spaichingen (Durchhausen und Gunningen) - teilweise abgeschlossen 

b. nördlich von Immendingen (Ippingen) – offen 

c. südwestlich von Mühlheim an der Donau (Fridingen an der Donau und südliche Gebiete 

sowie Buchheim) – teilweise abgeschlossen 

 Schließung der weißen Flecken 

Während des Projektzeitraums wurden teilweise die in Phase 1 identifizierten weißen Flecken durch pri-

vatwirtschaftlichen Netzausbau bereits versorgt. Die damit verbundenen Handlungsempfehlungen ha-

ben sich mithin erübrigt. Die erfolgte Umsetzung der Maßnahmen wird in den folgenden Unterkapitel 

näher beschrieben: 
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2.2.1.1 Mühlheim an der Donau 

Im Abschlussbericht der Phase 1 wurde Mühlheim an der Donau als weißer Fleck der 4G-Versorgung 

identifiziert. Dies erschien nicht nachvollziehbar, da in Mühlheim a.d. Donau zum einen eine vergleichs-

weise hohe Bevölkerungsdichte zu verzeichnen ist und zum anderen geeignete Funkstandorte zu Hoch-

rüstung auf die 4G Technologie bereits vorhanden waren. 

Tatsächlich wurde im Herbst 2020 seitens der Telekom ein neuer Funkmast im Zentrum des Stadtgebie-

tes auf dem Hauptverteilerstandort der Telekom, Griesweg 16 errichtet. Der Funkmast ist ca. 32 m hoch 

und mit 3 Funkzellen je 120° Abdeckung ausgestattet (Netzanbieter Telekom). Aufgrund der Tallage mit 

wenig Funkschatten wird hiermit der Großteil Stadtgebietes mit 4G/5G-Technologie versorgt. Weiterhin 

zeigt sich, dass die anderen Anbieter ihre bestehenden Funkstandorte an den Hanglagen möglicherweise 

aufgeben, um ebenfalls den neuen Standort für eine 4G/5G-Hochrüstung zu nutzen. Damit werden die 

bewohnten Gebiete der Gemarkung der Stadt Mühlheim an der Donau zu einem schwarzen Fleck der 

4G-Versorgung. 

Unbesiedelte Gebiete, die außerhalb der Netzabdeckung des neuen Funkstandortes liegen, wie etwa das 

Landschaftsschutzgebiet Kraftstein oder auch Einzelgehöfte, werden teilweise von anderen Standorten 

aus der Umgebung von Mühlheim versorgt. Die auch nach der Ausbaumaßnahme verbleibenden weißen 

Flecken werden aus Abbildung 2 ersichtlich (vergleiche hierzu Abschlussbericht Phase 1, Abbildung 10), 

unter Berücksichtigung aller Mobilfunkbetreiber in einem groben Überblick. 

In den Steckbriefen zu den Musterkommunen unter Kapitel 6 werden detailliertere GIS-Karten zur Verfü-

gung gestellt, die zur weiteren Präzisierung die Unterscheidung nach der Zahl der versorgenden Mobil-

funkunternehmen beinhalten. Das Genauigkeitsraster beträgt darin 100m. 
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Abbildung 2: 4G-Netzabdeckung auf der Gemarkung der Stadt Mühlheim an der Donau, Stand Mai 2021, 

im Überblick 

Während der neue Funkstandort für eine 4G-Versorgung im Frequenzbereich 800 MHz bis 2,1 GHz eine 

flächendeckende Versorgung bereitstellt, ist indessen bereits absehbar, dass dieser Einzelstandort für 

eine flächendeckende, reine 5G-Versorgung (Frequenzband 3,6 GHz) auf der gesamten Gemarkung nicht 

ausreichend sein wird. Daher wurden für Mühlheim an der Donau als Musterkommune eitere, potenzi-

elle 5G-Standorte erhoben und bewertet (siehe hierzu Kapitel 3.2 und Kapitel 6). 

2.2.1.2 Bärenthal 

Im Abschlussbericht der Phase 1 wurde die Gemeinde Bärenthal sowie der gesamte Verkehrsweg der 

L440 entlang des Bäratals als weißer Fleck der 4G-Versorgung identifiziert. Aufgrund der geringen Bevöl-

kerungsdichte erschien dies nachvollziehbar, jedoch wurde auf den vorhandenen Funkstandort in Bä-

renthal-Gnadenweiler hingewiesen, den die Telefonica für eine 3G Versorgung bereits nutzte. 

Tatsächlich wurde dieser Funkstandort seitens der Telefonica während des Projektzeitraums der Phase 2 

mit 4G-Technik hochgerüstet. Demzufolge ist eine 4G-Versorgung aktuell vorhanden, allerdings nur über 

die Telefonica als einzigem Betreiber. Somit besteht hier weiterhin ein grauer Fleck der 4G Versorgung. 
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Dies wird aus Abbildung 3 unter Berücksichtigung aller Mobilfunkbetreiber in einem groben Überblick 

ersichtlich (vergleiche hierzu Abschlussbericht Phase 1, Abbildung 11). 

 

Abbildung 3: 4G-Netzabdeckung der Gemeinde Bärenthal sowie entlang des Verkehrsweges der L440, 

Stand Mai 2021, im Überblick 

 

 Lückenhafte Versorgung entlang von Verkehrswegen 

Die Versorgung entlang von Verkehrswegen hat aus kreisweiter Betrachtung eine besondere Bedeutung: 

Hier kann grundsätzlich nicht davon ausgegangen werden, dass die Nutzer der Verkehrswege mehr als 

einen Mobilfunkvertrag abgeschlossen haben. Somit kann nur dann für alle Nutzer eine durchgängige 

Mobilfunkverbindung gewährleistet werden, wenn alle 3 Mobilfunkanbieter eine Netzabdeckung entlang 

des gesamten Verkehrsweges aufweisen. 

In der Projektphase 1 wurden die zwei Hauptverkehrswege entlang der West-Ostrichtung (B523, B14, 

B311) sowie in Süd-Nordrichtung (entlang der B14) sowie der Nebenverkehrsweg Fridingen-Bärenthal-

Harras (L440/L433) untersucht. Dabei zeigten sich für jeden einzelnen Mobilfunkanbieter erhebliche Ver-

sorgungslücken.  
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Zwar hat sich die Netzabdeckung einzelner Mobilfunkbetreiber diesbezüglich zwischenzeitlich etwas ver-

bessert, insbesondere bei Telefonica, doch kann auch nach heutigem Stand der Erhebung keiner der drei 

Mobilfunkanbieter entlang der untersuchten Verkehrswege eine durchgängige Netzabdeckung aufwei-

sen. Dies wird in Abbildung 4 bis Abbildung 6 nochmals verdeutlicht. 

 

 

Abbildung 4: Abdeckung Verkehrswege West-Ost Richtung, Stand Mai 2021 

 

 

Abbildung 5: Abdeckung Verkehrswege, Süd-Nord-Richtung, Stand Mai 2021 
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Abbildung 6: Abdeckung Verkehrswege, Bärenthal, Stand Mai 2021 

Der aktuelle Versorgungsgrad ist entlang der Verkehrswege aufgrund des stark frequentierten Verkehrs 

für den Landkreis sehr bedeutend, zum einen da es die Nutzbarkeit der Verkehrswege selbst einschränkt, 

zum anderen aber auch die Wahrnehmung der Mobilfunkversorgung des Landkreises Tuttlingen infrage 

stellt. Jedem Nutzer der Verkehrswege erscheint der Landkreis Tuttlingen demzufolge schlechter ver-

sorgt, als er tatsächlich ist. 

Handlungsempfehlung 1, Phase 2: 

Die mit der lückenhaften Versorgung der Verkehrswege verbundenen Handlungsempfehlungen aus 

dem Abschlussbericht der Projektphase 1 werden aufrechterhalten und sollten in Phase 3 des Projek-

tes mit hoher Priorität weiterverfolgt werden. Alternativ zum regionalen Roaming kann die Unterver-

sorgung auch mittels Hochrüstung der bestehenden Funkstandorte behoben werden. Aufgrund der 

Priorität sollten die Mobilfunkanbieter auf politischer Ebene einbezogen und in die Pflicht genommen 

werden. Auf die Auflagen der BNetzA aus der Frequenzversteigerung 2019 hinsichtlich der Versorgung 

aller Bundes- und Landstraßen sowie dem Verhandlungsgebot für regionales Roaming wird dabei ver-

wiesen. Siehe hierzu auch Abschlussbericht der Phase 1, Kapitel 6.2.3. 

 Verbleibende weiße/graue Flecken der 4G-Versorgung 

Die Ergebnisse aus Phase 1 zeigten auf, dass die Gemeinden Gunningen, Durchhausen, Fridingen an der 

Donau, Harras (Wehingen), Reichenbach, Egesheim und Buchheim von jeweils nur einem Mobilfunkan-

bieter versorgt wurden (graue Flecken der Versorgung). Eine entsprechende Handlungsempfehlung 

wurde formuliert, vergleiche hierzu Abschlussbericht Phase 1, Kapitel 6.4 und 7.4. 
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Durch die eingangs beschriebenen Ausbaumaßnahmen hat sich die Versorgungssituation geringfügig ver-

bessert. Die folgende Tabelle zeigt den aktualisierten Versorgungsgrad der genannten Kommunen, Stand 

Mai 2021: 

 

Kommune Telekom Vodafone Telefonica 

Gunningen x   

Durchhausen x   

Fridingen a.d. Donau x x  

Harras (Wehingen) x teilweise teilweise 

Reichenbach x  teilweise 

Egesheim  x x 

Buchheim x   

 

Tabelle 1: Versorgungsgrad der Gemeinden in ehemals grauen Flecken. Stand Mai 2021 

Aus Tabelle 1 lässt sich unmittelbar die folgende Handlungsempfehlung ableiten:  

Handlungsempfehlung 2, Phase 2: 

Die Handlungsempfehlungen aus dem Abschlussbericht der Projektphase 1 werden hinsichtlich der 

Kommunen Gunningen, Durchhausen, Harras (Wehingen), Reichenbach und Buchheim aufrechterhal-

ten und sollten in Phase 3 des Projektes weiterverfolgt werden (Verhandlungsgebot für regionales Ro-

aming). Alternativ zu mregionalen Roaming kann die Unterversorgung auch mittels Hochrüstung der 

bestehenden Funkstandorte behoben werden. Siehe hierzu auch Abschlussbericht der Phase 1, Kapitel 

6.4. 

2.3 5G Versorgung im Landkreis Tuttlingen 

Während der vergangenen neun Monate wurde auch die 5G-Technologie seitens der Mobilfunkbetreiber 

im Landkreis Tuttlingen eingeführt. Insbesondere die Telekom und die Vodafone sind in zahlreichen Städ-

ten und Gemeinden in den 5G-Wirkbetrieb gegangen. Die Telefonica hat im Zuge des 4G-Netzausbaus im 
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Bereich Neuhausen ob Eck/Fridingen am Flugplatz Neuhausen ob Eck ebenfalls mit 5G-Technologie hoch-

gerüstet. Abbildung 7 zeigt eine Übersicht der 5G Netzabdeckung im Landkreis Tuttlingen (alle Netzbe-

treiber). 

 

 

Abbildung 7: 5G-Netzabdeckung im Landkreis Tuttlingen, Stand Mai 2021, im Überblick 

Dabei ist es jedoch wichtig anzumerken, dass es sich hierbei zunächst nur um die erste Ausbaustufe der 

5G Technologie handelt, der sogenannten „Non-Standalone“ Stufe. Das bedeutet, dass nach wie vor das 

4G-Kernnetz notwendig ist und die Frequenzen der heutigen 4G-Netze weiterhin genutzt werden (Nut-

zung der Dynamic Spectrum Selection, DSS). Auch ist diese Ausbaustufe in der Regel nicht mit einer Ver-

dichtung der Antennenstandorte verbunden. Infolgedessen ist auch keine nennenswerte Erhöhung der 

Kapazitäten im Mobilfunknetz zu erwarten. Vielmehr geht es in dieser Stufe in erster Linie darum, 5G 

Verträge anbieten und die neu verfügbaren 5G-Endgeräte auch nutzen zu können.  
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Der mit einer erheblichen Kapazitätserhöhung verbundene nächste Schritt stellt die Ausbaustufe „5G-

Standalone“ dar. Sie wird mit der Nutzung der „reinen“ 5G Frequenz im Bereich 3,6 MHz eingeführt und 

bedingt ein separates Kernnetz. Neben der erwarteten Kapazitätserhöhung werden auch erst in diesem 

Schritt die kurzen Latenzzeiten wirksam werden können (Echtzeitanwendungen wie beispielsweise auto-

nomes Fahren). Aufgrund der geringeren Reichweite der 3,6 MHz-Frequenzen wird dieser Schritt in der 

Regel mit der Notwendigkeit einer Erhöhung der innerörtlichen Antennendichte in den Kommunen ver-

bunden sein. 

Dabei ist anzunehmen, dass die dafür notwendigen, hohen Investitionen in ländlichen Räumen aus Grün-

den fehlender Wirtschaftlichkeit nur verzögert oder gar nicht getätigt werden. Die Erhebung der neuen 

Antennenstandorte bei den vier Musterkommunen aus dieser Studie soll dem entgegenwirken und die 

Ausbaustufe des „reinen 5G-Standalone“ auch in den ländlichen Regionen des Landkreises Tuttlingen 

wesentlich fördern. 

Abbildung 8 verdeutlicht die verschiedenen Stufen des 5G-Ausbaus. Die Ausbaustufe 5G-Standalone wird 

im Zeitraum bis 2025 in den städtischen Räumen privatwirtschaftlich vollführt. Ein wesentliches Ziel die-

ser Studie ist es, zeitgleich auch in den ländlich geprägten Kommunen des Landkreises Tuttlingen den rei-

nen 5G Ausbau durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen für den privatwirtschaftlichen Netzaus-

bau wesentlich zu begünstigen. 

 

Abbildung 8: Stufen und Zeitachse des 5G Ausbaus in Verdichtungsräumen 
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2.4 Backbone-Anbindung 

Die Möglichkeiten der Nutzung des kommunalen Backbones der BIT wurden bereits in Phase 1 erhoben 

(siehe Abschlussbericht Phase 1, Kapitel 7.6, Tabelle 6). Ungeachtet der mittlerweile erfolgten Hochrüs-

tungsmaßnahmen mit 4G-Technologie bleibt die Notwendigkeit einer Glasfaser-Anbindung der beste-

henden Funkstandorte bestehen. Hierauf sollte in den Verhandlungen mit den Netzbetreibern fortlau-

fend hingewiesen werden. 

Handlungsempfehlung 3, Phase 2 

Erhebung und Konkretisierung der Festnetzanbindung bestehender Mobilfunkstandorte über den Inf-

rastrukturatlas und die Planungen der BIT. Verhandlungen mit den Eigentümern der Standorte zur Ver-

besserung der installierten Mobilfunkkapazitäten über den kreisweiten, kommunalen Backbone-Netz-

ausbau. 

2.5 Versorgungsauflagen aus der Frequenzvergabe der BNetzA, 2019 

Die mit der Frequenzvergabe der Bundesnetzagentur (BNetzA) aus dem Jahr 2019 verbundenen Versor-

gungsauflagen wurden im Abschlussbericht der Phase 1, Kapitel 7.2 ausgeführt und gelten zum aktuellen 

Stand, Mai 2021, in unveränderter Form. Die nächste Frequenzauktion ist für das Jahr 2025 vorgesehen. 

Für den Landkreis Tuttlingen von besonderer Bedeutung unter den Versorgungsauflagen ist das Verhand-

lungsgebot für Roaming (siehe auch Kapitel 2.2.2). Die Versorgungsauflagen hinsichtlich der Errichtung 

und Inbetriebnahme von 1.000 5G-Basisstationen und 500 4G/5G Basisstationen in weißen Flecken wur-

den zum heutigen Stand (Mai 2021) noch nicht vollständig erfüllt. Die vorliegende Studie zeigt deutlich 

auf, dass im Landkreis Tuttlingen die Rahmenbedingungen zur Erfüllung der Versorgungsauflagen teil-

weise noch gegeben sind (verbleibende Lückenschlüsse der 4G Versorgung und fehlende 5G Versorgung 

in zahlreichen Kommunen des Landkreises, siehe Kapitel 2.3/ Abbildung 7). 

Handlungsempfehlungen 4, Phase 2 

Verhandlung mit den Mobilfunkbetreibern hinsichtlich der Möglichkeit zur Erfüllung ihrer Versor-

gungsauflagen durch zusätzliche Netzausbaumaßnahmen im Landkreis Tuttlingen. 
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2.6 Priorisierung der Maßnahmen für eine kreisweite Versorgung 

Wie in Kapitel 2.2.2 ausgeführt sollte einer durchgängigen Versorgung der Verkehrswege über alle Mobil-

funkbetreiber im Kreis weiten Netzausbau des Landkreises die höchste Priorität eingeräumt werden. Ge-

folgt davon wäre die Schließung der verbleibenden weißen Flecken auch in nicht besiedelten Gebieten 

des Landkreises (in der gesamten Fläche) von hoher Bedeutung. Schlussendlich wären Kommunen mit 

nur einem Mobilfunkbetreiber entweder über Roamingsvereinbarungen oder Hochrüstung bestehender 

Standorte durch wenigstens einen der 2 verbleibenden Netzbetreiber dringend anzustreben. 
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3 Innerörtliche Umsetzung der Masterplanung für eine flächende-
ckende 5G-Versorgung 

In Phase 1 wurden vier Kategorien innerörtlicher Gemeindestrukturen gebildet, in die sich ein Großteil 

der Kommunen des Landkreises Tuttlingen einordnen lassen. Kommunen, die in keine der vier Katego-

rien eingeordnet werden konnten, wurden in einer fünften Kategorie zusammengefasst. Sie erfordern 

eine individuelle Betrachtungweise.  

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5 

mehrere Anwen-

dungsgruppen, 

hoher Bedarf 

mehrere Anwen-

dungsgruppen, 

moderater Bedarf 

Schwerpunkt Ge-

werbe 

Schwerpunkt Mo-

bilität 

Individuell 

Mühlheim an der 

Donau 

Gosheim 

Königsheim 

Rietheim-Weil-

heim 
 

Böttingen 

Buchheim 

Deilingen 

Denkingen 

Dürbheim 

Fridingen an der 

Donau, 

Frittlingen 

Geisingen 

Irndorf 

Wehingen 
 

Balgheim 

Bubsheim 

Emmingen-Liptin-

gen 

Kolbingen 

Renquishausen 
 

Aldingen 

Immendingen 

Neuhausen ob 

Eck 

Spaichingen 

Talheim 

Trossingen 

Tuttlingen 

Wurmlingen 
 

Bärenthal 

Durchhausen 

Egesheim 

Gunningen 

Hausen ob Ve-

rena 

Mahlstetten 

Reichenbach am 

Heuberg 

Seitingen-Ober-

flacht 

 

 

Tabelle 2: Kategorisierung der Kommunen und Auswahl der Musterkommunen im Landkreis Tuttlingen. 

Aus jeder der vier Kategorien gibt es eine nach definierten Kriterien ausgewählte Musterkommune. De-

tails zu dem Verfahren können dem Abschlussbericht der Phase 1, Kapitel 8.3 und 8.4 entnommen wer-

den.  

Die Überführung der innerörtlichen Masterplanungen aus Phase 1 in die Umsetzungsphase bildet einen 

zentralen Teil der Phase 2, indem für diese vier Musterkommunen eine konkrete 5G-Ausbaustrategie 

entwickelt wurde. Im Gegensatz zur kreisweiten Versorgung muss im innerörtlichen Bereich in der Regel 

von der Notwendigkeit zur Errichtung neuer Funkstandorte ausgegangen werden. Die Entwicklung von 
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standardisierten Methoden und Verfahren für eine belastbare Standortsuche bilden das Kernergebnis 

der Phase 2. Auf dieser Grundlage können vorbereitende Maßnahmen der Kommunen zur Umsetzung 

eines innerörtlichen 5G-Natzausbaus definiert werden. Dies ist im Schwerpunkt darauf ausgerichtet, sei-

tens der Kommune bereits frühzeitig die Rahmenbedingungen zu schaffen, um die ausgewählten Stand-

orte für einen Mobilfunkausbau nutzbar zu machen. Diese Maßnahmen umfassen die folgenden Schwer-

punkte: 

a. Suche nach bevorzugt öffentlichen Funkstandorten in den Suchkreisen (Gemeindegrundstücke, 

öffentliche Gebäude, Anlagen von Energieversorgern oder kommunalen Unternehmen, sonstige 

Stadtmöbel) 

b. Bereitstellung von Strom- und Glasfaseranschlüssen seitens der Kommunen (unter Einbeziehung 

der Breitbandinitiative Landkreis Tuttlingen, BIT und der lokalen agierenden Stromversorger) 

c. Bereitstellung der Genehmigungen und Pachtgegenstände im Rahmen standardisierter Verfah-

ren 

d. Berücksichtigung der potenziellen Standorte bei zukünftigen raumplanerischen Verfahren 

e. Dokumentation in den GIS-Systemen der Kommunen und des Landkreises. 

Der Aufbau sämtlicher technischer Anlagen, einschließlich Masten oder Montagematerial für die Funkan-

tennen, sind dabei Sache der Mobilfunkanbieter. 

Wie bereits in Kapitel 1.3 ausgeführt, beruht die innerörtliche Ausbaustrategie demzufolge auf drei we-

sentlichen Elementen: 

1. Definition von standardisierten Verfahren und Blaupausen zur technischen Planung, Genehmi-

gungsverfahren, und rechtlichen Aspekten des innerörtlichen 5G-Netzausbaus 

2. Methoden zur Standortfindung unter Berücksichtigung funktechnischer Rahmenbedingungen und 

größtmöglicher Akzeptanz unter den Bürgerinnen und Bürgern 

3. Entwicklung konkreter Standortvorschläge nach definierten Kriterien in Kombination mit einer 

Funknetzplanung zur Ermittlung von Netzabdeckung und Masthöhen für die ausgewählten Mobil-

funkstandorte. 

Mit Hilfe der Ausarbeitung dieses Maßnahmenkatalogs können Kommunen einen zukünftigen, innerörtli-

chen 5G-Netzausbau so weit wie von kommunaler Seite möglich bereits vorbereiten. Dadurch wird die 

Attraktivität der Kommune für den eigenwirtschaftlichen Netzausbau durch die Mobilfunkanbieter signi-

fikant gesteigert. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass auch der eigentliche Ausbau wesentlich 
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schneller vonstattengeht. Laut Aussagen der Mobilfunkanbieter in der Gigabit Allianz des Landes Baden-

Württemberg aus dem Jahr 2018 werden nicht selten bis zu zwei Jahre benötigt, um nach der Aus-

bauentscheidung sämtliche kommunalen Belange zu lösen. Eine Beschleunigung der Verfahren dient der 

zeitgemäßen Versorgung der Bevölkerung und Reduktion der Ausbaukosten. 

3.1 Verfahrensweise für die innerörtliche Standortfindung (Kriterienkatalog) 

Im Gegensatz zur kreisweiten Versorgung, bei der bereits zahlreiche Funkstandorte vorhanden sind, 

muss im innerörtlichen Bereich in der Regel von der Notwendigkeit zur Errichtung neuer Funkstandorte 

ausgegangen werden. Die Festlegung neuer Funkstandorte erfordert dabei die Berücksichtigung von 

zahlreichen Rahmenbedingungen. In diesem Kapitel wird eine allgemein anwendbare Verfahrensweise 

beschrieben, die während der Projektphase 2 bei den vier Musterkommunen exemplarisch durchgeführt 

wurde. Auf die in Kapitel 1.4 beschriebene Methodik wird an dieser Stelle verwiesen. 

 Identifikation von Suchkreisen (bedarfsbezogen) 

Aus den Ergebnissen der Bedarfsanalyse in Projektphase 1 (siehe hierzu auch Gemeindesteckbriefe 

Phase 1) resultieren sogenannte „Suchkreise“ für neue Mobilfunkstandorte. Der Suchradius beträgt da-

bei üblicherweise etwa 100 m im innerstädtischen Bereich (für Frequenzen im Bereich 3,6 GHz) oder 

auch mehrere 100 m in ländlich geprägten Kommunen (alle Frequenzen). 

Das Verfahren zur Bestimmung der Suchkreise wurde in der Phase 1 des Projektes bereits definiert und 

exemplarisch in den vier Musterkommunen angewendet. Details zur Verfahrensweise und den resultie-

renden Suchkreisen können den Gemeindesteckbriefen zur Phase 1 entnommen werden. Die darin defi-

nierten Suchkreise dienten für Phase 2 als Ausgangspunkt für die abschließende Festlegung der neu zu 

errichtenden Mobilfunkstandorte. Dies wird in den weitergeführten Gemeindesteckbriefen der Phase 2 

in Kapitel 6 detailliert ausgeführt. 

 Kriterienkatalog für Mobilfunkstandorte 

Eine besondere Herausforderung bei der Festlegung von potenziellen Mobilfunkstandorten bilden die 

zahlreichen technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen, die bei der Errichtung eines neuen Funk-

standortes zu beachten sind. Insbesondere bestehen hier zahlreiche Ausschlusskriterien, die auch an-

sonsten als günstig erscheinende Standorte von vornherein verbieten. Daher ist es erforderlich, Stand-

ortvorschläge an einem umfangreichen Kriterienkatalog detailliert und belastbar zu spiegeln.  
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Im Rahmen der Projektphase 2 wurde dieser Kriterienkatalog erstmals entwickelt. In enger Zusammenar-

beit mit den Planungs- und Ingenieurbüros Ledermann GmbH und Geodata GmbH wurde eine allgemein 

anwendbare Bewertungsmatrix für neue, innerörtliche Mobilfunkstandorte erstellt.  

Die Vielzahl der verschiedenen Kriterien müssen in er Matrix zur Bewertung der Stanbdorte erhoben und 

beschrieben werden. Daher sollte die Matrix unter Zuhilfenahme eines fachlich versierten Ingenieurbü-

ros und den Vertretern der Kommune ausgefüllt werden. Im Einzelfall kann es auch notwendig werden, 

einen potenziellen Mobilfunkversorger mit einzubeziehen, um spezielle Betreiberaspekte sachkundig zu 

bewerten. 

Die Vorlage zu dem Kriterienkatalog wird in Anlage 5 der Projektdokumentation bereitgestellt. Sie bein-

haltet die folgenden Kriterien im Überblick: 

1. Basisdaten 

− Standorttyp, Adresse, Flurnummer 

− Höhe über Grund (ohne Gebäudehöhe) bzw. Traufhöhe bei Dachnutzung  

− erreichbare Einwohner je Funksektor 

− zu erwartende Akzeptanz in der Bevölkerung, Entfernung zu neuralgischen Punkten (Kin-

dergarten, Schule, etc.) 

−  Nutzungsmöglichkeiten nach Bebauung-und Flächennutzungsplan 

− bestehende rechtliche Beschränkungen hinsichtlich Masthöhe, Denkmalschutz, Schutz-

gebiete, Luftraumnutzung, Brandschutz) 

 

2. Vor-Ort Untersuchungen der Standorte (mit Bürgermeister, Gemeindevertretern und Begehung) 

− Eigentumsverhältnisse, Wohn- und Eigentümergemeinschaften 

− Grundstücks- und Gebäudestrukturen:  

i. Statik bei Dachnutzung,  

ii. Räumlichkeiten und Klimatisierung für Systemtechnik,  

iii. bautechnische und betriebliche Zugangsmöglichkeiten,  

iv. Blitzschutz/Erdung 

− Art und Verfügbarkeit der Stromversorgung (Leistungsaufnahmen, Sicherungskonzepte) 

− Mögliche Nutzungsdauer und Rückbauregelungen 
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3. Netzintegration und Netzanbindung 

− Erhebung der bereits bestehende Mobilfunkversorgung und Ausbauplanungen seitens 

der TKU (bzw. bestehenden Suchkreisempfehlungen) 

− bestehende Möglichkeiten der Glasfaseranbindung mit Eigentümer und Betreiber 

− Möglichkeiten einer Richtfunk-Anbindung 

 

4. Abstimmung mit den Mobilfunkbetreibern 

− Abfrage eigener Nutzungspläne für die potenziellen Standorte 

− Einhaltung kontrollierbare Bereiche (Mindestabstände für Personen) 

− Planungen für Site-Sharing (Nutzung durch mehrere Mobilfunkbetreiber). 

In den Gemeindesteckbriefen der Projektphase 2 in Kapitel 6 sind die Ergebnisse der Bewertung für alle 

vorgeschlagenen Standorte aus den Suchkreisen enthalten. Mittels der Bewertungsmatrix werden aus 

den Standortvorschlägen die tatsächlich auch technisch und rechtlich nutzbaren Standorte gefiltert.  

3.2 Festlegung der innerörtlichen Standorte in den Musterkommunen 

Nach Durchführung des in Kapitel 3.1 beschriebenen Verfahrens ergibt sich in der Regel zunächst eine 

umfangreiche Liste möglicher Standorte. Die abschließende Auswahl erfolgt nach Abstimmung und Vor-

Ort Begehung mit den Vertretern der Kommunen (siehe Kapitel 1.4).  

Für eine erste Übersicht über die Ergebnisse werden in den folgenden Unterkapiteln die Karten mit den 

ausgewählten Standorten dargestellt (Wabenform). Die Kreissymbole markieren neuralgische Punkte 

(Kindergärten, Schulen, etc.) mit den jeweils empfohlenen Mindestabständen. Die detaillierten Informa-

tionen einschließlich der Bedarfsanalysen (Hotspots), Suchkreisen, öffentliche Gebäude, Gesamtheit der 

potenziellen Standorte sowie den Metadaten für die ausgewählten Standorte können den Gemeinde-

steckbriefen in Kapitel 6 entnommen werden. 

 Bubsheim 

Die Gemeinde Bubsheim wird derzeit von dem bestehenden Funkstandort 2 (in der Nähe des Sportgelän-

des) mit 4G versorgt. Die Mobilfunkbetreiber sind Telekom und Vodafone. Telefonica versorgt in der Ge-

meinde bislang nicht. 
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Das Gelände des bestehenden Funkmastes (Standort 2) und das Bürgerhaus als neu zu errichtendem 

Standort (Standort 1) befinden sich im Eigentum der Gemeinde. Für eine leistungsfähige 5G-Versorgung 

im 3,6 GHz Frequenzband wäre mindestens Standort 1 erforderlich, Standort 2 befindet sich zu weit von 

dem Kernort entfernt. Über den Standort 2 kann jedoch ebenfalls über den 800 MHz/2,1 GHz Frequenz-

bereich eine flächendeckende 5G Versorgung bereitgestellt werden, allerdings mit deutlich geringerer 

Leistungsfähigkeit. 

 

Abbildung 9: Ausgewählte Standorte in der Gemeinde Bubsheim 

Nr.  Gemeindeort Standortbeschreibung 5G Versorgung Netzabdeckung 

1 Bürgerhaus/Festhalle Auf Hangbereich hinter 

dem Gebäude oder auf 

dem Dach 

3,6 GHz  Innerorts flächen-

deckend 

 

2 Sportgelände Bestehender Funkmast mit 

LTE (Telekom, Vodafone) 

800 MHz  Gemarkung flä-

chendeckend 

 

 

Tabelle 3: Beschreibung der Standorte Bubsheim 
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 Denkingen 

Die Gemeinde Denkingen wird derzeit von dem bestehenden Funkstandort (siehe Standort 5 in Abbil-

dung 10) auf einer angrenzenden Anhöhe (Schützenhaus) versorgt. Die Mobilfunkanbieter sind Telekom, 

Vodafone, und Telefonica. Aufgrund der Höhenlage und vergleichsweise geringen Entfernung zur Ge-

meinde kann dieser Standort auch weiterhin für eine 5G Versorgung genutzt werden, allerdings begrenzt 

auf den 800 MHz und 2,1 GHz Bereich. 

Für eine flächendeckende 5G-Versorgung im 3,6 GHz Bereich sind hingegen zusätzliche Funkstandorte 

innerorts erforderlich. Standorte 1, 3 und 4 stellen hier bereits eine flächendeckende Abdeckung in we-

sentlichen Teilen der Gemeinde sicher. Standort 2 wäre ergänzend erforderlich, wenn eine entspre-

chende Nachfrage nach sehr hohen Übertragungsraten entsteht. 

 

Abbildung 10: Ausgewählte Standorte in der Gemeinde Denkingen 
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Tabelle 4: Kurzbeschreibung der Standorte Denkingen 

Nr.  Gemeindeort Standortbeschreibung 5G Versorgung Netzabdeckung 

1 Firma Fimotec/Fischer Gewerbebetrieb,  

Dachmontage 

3,6 Ghz  Kernort, westli-

ches Wohngebiet 

2 Firma Becker Wohngebäude,  

Dachmontage 

3,6 GHz  Wohngebiet  

Südosten 

3 Firma Fetzer Holzbau Gewerbegelände  

(Alternativ zu Standort 2) 

3,6 Ghz  Wohngebiet 

4 Feuerwehr Feuerwehrgebäude oder -

gelände 

3,6 GHz  Gewerbegebiete 

im Norden 

5 Kippeneckstr. 20 Bestehender Maststandort 800 MHz/2,1 GHz Wohngebiete 
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 Immendingen 

Die Gemeinde Immendingen mit ihren Ortsteilen wird derzeit über 3 Mobilfunkstandorte auf den Anhö-

hen am Ortsrand versorgt. Die Mobilfunkbetreiber versorgen den Kernort und die Ortsteile aktuell ge-

mäß der folgenden Tabelle: 

Ortsteile Telekom Vodafone Telefonica 

Kernort x  x 

Zimmern x  x 

Hintschingen  x x 

Ippingen  x  

Hattingen teilweise x x 

Mauenheim x x x 

Tabelle 5: Versorgung der Gemeinde Immendingen mit Ortsteilen 

In der Gemeinde Immendingen befindet sich ein Vermittlungsstellenstandort der Telekom (siehe Abbil-

dung 11, Standort 1). Aufgrund der zentralen Lage des Standortes und günstigen Topografie ist anzuneh-

men, dass in einem ersten Ausbauschritt der Telekom dieser Standort für die Errichtung eines neuen 

Funkmastes genutzt wird. Da sich das Gelände und die Infrastruktur im Eigentum der Telekom befinden 

und sämtliche technischen Voraussetzungen erfüllt sind, ist dieser Standort für die Telekom weitgehend 

alternativlos. Auch ist davon auszugehen, dass auch Vodafone und Telefónica diesen Standort zukünftig 

nutzen werden. 

Für eine flächendeckende 5G Versorgung im Frequenzbereich 3,6 GHz ist indessen bereits absehbar, dass 

dieser Standort allein nicht ausreichend sein wird. Zudem beinhaltet die Gemarkung Immendingen zahl-

reiche Ortsteile, die topografisch über diesen Standort aus funktechnischer Sicht nicht erreicht werden 

können. Daher muss davon ausgegangen werden, dass mehrere neue Standorte zur flächendeckenden 

5G-Versorgung errichtet werden müssen. 

Die Auswahl der Standorte wird in Abbildung 11 bis Abbildung 14 sowie in Tabelle 6 dargestellt. Dabei 

stellen die Standorte 2 und 4 Alternativlösungen dar. Die Einzelstandorte in den Ortsteilen sind hingegen 

aufgrund der topografischen Abschattung alternativlos. 
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Abbildung 11: Standorte Auswahl Immendingen/Zimmern Kernort 

 

 

Abbildung 12: Auswahl Standorte Immendingen-Ippingen 
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Abbildung 13: Auswahl Standort Immendingen-Hattingen 

    

Abbildung 14: Auswahl Standorte Immendingen-Mauenheim 
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Tabelle 6: Kurzbeschreibung der Standorte Immendingen 

Nr.  Gemeindeort Standortbeschreibung 5G-Versor-

gung 

Netzabdeckung 

1 An der Steig 11 Telekom Vermittlungs-

stelle 

2,1/3,6 GHz Kernort, westlicher Stadtteil 

2 Schwarzwaldstr. 51 Gelände Hauptzollamt 2,1/3,6 GHz Bahnhof, östlicher Stadtteil 

3 Freifläche Gemeinde Hanglage Sportgelände Alle Frequenzen Sportgelände, nördlicher Stadtteil 

4 Im Gewerbepark Bahnübergang Bahnhof 2,1/3,6 GHz Bahnhof, Kernort, Gewerbegebiet 

5 Bahngelände Zim-

mern 

SWEG Gebäude Alle Frequenzen Zimmern/ Hintschingen 

6 Friedhofstr., Zim-

mern 

Parkplatz Friedhof Alle Frequenzen Zimmern flächendeckend 

7 OT Ippingen Gemeindegrundstück 

Hanglage 

700MHz/2,1GHz Ippingen flächendeckend 

8 OT Hattingen Gemeindegrundstück in-

nerorts 

3,6 GHz Mauenheim flächendeckend 

9 OT Mauenheim Bushaltestelle Zentrum 3,6 GHz Hattingen flächendeckend 
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 Mühlheim a.d. Donau 

Die Stadt Mühlheim an der Donau wurde bislang von zwei Mobilfunkstandorten am Stadtrand versorgt, 

allerdings weitgehend nur mit 3G-Mobilfunktechnologie. Dies wurde in Projektphase 1 im Gemeinde 

Steckbrief bereits dargestellt und mit einer Handlungsempfehlung zum Lückenschluss versehen. Wie in 

Kapitel 2.2.1.1 bereits ausführlich beschrieben, besteht die Versorgungslücke durch die Errichtung eines 

neuen Funkmastes am Standort der Telekom Vermittlungsstelle, Grießweg 16 in der Vorstadt zwischen-

zeitlich nicht mehr. Aufgrund der Höhe des Mastes von ca. 32 m ist die erste Ausbaustufe einer flächen-

deckenden 5G- Versorgung im gesamten Stadtbereich möglich. 

Der weitere Ausbau zu einer „reinen“ 5G-Versorgung (siehe Kapitel 2.3) wird indessen die Errichtung er-

gänzender Funkstandorte erfordern. Insbesondere zur Versorgung des Ortsteils Stetten sowie der Ober-

stadt sind die in Abbildung 15 dargestellten zusätzlichen Standorte erforderlich.  

 

Abbildung 15: Ausgewählte Standorte in der Stadt Mühlheim a.d. Donau 
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Tabelle 7: Kurzbeschreibung der Standorte Mühlheim a.d. Donau 

 Verifikation der Standorte über eine Funknetzplanung 

Sämtliche in Kapitel 3.2.1 bis 3.2.4 beschriebenen Standorte wurden über eine Funknetzplanung verifi-

ziert. Dazu wird die Funk-Abstrahlung am Antennenstandort simuliert und eine Karte der innerörtlichen 

Netzabdeckung generiert. 

Die Funknetzplanung wird in den Steckbriefen der Musterkommunen unter Kapitel 6 in Form von Abde-

ckungskarten zu den ausgewählten Standorten dokumentiert und hinsichtlich des zu erwartenden 5G-

Versorgungsgrades analysiert.   

 

Nr.  Gemeindeort Standortbeschreibung 5G-Versorgung Netzabdeckung 

1 Oberstadt Hochbehälter Ettenberg 3,6 GHz Oberstadt 

2 Vorstadt, Bahnhof Neuer Maststandort Tele-

kom 

Alle Frequenzen Vorstadt 

3 Hochbehälter Anhöhe nördlicher Orts-

rand, Gemeindefläche 

Alle Frequenzen Vorstadt 

4 Ehemaliger Hochbehäl-

ter  

Anhöhe nördlicher Orts-

rand, Gemeindefläche 

Alle Frequenzen OT Stetten 
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3.3 Standardisierte Verfahren (Hochschule Kehl) 

Neben einem standardisierten Prozess zur Standortfindung unter größtmöglicher Akzeptanz der Bevölke-

rung führt auch die bislang für jeden Standort individuelle Behandlung der Genehmigungsverfahren und 

Vertragsgestaltung zu erheblicher Verzögerung bei der Umsetzung eines Mobilfunkausbaus. Wie in Kapi-

tel 1.3 bereits angedeutet können auch hier standardisierte Verfahren unter Bereitstellung von Blaupau-

sen für Genehmigungsverfahren und Vertragsgestaltung zur signifikanten Beschleunigung führen. Neben 

der Bürgerbeteiligung und Standortfindung bildet dieser Aspekt einen wesentlichen Beitrag in der Pro-

jektphase 2. 

Die Projektinhalte des Kapitels 3.3 wurden von dem Kehler Institut für angewandte Forschung (KIAF), 

Prof. Frey, beigetragen. Die vollständigen Projektbeiträge sind als Anlagen dem vorliegenden Dokument 

beigefügt (siehe Anlagenverzeichnis). Im Folgenden werden zur Übersicht die Schlussfolgerungen aus 

den jeweiligen Projektberichten in der Originalfassung wiedergegeben.  

 Rahmenbedingungen für die Vertragsgestaltung (Anlage 1) 

Fazit aus dem Projektbericht „Rahmenbedingungen für die Vertragsgestaltung“: 

Ein relevanter Teil in der Standortfindung spielt sich also auch im Privatrecht ab. Die zivilrechtlichen Ei-

gentums- und Nutzungsregelungen bilden in der vertraglichen Ausgestaltung die zentrale Rolle.   

Hierbei sollten Rahmenverträge im Small Cell Rollout genutzt werden, um den Bürokratieaufwand gering 

zu halten. Für Makrostandorte werden Nutzungsverträge abgeschlossen, welche sowohl die Interessen 

der Mobilfunkunternehmen als auch die der Gemeinde gerecht widerspiegeln sollten. Hierzu können die 

Musterverträge der DStGB genutzt werden, welche sich auch im Anhang wiederfinden. 

Hervorzuheben ist hier nochmals das Verbeiben des Eigentums an der Mobilfunkanlage beim Mobilfunk-

unternehmen selbst, insoweit dieses den Mobilfunkmasten errichtet und die Gemeinde Eigentümerin des 

Grundstückes ist.  

Nicht nur politisch gesehen ist die Eigentumsfrage des Standortes ein wichtiges Steuerungselement, da 

die Gemeinde hier als Eigentümerin des fraglichen Grundstückes die größten Einflussmöglichkeiten hat 

(s. a. den Projektbericht "Rechtliche Aspekte und Blaupausen zum Genehmigungsverfahren“). 

Dies ist ebenfalls der Grund, weshalb die Gemeinden in die Bereitstellung öffentlicher Liegenschaften und 

Trägerinfrastruktur investieren sollten. Nebenbei wird so der Ausbau beschleunigt.  
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Die Zurverfügungstellung der öffentlichen Liegenschaften sollte jedoch gegen ein verhältnismäßiges Ent-

gelt stattfinden. 

 Genehmigungsrechtliche Aspekt/Blaupausen zum Genehmigungsver-

fahren (Anlage 2) 

Fazit mit Handlungsempfehlungen aus dem Projektbericht „Rechtliche Aspekte und Blaupausen zum 

Genehmigungsverfahren“ 

Die Verschlankung und Beschleunigung der Genehmigungsverfahren, könnte zum Einen durch Koordina-

toren (in der Mobilfunkstrategie bspw. Mobilfunklotse genannt)1 umgesetzt werden.2 Mit Kenntnissen 

der Zuständigkeiten und Hintergründe können diese im Verfahren Anleitung, Hilfestellung und Informati-

onen bereitstellen sowie Beziehungen zwischen den verschiedenen Akteuren herstellen. Als Ebene er-

scheint entweder die Kreis- oder Regierungsbezirksebene sinnhaft. Aufgrund der teilweise sehr unter-

schiedlich geprägten Kommunen, kann so besser auf die jeweiligen Bedürfnisse eingegangen werden, 

gleichzeitig kann die Übersicht gewahrt bleiben. 

Hier können Informationen über mögliche mitnutzbare Standorte sowohl vonseiten der Gemeinden wie 

auch der Mobilfunkbetreiber geteilt werden, um die weitere Abdeckung zu beschleunigen. 

Für die technische Voraussetzung und den Anschluss der Mobilfunkanlagen wird weiterer Breitbandaus-

bau benötigt.  

Die Verfahrensfreistellung von Mobilfunkmasten höher als 10 Metern führt nicht zu einer Verfahrensbe-

schleunigung, da gleichwohl alle weiteren Genehmigungen einzuholen sind. Sie ist damit abzulehnen. 

Einzelfallbeurteilungen sind zwar nicht verfahrensbeschleunigend, aber im Baurecht je nach Norm unver-

meidbar. Da das Bauordnungsrecht vor allem der Gefahrenabwehr dient und damit dem Schutze der Be-

völkerung, ist hier mit einer etwaigen Standardisierung und Verbescheidungsfristen vorsichtig umzuge-

hen. Ergangene Rechtsprechung kann hier aber eine grobe Anleitung zum weiteren Vorgehen geben. Von 

einer Lockerung im Bereich der Abstandsflächen ist jedoch auf jeden Fall abzusehen. 

 
1 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 28 ff. 
2 Bundesregierung, S. 28. 
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Für die städtebaulichen Relevanz, § 29 Abs. 1 BauGB, wäre eine verbindliche Richtlinie für Mobilfunkanla-

gen anhand von Höhenangaben und Gestaltungsangaben vom Bundesministerium sinnhaft. Anhand des-

sen kann schnell und standardisiert vorgegangen werden. 

Die Aufnahme von Mobilfunkanlagen in den Katalog der zulässigen Nebenanlagen der §§ 2 – 4 BauNVO 

sollte allerdings unterlassen werden. Die generelle Zulässigkeit würde dem Sinn und besonderem Schutz 

der Baugebiete widersprechen. 

Möglichkeiten zur Beschleunigung der Verfahren ergeben sich aufgrund der Konzentrationswirkung be-

reits im Denkmalschutzrecht und Naturschutzrecht. 

Die weitere ästhetische Anpassung, wie sie bspw. das Umeå Institute of Design verfolgt3, sollten weiter-

hin umgesetzt werden. Im weiteren Small Cell Rollout verhindert dies ästhetisches Anstoßnehmen an den 

neuen Antennen. Die Anpassung an das Ortsbild könnte auch bei Kulturdenkmälern mit dem Einfügen in 

das Gesamtbild weiterhelfen. 

Perspektivisch auf das Autonome Fahren hin betrachtet, gilt es die Reglungen des Bundesfernstraßenge-

setz (FStrG) und des Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG) anzupassen. Die bisher benötigten und 

aufwendigen Sondergenehmigungen sind nicht mehr zukunftsträchtig. Hier muss in Zukunft eine andere 

Regelung geschaffen werden. 

Generelles Wegerecht über jegliche Wege, ob privat oder öffentlich, muss abgelehnt werden. 

Beim Drittschutz ist zu beachten, dass sich die Nachbarbegriffe im Baurecht und Immissionsschutzrecht 

unterscheiden und sich eine Klage wegen Gesundheitsvorsorge bei Einhaltung der Grenzwerte der 

26.BImSchV regelmäßig als unbegründet erweisen wird. 

Generell wäre eine digitale Beantragung zur Standardisierung und Beschleunigung wünschenswert, 

§ 53 Abs. 2 LBO i. V. m. § 126 b BGB. Natürlich würde zudem eine generelle Annäherung der je nach Bun-

desland unterschiedlichen Landesbauordnungen den Mobilfunkbetreibern ebenfalls Arbeit abnehmen. 

Small Cells sind zudem generell von den Verfahren auszuschließen, dies ergibt sich sowohl aus der fehlen-

den städtebaulichen Relevanz, der Verfahrensfreiheit und dem EKEK. 

 
3 Umeå Institute of Design: Taking centre stage - Designing for a 5G society. 
http://www.dh.umu.se/en/news-archive/?id=37969, 10/2019, 17.02.2020. 

http://www.dh.umu.se/en/news-archive/?id=37969


45 
 
 

Der größte kommunale Handlungsspielraum ergibt sich aus dem Eigentum am Grundstück. Um hier an 

mehr Einfluss zu gewinnen, kann die Gemeinde kommunale Liegenschaften und Trägerinfrastrukturen auf 

ihre Eignung im weiteren Mobilfunkausbau prüfen und aktiv mit geeigneten Grundstücken und den Daten 

auf die Mobilfunkbetreiber zugehen. Politisch schwierige Standorte wie Kindergärten etc. können damit 

im Vorfeld aussortiert werden. 

Bauleitplanerisch kann die Gemeinde ebenfalls vorgehen, hier kann sie aber versehentlich oder willentlich 

die Konsensfindung mit den TKUs erschweren.  

Örtliche Bauvorschriften können vor allem den Schutz besonders erhaltens- oder schutzwürdiger Ortsbil-

der gewährleisten, aber schwerlich zur Standortplanung eingesetzt werden.  

Im Baugenehmigungsverfahren selbst kann die Gemeinde nur über Verfahrensbeteiligung Einfluss neh-

men, hat hierbei aber keinerlei Vetorecht, denn der Bauherr hat einen Rechtsanspruch auf Erteilung der 

Genehmigung. 

Insgesamt gesehen ist es für die Gemeinden besser im Konsens mit den Mobilfunkbetreibern zu stehen, 

denn langfristig ermöglichen die neuen Technologien eine bessere Daseinsfürsorge für die Bürger, wirt-

schaftliche Stärke und die Erhöhung der Standortattraktivität sowie Verbesserung der Kommunikations-

möglichkeiten im Ort.  

Abgesehen von diesen faktischen Empfehlungen, soll hier noch verdeutlicht werden, dass die Angst der 

Bevölkerung immer miteinbezogen werden muss. Sowohl TKUs als auch Gemeinden sollten hier aktiv auf 

die Bevölkerung zugehen und sich mit den Sorgen auseinandersetzen. Es gilt hier auch, das Wissen rund 

um den 5G-Ausbau sowohl bei den Bürgern wie auch bei den Gemeindemitarbeitern zu erweitern und zu 

festigen. Die Kommunikationsinitiative des Bundes kann hier erste Grundsteine legen, auf die die Gemein-

den aufbauen können. 
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4 Bürgerbeteiligung (Anlage 3) 

Gerade der Funknetzausbau stößt bei der Bevölkerung oftmals auf Skepsis hinsichtlich der gesundheitli-

chen Auswirkungen. Ausreichende wissenschaftliche Erkenntnisse zur abschließenden Beurteilung liegen 

nicht vor. Insbesondere hinsichtlich eines zukünftigen 5G-Ausbaus wurden zahlreiche kritische Stimmen 

publik, die das umfangreiche Aufstellen von Antennen in sehr hoher Dichte sehr kritisch betrachten. Ent-

sprechende Bedenken in der Bevölkerung sind oftmals vorhanden.  

Durch die konkrete Umsetzungsplanung in Phase 2 wird den einzelnen Kommunen nun ersichtlich, wie 

viele neue Antennenstandorte tatsächlich zu erwarten sind und wie diese innerorts verteilt werden. Es 

wird deutlich, dass nicht von einer oftmals befürchteten, sehr engmaschigen Antennendichte im Ortsin-

neren ausgegangen werden muss. Somit besteht nun die Möglichkeit, gegenüber der Bevölkerung ein 

hohes Maß an Transparenz zu schaffen und damit die schlimmsten Befürchtungen zu relativieren.  

Dabei wurde jedoch im Verlauf der Projektphase 1 bereits deutlich, dass die klassischen Informationsver-

anstaltungen in großem Rahmen (in der Regel mit offener Beteiligung in großen Veranstaltungsräumen) 

nur unzureichend funktionieren. Es gibt hierbei kaum Möglichkeit für sachliche Diskussionen. Vielmehr 

werden derartige Veranstaltungen häufig von plakativen Einwendungen dominiert, die aufgrund großer 

Teilnehmerzahlen nicht vertieft werden können. 

Aus diesem Grunde wurden in der Projektphase 2 neue Formen der Bürgerbeteiligung erarbeitet. Der 

Leitgedanke hierbei ist, einen repräsentativen Teilnehmerkreis der Bürgerschaft einzuladen, die als Mul-

tiplikator für Bürger*Innen mit ähnlicher Interessenslage oder Gesinnung dienen soll. Eine derartige, re-

präsentative Zusammensetzung der Teilnehmer muss dabei Bürger*Innen unterschiedlicher Generatio-

nen, beruflichen Tätigkeitsfeldern, familiärer Situation und Funktionen in der Kommune berücksichtigen 

(zum Beispiel Gemeinderäte, Schulleiter, Feuerwehr, etc.). Weiterhin müssen ortsansässige Unterneh-

mer sowie Repräsentanten von Bürgerinitiativen partizipieren. Im Rahmen eines „Workshop-Formats“ 

werden die Teilnehmer zusammengeführt, um einen sachlichen Diskurs führen zu können und das Für 

und Wider eines 5G-Mobilfunkausbaus tiefergehend zu erörtern. 

Als Ergebnis der Projektphase 2 wird ein Konzept für das neue Format der Bürgerbeteiligung ausgearbei-

tet und für die Umsetzung in den Kommunen zur Verfügung gestellt. Inwieweit in der jeweiligen Kom-

mune die Durchführung dieses Workshops für sinnvoll erachtet wird, muss ein Gemeinderat im Einzelfall 

entscheiden. Auch der richtige Zeitpunkt spielt hierfür eine entscheidende Rolle. So ist es denkbar, dass 
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erst durch die Ankündigung von Ausbaumaßnahmen seitens der Privatwirtschaft das Interesse innerhalb 

der Gemeinde geweckt wird. Die vorliegenden Planungsarbeiten zusammen mit dem neuen Format der 

Bürgerbeteiligung erlauben auch dann die kurzfristige Umsetzung einer Bürgerbeteiligung in fundiertem 

Format. 

Zur Übersicht wird im Folgenden das Fazit des Projektberichts der Hochschule Kehl in Originalfassung 

wiedergegeben. Näheres ist dem Projektbericht zu entnehmen. 

Fazit zu dem Projektbericht „Bürgerbeteiligung“: 

Die kommunale Ebene spielt beim Ausbau des 5G-Mobilfunkstandards eine nicht zu unterschätzende 

Rolle. Die zielgerichtete Nutzung kommunaler Handlungsoptionen sollte dabei Hand in Hand mit der Be-

teiligung der Bürgerinnen und Bürger gehen. Die Partizipation – insbesondere die Bürgerbeteiligung – 

stellt ein zentrales Erfolgskriterium für die technologische Überführung des Mobilfunkstandards in 

Deutschland in die fünfte Generation dar. Gelingt dies nicht, kann der Widerstand aus der Bürgerschaft 

zum Scheitern des 5G-Ausbaus führen.   

Daher ist den politischen Entscheidungsträgern vor Ort anzuraten, frühzeitig ggf. gemeinsam mit Tele-

kommunikationsunternehmen auf die Bürgerschaft zuzugehen und diese an den Teilschritten des Ausbau-

prozesses zu beteiligen. Die Realisation einer wirksamen Bürgerbeteiligung lässt sich nur anhand eines 

maßgeschneiderten Programms erreichen, welches die lokalen Gegebenheiten der betreffenden Kom-

mune in strategisch vorausschauender Weise berücksichtigt. Wird der Mobilfunkausbau mit einem kom-

munalen Mobilfunkkonzept gesteuert, können viele Probleme bereits im Vorfeld abgeklärt werden und 

unbrauchbare sowie konfliktträchtige Standorte bestmöglich vermieden, gleichzeitig aber auch der flä-

chendeckenden Mobilfunkversorgung Rechnung getragen werden.  

Erfolgsfaktoren des Beteiligungsprozesses sind eine frühzeitige Information und Einbeziehung der Bürger-

schaft, die von gegenseitiger Wertschätzung und der Begegnung auf Augenhöhe getragen wird; ferner 

ein auf die örtlichen Begebenheiten maßgeschneiderter, breit adressierter und professionell moderierter 

Beteiligungsprozess mit klar kommunizierten Rahmenbedingungen. Die Trennung von kommunaler Füh-

rung und Moderation des Beteiligungsprozesses ist anzuraten, da sonst die Gefahr einer Vermischung der 

Rollen gegeben ist und beispielsweise der Bürgermeister als Partei wahrgenommen wird. Von großer Be-

deutung ist das Ergebnis des Beteiligungsprozesses, das von allen Bürgern und Interessensgruppen anzu-

erkennen ist. 
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5 Dokumentation 

Sämtliche, in dem Projekt erhobenen, georeferenzierte Daten sind in einem GIS-Format hinterlegt, die 

als Projektdatei dem Auftraggeber übergeben wird. Dabei kommt die offene Anwendung QGIS 3.6 zum 

Einsatz. 

Sofern möglich, wurden externe Datenquellen über API-Schnittstellen mit dem GIS-Projekt verknüpft. 

Dadurch kann gewährleistet werden, dass zu jedem beliebigen Zeitpunkt auf den aktuellen Datenbe-

stand der externen Datenquelle zurückgegriffen werden kann. In diesen Fällen entfällt ein Bedarf an re-

gelmäßiger, manueller Aktualisierung und Pflege. Zudem kann das Kartenmaterial tagesaktuell erstellt 

werden. 

Die folgenden GIS-Layer stehen mit Abschluss der vorliegenden Projektphase 2 zur Verfügung: 

1. Extern verlinkte Datenlayer 

a. Netzabdeckungskarten der Telekom und Vodafone 

2. Manuel erhobene Daten aus dem Projekt 

a. Netzabdeckungskarte der Telefonica (externe Verlinkung nicht möglich) 

b. Mobilfunk-Karte der Bundesnetzagentur mit den Versorgungsdaten der Telekom, Voda-

fone, und Telefonica für 4G- und 5G- Netzabdeckung (externe Verlinkung Gegenstand 

von Phase 3 einschließlich Telefonica) 

c. Funkloch-Karte der Bundesnetzagentur für über die Funk-App erhobenen Messdaten aus 

der Bevölkerung (externe Verlinkung Gegenstand von Phase 3 einschließlich Telefonica) 

d. Informationen über Gemeindestruktur und Mobilfunkbedarf aus Phase 1 (öffentliche Flä-

chen und Gebäude, Schulen, Gewerbegebiete, Wohngebiete, neuralgischen Punkte 

e. Funkstandorte aus der EMF-Datenbank (externe Verlinkung Gegenstand von Phase 3) 

f. Messpunkte aus Verifikationsmessungen im Feld (Phase 1) 

g. Neu zu errichtende Funkstandorte in den Musterkommunen (zu erweitern auf alle Kom-

munen des Landkreises in Phase 3) 
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6 Steckbriefe zur Umsetzung des innerörtlichen 5G Ausbaus in den 

Musterkommunen 

6.1 Gemeinde Bubsheim 

Steckbrief Gemeinde Bubsheim 

Stadt/Gemeinde  
Bubsheim 

 Postleitzahl: 78585 
Fläche: 8,29 km2 
Einwohner: 1369 
(Dez. 2019) 
Teilorte: 
Bubsheim, Anhäuser 
Mühlen 

BM: Thomas Leibinger 
Telefon 07429/508 
eMail: buergermeister@bub-
sheim.de 
 

 

 Struktur und Kategorie 

Die Gemeinde Bubsheim ist die Musterkommune aus der Kategorie 3 (Kapitel 3 und Abschlussbericht 

Phase 1, Kapitel 8.3 und 8.4). Aufgrund der herausragenden Bedeutung des produzierenden Gewerbes 

vor Ort, das u.a. essenziell für die Zulieferindustrie der Automobilindustrie ist, handelt es sich um einen 

möglichen Basisfall für den 5-G Ausbau einer überwiegend industriell geprägten Gemeinde. Demzufolge 

ist ein starkes Verkehrsaufkommen durch Pendler zu verzeichnen. Der private Bedarf ist aufgrund der 

geringen Besiedlungsdichte und ländlichen Prägung moderat, Großveranstaltungen finden in der Regel 

nicht statt.  

 Aktuelle Versorgung 

6.1.2.1 Lage und Ausstattung der bestehenden Mobilfunkmasten 

In der Gemeinde Bubsheim versorgen derzeit alle 3 Mobilfunkanbieter (Telekom, Vodafone, Telefonica) 

mit LTE- Technologie. Es handelt sich somit um einen schwarzen Fleck der Mobilfunkversorgung. Der be-

stehende Mobilfunkmast befindet sich im Eigentum der Vodafone. 
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Tabelle 8: Bestehende Mobilfunkstandorte Gemeinde Bubsheim 

Standort (Ort/Ko-
ordinaten) 

Koordina-
ten 

Versorgungs- 
richtung 

Höhe Sendean-
tenne 

Technologie Mobilfunkbetreiber 
(Annahme aus Ver-
sorgung) 

5G Eigentümer 

Im Westen von 
Bubsheim auf dem 
Berg 

48.117660, 
8.822805 

ONO, O, S, 
SSW, SW 

31m – 
34,2m 

Mobilfunk 2G,3G,4G Telekom, Vodafone, 
Telefonica 

 Vodafone 
GmbH 

 

 Innerörtliche Bedarfe 

Die innerörtlichen Bedarfe leiten sich aus der Kategorisierung gemäß Kapitel 6.1.1 ab. 

6.1.3.1 Prognostizierter 5G-Bedarf mit Verortung in der Gemeinde 

Tabelle 9: Prognostizierter 5G-Bedarf Gemeinde Bubsheim 

Verortung Bedarf 5G-Anforderung 5G Gruppe Frequenz 

Gemeindehalle und Sport-
heim 

Sportereignisse und sons-
tige Veranstaltungen 

Hohe (700 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten 
(3,6 GHz), temporär hohe 
Gerätedichte 

eMBB 700 MHz/ 
3,6 GHz 

Verkehrswege innerorts Pendleraufkommen Park-
platzmanagement Gewer-
begebiet, Buslinien 17/19 

Verkehrssteuerung/ Smart 
City 

eMBB 700 MHz 

Anton Häring KG, GERO 
GmbH & Co. KG, Emminger 
Aluminium GmbH, Richard 
Moser KG Präzisionsdrehteile 

Industrie 4.0 Smart Manufactoring Intelli-
gent Logistik 

mMTC 
URLLC 

26 GHz 

 

6.1.3.2 Innerörtliche 5G-Bereiche für Bürger (700 MHz/2,1GHz/3,6 GHz) 

Im Fall von Bubsheim wären mögliche Einsatzorte die Gemeindehalle und das Sportheim, da es hier zu 

zeitlich befristeten Einzelveranstaltungen mit hohen Teilnehmerzahlen kommen kann. So bietet der SV 

Bubsheim aktuell die Möglichkeit, dort Bundesliga und Champions League Spiele live im Sportheim zu 

sehen. Die genannten Orte werden aus der Karte ersichtlich. 

6.1.3.3 Innerörtliche zur 5G-Vernetzung des öffentlichen Bereichs (3,6 GHz) 

In der Gemeinde Bubsheim sind keine stark frequentierten öffentlichen Bereiche zu verzeichnen. 

6.1.3.4 Innerörtliche 5G-Bereich für Gewerbe (3,6 GHz) 

Die gewerblichen Unternehmen sind an zwei Stellen der Gemeinde konzentriert, wobei das südlichere 

der beiden Gebiete deutlich größer ist und mehr Beschäftigte umfassen als das nördlich gelegene Gewer-

begebiet.  In dem größeren Gebiet sind u.a. die Anton Häring KG, GERO GmbH & Co. KG und die Richard 
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Moser KG ansässig. In den kleineren ist u.a. der Standort der Emminger Aluminium GmbH.  Der Bereich 

mit Wohnungen beziehungsweise Gewerbemischgebiet liegt zwischen diesen zwei Gewerbegebieten, 

sodass man aufgrund der kompakten Siedlungsfläche der Gemeinde von innerörtlichem Gewerbe spre-

chen kann.  

6.1.3.5 Bereiche für Industrie 4.0 (26 GHz) 

Da es sich bei allen genannten Unternehmen um produzierendes Gewerbe aus der industriellen Ferti-

gung handelt, kommt für alle ein möglicher, auf das Produktionsgelände begrenzter 26 GHz-Einsatz in 

Frage. 

 Innerörtliche Verkehrswege (700 MHz/3,6 GHz) 

Bubsheim ist mit drei Nachbargemeinden über direkte Straßen verbunden. So verbindet die Gosheimer 

Straße (K 5904) Bubsheim mit Gosheim und die Böttinger Straße (L 438) Bubsheim mit Böttingen. Dar-

über hinaus ist über die L438 die Nachbargemeinde Egesheim erreichbar. Die Bus Linien 17 und 19 ver-

binden Bubsheim nicht nur mit den benachbarten Gemeinden, sondern darüber hinaus auch mit Städten 

des Landkreises wie Spaichingen und Mühlheim an der Donau. Ab dort besteht eine Zugverbindung nach 

Tuttlingen. Eine Übersicht über die innerörtlichen Verkehrswege bietet Abbildung 17 (die Routen der 

Buslinien 17 und 19 sind in blau eingezeichnet). 

 5G-Ausbauplanung 

6.1.5.1 Funkstandorte 

Der beschriebene Bedarf kann über den bestehenden Funkmast, ergänzt um einen neu zu errichtenden 

Funkstandort im Bürgerhaus, abgedeckt werden. Über den bestehenden Funkmast lässt sich unter Ver-

wendung des niedrigeren Frequenzspektrums der Ort flächendeckend mit höheren Übertragungsraten 

versorgen. Gleichzeitig erlaubt der Standort einen 3,6 GHz Sektor in Richtung des Sportgeländes. 

Der neu zu errichtende Standort befindet sich im Ortszentrum auf dem Gelände des Bürgerhauses. Hier 

steht entweder das Dach des Bürgerhauses oder auch ein eigener Standort auf dem Gelände zur Verfü-

gung. Über diesen Standort lassen sich unter Verwendung des 3,6 GHz Spektrums sehr hohe Übertra-

gungsraten bereitstellen. Beide Standorte befinden sich im Eigentum der Gemeinde. 

Eine Übersicht über die ausgewählten Funkstandorte kann Tabelle 3: Beschreibung der Standorte Bubs-

heim in Kapitel 3.2.1 entnommen werden. 
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Eine 5G-Mobilfunkversorgung mit 26 GHz ist auf dem jeweiligen Firmengelände der in der Bedarfstabelle 

gelisteten Unternehmen zu erwarten. 

6.1.5.2 Ausbauplanung 

Die Hochrüstung des bestehenden Funkmastes mit 5G-Technologie besitzt höchste Priorität. Der neue 

Mobilfunkstandort am Bürgerhaus sollte nach Bedarf zu einem späteren Zeitpunkt eingerichtet werden. 

Aktuell erscheint die Versorgung über den bestehenden Funkmast noch ausreichend. 

 Backboneplanung 

Die aktuelle Planung der Backbonetrassen ist für die Anbindung der vorgeschlagenen Standorte günstig. 

Für den Standort am Bürgerhaus ist nur eine kurze Stichleitung erforderlich. Das Sportgelände wird im 

Rahmen des innerörtlichen Netzausbaus angebunden. In diesem Zuge wäre es möglich, soweit erforder-

lich, eine Glasfaser-Anbindung des bestehenden Mobilfunkmastes für den Eigentümer (Vodafone) bereit-

zustellen. 
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 Gesamtdarstellung der 5G-Ausbauplanung Bubsheim 

 

Abbildung 16: 5G Ausbauplanung in der Gemeinde Bubsheim 

Legende: 

   Gebiet hohen Bedarfs 

 Neuralgischer Punkt mit Mindestabstand (Kindergarten, Schulen, etc.) 

 Ausgewählter 5G-Mobilfunkstandort 

 Eingeschränkt mögliche Standortalternative 

 Gewerbeflächen (26 GHz) 

 Kreis-Backbone: vorhanden/in Planung  
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Abbildung 17: Innerörtliche Hauptverkehrswege 

 

 

Abbildung 18: Möglicher gewerblicher Bedarf mit 26 GHz 
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 Verifikation über die Funknetzplanung für die Gemeinde Bubsheim 
Die ausgewählten Funkstandorte gemäß Tabelle 3: Beschreibung der Standorte Bubsheim in Kapitel 3.2.1. 

wurden hinsichtlich des zu erwartenden 5G-Versorgungsgrades (Stufe 2) über eine Funknetzplanung ve-

rifiziert. 

  

Abbildung 19: Abdeckungskarte Bubsheim: bestehender Mobilfunkmast und Standort Gemeindehalle 

Die Funknetzplanung zeigt auf, dass der bestehende Mobilfunkstandort (Abbildung 19 links) eine flä-

chendeckende Abdeckung der Gemeinde Bubsheim nur mit 5G Stufe 1 (≤ 2,1 GHz) ermöglicht. Um auch 

mit 5G Stufe 2 zu versorgen (3,6 GHz) ist der zusätzliche Standort auf dem Gelände der Gemeindehalle 

erforderlich (Abbildung 19 rechts). 

Beide Standorte zusammen erlauben eine vollständige Versorgung der Gemeinde Bubsheim mit 5G 

Stufe 2 im 3,6 GHz Bereich. 
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6.2 Gemeinde Denkingen 

Steckbrief Gemeinde Denkingen 

Stadt/Gemeinde  
Denkingen 

Postleitzahl: 78588 
Fläche: 15,03 km2 
Einwohner: 2702 (Dez. 2019) 
Teilorte: 
Denkingen, Erlenmühle und 
Klippeneck 

BM: Rudolf Wuhrer 
Telefon 07424/9706-0  
eMail: wuhrer@denkingen.de 

 

 Struktur und Kategorie 

Die Gemeinde Denkingen ist die Musterkommune aus der Kategorie 2 (Kapitel 3 und Abschlussbericht 

Phase 1, Kapitel 8.3 und 8.4). Sie ist geprägt durch den prognostizierten Bedarf für mehrere 5G-Anwen-

dungsgruppen im Bereich von IoT und Industrie 4.0, gleichzeitig jedoch aufgrund der ländlichen Struktu-

ren und geringeren Besiedlungsdichte (hoher Anteil an Einfamilienhäusern) mit moderatem Nutzungs-

grad.  

 Aktuelle Versorgung 

In der Gemeinde Denkingen versorgen derzeit alle 3 Mobilfunkanbieter (Telekom, Vodafone, Telefonica) 

mit LTE- Technologie. Es handelt sich somit um einen schwarzen Fleck der Mobilfunkversorgung.    

6.2.2.1 Lage und Ausstattung der Mobilfunkmasten 

In der Gemeinde Denkingen gibt es derzeit 2 bestehende Mobilfunkmasten. Der für die Versorgung der 

Gemeinde maßgebliche Funkstandort ist der ca. 25 m hohe Stahlgittermast am Schützenhaus auf einer 

Anhöhe mit direktem Sichtkontakt zur gesamten Gemeindefläche. 

Ergänzend besteht ein kleiner Funkstandort freistehend auf einer Anhöhe im nordöstlichen Teil des Ge-

meindegebietes. Er weist nur eine Höhe von wenigen Metern auf und wird für einen Antennensektor ge-

nutzt. Der tatsächliche Beitrag zur Versorgung der Gemeinde Denkingen konnte nicht im Detail erhoben 

werden. 
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Tabelle 10: Bestehende Mobilfunkstandorte Gemeinde Denkingen 

Standort (Ort/Ko-
ordinaten) 

Koordi- 
naten 

Versorgungs- 
richtung 

Höhe Sende- 
antenne 

Technologie Mobilfunkbetreiber 
(Annahme aus Ver-
sorgung) 

5G Eigentümer 

Beim Schützen-
haus, SO von 
Denkingen 

48.102106, 
8.744876 

NNO, SSW, 
WSW, WNW, 
NW 

20m  - 
28,9m 

Mobilfunk 2G,3G,(4G 
nur Voda-
fone) 

Telekom, Vodafone, 
Telefonica 

 Vodafone 
GmbH 

Freistehend auf 
Feld auf Anhöhe 

48.113007, 
8.747492 

WSW 7,9m Mobilfunk 2G,3G Telefonica  Telefonica 
GmbH 

 

 Innerörtliche Bedarfe 

Die innerörtlichen Bedarfe leiten sich aus der Kategorisierung gemäß Kapitel 6.2.1 ab. 

6.2.3.1 Prognostizierter 5G-Bedarf mit Verortung in der Gemeinde 

Tabelle 11: Prognostizierte 5G-Bedarf Gemeinde Denkingen 

Verortung Bedarf 
 

Anwendung 5G-Gruppe Frequenz 

Bürgerhaus, Sportheim, Fest-
halle, Segelfluggelände Klip-
peneck  

Sportereignisse und 
sonstige Veranstaltun-
gen  
 

Hohe (800 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten 
(3,6 GHz) Temporär hohe 
Nutzerdichte bei Veranstal-
tungen 

eMBB 800 MHz - 
3,6 GHz 

Paul Kauth GmbH& Co. KG, 
Schwer Fittings GmbH, SDN 
Präzisionstechnik GmbH, Loga 
Präzisionsteile GmbH & Co. KG, 
fimotec-fischer GmbH & Co. 
KG, STREICHER-PLAST GMBH & 
CO. KG 

Industrie 4.0 Smart Manufactoring Intelli-
gent Logistik  
 

mMTC 3,6/ 26 
GHz 

Paul Kauth GmbH& Co. KG, 
Schwer Fittings GmbH 

Produktionsstandort High-End Smart Manufacto-
ring 

URLLC 26 GHz 

 

6.2.3.2 Innerörtliche 5G-Bereiche für Bürger (700 MHz/2,1 GHz/3,6 GHz) 

Im Denkingen wären das Bürgerhaus, das Sportheim mit der benachbarten Festhalle sowie das Segelflug-

gelände mögliche Einsatzorte für 5G-Anwendungen, da es hier temporär zu sehr hohen Datenraten mit 

zeitgleich hoher Nutzerzahl kommen kann. Die genannten Orte finden sich auf der Abbildung 20 wieder. 

6.2.3.3 Innerörtliche zur 5G-Vernetzung des öffentlichen Bereichs (3,6 GHz) 

In der Gemeinde Denkingen sind keine stark frequentierten öffentliche Bereiche zu verzeichnen. 
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6.2.3.4 Innerörtliche 5G-Bereich für Gewerbe (3,6 GHz) 

Die gewerblichen Unternehmen sind an zwei Stellen der Gemeinde konzentriert. Bei dem größeren Ge-

biet handelt es sich um ein industriell geprägtes Gewerbegebiet, in welchem unter anderem die Paul 

Kauth GmbH& Co. KG, Schwer Fittings GmbH, SDN Präzisionstechnik GmbH und die Loga Präzisionsteile 

GmbH & Co. KG ihren Sitz haben. Das kleinere der beiden Gebiete entspricht einem Gewerbemischge-

biet. Dort sind u.a. die fimotec-fischer GmbH & Co. KG und die STREICHER-PLAST GMBH & CO. KG ansäs-

sig.  

6.2.3.5 Bereiche für Industrie 4.0 (26 GHz) 

Insbesondere bei den Unternehmen aus dem größeren Gewerbegebiet kann ein möglicher, auf das Pro-

duktionsgelände begrenzter 26 GHz Einsatz in Frage kommen. 

 Innerörtliche Verkehrswege (700 MHz/3,6 GHz) 

Die L433 verbindet Denkingen mit den Nachbarorten Aldingen und Gosheim.  Über die K5907 besteht 

eine Verbindung in die Nachbargemeinde Frittlingen und darüber hinaus nach Rottweil. Die Buslinie 43 

verbindet Denkingen mit Aldingen, wo ein Anschluss an den Ringzug besteht. Eine Übersicht über die in-

nerörtlichen Verkehrswege bietet Abbildung 21. 

 5G-Ausbauplanung 

6.2.5.1 Funkstandorte 

Der beschriebene Bedarf kann über den bestehenden Funkmast, ergänzt um mehrere, innerorts neu zu 

errichtenden Funkstandorte abgedeckt werden. Über den bestehenden Funkmast lässt sich unter Ver-

wendung des niedrigeren Frequenzspektrums von 800 MHz-2,1 GHz der Ort auch weiterhin flächende-

ckend mit höheren Übertragungsraten versorgen. 

Für eine flächendeckende 5G-Versorgung im 3,6 GHz Bereich sind hingegen zusätzliche Funkstandorte 

innerorts erforderlich. Die Standorte „fimotec/Fetzer/Feuerwehr“ stellen hier bereits eine flächende-

ckende Abdeckung in wesentlichen Teilen der Gemeinde sicher. Standort „Firma Becker“ wäre ergän-

zend erforderlich, wenn eine entsprechende Nachfrage nach sehr hohen Übertragungsraten entsteht. 

Eine 5G-Mobilfunkversorgung mit 26 GHz ist auf dem jeweiligen Firmengelände der in der Bedarfstabelle 

gelisteten Unternehmen zu erwarten. 

Eine Übersicht über die ausgewählten Funkstandorte kann  

Tabelle 4: Kurzbeschreibung der Standorte Denkingen in Kapitel 3.2.2 entnommen werden. 
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6.2.5.2 Ausbauplanung 

Die Hochrüstung des bestehenden Funkmastes am Schützenhaus mit 5G-Technologie besitzt höchste Pri-

orität. Die neuen, innerörtlichen Mobilfunkstandorte sollten nach Bedarf zu einem späteren Zeitpunkt 

eingerichtet werden. Aktuell erscheint die Versorgung über den bestehenden Funkmast noch ausrei-

chend. 

 Backboneplanung 

Die aktuelle Planung der Backbonetrasse stellt die Anbindung der Gemeinde Denkingen sicher. Insbeson-

dere die Anbindung des ausgewählten Standortes auf dem Feuerwehrgelände kann über die derzeitige 

Backboneplanung direkt gewährleistet werden. Es kann davon ausgegangen werden, dass der beste-

hende Mobilfunkmast bereits über eine Glasfaser Anbindung verfügt. Dies müsste für die weiteren Pla-

nungen der Backbonetrassen über die Gemeinde Denkingen hinaus jedoch nochmals überprüft werden. 

Die weiteren, innerörtlichen Standorte wären entsprechend Bestandteil einer innerörtlichen FTTB-Pla-

nung und Ausbau. Dabei könnten die Ortsbereiche mit ausgewählten Mobilfunkstandorten entsprechend 

priorisiert werden. 
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 Gesamtdarstellung der 5G-Ausbauplanung Denkingen 

 

Abbildung 20: 5G-Ausbplanung in der Gemeinde Denkingen 

Legende:  

 Gebiet hohen Bedarfs  

 Neuralgischer Punkt mit Mindestabstand (Kindergarten, Schulen, etc.)  

 Ausgewählter 5G-Mobilfunkstandort  

 Eingeschränkt mögliche Standortalternative  

 Gewerbeflächen (26 GHz)  

Kreis-Backbone: vorhanden/in Planung 
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Abbildung 21: Innerörtliche Hauptverkehrswege 

 

Abbildung 22: Möglicher gewerblicher Bedarf mit 26 GHz 



Verifikation über die Funknetzplanung für die Gemeinde Denkingen 
Die ausgewählten Funkstandorte gemäß Kapitel 3.2.2 wurden hinsichtlich des zu erwartenden 5G-Ver-

sorgungsgrades (Stufe 2) über eine Funknetzplanung verifiziert. 

Abbildung 23: Abdeckungskarte 1, Denkingen : bestehender Mast (links) und Standort Fetzer (rechts) 

Abbildung 24: Abdeckungskarte 2, Denkingen: Fa. Fimotec (links) und Feuerwehrhaus (rechts) 

Die Funknetzplanung zeigt auf, dass der bestehende Mobilfunkstandort (Abbildung 23 links) bestenfalls 

eine flächendeckende Abdeckung der Gemeinde Denkingen nur mit 5G Stufe 1 (≤ 2,1 GHz) ermöglicht. 

Um auch mit 5G Stufe 2 zu versorgen (3,6 GHz) sind die drei zusätzlichen Standorte zwingend erforder-

lich (Abbildung 23 rechts und Abbildung 24). 

Die drei neuen Standorte zusammen erlauben eine vollständige Versorgung der Gemeinde Denkingen 

mit 5G Stufe 2 im 3,6 GHz Bereich. 
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6.3 Gemeinde Immendingen 

Steckbrief Gemeinde Immendingen 

Stadt/Gemeinde 
Immendingen 

Postleitzahl: 78194 
Fläche: 74,03 km²
Einwohner: 6353 (Dez. 2019), ca. 3000 im 
Kernort 
Teilorte: 
Hattingen, Hintschingen, Ippingen, Mauen-
heim und Zimmern 

BM: Manuel Staerk 
Telefon: (0 74 62) 24-240 
eMail: manuel.staerk@im-
mendingen.de 

Struktur und Kategorie 
Die Gemeinde Immendingen ist die Musterkommune aus der Kategorie 4 (Kapitel 3 und Abschlussbericht 

Phase 1, Kapitel 8.3 und 8.4). In dieser Kategorie bildet die Mobilität einen Schwerpunkt. Daher wird ein 

besonderer Fokus auf die Versorgung von innerörtlichen Verkehrswegen gelegt. Die Gemeinde Immen-

dingen erfüllt die Anforderungen, da sie einen Verkehrsknotenpunkt zwischen Schiene und Straße bildet 

sowie im Bereich der Teststrecke der Daimler AG anspruchsvolle Mobilitätsinfrastruktur bereitstellen 

muss. 

Etwa 40% der Beschäftigten in der Gemeinde sind im produzierenden Gewerbe tätig. Immendingen 

weist eine hohe Zahl an Pendlern auf, insbesondere Auspendler sind stark vertreten, woraus ebenfalls 

ein hoher Mobilitätsanspruch entsteht. 

Aktuelle Versorgung 

Die Gemeinde Immendingen mit ihren Ortsteilen wird derzeit über 3 Mobilfunkstandorte auf den Anhö-

hen am Ortsrand versorgt. Die größte Netzabdeckung stellt die Telefonica bereit, allerdings ohne den 

Ortsteil Ippingen. Vodafone bietet eine Versorgung in den Ortsteilen, nicht aber im Kernort mit Zimmern. 

Die Telekom weist den geringsten Versorgungsgrad auf. Näheres zur aktuellen Versorgung kann Kapitel 

3.2.3, Tabelle 5: Versorgung der Gemeinde Immendingen mit Ortsteilen entnommen werden.   
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6.3.2.1 Lage und Ausstattung der Mobilfunkmasten 

Tabelle 12: Bestehende Mobilfunkstandorte Gemeinde Immendingen 

Standort (Ort/Ko-
ordinaten) 

Koordina-
ten 

Versor-
gungsrich-
tung 

Höhe Sende- 
antenne 

Technolo-
gie 

Mobilfunkbetrei-
ber (Annahme 
aus Versorgung) 

5G Eigentü-
mer 

Berg im Osten Im-
mendingens 

47.941634, 
8.744154 

N, ONO, S, 
W 

34m Mobil-
funk 

2G, 3G, 4G Telekom Deutsche 
Funkturm 
GmbH 

Südl. der Stadt und 
der Donau auf An-
höhe 

47.934545, 
8.737352 

N, OSO, W, 
NNW 

25,5m, 
29,8m 

Mobil-
funk 

2G, 3G, 4G Vodafone Vodafone 
GmbH 

NW des Daimler-
testgeländes, südl. 
der Stadt und der 
Donau 

47.929516, 
8.728469 

NO, SO, 
WSW 

19,7m, 
22,2 

Mobil-
funk 

2G,3G, 4G Telefonica Telefonica 

Innerörtliche Bedarfe 

Die innerörtlichen Bedarfe leiten sich aus der Kategorisierung gemäß Kapitel 6.3.1 ab. 

6.3.3.1 Prognostizierter 5G-Bedarf mit Verortung in der Gemeinde 

Tabelle 13: Prognostizierter 5G-Bedarf Gemeinde Immendingen 

Verortung Bedarf Anwendung 5G-Gruppe Frequenz 

Bahnhöfe, Donauhalle, Schulgelände 
(mehrere Schulen) + Sportplatz 

Pendlerverkehr 
Bahn, Schulbe-
trieb, Sportveran-
staltungen 

Hohe (800 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten (3,6 
GHz), temporär hohe Nutzer-
dichte bei Veranstaltungen  

eMBB 800 MHz - 3,6 
GHz 

Oberes und unteres Schloss, Donau-
versinkung 

Besuchergruppen 
Sehenswürdigkei-
ten, Mobile VR 
und AR-Anwen-
dungen 

Hohe (800 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten (3,6 
GHz), temporär hohe Nutzer-
dichte bei Veranstaltungen 

eMBB 800 MHz - 3,6 
GHz 

Bahnhöfe Immendingen und OT Zim-
mern, Stadtzentrum (Zug- und Bus-
bahnhof) 

Pendlerverkehr, 
Verkehrssteue-
rung/Smart City 

„reines“ 5G mit kurzen Laten-
zen 

eMBB 3,6 GHz 

formo Werkzeug- und Modellbau 
GmbH  
Leukhardt Schaltanlagen GmbH 

Industrie 4.0 Smart Manufactoring Intelli-
gent Logistik  

URLLC 3,6/ 26 GHz 

Daimler AG, Testgelände und Umge-
bung 

Car-to-X Anwen-
dungen 

„reines“ 5G mit kurzen Laten-
zen 

URLLC 3,6/26 GHz 
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6.3.3.2 Innerörtliche 5G-Bereiche für Bürger (700 MHz/2,1 GHz/3,6 GHz) 

In der Gemeinde Immendingen kommen sehr unterschiedliche Anwendungsfelder zum Einsatz. Zum ei-

nen temporär stark frequentierte Plätze (Sehenswürdigkeiten, Sportplatz) oder dauerhaft hoch frequen-

tierte Plätze (Bahnhöfe, Schulen). Weiterhin finden sich Orte, in denen eine große Teilnehmerzahl für 

einen relativ kurzen Zeitraum zusammenkommt, wie etwa den Zentren des öffentlichen Personennah-

verkehrs, insbesondere dem Bahnhof Immendingen, als Zugknotenpunkt mit Busbahnhof. 

6.3.3.3 Innerörtliche zur 5G-Vernetzung des öffentlichen Bereichs (3,6 GHz) 

Sowohl der Durchgangsverkehr wie auch der Verkehr der durch Ein- und Auspendler sind in der Ge-

meinde Immendingen von Bedeutung. Dies kann zum einen die Steuerung des lokalen Verkehrsaufkom-

mens umfassen, wie auch die Bereitstellung von Echtzeit Daten, die überregional verwendet werden 

können, um einen effizienten Verkehrsfluss steuern zu können.  

6.3.3.4 Innerörtliche 5G-Bereich für Gewerbe (3,6 GHz) 

Im Bereich der innerörtlichen 5G Anwendung für Gewerbe gibt es zwei Bereiche von Interesse, zum ei-

nen das Gewerbegebiet in Immendingen, welches zwischen dem Bahnhof und der Donau liegt, und zum 

anderen das Gewerbemischgebiet im OT Zimmern. Da die produzierenden Gewerbe in der Gemeinde nur 

unterdurchschnittlich vertreten sind, gibt es nur sehr vereinzelt und auch in vergleichbar geringem Um-

fang Orte die einer vordringlichen Versorgung mit 5G bedürfen.  

6.3.3.5 Bereiche für Industrie 4.0 (26 GHz) 

Reine Produktionsstandorte spielen in der Gemeinde Immendingen eine untergeordnete Rolle. Daher 

sind Anwendungen im Bereich Industrie 4.0 bestenfalls vereinzelt zu erwarten. Insbesondere bei den Un-

ternehmen aus dem größeren Gewerbegebiet kann ein möglicher, auf das Produktionsgelände begrenz-

ter 26 GHz Einsatz in Frage kommen. 

Innerörtliche Verkehrswege (700 MHz/3,6 GHz) 

Von West nach Ost führt die B311 parallel zur Bahnstrecke durch Immendingen und dessen OT Zimmern 

in die Richtungen Freiburg - Ulm. Nach Süden zweigt die L225 in Richtung des Technologie- und Prüfzent-

rums der Daimler AG und weiter zum OT Mauenheim ab und nach Norden die K5921 zum OT Ippingen. 

Die Bahnstrecken führen von Karlsruhe nach Konstanz und von Freiburg nach Ulm, sowie in die Wutach-

schlucht.  Per Bus sind die Ortsteile Hattingen, Ippingen, Hintschingen und Mauenheim erschlossen, der 
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OT Zimmern besitzt für die Ringbahn einen eigenen Zughalt. Ebenso befindet sich am Bahnhof Immen-

dingen der Busbahnhof.  

Eine Übersicht über die innerörtlichen Verkehrswege bietet Abbildung 27. 

5G-Ausbauplanung 

6.3.5.1 Funkstandorte 

In der Gemeinde Immendingen befindet sich ein Vermittlungsstellenstandort der Telekom (siehe Abbil-

dung 11, Standort 1). Aufgrund der zentralen Lage des Standortes und günstigen Topografie ist anzuneh-

men, dass in einem ersten Ausbauschritt der Telekom dieser Standort für die Errichtung eines neuen 

Funkmastes genutzt wird. Da sich das Gelände und die Infrastruktur im Eigentum der Telekom befindet 

und sämtliche technischen Voraussetzungen erfüllt sind, ist dieser Standort für die Telekom weitgehend 

alternativlos. Auch ist davon auszugehen, dass auch Vodafone und Telefónica diesen Standort zukünftig 

nutzen werden. 

Für eine flächendeckende 5G Versorgung im Frequenzbereich 3,6 GHz ist indessen bereits absehbar, dass 

dieser Standort allein nicht ausreichend sein wird. Zudem beinhaltet die Gemarkung Immendingen zahl-

reiche Ortsteile, die topografisch über diesen Standort aus funktechnischer Sicht nicht erreicht werden 

können. Daher muss davon ausgegangen werden, dass mehrere neue Standorte zur flächendeckenden 

5G-Versorgung errichtet werden müssen. 

Eine Übersicht über die ausgewählten Funkstandorte kann Tabelle 6: Kurzbeschreibung der Standorte 

Immendingen Tabelle 3: Beschreibung der Standorte Bubsheimin Kapitel 3.2.3 entnommen werden. Da-

bei stellen die Standorte 2 und 4 Alternativlösungen dar. Die Einzelstandorte in den Ortsteilen sind hin-

gegen aufgrund der topografischen Abschattung alternativlos. 

6.3.5.2 Ausbauplanung 

Es zeigt sich aktuell zwar mindestens ein Versorger in jedem der Ortsteile, doch bietet keiner der drei 

Mobilfunkbetreiber eine durchgängige Versorgung über alle Ortsteile der Gemeinde Immendingen hin-

weg. Hinsichtlich der damit verbundenen Einschränkungen in der Mobilität innerhalb der Kommune ist 

das für die Bevölkerung sehr nachteilig. Erster Ansprechpartner wäre die Telefonica, da deren Netzabde-

ckung bereits am weitesten fortgeschritten ist.  Auch die Telekom sollte hinsichtlich der fehlenden Netz-

abdeckung mit den vorliegenden Standortvorschlägen in die Pflicht genommen werden. Insbesondere 
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sollte mit der Telekom geklärt werden, inwieweit ein Ausbau des Standortes auf dem Gelände der Ver-

mittlungsstelle vorgesehen ist. Über diesen Standort könnte auch die Vodafone ihre Versorgungslücke 

innerhalb des Kernortes schließen.  

Mit diesen Maßnahmen könnte der Gemeinde Immendingen über alle drei Mobilfunkanbieter und Ort-

steile hinweg versorgt werden 

Die neuen 5G-Mobilfunkstandorte im Bereich des Kernortes und Zimmern sollten nach Bedarf zu einem 

späteren Zeitpunkt eingerichtet werden.  

Backboneplanung 

Die aktuelle Planung der Backbonetrasse verläuft entlang der Hauptverkehrsachsen. Sowohl der Kernort 

wie auch sämtliche Ortsteile werden über die Backboneplanung erreicht. Die ausgewählten, innerörtli-

chen Mobilfunkstandorte werden über kurze, noch zu errichtende Zuführungstrasse erreicht. Daher ist 

die derzeitige Backboneplanung für die vorgeschlagene 5G Ausbauplanung geeignet, eine Umplanung ist 

nicht erforderlich. 
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 Gesamtdarstellung der 5G-Ausbauplanung Immendingen 

 

Abbildung 25: 5G-Ausbplanung in der Gemeinde Immendingen, Kernort 

Legende:  

 Gebiet hohen Bedarfs  

 Neuralgischer Punkt mit Mindestabstand (Kindergarten, Schulen, etc.)  

 Ausgewählter 5G-Mobilfunkstandort  

 Eingeschränkt mögliche Standortalternative  

 Gewerbeflächen (26 GHz)  

Kreis-Backbone: vorhanden/in Planung 
 

 



69 

Abbildung 26: 5G-Ausbauplanung der Gemeinde Immendingen, gesamt 

Legende:  

 Gebiet hohen Bedarfs  

 Neuralgischer Punkt mit Mindestabstand (Kindergarten, Schulen, etc.) 

 Ausgewählter 5G-Mobilfunkstandort  

 Eingeschränkt mögliche Standortalternative  

 Gewerbeflächen (26 GHz)  

Kreis-Backbone: vorhanden/in Planung 
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Abbildung 27: Innerörtliche Hauptverkehrswege 

Abbildung 28: Möglicher gewerblicher Bedarf mit 26 GHz 
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Verifikation über die Funknetzplanung für die Gemeinde Immendingen 
Die ausgewählten Funkstandorte gemäß Tabelle 6: Kurzbeschreibung der Standorte Immendingen in Ka-

pitel 3.2.3 wurden hinsichtlich des zu erwartenden 5G-Versorgungsgrades (Stufe 2) über eine Funknetz-

planung verifiziert. 

Abbildung 29: Abdeckungskarte 1, Immendingen Kernort: 

 bestehender Standort (links) und Standort Telekom Hauptverteiler (rechts). 

Abbildung 30: Abdeckungskarte 2, Immendingen Kernort:  

Standort Gewerbepark (links) und Standort SWEG (rechts) 
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Abbildung 31: Abdeckungskarte 3, OT Hattingen: Ortsrand (links) und Ortsmitte (rechts) 

Abbildung 32: Abdeckungskarte 4, OT Mauenheim: Ortsrand (links) und Ortsmitte (rechts) 

Die Funknetzplanung zeigt auf, dass der bestehende Mobilfunkstandort (Abbildung 29, links) bestenfalls 

eine 5G-Abdeckung für den östlichen Teil des Kernorts erlaubt (Stufe 1 und Stufe 2). Um den Kernort flä-

chendeckend mit 5G Stufe 1 und 2 zu versorgen ist der Standort auf dem Gelände des Hauptverteilers 

der Telekom geeignet (Abbildung 29, rechts). Für eine Versorgung des Kernorts, den Gewerbeflächen 

beim Bahnhof und dem OT Zimmern mit 5G Stufe 2 (3,6 GHz) sind die beiden zusätzlichen Standorte in 

Abbildung 30 erforderlich.  

Die drei neuen Standorte im Kernort und OT Zimmern zusammen erlauben eine flächendeckende Versor-

gung mit 5G Stufe 2 im 3,6 GHz Bereich. 
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Für den OT Hattingen wurden 2 Standortalternativen untersucht: An der zentralen Bushaltestelle in der 

Ortsmitte und am Ortsrand (Abbildung 31 links und rechts), da für den Standort in der Ortsmitte wenig 

Akzeptanz unter Bewohner zu erwarten wäre. Die Funknetzplanung zeigt auf, dass beide Standorte eine 

flächendeckende Versorgung mit 5G Stufe 2 erlauben. Daher ist aus Akzeptanzgründen der Standort am 

Rand des Ortsteils Hattingen zu bevorzugen. 

Auch für den OT Mauenheim wurden aus den gleichen Gründen 2 Standortalternativen untersucht: Auf 

dem Gemeindegrundstück in der Ortsmitte und dem Hochbehälter auf der Anhöhe am Ortsrand. Gemäß 

Abbildung 32 zeigt auch in diesem Falle die Funknetzplanung auf, dass eine flächendeckende Versorgung 

mit 5G Stufe 2 über beide Standorte möglich ist. Daher ist auch in diesem Fall aus Akzeptanzgründen der 

Standort am Hochbehälter des Ortsteils Mauenheim zu bevorzugen. 
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6.4 Stadt Mühlheim a.d. Donau 

Steckbrief Stadt Mühlheim a.d. Donau 

Stadt/Gemeinde  
Mühlheim an der Donau 

Postleitzahl: 78570 
Fläche: 21,73 km2 

Einwohner: 3615 (Dez. 2019) 
Teilorte: 
Mühlheim, Stetten, Oberstadt 
 

BM: Jörg Kaltenbach 
Telefon 07463/9940-0 
eMail: joerg.kalten-
bach@muehlheim -donau.de 
Ansprechpartner: 

 

 Struktur und Kategorie 
Die Stadt Mühlheim an der Donau erfüllt diese Kriterien für die Kategorie 1 (Kapitel 3 und Abschlussbe-

richt Phase 1, Kapitel 8.3 und 8.4).. In dieser Kategorie besteht ein hoher Bedarf an 5G-Anwendungssze-

narien im Bereich von IoT und Industrie 4.0 kombiniert mit frequentierten Verkehrswegen (Umsteige-

bahnhöfe) und privatem Bedarf von Bewohnern und Besuchern (Veranstaltungen). 

 Aktuelle Versorgung 

Die Stadt Mülheim an der Donau wurde bislang von zwei Mobilfunkstandorten am Stadtrand versorgt, 

allerdings weitgehend nur mit 3G-Mobilfunktechnologie. Dies wurde in Projektphase 1 im Gemeinde 

Steckbrief bereits dargestellt und mit einer Handlungsempfehlung zum Lückenschluss versehen. Wie in 

Kapitel 2.2.1.1 bereits ausführlich beschrieben, besteht die Versorgungslücke durch die Errichtung eines 

neuen Funkmastes am Standort der Telekom-Vermittlungsstelle, Grießweg 16 in der Vorstadt zwischen-

zeitlich nicht mehr. Aufgrund der Höhe des Mastes von ca. 32 m ist die erste Ausbaustufe einer flächen-

deckenden 5G- Versorgung im gesamten Stadtbereich möglich. 

6.4.2.1 Lage und Ausstattung der Mobilfunkmasten 

Die Stadt Mühlheim a.d. Donau wurde bislang von zwei bestehende Mobilfunkmasten versorgt. Mittler-

weile ist der neue Mobilfunkstandort der Telekom für die Versorgung der Stadt maßgeblich.  
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Tabelle 14: Bestehende Mobilfunkstandorte Stadt Mühlheim a.d. Donau (ohne den neuen Telekom-Stand-

ort) 

Standort  
(Ort/Koordinaten) 

Koordi- 
naten 

Versorgungs- 
richtung 

Höhe Sende-  
antenne 

Technologie Mobilfunkbetreiber 
(Annahme aus Ver-
sorgung) 

5G Eigentümer 

Mühlheim Grießweg 
16 

 360 Grad 32 m Mobilfunk 4G, 5G Telekom Ja Telekom 

Mühlheim Galgen-
berg 

48.035, 
8.879 

O, S 6,8 m Mobilfunk 2G, 3G Telefonica Ja Telefonica 

Mühlheim L443 48.039, 
8.896 

SO, S, SW, 
NNW 

31-34 
m 

Mobilfunk 2G, 3G Telefonica Ja Telefonica 

 

 Innerörtliche Bedarfe 

Die innerörtlichen Bedarfe leiten sich aus der Kategorisierung gemäß Kapitel 6.4.1 ab. 

6.4.3.1 Prognostizierter 5G-Bedarf mit Verortung in der Stadt 

Tabelle 15: Prognostizierte 5G-Bedarf Stadt Mühlheim a.d. Donau 

Verortung Bedarf 
 

Anwendung 5G-Gruppe Frequenz 

Am Torplatz, der Festhalle, Bür-
gerhaus und Gemeindezentrum 
OT Stetten, und dem Sport- 
und Schulgelände 

Sportereignisse und 
sonstige Veranstaltun-
gen  
 

Hohe (800 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten 
(3,6 GHz) Temporär hohe 
Nutzerdichte bei Veranstal-
tungen 

eMBB 800 MHz - 
3,6 GHz 

Schloss Mühlheim, historische 
Oberstadt 

Besuchergruppen Se-
henswürdigkeiten, Mo-
bile VR und AR-Anwen-
dungen 

Hohe (800 MHz) und sehr 
hohe mobile Datenraten 
(3,6 GHz) Temporär hohe 
Nutzerdichte bei Veranstal-
tungen 

eMBB 800 MHz - 
3,6 GHz 

Bahnhöfe Mühlheim und OT 
Stetten, Stadtzentrum 

Verkehrssteue-
rung/Smart City 

„reines“ 5G mit kurzen La-
tenzen 

eMBB 3,6 GHz 

Karl Leibinger Medizintechnik 
(Firmengelände), Altenzentrum 

E-Health „reines“ 5G mit kurzen La-
tenzen 

eMTC 3,6 GHz 

Karl Leibinger Medizintechnik, 
SKF, Stryker Leibinger, WWR  

Industrie 4.0, Produkti-
onsstandort 

Smart Manufactoring Intelli-
gent Logistik High-End 
Smart Manufactoring 
 

mMTC, URLLC 3,6/ 26 
GHz 
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6.4.3.2 Innerörtliche 5G-Bereiche für Bürger (700 MHz/2,1 GHz/3,6 GHz) 

In der Stadt Mühlheim a.d. Donau ergeben sich als mögliche Einsatzorte der Torplatz, die Festhalle und 

das Sportgelände in der Oberstadt/Ettenberg, dem Bürgerhaus und dem Gemeindezentrum im OT Stet-

ten sowie dem Schulgelände.   

Weiterhin ist der Bahnhof in Mühlheim und Stetten als Zentren für den öffentlichen Personennahverkehr 

von besonderem Interesse. 

Neben dem Einsatz im Tourismus (Schloss, historische Oberstadt) bietet sich in Mühlheim a.d. Donau die 

Verwendung von 5G im Bereich des Gesundheitswesens an, da aufgrund der Karl Leibinger Medizintech-

nik und dem örtlichen Altersheim e-Health Lösungen zum Einsatz kommen könnten.  

6.4.3.3 Innerörtliche zur 5G-Vernetzung des öffentlichen Bereichs (3,6 GHz) 

Insbesondere die Verbesserung der aktuellen Parksituation im Bereich der historischen Oberstadt könnte 

ein 5G-Answendungsszenario werden.   

6.4.3.4 Innerörtliche 5G-Bereich für Gewerbe (3,6 GHz) 

Anders als in Mühlheim gibt es im OT Stetten kein klar abgegrenztes Gewebegebiet. So liegt das Unter-

nehmen Stryker Leibinger (Chirurgische Instrumente und Implantate, 150 Beschäftigte) in einem ansons-

ten durch Wohnhäuser geprägten Teil des Ortes.  Die Bahnstation von Stetten befindet sich in unmittel-

barer Nähe. In diesem Fall wäre ein gemeinsamer Ansatz für das Unternehmen und die Bürger sinnvoll.  

6.4.3.5 Bereiche für Industrie 4.0 (26 GHz) 

Im Gegensatz zum OT Stetten ist das Gewebegebiet in Mühlheim a.d. Donau deutlich von den Wohnbe-

reichen der Stadt abgetrennt. Das Gewerbegebiet ist durch das überwiegend produzierende Gewerbe 

geprägt.  Es wird jedoch durch die Bahnhofstrasse in zwei Bereiche aufgeteilt. Im nördlichen Teil lässt 

sich mit dem Unternehmen Karl Leibinger aus dem Bereich Medizintechnik und ihren 350 Beschäftigten 

der größte Arbeitgeber des Ortes finden. Dort befindet sich auch die WWR Zerspannungstechnik. Im süd-

lichen Teil gibt es mit der Werksniederlassung der SKF (Kugellagerfabrik) und ihren 130 Beschäftigten der 

zweitgrößte Arbeitgeber der Gemeinde (zusammen mit der Firma Stryker Leibinger). Darüber hinaus ist 

dort auch die Mondeal Medical Systems GmbH und Papke Verpackungstechnik ansässig.  In den genann-

ten Unternehmen aus dem Bereich der Produktion, kommt wie auch bei der bereits genannte Stryker 

Leibinger (OT Stetten) ein möglicher Einsatz von 26 GHz in Betracht.  
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 Innerörtliche Verkehrswege (700 MHz/3,6 GHz) 

Von Süd-West nach Nord Ost verbindet die Donaustrasse (später Kolbinger Str.)  Stetten und Mühlheim 

und setzt sich nach Kolbingen fort. Von Nord West nach Süd Ost verbindet die K 5900 (später L 443) 

Mahlstetten mit Mühlheim und anschließend Mühlheim und Mühlheim Oberstadt.   

Diesen zwei Hauptstraßen folgen auch die drei Buslinien, die Linie 17 verbindet über die K 5900 Mühl-

heim und Mahlstetten. Vereinzelt gibt es auch eine Verbindung von Stetten nach Mühlheim mit der Linie 

17. Die Linie 18 verbindet über die Kolbinger Str. Mühlheim und Kolbingen. Und die Linie 50 Teil A ver-

bindet Stetten über den Bahnhof Mühlheim mit Mühlheim Oberstadt.  

Eine Bahntrasse verbindet den Teilort Stetten mit Mühlheim. Auf der Trasse verkehren zwei Zugverbin-

dungen der Ringzug (KBS 743) und die Donaubahn (KBS 755) wobei die Donaubahn nur in Mühlheim hält. 

Eine Übersicht über die innerörtlichen Verkehrswege bietet Abbildung 34.  

 5G-Ausbauplanung 

6.4.5.1 Funkstandorte 

Der weitere Ausbau zu einer „reinen“ 5G-Versorgung (siehe Kapitel 2.3) wird die Errichtung ergänzender 

Funkstandorte erfordern, zusätzlich zu dem neu errichteten Funkmast der Telekom. Insbesondere zur 

Versorgung der Ortsteile Stetten sowie der Oberstadt sind zusätzliche Standorte erforderlich.    

Eine Übersicht über die ausgewählten Funkstandorte kann  

Tabelle 7Tabelle 3: Beschreibung der Standorte Bubsheim in Kapitel 3.2.4 entnommen werden. 

6.4.5.2 Ausbauplanung 

Der neu errichtete Mobilfunkstandort der Telekom wird den aktuellen Bedarf in der Stadt Mühlheim  a.d. 

Donau größtenteils abdecken. Die neuen, innerörtlichen h Mobilfunkstandorte sollten nach Bedarf zu 

einem späteren Zeitpunkt eingerichtet werden. Aktuell erscheint die Versorgung über den bestehenden 

Funkmast noch ausreichend. 

 Backboneplanung 

Die aktuelle Planung der Backbonetrasse verläuft entlang der Hanglage bei den Hochbehältern von Stet-

ten und der Vorstadt. Für die Anbindung der beiden Standorte bei den Hochbehältern ist damit nur eine 

sehr kurze Zuführungstrasse erforderlich. Der Standort am Bahnhof wurde bereits über den Hauptvertei-

ler der Telekom erschlossen.  
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Alleinig der Standort Ettenberg oder auch Alternativen im Bereich der Festhalle würden eine längere Zu-

führungstrasse von der Backbonetrasse benötigen. Möglicherweise wäre hier eine Umplanung für die 

Backbone Führung sinnvoll. Aufgrund der Erschließung des Standortes auf der Festhalle durch die Tele-

kom ist dem jedoch eine geringere Priorität einzuräumen. 
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 Gesamtdarstellung der 5G-Ausbauplanung Mühlheim a.d. Donau 

 

Abbildung 33: 5G-Ausbplanung in der Stadt Mühlheim a.d. Donau 

Legende:  

 Gebiet hohen Bedarfs  

 Neuralgischer Punkt mit Mindestabstand (Kindergarten, Schulen, etc.)  

 Ausgewählter 5G-Mobilfunkstandort  

 Eingeschränkt mögliche Standortalternative  

 Gewerbeflächen (26 GHz)  

Kreis-Backbone: vorhanden/in Planung 
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Abbildung 34: Innerörtliche Hauptverkehrswege 

 

Abbildung 35: Möglicher gewerblicher Bedarf mit 26 GHz 
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 Verifikation über die Funknetzplanung für die Stadt Mühlheim a.d.  
Donau 

Die ausgewählten Funkstandorte gemäß Tabelle 7: Kurzbeschreibung der Standorte Mühlheim a.d. Do-

nau in Kapitel 3.2.4 wurden hinsichtlich des zu erwartenden 5G-Versorgungsgrades (Stufe 2) über eine 

Funknetzplanung verifiziert. 

 

Abbildung 36: Abdeckungskarte 1, Mühlheim: neu errichteter Funkmast in der Vorstadt (Grießweg 16) 
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Abbildung 37: Abdeckungskarte 2, Mühlheim: OT Stetten und Oberstadt 

Die Funknetzplanung zeigt auf, dass sich die 4G/5G-Abdeckung für die Stadt Mühlheim durch den neu 

errichteten Mobilfunkstandort auf dem Gelände des Telekom Hauptverteilers, Grießweg 16 erheblich 

verbessert hat. Eine flächendeckende Versorgung mit 5G Stufe 2 (3,6 GHz) ist jedoch über diesen Stand-

ort allein nicht möglich (insbesondere OT Stetten und Oberstadt). 

Mit den zusätzlichen Standorten gemäß Abbildung 37 hingegen kann eine vollständige Versorgung im 

innerstädtischen Bereich mit 5G Stufe 2 erreicht werden.  
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7 Fazit und Ausblick für Projektphase 3 

Für die kreisweite 4G-Versorgung wurden Handlungsempfehlungen zur Umsetzung der Masterplanung 

nachverfolgt und vor dem Hintergrund der aktuellen Versorgungssituation, Stand Mai 2021, geschlossen 

oder aktualisiert. 

Es hat sich dabei gezeigt, dass zwar weiße Flecken der Versorgung in der Fläche teilweise geschlossen 

werden konnten, eine flächendeckende Versorgung des gesamten Landkreises mit 4G-Technologie je-

doch weiterhin nicht gegeben ist. Die betreffenden Ausbaumaßnahmen haben im Schwerpunkt die Tele-

fonica (im östlichen, ländlich geprägten Teil des Landkreises) und die Telekom (in den weißen Flecken 

der Stadt Mühlheim a. d. Donau) vorangetrieben.  

Von besonderer Bedeutung hinsichtlich der 4G-Versorgungslücken sind dabei die drei untersuchten Ver-

kehrswege durch den gesamten Landkreis, zu deren Versorgung kaum eine Verbesserung zu verzeichnen 

ist. Dies stellt weiterhin eine signifikante Versorgungslücke dar, da die Verkehrswege sehr stark frequen-

tiert sind und von keinem der Mobilfunkanbieter eine durchgängige 4G-Versorgung gewährleistet wird. 

Der Lückenschluss entlang der Verkehrswege sollte im Rahmen der kreisweiten 4G-Versorgung im Land-

kreis Tuttlingen von höchster Priorität sein. Eine entsprechende Handlungsempfehlung unter Einbezie-

hung der Mobilfunkbetreiber wurde formuliert. 

Erfreulicherweise erfolgten im Landkreis zahlreiche Hochrüstungsmaßnahmen zur Bereitstellung der ers-

ten Ausbaustufe einer 5G-Versorgung, insbesondere seitens der Telekom.  

Als wesentlicher Bestandteil der Umsetzungsplanung wird ein allgemein anwendbarer Kriterienkatalog 

für die Standortsuche zusammen mit einer Methodik der Bewertung bereitgestellt. Sie wurde exempla-

risch in den vier Musterkommunen angewandt und hat sich dort weitestgehend bewährt. Im Ergebnis 

steht für die vier Musterkommunen eine technisch belastbare Standortauswahl für die Nutzung durch 

die Mobilfunkbetreiber bereit. Zusammen mit der Bedarfsanalyse aus der Projektphase 1 wurden 5G-

Steckbriefe ausgearbeitet und den Kommunen zur Verfügung gestellt. Neben den beschriebenen Stan-

dardvorschlägen beinhalten diese Steckbriefe auch den prognostizierten Bedarf für eine zukünftige 5G-

Versorgung. Diese Gesamtheit an Informationen erhöht die Attraktivität der vier Musterkommunen für 

den privatwirtschaftlichen 5G-Mobilfunkausbau signifikant. 
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Des Weiteren wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen eines 5G Mobilfunkausbaus beschrieben und 

standardisierte Genehmigungsverfahren mit Blaupausen entwickelt. Sie sind allgemein auf andere Kom-

munen und Landkreise übertragbar, unabhängig von deren Struktur und Ausgangslage. 

Die nun vorliegende Umsetzungsplanung ermöglicht eine pro-aktive Beteiligung der Bürger*Innen. Sie 

dient der Verbesserung der Akzeptanz in der Bevölkerung und erhöht damit die Attraktivität einer Kom-

mune für den privatwirtschaftlichen Mobilfunkausbau um ein weiteres Maß. Exemplarisch wurde in der 

Stadt Mühlheim an der Donau eine Informationsveranstaltung nach klassischem Format mit offener Ein-

ladung und Präsentationen vor großem Publikum durchgeführt. Dabei hat sich hier, wie auch bereits in 

vielen anderen Städten und Gemeinden, gezeigt, dass dieses Format für einen sachlichen Diskurs des 

komplexen Themas nicht geeignet erscheint. Demzufolge wurde in der Projektphase 2 eine alternative 

Form im „Workshop-Format“ entwickelt und eine Anleitung zur Durchführung bereitgestellt. Aufgrund 

der Covid-19 Pandemie konnte eine Erprobung noch nicht exemplarisch durchgeführt werden. Dies soll 

unter anderem Gegenstand der Fortführung des Projektes in Projektphase 3 sein. 

Die Ergebnisse aus der vorliegenden Projektphase 2 zeigen deutlich auf, dass eine Verlängerung des Pro-

jektes um eine Projektphase 3 geboten erscheint. Dabei geht es zum einen darum, den Lückenschluss 

der kreisweiten 4G-Versorgung zeitnah und engmaschig weiterzuverfolgen, nun jedoch auch unter enger 

Einbeziehung der relevanten Mobilfunkbetreiber. Dabei sollten auch die Versorgungsauflagen aus der 

5G-Frequenzauktion im Jahr 2019 geltend gemacht werden, um die Mobilfunkbetreiber in entsprechen-

dem Maße in die Pflicht zu nehmen. Der Herstellung einer flächendeckenden 4G-Versorgung ohne Ver-

sorgungslücken sollte für den Mobilfunkausbau im Landkreis Tuttlingen höchste Priorität eingeräumt 

werden.  

Die in Phase 2 entwickelte Methodik, Standardisierung und Blaupausen für eine Umsetzungsplanung 

könnte in Phase 3 auf alle Kommunen des Landkreises nach dem Beispiel der vier Musterkommunen aus-

geweitet und im Zuge dessen weiter optimiert werden. Eine Erweiterung der Umsetzungsplanung um 

eine funktechnische Grobplanung erscheint sinnvoll zur Abschätzung des zukünftigen Versorgungsgrades 

und der Wirtschaftlichkeit der vorgeschlagenen Standorte. 

Hinsichtlich der Ergebnisdokumentation wurde in Phase 2 erstmalig die direkte GIS-Verlinkung mit exter-

nen Datenquellen am Beispiel der Netzabdeckung der Telekom und der Vodafone eingeführt. Sie erlaubt 

zu jedem Zeitpunkt, tagesaktuell die seitens der Mobilfunkbetreiber kommunizierten Versorgungsdaten 

abzurufen. Eine oftmals umfangreiche und kostenintensive Erhebung des Versorgungsgrades wird mithin 
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obsolet. Dies ist insbesondere von großem Vorteil, da einmalige Erhebungen aufgrund der Dynamik im 

Netzausbau oftmals nur von kurzer Gültigkeitsdauer sind. 

Wegen des großen Nutzens sollte die Verlinkung zu externen Datenquellen in Phase 3 erheblich ausge-

weitet werden. Insbesondere steht hier der seitens der Bundesnetzagentur neu eingerichtete Mobilfunk-

atlas im Fokus des Interesses. Zusammen mit der Funkloch-Karte (Funkloch App) lässt sich mit dieser Da-

tenbasis der Versorgungsgrad sehr detailliert (100 m-Raster) und belastbar (konkrete Messungen aus 

dem Feld durch die Mobilfunk-App) erheben. Über eine Echtzeit Verbindung zu den entsprechenden 

Web- und Featureservern lassen sich diese Informationen mit geringem Aufwand und tagesaktuell abru-

fen. Insbesondere vor dem Hintergrund der Nachverfolgung von angekündigten und prognostizierten 

Ausbaumaßnahmen der Mobilfunkbetreiber wird sich diese Funktionserweiterung bewähren. 

Seitens der Bundes- und Landesregierung wird aktuell eine Förderkulisse für den Mobilfunkausbau im 

ländlichen Raum entwickelt. Hier ist während einer zukünftigen Projektphase 3 mit konkreten Förderan-

geboten zu rechnen. Das Ziel einer Fortführung des Projektes sollte daher auch darin bestehen, die För-

dermaßnahmen auf der Grundlage der kommunalen 5G-Ausbauplanungen in Anspruch zu nehmen. Die 

Einbindung der Mobilfunkbetreiber wäre an dieser Stelle sinnvoll, da die Privatwirtschaft zumindest teil-

weise der Antragsteller für Fördermittel sein wird. 

Weiterhin ist es denkbar, für eine Phase 3 sogenannte „Tower-Companies“ als Projektpartner einzube-

ziehen. Tower-Companies fokussieren sich allein auf das Errichten und Verpachten von Mobilfunkstand-

orten, ohne dabei selbst Netze zu betrieben. Dies würde es ermöglichen, die Umsetzungsphase nochmals 

zu beschleunigen, indem die Errichtung von neuen Funkstandorten als eigenes Geschäftsmodell unab-

hängig von den Prioritäten der Mobilfunkbetreiber tragfähig würde. Zur Bereitstellung einer Mobilfunk-

versorgung im Wirkbetrieb wäre demzufolge seitens der Mobilfunkbetreiber keine Errichtung von Funk-

maststandorten mehr notwendig. Zudem besteht auch über die „Tower-Companies“ ein Zugang zu den 

zukünftigen Fördermitteln. 

Schlussendlich kann in einer Phase 3 das neue Format der Bürgerbeteiligung, wie in Phase 2 entwickelt, 

exemplarisch durchgeführt werden. Zwar erscheint eine Durchführung in allen Kommunen des Landkrei-

ses derzeit noch nicht zielführend, doch ist zu erwarten, dass während der Projektphase 3 in einigen 

Kommunen der Bedarf entsteht und auf längere Sicht auch in anderen Kommunen entstehen wird. Eine 

erprobte Verfahrensweise wäre dann für alle Kommunen des Landkreises von großem Nutzen. 

Projektphase 3 sollte zeitnah gestartet werden und einen Zeitraum von ca. 1,5 Jahren umfassen. 
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8 Anhänge 

8.1 Anhang 1: Detailkarte der kreisweiten Versorgung 

 

Abbildung 38: Detailkarte zum kreisweiten Versorgungsgrad, Stand Mai 2021. 

Hellgrau: ein Anbieter; Mittelgrau: zwei Anbieter; Dunkelgrau: drei Anbieter, keine Färbung: Funkloch 
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8.2 Anhang 2: Detailkarte östlicher Heuberg 

 

Abbildung 39: Detailkarte zur Versorgung östlicher Heuberg, Stand Mai 2021 

Hellgrau: ein Anbieter 
Mittelgrau: zwei Anbieter  
Dunkelgrau: drei Anbieter  
keine Grau-Färbung: Funkloch 
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8.3 Anhang 3: Detailkarte westlicher Heuberg 

 

Abbildung 40:Detailkarte westlicher Heuber, Stand Mai 2021 

Hellgrau: ein Anbieter 
Mittelgrau: zwei Anbieter  
Dunkelgrau: drei Anbieter  
keine Grau-Färbung: Funkloch 
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8.4 Anhang 4: Detailkarte südlicher Teil des Landkreises Tuttlingen 

 

Abbildung 41: Detailkarte südlicher Landkreis, Stand Mai 2021 

Hellgrau: ein Anbieter 
Mittelgrau: zwei Anbieter  
Dunkelgrau: drei Anbieter  
keine Grau-Färbung: Funkloch 
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9 Anlagen 

9.1 Anlage 1: Projektbericht Hochschule Kehl, „Rahmenbedingungen für die Ver-
tragsgestaltung“ 

Hinweis:  

Anlage 1 wurde auf den folgenden Seiten als separates Dokument eingefügt. Es beinhaltet daher eine 
eigene Kapitel- und Seitennummerierung. 
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1 Hinführung 

Im Rahmen des Projektes „Digitaler L@ndkreis Tuttlingen“ werden Blau-

pausen im technischen Bereich, im rechtlichen Bereich und im Bereich der 

Bürgerbeteiligung für Mobilfunkanlagen der vierten und fünften Generation 

entwickelt. Mithilfe von vier geeigneten, unterschiedlichen Aspekten des 

Mobilfunks zugeordneten Musterkommunen des Landkreises Tuttlingen soll 

die Übertragbarkeit auf verschiedene baden-württembergische Kommunen 

gewährleistet werden.  

Der vorliegende Bericht stellt die privatrechtlichen Aspekte der Vertragsge-

staltung zwischen der Kommune und dem Mobilfunkunternehmen sowie 

weitere rechtliche Elemente durch Blaupausen, Musterverträge (Deutscher 

Städte- und Gemeindebund) und in Textform dar.  

Hinsichtlich der weiteren Aspekte und der Hintergründe des Projektes wird 

auf die weiteren Projektberichte verwiesen. 
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2 Privatrechtliche Eigentumsaspekte von Standorten  

 
Abb.: Blaupause 1: Verfahrensablauf 

Neben dem öffentlichen Recht sind bei der Standortwahl auch privatrechtli-

che Aspekte des Eigentums zur späteren Vermietung des Standorts und 

der Nutzungsausgestaltung relevant. 
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Wie bei den bisherigen Mobilfunkgenerationen werden auch in der fünften 

Generation Mobilfunkmasten als Makrostandorte sowie zusätzliche Mikro-

Funkmasten, sogenannten Small Cells benötigt. 

Je nach Eigentumssituation am Mast bzw. am Grundstück ergeben sich 

verschiedene Konstellationen. Vorherrschend dürfte hier die Fallkonstella-

tion sein, dass sich das Grundstück in öffentlichem oder privatem Eigentum 

befindet. Das Mobilfunkunternehmen mietet daraufhin das Grundstück, um 

dort einen eigenen Mast zu errichten. Für die belegene Gemeinde ist es 

grundsätzlich von Vorteil, wenn das anvisierte Grundstück in ihrem Eigen-

tum steht. Denn in einem solchen Fall kann sie auch politisch steuernd Ein-

fluss nehmen, sei es bei Kindergärten, Schulen o. Ä. Ist Grundstückseigen-

tümer hingegen eine Privatperson, so schließt das Mobilfunkunternehmen 

mit dieser einen privatrechtlichen Vertrag ab, auf den die Gemeinde keinen 

Einfluss nehmen kann. 

Der Mobilfunkbetreiber kann seinen eigenen Masten auch an weitere Mo-

bilfunkbetreiber untervermieten. Diese Mehrfachnutzung eines Standortes 

durch verschiedene Anbieter ist effizient, wird darüber hinaus auch in der 

Mobilfunkstrategie der Bundesregierung1 befürwortet und sollte deswegen 

auch im abzuschließenden, privatrechtlichen Vertrag geregelt sein.  

2.1 Entgeltliche Bereitstellung öffentlicher Liegenschaften 

Für Makrostandorte empfiehlt die Vereinbarung zwischen kommunalen 

Spitzenverbänden und Mobilfunkbetreibern, Möglichkeiten für einen ausge-

wogenen Mietzins2 zu prüfen. Ebenso ist in der Mobilfunkstrategie der Bun-

desregierung von einem „moderaten Entgelt“3 für Makrostandorte die Rede. 

Dies dürfte auch in Einklang mit den kommunalwirtschaftsrechtlichen 

Grundsätzen - dazu zählen die Vorschriften aus der GemO, der GemHVO 

 
1 Bundesregierung, Mobilfunkstrategie, S. 35. 
2 Kommunale Spitzenverbände und Mobilfunknetzbetreiber: Vereinbarung über den Infor-
mationsaustausch und die Beteiligung der Kommunen beim Ausbau der Mobilfunknetze. 
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinba-
rung/vereinbarung_mobilfunk.pdf, Nr. 3.4 (Allgemeine Maßnahmen), vom 09.07.2001, auf-
gerufen am 10.04.2020. 
3 Bundesregierung, Mobilfunkstrategie, S. 32. 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinbarung/vereinbarung_mobilfunk.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinbarung/vereinbarung_mobilfunk.pdf
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und der LHO, insbesondere die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit in der Haushaltsführung nach den § 77 Abs. 2 GemO und der VV-

LHO zu § 55 Nr. 5 - stehen. 

Für Small Cell Antennen dürfte es zu aufwendig sein, ein Entgelt pro Mikro-

Antenne zu verlangen. Hier werden Rahmenverträge4 eine wesentliche 

Rolle spielen, um den Bürokratieaufwand gering zu halten und generelle 

Regelungen treffen zu können. Nach Art. 57 Abs. 4 EKEK sind die Mit-

gliedsstaaten verpflichtet, Mobilfunkbetreibern das Recht auf Zugang zu öf-

fentlicher Infrastruktur für die Einbindung von „drahtlosen Zugangspunkten 

mit geringer Reichweite“ zu ermöglichen. Nach Art. 57 Abs. 5 EKEK ist die 

Einrichtung dieser Zugangspunkte nicht gebühren- oder abgabenpflichtig. 

Ausnahmen sind die nach Art. 16 EKEK zulässigen Verwaltungsabgaben.  

Als Entgegenkommen vonseiten der Kommunen kann eine Erfassung und 

Veröffentlichung der relevanten Liegenschaften und Trägerinfrastruktur um-

gesetzt werden5. Neben der Mitnutzung von Leerrohren für die weiteren An-

schlüsse wäre ebenfalls der schnelle, weitere Ausbau des Glasfasernetzes 

einer Beschleunigung des Rollouts zuträglich.6  

Wichtig zu wissen ist ebenfalls, dass Wertminderungen des Grundstückes 

oder der Trägerinfrastruktur wegen der Errichtung einer Mobilfunkanlage im 

Normalfall nicht geltend gemacht werden können.7 

 

Entgegen § 94 BGB i. V. m. § 905 BGB geht der Mobilfunkmast nicht in das 

Eigentum des Grundstückseigentümers über, vgl. § 95 Abs. 1 BGB. Nach 

dieser Vorschrift werden Sachen, die wie Mobilfunkanlagen nur vorüberge-

hend (Rückbauverpflichtung) bzw. in Ausübung eines Rechts mit einem 

fremden Grundstück verbunden werden, nicht Bestandteil des 

 
4 Auch gefordert, bzw. erwähnt in AG digitale Netze, BMVI, Mitnutzungspotentiale 
kommunaler Trägerinfrastrukturen für den Ausbau der nächsten Mobilfunkgeneration 5G, 
S. 2, 6, 9, 25; Bundesregierung, Mobilfunkstrategie, S. 33. 
5 Bundesregierung, Mobilfunkstrategie, S. 33. 
6 Bundesregierung, Mobilfunkstrategie, S. 34. 
7 VG Regensburg, Urteil vom 24.09.2015, Az. RO 7 K 14.1881, Rn. 22; konkludente Zu-
stimmung: VGH München (15. Senat), Beschluss vom 23.08.2016, Az. 15 ZB 15.2668, 
beckRS 2016, 126935; VG Freiburg, Beschluss vom 14.01.2010, Az. 1 K 2125/09, Rn. 25, 
beck-online. 
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Grundstückes. Damit geht die Mobilfunkanlage nicht in das Eigentum des 

Grundstückeigentümers über und verbleibt im Eigentum des Mobilfunkbe-

treibers. 

2.2 Privatrechtliche Verträge im Mobilfunkausbau 

Der Eigentümer des Grundstücks, sei es eine Kommune oder eine Privat-

person, schließt mit dem Mobilfunkbetreiber einen privatrechtlichen Vertrag. 

Im Folgenden wird lediglich auf den Fall einer Vermietung eines Grundstü-

ckes oder einer Trägerinfrastruktur vonseiten der Kommune an einen Mo-

bilfunkbetreiber ausgegangen.  

Systematisch können in den Rahmenverträgen des Deutschen Städte- und 

Gemeindebunds (DStGB) generelle Regelungen getroffen werden. Bspw. 

kann die Vermarktung kommunaler Flächen an z. B. die Deutsche Funk-

turm8 abgegeben werden. Darauf aufbauend oder auch ohne Rahmenver-

trag können dann objektbezogene Gestattungs- oder Nutzungsverträge ab-

geschlossen werden.9  

Vertragsgegenstand ist die entgeltliche Nutzung des Grundstücks zur Er-

richtung, zum Betrieb und zur Unterhaltung der Mobilfunkanlage. Die Zuläs-

sigkeit einer etwaigen Untervermietung sollte ebenfalls vertraglich geregelt 

werden, s. o. 

Grundsätzlich ist das Zivilrecht geprägt vom Grundsatz der Privatautono-

mie10. Das bedeutet, dass die Vertragsparteien grundsätzlich frei in der Ent-

scheidung sind, ob sie einen Vertrag schließen und zu welchen Konditio-

nen.  Es empfiehlt sich jedoch die vertragliche Gestaltung an den, vom 

DStGB zur Verfügung gestellten und von den kommunalen Spitzenverbän-

den und den Mobilfunkbetreibern ausgehandelten, Musterverträgen (siehe 

 
8 DFMG Deutsche Funkturm GmbH. https://dfmg.de/de/unser-unternehmen/ueber-
uns.html; aufgerufen am 26.02.2020. 
9 DStGB: Begleitdokumentation zur Rahmenvereinbarung sowie dem objektbezogenen 
Gestattungsvertrag. https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobil-
funk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumenta-
tion_dstgb_31_03_2003.pdf, S. 4 Allgemeines. 
10 Busche in Säcker/Rixecker/Oetker/Limperg, Münchener Kommentar zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch, 8. Aufl., Vorbemerkung zu § 145 Rn. 10. 

https://dfmg.de/de/unser-unternehmen/ueber-uns.html
https://dfmg.de/de/unser-unternehmen/ueber-uns.html
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf
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Anhang) auszurichten. Hierbei sind die wesentlichen Aspekte vorgegeben, 

sodass ein einfacher, aber rechtssicherer Vertragsschluss grundsätzlich 

eher gewährleistet werden kann. Auf diese Verträge der DStGB wird eben-

falls im Beck’schen TKG-Kommentar verwiesen.11 Denkbar wäre grund-

sätzlich auch die Vereinbarung partizipativer Elemente im Pachtvertrag, um 

so den Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerschaft Rechnung zu tragen. 

Beispielsweise könnte eine finanzielle Bürgerbeteiligung an den Pachterlö-

sen festgeschrieben werden. Denkbar wäre auch die Festschreibung eines 

Bürgerrates, der den Mobilfunkausbau in der Gemeinde begleitet. Es ver-

steht sich jedoch von selbst, dass partizipative Elemente, die über die be-

stehenden Musterverträge hinausgehen, nur schwer auf Zustimmung des 

TKU stoßen werden. 

 

Die Verträge bedürfen gem. §§ 550, 578 BGB der Schriftform. Wesentliche 

Regelungen in den Verträgen sind: 12 

2.2.1 Vertragsparteien  

Nennung mit Namen und Anschrift sowie Kurzbeleg, soweit relevant. 

2.2.2 Begriffsbestimmung 

Definition der im Folgenden verwendeten Fachbegriffe zur Klarstellung und 

zur Vermeidung von Verwechslungen.  

2.2.3 Genaue Bezeichnung der Fläche  

Möglichkeiten zur genauen Bestimmung sind Gemarkung, Flurstücksnum-

mer, Grundbuch (und Blatt), Straße, Postleitzahl und Ort. Hilfreich ist zudem 

eine kartografische Darstellung.  

 
11 Schütz in Geppert/Schütz, Beck'scher TKG Kommentar, 4. Aufl., Anhang 1: Muster für 
einen Vertrag über die Benutzung öffentlicher Wege für Telekommunikationslinien bei Zu-
stimmungen nach § 68 Abs. 3 TKG und Anhang 2: Muster einer Verwaltungsvereinbarung 
zur Regelung der „Dokumentation“ gemäß § 68 Abs. 3 Satz 5 TKG. 
12 Die Daten stammen aus Akteneinsichten der Mietverträge der im Projekt beteiligten Mus-
terkommunen sowie aus den öffentlich zugänglichen Musterverträgen und orientieren sich 
an der Struktur aus Frey, NVwZ 17/2016, S. 1200 – 1205. 
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Handelt es sich um eine kleinere Anlage, bspw. auf einer Trägerinfrastruk-

tur, sollten auch die Art dieser Trägerinfrastruktur und der auf ihr zu nutzen-

den Flächen genau festgelegt sein. 

2.2.4 Nutzungsumfang 

Grundsätzlich ist folgender Wortlaut geeignet: „[Es wird XY gestattet] eine 

Funkübertragungsstelle im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zu errich-

ten, zu installieren, zu betreiben, zu unterhalten, zu ändern und zu erneu-

ern“13.  

Eine Untermietsregelung sollte hier zugunsten der Gemeinde ebenfalls in-

tegriert sein. Dazu kann bspw. die Zustimmung der Gemeinde erforderlich 

sein oder auch ein Anteil am weiteren Mietzins festgelegt werden.14 In je-

dem Fall sollte aber eine Anzeigepflicht vorhanden sein. 

Zugunsten des Mobilfunkanbieters muss zur Instandhaltung eine ungehin-

derte Zufahrt und ein Zugang garantiert sein. 

2.2.5 Eigentum 

Wie oben bereits angesprochen muss festgelegt sein, dass das Eigentum 

an der Mobilfunkanlage (sowie der in Verbindung stehenden Anlagen) 

gem. § 95 BGB beim Mobilfunkbetreiber verbleibt und nicht gem. § 94 BGB 

auf die Gemeinde übergeht. 

2.2.6 Dingliche Rechte 

Beschränkt persönliche Dienstbarkeiten können zugunsten des Mobilfunk-

betreibers, um die eingeräumten Rechte aufrechterhalten zu können, auf-

genommen werden. Die Kosten hierfür soll der Mobilfunkbetreiber tragen. 

 

 

 
13 Aus einem DStGB Mustervertrag §2 Mietsache/Umfang der Nutzung/ Gebrauchsüber-
lassung, https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Muster-
vertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/dstgb_mustermietvertrag_deutsche_funk-
turm_gmbh_version_18_juni_2004.pdf, 25.02.2020.  
14 DStGB: Begleitdokumentation. https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwer-
punkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumenta-
tion_18_03_02.pdf, S. 4 unter § 1 Abs. 7, 25.02.2020. 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/dstgb_mustermietvertrag_deutsche_funkturm_gmbh_version_18_juni_2004.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/dstgb_mustermietvertrag_deutsche_funkturm_gmbh_version_18_juni_2004.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/dstgb_mustermietvertrag_deutsche_funkturm_gmbh_version_18_juni_2004.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
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2.2.7 Laufzeit 

Ein Zeitraum zwischen 10 und 15 Jahren sollte eingehalten werden. Einer-

seits benötigen die Mobilfunkunternehmen Investitionssicherheit15, ande-

rerseits ist die Gemeinde auch an weiterer Verfügbarkeit des Grundstücks 

oder Gebäudes interessiert, sodass sich hier dieser Zeitraum ergibt. 

Beginn und Ende der Laufzeit sind verhandelbar, es bietet sich jedoch an 

die Laufzeit mit Aufnahme der Baumaßnahmen (erster des Monats) oder 

bspw. der Vertragsunterzeichnung festzusetzen.  

Möglich sind ebenfalls Regelungen zur Vertragsverlängerung (bspw. auto-

matische Verlängerung bei Nichtkündigung) oder Neuverhandlungen.16 

2.2.8 Kündigung 

Im Normalfall ist eine Klausel zur ordentlichen Kündigung enthalten, das 

erste Mal zum Ablauf der Vertragslaufzeit. Die Frist dürfte zwischen 12 oder 

24 Monaten betragen. 

Noch vor dem Aufbau ist ein Sonderkündigungsrecht für den Mobilfunkbe-

treiber interessant, sollte bspw. das Grundstück o. Ä. ungeeignet sein. 

Die außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund (bspw. Untersagung 

des Betriebes durch behördliches Einschreiten, Zahlungsverzug mehr als 2 

Monate, vertragswidriger Gebrauch, Enteignung, …) sollte immer enthalten 

sein. Die Frist sollte dann 12 Monate betragen. 

Ebenfalls in einigen Verträgen enthalten war die außerordentliche Kündi-

gung aus Gründen neuer, als gesichert geltender, wissenschaftlicher Er-

kenntnisse, die eine Gesundheitsgefährdung bestätigen, wenn der jeweilige 

Mobilfunkbetreiber diese nicht ausschließen kann. 

Die Schriftform sollte für die Kündigung immer festgelegt werden. 

 

 
15 LG Stuttgart, Urteil vom 30.10.2009, Az. 19 O 181/08, BeckRS 2010, 15016. 
16 DStGB: Begleitdokumentation. 
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Muster-
vertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf, S. 
21 § 13.1, 26.02.2020; DStGB: Begleitdokumentation. https://www.dstgb.de/dstgb/Home-
page/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdo-
kumentation_18_03_02.pdf, S. 7 unter § 4 Abs. 1, 25.02.2020. 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_dstgb_31_03_2003.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/begleitdokumentation_18_03_02.pdf
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2.2.9 Entgelt 

Wie oben erläutert, sollte die Vermietung entgeltlich erfolgen. Der Rahmen 

hierbei schwankt je nach Lage und Größe des Grundstücks/der Trägerinf-

rastruktur und Anlage im Normalfall zwischen 1000 – 3500 €/Jahr evtl. zu-

züglich einmaliger Sonderzahlungen.  

Grundsätzlich werden monatliche oder jährliche Raten gezahlt.  

Mietzuschläge bei Untervermietung können hier ebenfalls vereinbart wer-

den (bspw. 100€/Monat Zuschlag). 

2.2.10 Datenschutz 

Die Zustimmung zur Verarbeitung personenbezogener Daten ist für beide 

Parteien notwendig, evtl. mit Verweis auf das Bundesdatenschutzgesetz 

(BDSG). 

2.2.11 Haftung 

Die Gemeinde übernimmt keine Haftung für eine mögliche Ungeeignetheit 

des Grundstücks. Dies liegt in der Verantwortung des Mobilfunkbetreibers. 

Der Mieter haftet grundsätzlich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 

und zudem für Personen-, Sach- und Folgeschäden, die aus der Errichtung 

und dem Betrieb der Anlage heraus entstehen als Eigentümer dieser (ent-

sprechend § 95 BGB).  

Außerdem kann eine Haftungsfreistellung der Gemeinde von gesetzlichen 

Haftpflichten, der Verkehrssicherungspflicht und Ansprüchen Dritter enthal-

ten sein.  

Möglich ist auch die Verpflichtung zum Abschließen einer Haftpflichtversi-

cherung. 

2.2.12 Schriftform 

Aus dem BGH-Urteil vom 25.11.2015 ergibt sich, dass auch geringfügige 

Änderungen der Miethöhe dem Schriftformerfordernis unterliegen.17 Sinn-

haft ist damit die Festlegung des Schriftformerfordernisses für Änderungen 

 
17 BGH, Urteil vom 25.11.2015, Az. XII ZR 114/14 (OLG Stuttgart), NZM 2016, 98. 
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und Ergänzungen, sodass alle Regelungen im Mietvertrag klar einsehbar 

sind.  

2.2.13 Rückbauverpflichtung 

Die Rückbauverpflichtung (bspw. auch aus § 35 Abs. 5 S. 2 BauGB) der 

Mobilfunkanlage durch den Eigentümer (Mobilfunkbetreiber, § 95 BGB) und 

dazugehöriger Anlagen sowie die Wiederherstellung des technisch/wertmä-

ßig vergleichbaren Zustandes bei Vertragsschluss soll festgehalten sein.  

2.2.14 Salvatorische Klausel18 

2.2.15 Gerichtsstand 

2.2.16 Datum, Ort und Unterschriften (§ 126 Abs. 2 S. 1 BGB) 

  

 
18 BGH, Urteil vom 24.09.2002, Az. KZR 10/01 (Düsseldorf), JuS 2003, 497. 
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3 Flächen-Pooling beim Mobilfunkausbau 

Im Rahmen des Windkraft-Ausbaus sichert das Flächenpooling, also die 

Bündelung der Interessen von Grundstückseigentümern im Rahmen der Er-

richtung einer Windkraftanlage im Bereich mehrerer tangierter Grund-

stücksflächen eine gute Verhandlungsposition der Grundstückseigentümer.  

Für den Ausbau des Mobilfunks werden die Möglichkeiten des Flächenpoo-

lings jedoch kaum eine Rolle spielen. Die Errichtung von Mobilfunkanlagen 

wird in aller Regel bereits auf einer einzigen Grundstücksfläche zu realisie-

ren sein und wegen der geringeren räumlichen Dimension einer solchen 

Mobilfunkanlage besteht somit keine Notwendigkeit, mehrere Grundstücks-

flächen zusammenzufassen.  
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4 Fazit 

Ein relevanter Teil in der Standortfindung spielt sich also auch im Privatrecht 

ab. Die zivilrechtlichen Eigentums- und Nutzungsregelungen bilden in der 

vertraglichen Ausgestaltung die zentrale Rolle.   

Hierbei sollten Rahmenverträge im Small Cell Rollout genutzt werden, um 

den Bürokratieaufwand gering zu halten. Für Makrostandorte werden Nut-

zungsverträge abgeschlossen, welche sowohl die Interessen der Mobilfunk-

unternehmen als auch die der Gemeinde gerecht widerspiegeln sollten. 

Hierzu können die Musterverträge der DStGB genutzt werden, welche sich 

auch im Anhang wiederfinden. 

Hervorzuheben ist hier nochmals das Verbeiben des Eigentums an der Mo-

bilfunkanlage beim Mobilfunkunternehmen selbst, insoweit dieses den Mo-

bilfunkmasten errichtet und die Gemeinde Eigentümerin des Grundstückes 

ist.  

Nicht nur politisch gesehen ist die Eigentumsfrage des Standortes ein wich-

tiges Steuerungselement, da die Gemeinde hier als Eigentümerin des frag-

lichen Grundstückes die größten Einflussmöglichkeiten hat (s. a. den Pro-

jektbericht "Rechtliche Aspekte und Blaupausen zum Genehmigungsver-

fahren“). 

Dies ist ebenfalls der Grund, weshalb die Gemeinden in die Bereitstellung 

öffentlicher Liegenschaften und Trägerinfrastruktur investieren sollten. Ne-

benbei wird so der Ausbau beschleunigt.  

Die Zurverfügungstellung der öffentlichen Liegenschaften sollte jedoch ge-

gen ein verhältnismäßiges Entgelt stattfinden.  
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Anlagen  

Musterverträge DStGB 

DStGB, Musterverträge „Mobilfunkanlagen“. 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Muster-

vertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/, 25.02.2020, bspw. der Rahmen-

vertrag zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen auf bzw. an Kom-

munaler Trägerinfrastruktur (hier im Anhang). 

 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mustervertr%C3%A4ge%20'Mobilfunkanlagen'/


Telekom Deutschland GmbH Datum: 12.04.2019 

Vertragspartner:    

 

1 

 

 

 
 

Rahmenvertrag 
zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen auf bzw. an Kommunaler Trägerinfra-

struktur 
 

 
 

zwischen 
 
 

der Telekom Deutschland GmbH 
Landgrabenweg 151 

53227 Bonn 
 

- nachfolgend „T-Deutschland“ genannt - 
 

vertreten durch: 
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
Landgrabenweg 151 

53227 Bonn 
 
und 
 

Gemeinde 
Hauptstrasse  

 11111 Gemeinde    
 

- nachfolgend „Standortpartner“ genannt - 
 
 

„T-Deutschland“ und „Standortpartner“ nachfolgend zusammen „Vertragspartner“ genannt - 
 

 
 
 
 
 
Anmerkung: Gelb unterlegte Textpassagen stellen Varianten dar, bei Bedarf zu verwenden. 
 



Telekom Deutschland GmbH Datum: 12.04.2019 

Vertragspartner:    

 

2 

 

 
 
 
 

Präambel: 
 
 
Der Standortpartner errichtet und betreibt Kommunale Trägerinfrastruktur u.a. in Form von Straßenlaternen 
zur Bereitstellung einer Stadtbeleuchtung. 
 
T-Deutschland ist Betreiberin eines Funknetzes und bietet Mobilfunkleistungen an. T-Deutschland errichtet 
und betreibt die hierfür jeweils erforderliche Funkinfrastruktur.  
 
Die Vertragspartner sind sich einig, dass die Förderung und ein beschleunigter Ausbau des Breitbandnet-
zes im gemeinsamen Interesse erfolgt, um den Einwohnern, Firmen und Besuchern der Kommune … ein 
modernes, angemessenes und zukunftssicheres Mobilfunknetz bereit zu stellen. Der Standortpartner als 
Eigentümer bzw. Betreiber von Kommunaler Trägerinfrastruktur verfügt hierbei über eine wichtige Infra-
struktur, die von T-Deutschland als Betreiberin eines Funknetzes für die Installation von Funkanlagen ge-
nutzt werden soll.  
 
Die Vertragspartner sind sich daher einig, dass sie partnerschaftlich im Interesse eines beschleunigten 
Breitbandausbaus zusammenarbeiten wollen. Der Erfolg der Zusammenarbeit wird jährlich besprochen, 
um Verbesserungspotentiale zu erkennen und umzusetzen. Beide Vertragspartner benennen dafür einen 
Verantwortlichen. 
 
Die Vertragspartner werden sich bemühen, die Kommunikation über diese Kooperation gemeinsam zu 
steuern. 
 
Zur näheren Beschreibung der Modalitäten dieser Zusammenarbeit schließen die Vertragspartner in die-
sem Verständnis diesen Rahmenvertrag. 
 
 
Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Vertragspartner Folgendes: 
 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 
Die nachgenannten Begriffe haben für die Zwecke dieses Rahmenvertrages folgende Bedeutung: 
 
Anlagen und Flächen des Standortpartners 
 
Kommunale Trägerinfrastrukturen  sind von dem Standortpartner errichtete und/oder betriebene 

Objekte und Einrichtungen, die für Menschen im öffentlichen Raum aufgestellt 
sind und/oder auf öffentlichem Grund und Boden errichtet sind wie z. B. Later-
nenmasten, Verkehrsschildmasten, Kioskanlagen, Buswartehallen, WC-Anlagen 
oder überdachte Fahrradabstellanlagen, die für eine vertragsgegenständliche 
Nutzung geeignet sind.  

 



Telekom Deutschland GmbH Datum: 12.04.2019 

Vertragspartner:    

 

3 

 

Nutzflächen sind Flächen in, an oder auf Kommunaler Trägerinfrastruktur zur Aufnahme von 
Funkanlagen.  

 
Stromanschluss  versorgt die Kommunale Trägerinfrastruktur mit Strom und kann von der T-

Deutschland nach Maßgabe dieses Vertrages zur Versorgung der Funkanlagen 
mitbenutzt werden. 

 
Grundstückseigentümer ist eine Kommune oder sonstiger Dritter, von dem der Standortgeber Flächen zum 

Zwecke des Aufbaus und Betriebs von Kommunaler Trägerinfrastruktur überlas-
sen bekommt. [ANMERKUNG: Nur verwenden, sofern Kommune nicht Vertrags-
partner ist] 

 
 
Anlagen der T-Deutschland 
 
Funkanlagen  umfassen 
 

- die Systemtechnik inkl. Gehäuse einschließlich der erforderlichen  
 Erdung  
- die Antennenanlage einschließlich der Kabel zwischen Antennenanlage 
 und Systemtechnik 
- Kabel zwischen Systemtechnik sowie Leitungsab- und Stromanschluss 
- einschließlich der dazwischenliegenden Verteiler sowie 
- die Raumlufttechnik 
 
zum Betrieb von Small Cells. 

 
Antennenanlagen  sind Antennen und ggf. Antennenverstärker samt den erforderlichen Zu- und Ab-

leitungen sowie Antennenhalterungen zur Befestigung in, an oder auf den Stadt-
möbeln.  

 
Systemtechnik technische Anlage, die das Mobilfunksignal erzeugt und über ein Kabel zur An-

tenne sendet und dazugehörige Gehäuse 
 
Raumlufttechnik ist die technische Einrichtung zur Einhaltung von Klimabedingungen.  
 
Leitungsinfrastrukturen sind Verbindungsleitungen zur Anbindung der Funkanlage an Übertragungswege 

der T-Deutschland und in Ausnahmen Dritter.   
 
Small Cells  sind kleine Funkzellen, um die Mobilfunkversorgung im öffentlichen Raum zu ver-

bessern. 
 
Accesspoints sind kleine Funkanlagen, um eine Funkbrücke zu Außenantennen an eine Woh-

nung herzustellen, um eine hochbitratige Datenanbindung der Haushalte zu errei-
chen. 
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HotSpots  sind öffentliche, drahtlose, in nicht-lizensierten Frequenzbändern betriebene In-
ternetzugriffpunkte, über welche T-Deutschland einen öffentlichen WLAN Dienst 
ausstrahlt. 

 
 
Funknetzbetreiber sind Unternehmen in Deutschland welche eine Lizenz oder Funkfrequenznut-

zungsrechte zum Betreiben von Mobilfunknetzen haben 
 

 
 

§ 2 
Vertragsgegenstand  

 
  Dieser Rahmenvertrag regelt die rechtlichen und kommerziellen Rahmenbedingungen der Nutzung 

von Kommunaler Trägerinfrastruktur des Standortpartners durch T-Deutschland zum Zwecke der 
Errichtung und des Betriebs von vertragsgegenständlichen Funkanlagen.   

 
 

 
§ 3 

Rechte und Pflichten der Vertragspartner 
 
3.1 T-Deutschland wird mit Überlassung einer Kommunalen Trägerinfrastruktur das Recht eingeräumt, 

auf bzw. an dieser Funkanlage im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zu installieren, zu betrei-
ben, zu unterhalten, zu ändern und zu erneuern. 

3.2 T-Deutschland oder mit ihr i. S. d. § 15 AktG verbundene Unternehmen sind des Weiteren berechtigt, 
auf ihre Kosten auf öffentlichem Grund und Boden im Bereich des Stadtmöbels, alle Vorrichtungen, 
insbesondere Kabel und Kabelrohre, anzubringen, die erforderlich sind, um Zugänge zu ihrem Te-
lekommunikationsnetz zu schaffen und zu erhalten. Die gegebenenfalls gegebene Notwendigkeit 
zur Einholung von verkehrsrechtlichen Anordnungen (§ 45 Abs. 6 und 7 StVO) bleibt hiervon unbe-
rührt. 

3.3 Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die Errichtung von Funkanlagen, abgesehen von einer 
gegebenenfalls erforderlichen Zustimmung nach § 68 Abs. 3 Satz 1 TKG, im Regelfall keiner Ge-
nehmigung, insbesondere keiner bauordnungs- oder bauplanungsrechtlichen Genehmigung be-
darf, soweit nicht im Einzelfall eine solche benötigt wird (z.B. wegen Denkmalschutz). Die Einholung 
einer solchen Genehmigung im Einzelfall sowie eine gegebenenfalls erforderliche Genehmigung für 
den Betrieb (z.B. u.U. Einholung einer Standortbescheinigung der Bundesnetzagentur) obliegt T-
Deutschland.  [Anmerkung: Ggfls. kann hierzu auch ein Prozess abgestimmt und beschrieben wer-
den z.B. bei denkmalgeschützten Objekten bzw. Umgebungen] 

 
3.4  T-Deutschland verpflichtet sich, dass bei der Errichtung und dem Betrieb der Funkanlagen die ge-

setzlichen Bestimmungen und Vorschriften strengstens beachtet werden. Im Falle einer Änderung 
der bestehenden Bestimmungen und Vorschriften verpflichtet sich die T-Deutschland, die Funkan-
lagen entsprechend den gesetzlichen Vorgaben anzupassen.  

 
3.5 Im Störungsfall erfolgt eine Instandsetzung der installierten Funkanlagen durch T-Deutschland.  
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3.6 Sofern der Standortpartner nach der Inbetriebnahme der Funkanlage beabsichtigt, Maßnahmen an 
der Kommunalen Trägerinfrastruktur durchzuführen, die zu Störungen oder Beeinträchtigungen der  
Funkanlage führen können oder die Kommunale Trägerinfrastruktur auszutauschen, werden sich 
die Vertragspartner vor dem Beginn der Maßnahme bemühen, sich darüber auszutauschen, in wel-
chem Maße vorgenannte Beeinträchtigungen und Störungen vermieden werden können oder ob 
geeignete Alternativstandorte für die betroffene Funkanlagen zur Verfügung stehen. Bei Gefahr im 
Verzug ist der Standortpartner zur Vornahme der erforderlichen Maßnahmen berechtigt. Er wird T-
Deutschland nach Durchführung der Maßnahme hierüber informieren. 

 
 Die Vertragspartner werden darüber hinaus einen Prozess für die Fälle festlegen, in denen die je-

weils andere Partei Arbeiten an der Kommunalen Trägerinfrastruktur bzw. der Funkanlage vorneh-
men möchte, die die Abschaltung der Funkanlage bzw. der Stromzufuhr erfordert. In jedem Fall wer-
den die Vertragspartner bemühen, diesbezügliche Maßnahmen nur zu tätigen, wenn sie den Ver-
tragspartner hierüber rechtzeitig vorab zu informiert haben. [Anmerkung: Ggfls. kann eine Prozess-
beschreibung auch dem RV beigefügt werden] 

 
3.7 Sofern ein anderer Funknetzbetreiber beabsichtigt, ein bereits von T-Deutschland genutzte Kommu-

nale Trägerinfrastruktur ebenfalls nutzen zu wollen, kann der Standortgeber die Kommunale Träge-
rinfrastruktur auch diesem überlassen, soweit der nachfolgende Funknetzbetreiber die bestehende 
Funkanlage nicht beeinträchtigt. Die Abstimmung hierüber und die Einigung über eine angemes-
sene Kostenbeteiligung an der energietechnischen und sonstigen Erschließung des Standortes ist 
vorab zwischen den Funknetzbetreibern herbeizuführen. Die Regelung des § 4.4 bleibt hiervon un-
berührt. 

 
 

§ 4 
Objektbezogene Nutzungsverträge  

 
4.1 Die Bereitstellung von Nutzflächen erfolgt standortkonkret auf Basis von sogenannten Objektbezo-

genen Nutzungsverträgen (ONV) gemäß des als Anlage 1 beigefügten Musters. 
 
4.2 T-Deutschland ist berechtigt, Unternehmen im Konzern der Deutschen Telekom AG den Gebrauch 

der Nutzungsfläche und der Funkanlagen im Rahmen des vereinbarten Nutzungsumfangs zu über-
lassen. 

 
4.3 Mit Abschluss eines ONV kann hinsichtlich des darin bezeichneten Standortes die Zustimmung 

nach § 68 Abs. 3 Satz 1 TKG und die Bewilligung des Antrags auf Mitnutzung nach § 77d TKG erteilt 
werden. Sofern der Standortpartner die mit dem Abschluss des ONV standortkonkret erteilte Zustim-
mung nach § 68 Abs. 3 Satz 1 TKG und/oder die Bewilligung des Antrags auf Mitnutzung nach § 
77d TKG mit Auflagen verbinden will, wird er diese in den ONV mit aufnehmen. 

  
4.4 Mit Abschluss eines ONV ist T-Deutschland berechtigt, die jeweilige Kommunale Trägerinfrastruktur 

nach Maßgabe dieses Rahmenvertrages und des ONV zu nutzen. Soweit T-Deutschland jedoch 
nicht innerhalb von 12 Monaten nach dem im ONV genannten Vertragsbeginn mit der Aufnahme 
von Bauarbeiten zur Realisierung des konkreten Standortes beginnt, ist der Standortgeber berech-
tigt, die  Kommunale Trägerinfrastruktur einem anderen Funknetzbetreiber als Erstnutzer zu über-
lassen und für T-Deutschland gilt in diesem Fall die Regelung des § 3.8 wie für einen anderen Funk-
netzbetreiber. 

 



Telekom Deutschland GmbH Datum: 12.04.2019 

Vertragspartner:    

 

6 

 

  
 
  
 
 Unbeschadet dessen gilt, dass die Vertragspartner anstreben, regelmäßigen Austausch über Stand-

orte und Realisierungsplanungen zu führen.     
 

 
§ 5 

Aufwandspauschale und Nebenkosten  
 
5.1 Für die Nutzung einer Kommunalen Trägerinfrastruktur des Standortpartners zahlt die T-Deutsch-

land an den Standortpartner eine einmalige Pauschale in Höhe von netto Euro XXX je genutzter 
Kommunaler Trägerinfrastruktur, welche die im Zusammenhang mit der Gewährleistung der Nut-
zung anfallenden Kosten und Aufwände abdeckt. Diese Pauschale dient insbesondere der Deckung 
des Aufwandes für Planungs,- Herstellungs- und Koordinierungsarbeiten im Zusammenhang mit der 
Errichtung der Funkanlagen. Es können auch unterschiedliche Pauschale festgelegt werden, soweit 
dies durch unterschiedliche Trägerstrukturen begründet ist. 

 [Anmerkung: Da die Pauschale vom jeweiligen Aufwand abhängig ist, kann diese nicht generell be-
nannt werden]. 

 
5.2 Stromverbrauchskosten 
 

Variante A:  
Stromverbrauchskosten werden bei Funkanlagen-Nutzungen unter Berücksichtigung des tatsächli-
chen Stromverbrauchs und der vom Standortgeber an die Energieversorgungsunternehmen zu zah-
lenden Entgelte in Form einer pauschalen Vorauszahlung berechnet. [Anmerkung: Stromvorauszah-
lung ist in Abhängigkeit von der konkreten Nutzung festzulegen].  

 
 Die Pauschale beträgt je Standort im Gemeindegebiet  netto  Euro XXX  p.a. 
 
 Die Pauschale ist erstmalig zusammen mit der nach § 5.1 zu entrichtenden Pauschale zur Zahlung 

fällig, danach jährlich.  
 

Zur Feststellung der tatsächlich verbrauchten Energie installiert T-Deutschland einen geeichten Zwi-
schenzähler. Der Differenzbetrag zwischen der Vorauszahlung und den tatsächlich angefallenen 
Stromkosten ist innerhalb von vier Wochen von T-Deutschland oder dem Standortpartner auszuglei-
chen. Bei wesentlichen Abweichungen zwischen den tatsächlichen Energiekosten und den Voraus-
zahlungen, kann der Vorauszahlungsbetrag auf Anforderung eines Vertragspartners angepasst wer-
den. 
 
Die Vertragspartner sind berechtigt, zunächst mit Wirkung ab dem zweiten Vertragsjahr, danach alle 
drei Jahre, erstmals mit Wirkung ab dem 01.01.20.., eine Anpassung der Strompauschale z.B. we-
gen einer Änderung des Stromverbrauchs oder der vom Standortpartner an das Energieversor-
gungsunternehmen zu entrichtenden Entgelte zu verlangen.  
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Variante B: 
T-Deutschland  wird erforderliche Stromanschlüsse einschließlich Zähler auf eigene Kosten fachge-
recht installieren und die nutzerspezifischen Energiekosten unmittelbar mit dem Energieversor-
gungsunternehmen abrechnen. 
 

5.3  Unbeschadet der vorstehenden Regelungen ist T-Deutschland verpflichtet die ggf. vom Standort-
partner aufgewendeten tatsächlichen Kosten zur Herrichtung der Kommunalen Trägerinfrastruktur 
zu übernehmen (z.B. Anschaffung und Umrüstung von Rundsteuerempfängern und Schaltrelais). 
Die Vertragspartner werden die hiernach zu übernehmenden Kosten im jeweiligen ONV festhalten. 
 

5.4 Entspricht das Vertragsjahr nicht dem Kalenderjahr, sind die vorstehenden Beträge für das erste 
Kalenderjahr zeitanteilig innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Beginn des jeweiligen ONV fäl-
lig. 

 
 

§ 6 
(Um)Baumaßnahmen, Stromanschluss  

 
6.1 Sofern an einer bestehenden Kommunalen Trägerinfrastruktur ein den Anforderungen des Betriebs 

einer Funkanlage entsprechender Stromanschluss (im Regelfall: 230 V) vorhanden ist, ist die Tele-
kom berechtigt, diesen mit zu nutzen. Sollte hierfür eine gesonderte Zustimmung des Energiever-
sorgungsunternehmens erforderlich sein, obliegt es dem Standortpartner, diese einzuholen.  

 
6.2  Für die Mitnutzung der Kommunalen Trägerinfrastruktur zum Zwecke der Errichtung und des Be-

triebs von Funkanlagen kann es erforderlich sein, dass die diese umgebaut werden muss bzw. meh-
rere die Kommunale Trägerinfrastruktur betreffende bauliche Maßnahmen (z.B. Herstellung Dauer-
strom) getätigt werden müssen. 

  
 Soweit sich an einer Kommunalen Trägerinfrastruktur, die T-Deutschland nutzen möchte, noch 

keine Dauerstromversorgung befindet,  
 
 Varianten (entweder a) oder b)) 
 

a) wird der Standortgeber die erforderliche Stromversorgung herstellen. Die Herstellungskosten 
sind von T-Deutschland zu tragen. Dabei sind die in Anlage 2 aufgeführten Maßnahmen vorge-
sehen.  

b) wird T-Deutschland diese herstellen bzw. herstellen lassen und hierzu erforderliche Abstimmun-
gen mit dem Standortgeber vorab vornehmen.  

 [Anmerkung: Die in Anlage 2 aufzuführenden Maßnahmen können nicht pauschal als Muster dar-
gestellt werden, sondern können optional  bei Bedarf festgehalten werden] 

 
6.3 Bei der Planung und der Errichtung von Funkanlagen und zugehöriger notwendiger baulicher Maß-

nahmen werden sich die Vertragspartner bemühen, ein dem Stadtbild angemessenes äußeres Er-
scheinungsbild der Kommunalen Trägerinfrastruktur zu erreichen. Zu diesem Zweck haben die Ver-
tragspartner die als verträglich angesehene Konzeption abgestimmt und diese in Anlage 3 „Gestal-
tungskonzeption“ festgehalten.  
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 In dieser Anlage 3 sind die Gestaltungsvarianten enthalten, in deren Form die Funkanlagen realisiert 
werden können. Im jeweiligen ONV wird festgehalten, welche Variante an einem Standort zur Reali-
sierung kommt. 

 
 Die Anlage 3 wird durch einen Nachtrag zu diesem Rahmenvertrag nach Abstimmung zwischen den 

Vertragspartner diesem Vertrag nachträglich beigefügt. 
 
 Sollte sich im Einzelfall die Notwendigkeit einer von den in Anlage 3 dargestellten Varianten abwei-

chenden Gestaltung ergeben, werden sich die Vertragspartner hierüber im Vorfeld der Maßnahmen 
verständigen.  

  
 

§ 7 
Laufzeit und Kündigung  

 
7.1 Laufzeit des Rahmenvertrages 
 
 Dieser Rahmenvertrag beginnt am xx.xx.xxxx und hat eine Festlaufzeit von 15 Jahren bis zum 

xx.xx.xxxx. Nach Ablauf der Festlaufzeit verlängert sich dieser Rahmenvertrag um (jeweils) 2 Jahre, 
soweit er nicht mit einer Frist von 6 Monaten zum Ablauf der Festlaufzeit bzw. eines Verlängerungs-
zeitraums gekündigt wird.   

 
7.2 Laufzeit und Kündigungsregelungen Objektbezogener Nutzungsverträge (ONV)  
 

Die Festlaufzeit eines ONV beträgt 10 Jahre. Nach Ablauf der Festlaufzeit oder eines Verlängerungs-
zeitraums verlängert sich ein ONV um jeweils 2 Jahre, soweit er nicht mit einer Frist 6 Monaten zum 
Ablauf der Festlaufzeit oder eines Verlängerungszeitraums gekündigt wird.  
 
Die Beendigung dieses Rahmenvertrages lässt die Laufzeit eines ONV unberührt, für den die Rege-
lungen dieses Rahmenvertrages über dessen Laufzeit weitergelten. 

 
7.3  Beide Vertragspartner haben das Recht, einen ONV oder diesen Rahmenvertrag aus wichtigem 

Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen. 
 

Für den Standortpartner liegt ein wichtiger Grund, der zur Kündigung eines ONV berechtigt, insbe-
sondere dann vor, wenn 

  
- die T-Deutschland einen vertragswidrigen Gebrauch der Mietsache trotz Abmahnung fortsetzt 
- die Fläche, auf der sich die Kommunale Trägerinfrastruktur befindet oder die Kommunale Trä-

gerinfrastruktur selber aus dringendem öffentlichem Interesse einer anderen Nutzung zuge-
führt oder beseitigt bzw. verlegt werden muss. 

 
Für die T-Deutschland liegt ein wichtiger Grund, der zur Kündigung eines ONV berechtigt, insbe-
sondere dann vor, wenn 
  
- eine für die Errichtung oder den Betrieb der Funkanlage erforderliche Genehmigung nicht o-

der nur unter Auflagen erteilt wird, die keinen wirtschaftlichen Betrieb erlauben oder eine er-
teilte Genehmigung nachträglich aufgehoben wird, 
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- durch Umgebungsveränderungen der Sende- und Empfangsbetrieb nicht nur vorübergehend 
beeinträchtigt wird oder die Notwendigkeit der Funkübertragungsstelle entfällt. 
 

Die Notwendigkeit einer Funkübertragungsstelle entfällt insbesondere, wenn der konkrete Standort 
aufgrund technischer Fortentwicklung oder aufgrund einer geänderten Netzstruktur für die Bereit-
stellung der Mobilfunkdienste im betroffenen Bereich nicht mehr erforderlich ist. 

 
7.4  Eine Kündigung des Rahmenvertrages berührt die Wirksamkeit der objektspezifischen Nutzungs-

verträge nicht. Für diese gelten die Bestimmungen dieses Rahmenvertrages weiter, soweit nichts 
anderes vereinbart wird. 

 
 
7.5 Kündigungen bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 8 
Eigentum und Rückbau 

 
8.1 Die zur Bereitstellung einer Funkanlage notwendigen Einrichtungen, welche durch die T-Deutsch-

land eingebracht wurden, verbleiben im Eigentum der T-Deutschland (§ 95 BGB). 
 

8.2 Mit Beendigung der jeweiligen ONV ist die T-Deutschland verpflichtet, die Funkanlage auf eigene 
Kosten von der  Kommunale Trägerinfrastruktur abzubauen oder aus der Kommunalen Trägerinfra-
struktur auszubauen und ein dem Ausgangszustand der Kommunalen Trägerinfrastruktur gleich-
kommenden Zustand wiederherzustellen.  

 
 
 

§ 9 
Haftung 

 
Die Haftung der Vertragspartner bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit ist unbeschränkt. Ebenfalls unbe-
schränkt ist die Haftung im Falle einer fahrlässigen Pflichtverletzung, sofern Ansprüche aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit betroffen sind. 
 
Im Übrigen ist die Haftung der Vertragspartner im Falle einfacher Fahrlässigkeit auf 10.000 € pro Scha-
densfall beschränkt und die Haftung für entgangenen Gewinn ausgeschlossen. 
 
Eine Haftung der Vertragspartner nach den Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes, wegen Arglist oder 
einer Garantie bleibt unberührt. 
 
Die jeweilige Haftung der Vertragspartner gegenüber einem Dritten bleibt von den vorstehenden Regelun-
gen unberührt. 
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§ 10 
Datenschutz und Vertraulichkeit 

 
Die Vertragspartner erklären sich mit der Erhebung und Speicherung der standortkonkreten Daten sowie 
deren Weitergabe an Dritte einverstanden, soweit dies zum Vollzug der Verträge erforderlich ist. Im Übrigen  
verpflichten sich die Vertragspartner, Inhalte dieses Vertrages vertraulich zu behandeln. 
 
 

   
§ 11 

Abrufberechtigung 
 
Unternehmen im Konzern der Deutschen Telekom AG i.S. von § 15 AktG sind berechtigt, Standorte nach 
Maßgabe dieses Rahmenvertrages anzumieten. Die standortkonkrete Anmietung erfolgt auf Basis eines 
ONV nach Anlage 1, bei dem das Konzernunternehmen eigenständig als Nutzer Vertragspartei wird.   

 
 
 

§ 12 
Schlussbestimmungen 

 
12.1 Falls einzelne Bestimmungen dieses Rahmenvertrages oder eines ONV unwirksam oder undurch-

führbar sind oder werden sollten, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unbe-
rührt. Die Vertragspartner sind in einem solchen Fall verpflichtet, die unwirksame oder undurchführ-
bare Bestimmung durch eine solche zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmung am nächsten kommt. 

 
12.2 Änderungen oder Ergänzungen dieses Rahmenvertrages oder eines ONV bedürfen der Schriftform. 

Von diesem Schriftformerfordernis kann ebenfalls nur durch schriftliche Vereinbarung abgewichen 
werden. Mündliche Nebenabreden zu diesem Rahmenvertrag oder einem OMV bestehen nicht.  

 
12.3 Die Rechte und Pflichten aus diesem Rahmenvertrag oder einem ONV dürfen nur mit schriftlicher 

Zustimmung des anderen Vertragspartners übertragen werden.  
 

Übertragungen auf eine andere in Deutschland ansässige Gesellschaft im Konzern der Deutschen 
Telekom AG stimmt der Standortpartner bereits jetzt zu. 

 
12.4  Gerichtsstand ist xxx .  
[Anmerkung: Gerichtsstand der jeweiligen Kommune einfügen !] 
 
Anlage 1:  Muster Objektbezogener Nutzungsvertrag (ONV) 
 
Optional: Anlage 2:  Beispiel Maßnahmen Herstellung Stromanschluss [Anmerkung: Kein Muster beige-

fügt, bei Bedarf erstellen] 
 
Anlage 3:  Beispiel Gestaltungskonzeption [beigefügtes Muster nur als Beispiel beigefügt; konkrete Gestal-

tungskonzeption kann abweichen] 
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................................, den ....................... 

 
 
 
................................, den ....................... 

  

 
……………………………………………... 

 
……………………………………………... 

 
……………………………………………... 

 
……………………………………………... 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 
für Telekom Deutschland GmbH 
 

(Name; Unterschrift; Stempel) (Name; Unterschrift; Stempel) 

 
 



VII 
 

DStGB, Auslegungshilfe zu den wegerechtlichen Bestimmungen im neuen 

Telekommunikationsgesetz. https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Publi-

kationen/Dokumentationen/Dokumentationen%20Nr.%201-

50/Nr.%2043%20-%20Auslegungshilfe%20zu%20den%20wegerechtli-

chen%20Bestimmungen%20im%20neuen%20Telekommunikationsge-

setz/doku43.pdf, 25.02.2020. 

 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Publikationen/Dokumentationen/Dokumentationen%20Nr.%201-50/Nr.%2043%20-%20Auslegungshilfe%20zu%20den%20wegerechtlichen%20Bestimmungen%20im%20neuen%20Telekommunikationsgesetz/doku43.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Publikationen/Dokumentationen/Dokumentationen%20Nr.%201-50/Nr.%2043%20-%20Auslegungshilfe%20zu%20den%20wegerechtlichen%20Bestimmungen%20im%20neuen%20Telekommunikationsgesetz/doku43.pdf
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Vorwort

DasneueTelekommunikationsgesetz(TKG)enthältnachunsererüber-

einstimmenden Auffassung in den wegerechtlichen Bestimmungen

einige Formulierungen, die interpretationsfähig sind. Um bundesweit

einemöglichsteinheitlicheAnwendungdieserundandererRegelungen

desTKGzugewährleisten,unnötigenVerwaltungsaufwandzuvermei-

denundHilfestellungbei derAnwendungdesGesetzes zugeben, ist

vondendrei kommunalenSpitzenverbänden inZusammenarbeitmit

derDeutschenTelekomAGdievorliegendeAuslegungshilfeerarbeitet

worden. Sie wird zur Anwendung, auch in der Zusammenarbeit mit

anderenTelekommunikationsunternehmenalsderDeutschenTelekom

AG,empfohlen.

BeidieserGelegenheitwurdeauchdasbereitsseitJanuar2002beste-

hende„MusterfüreinenVertragüberdieBenutzungöffentlicherWege

fürTelekommunikationslinienbeiZustimmungennach§68Abs.3TKG“,

gelegentlichauchals„DritterWeg“bezeichnet,neugefasst. Inhaltlich

wurden keine wesentlichen Änderungen vorgenommen, lediglich er-

folgteeineredaktionelleAnpassungandieneuenBestimmungendes

novelliertenTKGsowieeinbesondererVerweisaufdasmitderalsAnla-

gezurAuslegungshilfeherausgegebene„MustereinerVerwaltungsver-

einbarungzurRegelungder‚Dokumentation‘gemäß§68TKG“.

Angepasst wurde auch der Mustervertrag über die Benutzung von

Grundstücken im kommunalen Eigentum, die nicht öffentlicheWege

sindundzwarinbeidenVarianten(mitundohnedinglicheSicherung).

DieZusammenstellungenthält damit sämtlichebisher vondenkom-

munalenSpitzenverbändenmitderDeutscheTelekomAGerarbeiteten

ArbeitshilfeninaktuellerFassung.

Titelfoto:Telekom

www.dstgb.de
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einschließlich

• MustereinerVerwaltungsvereinbarungzurRegelung

der„Dokumentation“gemäß§68Abs.3Satz5TKG Seite 10
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DeutscherLandkreistag,Berlin
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DeutscherStädte-undGemeindebund,Berlin
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DeutscheTelekomAG,Bonn

Stand:Oktober2004
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Lichterfelde

Telefon030.773072.0
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Auslegungshilfe

zudenwegerechtlichenBestimmungenimneuen
Telekommunikationsgesetz

Einvernehmlicherarbeitet,vorgelegtundzurAnwendungempfohlen

DeutscherStädtetag,Köln/Berlin

DeutscherLandkreistag,Berlin

DeutscherStädte-undGemeindebund,Berlin

und

DeutscheTelekomAG,Bonn

Stand:Oktober2004

AuslegungshilfezudenwegerechtlichenBestimmungen
imneuenTelekommunikationsgesetz

Am26.6.2004istdasneueTelekommunikationsgesetz(TKG)inKraftgetreten.ImRahmendiesesneuenGeset-

zeswurdenu.a.diedieKommuneninbesondererWeisetangierendenwegerechtlichenBestimmungenimAb-

schnitt3,„Wegerechte“,§§68ffTKG,neugeregelt.UnterBerücksichtigungderinderVergangenheitgemachten

ErfahrungenmitdemaltenTKGkonntendievondenKommunalenSpitzenverbänden(DeutscherStädtetag,

DeutscherLandkreistag,DeutscherStädte-undGemeindebund)angestrebtenVerbesserungenweitestgehend

indemneuenTKGberücksichtigtwerden.Allerdingslasseninsbesonderediein§68Abs.3TKGgetroffenen

FormulierungeneineReihevonInterpretationsmöglichkeitenoffenundmachennachAnsichtderVerfasserbe-

züglichderThematik„Leitungsdokumentation“einegesonderteVerwaltungsvereinbarungerforderlich.

UmbeiderUmsetzungdesneuenGesetzesindiePraxisbundesweitmöglichstzueinereinheitlichenAnwen-

dungzukommen,unterschiedlicheAuslegungendesGesetzessoweitwiemöglicheinzugrenzenundfüralle

Beteiligten zueinerArbeitserleichterungbeizutragen, habendieKommunalenSpitzenverbändezusammen

mitderDeutschenTelekomAG(DTAG)alsdemgrößtenunddemzurUniversaldienstleistungverpflichteten

TelekommunikationsunternehmeninDeutschlanddienachfolgendeAuslegungshilfesowie,alsderenBestand-

teil,dasMusterfüreineVerwaltungsvereinbarungerarbeitet,diehiermitsowohldenKommunenalsauchden

NiederlassungenderDTAGzurVerfügunggestelltundzurAnwendungempfohlenwird.
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SynopseTKG-neu/TKG-alt
(DiegesetzlichenÄnderungen imneuenTKsinddurchFettschrifthervorgehoben;Textstellen/Begriffe,aufdiedieAusle-
gungshilfeBezugnimmt,zusätzlichinKursivschrift)

TKG-neui.d.F.vom26.06.2004

§68

GrundsatzderBenutzungöffentlicherWege

(1)DerBundistbefugt,Verkehrswegefürdieöffentlichen
Zwecken dienenden Telekommunikationslinien un-
entgeltlich zu benutzen, soweit dadurch nicht derWid-
mungszweckderVerkehrswegedauerndbeschränktwird
(Nutzungsberechtigung).AlsVerkehrswegegeltenöffent-
liche Wege, Plätze und Brücken sowie die öffentlichen
Gewässer.

 ---(Übertragungsrechtejetzt§69)

(2)Telekommunikationsliniensindsozuerrichtenundzu
unterhalten,dasssiedenAnforderungenderöffentlichen
Sicherheit undOrdnung sowie den anerkannten Regeln
derTechnikgenügen.

(3) Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien und
die Änderung vorhandener Telekommunikationslinien
bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Träger der
Wegebaulast. Bei derVerlegungoberirdischer Leitungen
sinddie InteressenderWegebaulastträger,der Betreiber
öffentlicher Telekommunikationsnetze und die städte-
baulichen Belange abzuwägen. Soweit die Verlegung im
Rahmen einer Gesamtbaumaßnahme koordiniert wer-
den kann, die in engem zeitlichen Zusammenhang nach
der Antragstellung auf Zustimmung durchgeführt wird,
soll die Verlegung in der Regel unterirdisch erfolgen. Die
Zustimmung kannmit --- Nebenbestimmungen --- ver-
sehenwerden,diediskriminierungsfreizugestaltensind;
die Zustimmung kann außerdem von der Leistung einer
angemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden. Die
Nebenbestimmungen dürfen nur die Art und Weise der
Errichtung der Telekommunikationslinie sowie die dabei
zu beachtenden Regeln der Technik, die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs, die im Bereich des jeweiligen
Wegebaulastträgers übliche Dokumentation der Lage der
Telekommunikationslinie nach geographischen Koordina-
tenunddieVerkehrssicherungspflichtenregeln.

(4) Ist derWegebaulastträger selbst Betreiber einer Te-
lekommunikationslinie oder mit einem Betreiber im
Sinnedes§37Abs.1oder2desGesetzesgegenWettbe-
werbsbeschränkungen zusammengeschlossen, so ist die
Zustimmung nach Absatz 3 von einerVerwaltungseinheit
zuerteilen,dieunabhängigvonderfürdenBetriebderTe-
lekommunikationsliniebzw.derfürdieWahrnehmungder
GesellschaftsrechtezuständigenVerwaltungseinheitist.

TKG-alti.d.F.vom01.08.1996

§50

GrundsatzderBenutzungöffentlicherWege

(1) Der Bund ist befugt, Verkehrswege für die öffentli-
chen Zwecken dienenden Telekommunikationslinien
unentgeltlich zu benutzen, soweit nicht dadurch die
Widmungszweck derVerkehrswege dauernd beschränkt
wird (Nutzungsberechtigung). Als Verkehrswege gelten
die öffentlichenWege, PlätzeundBrücken sowiedie öf-
fentlichenGewässer.

(2)DerBundüberträgtdasRechtnachAbsatz1aufLizenz-
nehmernach§6Abs.1Nr.1imRahmenderLizenzerteilung
nach§8.Telekommunikationslinien sind sozuerrichten
und zu unterhalten, dass sie denAnforderungender Si-
cherheitundOrdnungsowiedenanerkanntenRegelnder
Technikgenügen.

(3) Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien und
dieÄnderungvorhandenerTelekommunikationslinienbe-
dürfenderZustimmungderTrägerderWegebaulast.Bei
derVerlegungoberirdischerLeitungensinddieInteressen
derWegebaulastträger,derLizenznehmerunddiestädte-
baulichenBelangeabzuwägen.DieZustimmungkannmit
technischenBedingungenundAuflagenversehenwerden,
diediskriminierungsfreizugestaltensind.

(4) Ist derWegebaulastträger selbst Lizenznehmer oder
mit einem Lizenznehmer im Sinne des § 23 Abs. 2 oder
3 des Gesetzes gegenWettbewerbsbeschränkungen zu-
sammengeschlossen, so ist die Regulierungsbehörde für
dieZustimmungserteilungnachAbsatz3zuständig,wenn
ein anderer Lizenznehmer die Verkehrswege desWege-
baulastträgersnutzenwill.

§69

ÜbertragungdesWegerechts

(1) Der Bund überträgt die Nutzungsberechtigung nach
§68 Abs. 1 durch die Regulierungsbehörde auf schriftli-
chen Antrag an die Betreiber öffentlicherTelekommuni-
kationsnetze.

(2) In dem Antrag nach Absatz 1 ist das Gebiet zu be-

§50Abs.2Satz1

DerBundüberträgtdasRechtnachAbsatz1aufLizenzneh-
mernach§6Abs. 1Nr. 1 imRahmenderLizenzerteilung
nach§8.

§8Abs.1-5
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zeichnen, für das die Nutzungsberechtigung übertragen
werden soll. Die Regulierungsbehörde erteilt die Nut-
zungsberechtigung,wennderAntragstellernachweislich
fachkundig, zuverlässig und leistungsfähig ist, Telekom-
munikationslinienzuerrichtenunddieNutzungsberechti-
gungmitdenRegulierungszielennach§2Abs.2vereinbar
ist.DieRegulierungsbehördeerteiltdieNutzungsberech-
tigungfürdieDauerderöffentlichenTätigkeit.DieRegu-
lierungsbehörde entscheidet über vollständige Anträge
innerhalbvonsechsWochen.

(3) Beginn und Beendigung der Nutzung sowie Na-
mensänderungen, Anschriftenänderungen und identi-
tätswahrende Umwandlungen des Unternehmens sind
der Regulierungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die
RegulierungsbehördestelltdieseInformationendenWe-
gebaulastträgernzurVerfügung.FürSchäden,diedaraus
entstehen, dass Änderungen nicht rechtzeitig mitgeteilt
wurden,haftetderNutzungsberechtigte.

§70

Mitbenutzung

SoweitdieAusübungdesRechtsnach§68fürdieVerle-
gungweitererTelekommunikationslinien nicht oder nur
mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich
ist,bestehteinAnspruchaufDuldungderMitbenutzung
anderer für die Aufnahme von Telekommunikationska-
beln vorgesehenen Einrichtungen, wenn die Mitbenut-
zungwirtschaftlichzumutbar istundkeinezusätzlichen
größerenBaumaßnahmenerforderlichwerden.Indiesem
FallhatderMitbenutzungsberechtigteandenMitbenut-
zungsverpflichteten einen angemessenen geldwerten
Ausgleichzuleisten.

§51

Mitbenutzung

unverändert

§71

RücksichtnahmeaufWegeunterhaltungundWidmungs-
zweck

(1)BeiderBenutzungderVerkehrswegeisteineErschwe-
rung ihrer Unterhaltung und eine vorübergehende Be-
schränkung ihresWidmungszwecksnachMöglichkeitzu
vermeiden.

(2)WirddieUnterhaltungerschwert,sohatderNutzungs-
berechtigte dem Unterhaltungspflichtigen die aus der
ErschwerungerwachsendenKostenzuersetzen.

(3)NachBeendigungderArbeitenandenTelekommunika-
tionslinienhatderNutzungsberechtigtedenVerkehrsweg
unverzüglichwieder instand zu setzen, sofern nicht der
Unterhaltungspflichtige erklärt hat, die Instandsetzung
selbst vornehmen zu wollen. Der Nutzungsberechtigte
hat dem Unterhaltungspflichtigen die Auslagen für die
vonihmvorgenommeneInstandsetzungzuvergütenund
dendurchdieArbeitenandenTelekommunikationslinien
entstandenenSchadenzuersetzen.

§52

RücksichtnahmeaufWegeunterhaltungundWidmungs-
zweck

unverändert

§72

GeboteneÄnderung

(1)ErgibtsichnachErrichtungeinerTelekommunikations-
linie,dasssiedenWidmungszweckeinesVerkehrsweges
nichtnurvorübergehendbeschränktoderdieVornahme

§53

GeboteneÄnderung

Unverändert
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§73

SchonungderBaumpflanzungen

(1)DieBaumpflanzungenaufundandenVerkehrswegen
sindnachMöglichkeitzuschonen,aufdasWachstumder
BäumeistRücksichtzunehmen.Ausästungenkönnennur
insoweitverlangtwerden,alssiezurHerstellungderTe-
lekommunikationslinieoderzurVerhütungvonBetriebs-
störungen erforderlich sind; sie sind auf das unbedingt
notwendigeMaßzubeschränken.

(2)DerNutzungsberechtigtehatdemBesitzerderBaum-
pflanzungeneineangemesseneFristzusetzen,innerhalb
welchererdieAusästungenselbstvornehmenkann.Sind
dieAusästungeninnerhalbderFristnichtodernichtgenü-
gendvorgenommen,sobewirktderNutzungsberechtigte
die Ausästungen. Dazu ist er auch berechtigt, wenn es
sichumdiedringlicheVerhütungoderBeseitigungeiner
Störunghandelt.

(3)DerNutzungsberechtigteersetztdenanden

BaumpflanzungenverursachtenSchadenunddieKosten
deraufseinVerlangenvorgenommenenAusästungen.

§54

SchonungderBaumpflanzungen

Unverändert

der zu seiner Unterhaltung erforderlichen Arbeiten ver-
hindert oder die Ausführung einer von dem Unterhal-
tungspflichtigenbeabsichtigtenÄnderungdesVerkehrs-
wegesentgegensteht,soistdieTelekommunikationslinie,
soweiterforderlich,abzuändernoderzubeseitigen.

(2)SoweiteinVerkehrswegeingezogenwird,erlischtdie
BefugnisdesNutzungsberechtigtenzuseinerBenutzung.

(3)InallendiesenFällenhatderNutzungsberechtigtedie
gebotenenMaßnahmenanderTelekommunikationslinie
aufseineKostenzubewirken.

§74

BesondereAnlagen

(1) Die Telekommunikationslinien sind so auszuführen,
dasssievorhandenebesondereAnlagen(derWegeunter-
haltungdienendeEinrichtungen,Kanalisations-,Wasser-,
Gasleitungen, Schienenbahnen, elektrischeAnlagen und
dergleichen)nichtstörendbeeinflussen.DieausderHer-
stellung erforderlicher Schutzvorkehrungen erwachsen-
denKostenhatderNutzungsberechtigtezutragen.

(2)DieVerlegungoderVeränderungvorhandenerbeson-
derer Anlagen kann nur gegen Entschädigung und nur
dannverlangtwerden,wenndieBenutzungdesVerkehrs-
weges für die Telekommunikationslinie sonst unterblei-
benmüssteunddiebesondereAnlageanderweitigihrem
Zweckentsprechenduntergebrachtwerdenkann.

(3)AuchbeimVorliegendieserVoraussetzungenhatdie
Benutzung des Verkehrsweges für die Telekommunika-
tionslinie zu unterbleiben, wenn der aus der Verlegung
oder Veränderung der besonderen Anlage entstehende
SchadengegenüberdenKosten,welchedemNutzungs-
berechtigten aus der Benutzung eines anderen ihm zur
Verfügung stehendenVerkehrsweges erwachsen, unver-
hältnismäßiggroßist.

(4)DieAbsätze1bis3findenaufsolcheinderVorbereitung
befindlichebesondereAnlagen,derenHerstellungimöf-

§55

BesondereAnlagen

Unverändert
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§75

SpäterebesondereAnlagen

(1) SpäterebesondereAnlagen sindnachMöglichkeit so
auszuführen, dass sie die vorhandenenTelekommunika-
tionsliniennichtstörendbeeinflussen.

(2)DemVerlangenaufVerlegungoderVeränderungeiner
TelekommunikationsliniemussaufKostendesNutzungs-
berechtigten stattgegebenwerden,wenn sonstdieHer-
stellungeinerspäterenbesonderenAnlageunterbleiben
müssteoderwesentlicherschwertwerdenwürde,welche
aus Gründen des öffentlichen Interesses, insbesondere
aus volkswirtschaftlichen oder Verkehrsrücksichten, von
denWegeunterhaltspflichtigenoderunterihrerüberwie-
genden Beteiligung ausgeführt werden soll. Dient eine
kabelgebundeneTelekommunikationslinienichtlediglich
dem Orts-, Vororts- oder Nachbarortsverkehr, kann ihre
Verlegungnurdannverlangtwerden,wenndiekabelge-
bundeneTelekommunikationslinieohneAufwendungun-
verhältnismäßighoherKostenanderweitig ihremZweck
entsprechenduntergebrachtwerdenkann.

(3) Muss wegen einer solchen späteren besonderen
Anlage die schon vorhandene Telekommunikationslinie
mit Schutzvorkehrungen versehen werden, so sind die
dadurchentstehendenKostenvondemNutzungsberech-
tigtenzutragen.

(4)ÜberlässteinWegeunterhaltspflichtigerseinenAnteil
einem nicht unterhaltspflichtigen Dritten, so sind dem
Nutzungsberechtigten die durch die Verlegung oder
Veränderung oder durch die Herstellung der Schutzvor-
kehrungen erwachsendenKosten, soweit sie auf dessen
Anteilfallen,zuerstatten.

(5)DieUnternehmerandereralsderinAbsatz2bezeichne-
tenbesonderenAnlagenhabendieausderVerlegungoder
VeränderungdervorhandenenTelekommunikationslinien
oderausderHerstellungdererforderlichenSchutzvorkeh-
rungenerwachsendenKostenzutragen.

(6) Auf spätere Änderungen vorhandener besonderer
AnlagenfindendieAbsätze1bis5entsprechendeAnwen-
dung.

§76

BeeinträchtigungvonGrundstücken

(1)DerEigentümereinesGrundstücks,daskeinVerkehrs-
wegimSinnedes§68Abs.1Satz2ist,kanndieErrichtung,
denBetriebunddieErneuerungvonTelekommunikations-
linienaufseinemGrundstückinsoweitnichtverbieten,als

fentlichen Interesse liegt, entsprechende Anwendung.
Eine Entschädigung auf Grund des Absatzes 2wird nur
biszudemBetragderAufwendungengewährt,diedurch
dieVorbereitungentstandensind.AlsinderVorbereitung
begriffengeltenAnlagen, sobaldsieaufGrundeines im
EinzelnenausgearbeitetenPlanesdieGenehmigungdes
Auftraggebersund,soweiterforderlich,dieGenehmigung
derzuständigenBehördenunddesEigentümersoderdes
sonstigenzurNutzungBerechtigtendesinAnspruchge-
nommenenWegeserhaltenhaben.

§56

SpäterebesondereAnlagen

Unverändert

§57

BeeinträchtigungvonGrundstücken

unverändert
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1.aufdemGrundstückeinedurcheinRechtgesicherteLei-
tungoderAnlageauchfürdieErrichtung,denBetriebund
die Erneuerung einer Telekommunikationslinie genutzt
undhierdurchdieNutzbarkeitdesGrundstücksnichtdau-
erhaftzusätzlicheingeschränktwirdoder

2. das Grundstück durch die Benutzung nicht oder nur
unwesentlichbeeinträchtigtwird.

(2) Hat der Grundstückseigentümer eine Einwirkung
nach Absatz 1 zu dulden, so kann er von dem Betreiber
der Telekommunikationslinie oder dem Eigentümer des
Leitungsnetzes einen angemessenen Ausgleich in Geld
verlangen, wenn durch die Errichtung, die Erneuerung
oderdurchWartungs-,Reparatur-odervergleichbare,mit
dem Betrieb der Telekommunikationslinie unmittelbar
zusammenhängendeMaßnahmeneineBenutzungseines
GrundstücksoderdessenErtragüberdaszumutbareMaß
hinausbeeinträchtigtwird.FüreineerweiterteNutzungzu
ZweckenderTelekommunikationkanndarüberhinausein
einmaligerAusgleichinGeldverlangtwerden,sofernbis-
herkeineLeitungswegevorhandenwaren,diezuZwecken
der Telekommunikation genutzt werden konnten. Wird
das Grundstück oder sein Zubehör durch die Ausübung
derausdieserVorschriftfolgendenRechtebeschädigt,hat
derBetreiberoderderEigentümerdesLeitungsnetzesauf
seineKostendenSchadenzubeseitigen.§840Abs.1des
BürgerlichenGesetzbuchsfindetAnwendung.

§77

Ersatzansprüche

DieVerjährungderaufden§§70bis76beruhendenAn-
sprücherichtetsichnachdenRegelungenüberdieregel-
mäßigeVerjährungnachdemBürgerlichenGesetzbuch.

§58

Ersatzansprüche

Die auf den §§ 50 bis 57 beruhenden Ersatzansprüche
verjähreninzweiJahren.DieVerjährungbeginntmitdem
SchlussdesJahres,inwelchemderAnspruchentstanden
ist.

§142

GebührenundAuslagen

 ----

(6)DieWegebaulastträgerkönneninihremZuständigkeits-
bereichRegelungenerlassen,nachdenenlediglichdieVer-
waltungskosten abdeckende Gebühren und Auslagen für
dieErteilungvonZustimmungsbescheidennach§68Abs.
3zurNutzungöffentlicherWegeerhobenwerdenkönnen.
EinePauschalierungistzulässig.

---
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ZueinzelnenBestimmungen/Begriffen:

ÜbertragungsrechtedesBundes
Die nach bisherigem Recht vorgenommenÜbertra-

gung derWegenbenutzungsrechte im Rahmen der

Lizenzerteilung (§ 50 Abs. 2 Satz 1 TKG-alt) erfolgt

wegendesWegfallsderLizenzpflichtnunmehrdurch

gesonderten Akt der Regulierungsbehörde nach

§ 69 Abs. 1 TKG neu. Gegenstand und Umfang der

Nutzungsberechtigung des Bundes, die auf Antrag

übertragenwird,istunverändertgeblieben.Dienach

bisherigemRechtdurchLizenzenübertragenenWe-

gerechtebleibenbestehen(§150TKG-neu).

SchriftlicheZustimmungderTräger
derWegebaulast
DieneuaufgenommeneSchriftformderZustimmungs-

erklärung(§68Abs.3Satz1TKG-neu)unterstreichtden

Charakter des Verwaltungsaktes. Durch diese Neure-

gelungwirdderAbschlusseinesöffentlich-rechtlichen

Vertrages zwischen der Kommune und dem TK-Un-

ternehmen, der generell die Voraussetzungen regelt,

unter denen der tatsächlichen Inanspruchnahme der

öffentlichen Wege zugestimmt wird, nicht ausge-

schlossen.AuchkönnennachwievorzurVerwaltungs-

vereinfachungfürbestimmte(kleine)Baumaßnahmen

pauschalevertraglicheRegelungengetroffenwerden.



Oberirdische/unterirdischeVerlegung
vonTK-Linien
Der bereits im TKG-alt bestehende Grundsatz der

Gleichwertigkeit von oberirdischer und unterirdi-

scherVerlegungvonTK-Linien ist imGrundsatz im

TKG-neu beibehalten worden. Nach wie vor kann

daherdieoberirdischeLeitungsverlegungabgelehnt

werden,wennnachAbwägungdenstädtebaulichen

BelangenderVorzugvordenInteressendesBetrei-

berzugebenist.DarüberhinaussolldieVerlegung

inderRegelunterirdischerfolgen,soweitdieVerle-

gungimRahmeneinerGesamtbaumaßnahmekoor-

diniertwerdenkann,dieinengemzeitlichenZusam-

menhangnachderAntragstellungaufZustimmung

durchgeführt wird.  Danach soll die unterirdische

VerlegungzurRegelwerden,soweitdiesekeineiso-

liertenundsomitkostenintensivenMaßnahmenfür

dieTK-Unternehmenbedeuten.Diesdürfteinerster

LiniebeiderErschließungvonNeubaugebietender

Fallsein,schließtaberauchBaumaßnahmenimBe-

standnichtaus.

EineKoordinierungsmöglichkeit imSinnevon§68

Abs.3TKGsetztvoraus,dass

•die leitungsverlegenden Beteiligten und derWe-

gebaulastträger jeweils Kenntnis vom Vorhaben

des/deranderenBeteiligtenerlangenund

•dieunterschiedlichenBaumaßnahmenderBetei-

ligten einer sinnvollen und zumutbaren Abstim-

mungzugänglichsind.

DerGesetzgeberhatkeineausdrücklichenAusfüh-

rungen dazu gemacht, wem die Koordinierungs-

pflicht obliegt. In der Vergangenheit hat sich

allerdingsdieAnwendungder„KommunalenKoor-

dinierungsrichtlinien“ (herausgegeben von der

Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenver-

bände, Köln, Juni 1967, die nach wie vor Bestand

hat) bewährt, die die Kommunennutzen, umAuf-

grabungen zeitlich möglichst zusammenzufassen

undabzukürzensowiedieauszuführendenArbeiten

reibungslosineinandergreifenzulassen.

Eine weitere Voraussetzung ist, dass die Gesamt-

baumaßnahmeineinem„engenzeitlichenZusam-

menhangnachderAntragstellungaufZustimmung

durchgeführtwird“.Ein„engerzeitlicherZusammen-

hang“ istdannanzunehmen,wenndiebeantragte

Leitungsverlegung für einen Zeitraum geplant ist,

derzeitnahzuderohnehinbeabsichtigtenBaumaß-

nahmeliegt.DadieRegelungdaraufabzielt,durch

ein koordiniertes Vorgehen Kosten zuminimieren,

istdarüberhinausdavonauszugehen,dassesnach

Art und Umfang der geplanten Baumaßnahmen

möglichundallenBeteiligtenzumutbarseinmuss,

die Baumaßnahmen tatsächlich auf einander ab-

zustimmen. Um das mit der Koordinierung ange-

strebte Ziel einer Kosteneinsparung zu erreichen,

sollte vondieserMöglichkeit auch dannGebrauch

gemachtwerden,wenneinförmlicherAntragnoch

nicht vorliegt, dieAbsicht zurVerlegungvonTK-Li-

nien aber bereits in andererWeise bekundetwor-

denist.Diesistz.B.dannderFall,wennaufGrund

von Absprachen oder Vereinbarungen mit einem

Erschließungsträger  die Verlegung  in noch nicht

als „öffentlicheWegefläche“ gewidmeten Straßen

erfolgensoll,wasinderRegelbeiderErschließung

vonNeubaugebietenderFallist.

WenndievorgenanntenVoraussetzungenvorliegen,

istdasTK-Unternehmen„inderRegel“zurVerlegung

inunterirdischerBauweiseverpflichtet.Dasschließt

bei Vorliegen besonderer Gründe im Einzelfall die

oberirdische Verlegung nicht aus. Inwieweit eine

Ausnahme von der gesetzlichen Soll-Bestimmung

gerechtfertigt ist, ist jeweils unterWürdigung der
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gegenseitigen Interessen (wirtschaftliche Aspekte,

organisatorischeGesichtspunkteo.ä)undderstäd-

tebaulichenBelangeabzuwägen.

Sicherheitsleistung
UmdieWegebaulastträgergegenRisikenmangeln-

der Bonität der TK-Leitungen verlegenden Unter-

nehmenabzusichern,wirddenWegebaulastträgern

dieMöglichkeiteingeräumt,dieZustimmungzurTK-

LinienverlegungvonderLeistungeinerangemesse-

nenSicherheitabhängigzumachen.Hierdurchsoll

gewährleistetwerden,dassdieWegebaulastträger

imFallederInsolvenzeinesUnternehmensdieord-

nungsgemäße Wiederherstellung der öffentlichen

WegenichtaufeigeneKostendurchführenmüssen.

SoweitdieGefahr,dassbeimWegebaulastträgerfi-

nanzielleRisikenverbleiben,geringist(wieetwabei

BaumaßnahmenderDTAGoderderTK-Unterneh-

men in ( (überwiegend)kommunalerTrägerschaft)

sollteauchmitBlickaufvermeidbarenVerwaltungs-

aufwandbeiderVielzahlderBaumaßnahmen,auf

eineSicherheitsleistungverzichtetwerden.

Nebenbestimmungen
DieNebenbestimmungendürfenu.a.nurRegelun-

genbeinhalten,diedie„zubeachtendenRegelnder

Technik“ festlegen. Diese Formulierung entspricht

inihreminhaltlichenGehaltderin§68Abs.2TKG

normiertenRegelung,wonachdieVerlegungderTK-

Linie den„anerkannten Regeln derTechnik“ genü-

genmuss.Zudemistnunausdrücklichfestgehalten,

dass die Zustimmung auch Nebenbestimmungen

enthalten darf, die die Sicherheit und Leichtigkeit

desVerkehrsgewährleisten.

Dokumentation
Ferner stellt dasTKGnun klar, dass indenNeben-

bestimmungen zur Zustimmung eine Regelung

über „die im Bereich desWegebaulastträgers üb-

licheDokumentation der Lage derTK- Linien nach

geographischen Koordinaten“ getroffen werden

kann. Soweit  die Kommunen für ihre Belange

eineDokumentation inbestimmterForm (digital /

herkömmlich)  benötigen,bedarf es einerpräzisen

Vorgabe, damit die Angaben derTK-Unternehmen

für den Wegebaulastträger verwertbar werden.

Aufgrund der zahlreichen im Einsatz befindlichen

unterschiedlichen Dokumentationssysteme und

kartographischen Voraussetzungen sind beson-

dere Festlegungen erforderlich, die von Fachleu-

ten aus den Bereichen  Geodäsie/Kataster- und

Liegenschaftswesen/Tiefbau  als „Muster für eine

Verwaltungsvereinbarung“erarbeitet wurdenund

als Bestandteil dieser Auslegungshilfe als Anlage

beigefügtsind.

Die Verpflichtung der Betreiber zur Dokumenta-

tion (neuer oder geänderter) TK-Linien besteht

auch dann,wenn dieTK-Linien auf Grund anderer

Vereinbarungenmit demWegebaulastträger, nach

denenvoneinerZustimmungnach§68Abs.3TKG

imEinzelfallabgesehenwird,verlegtodergeändert

werden.

WegebaulastträgeralsBetreiber
einerTK-Linie
DiefrühereZuständigkeitderRegulierungsbehörde

zur Erteilung der Zustimmung zur Verlegung der

TK-Linie  indenbesonderenFällen nach§50Abs.

4 TKG-alt  ist entfallen. Die Zustimmung erfolgt

nunmehrauchindiesenFällendurchdenWegebau-

lastträger selbst,wobeidieZustimmungvoneiner

Verwaltungseinheit zu erteilen ist, zu deren Auf-

gabenbereichnichtderBetriebderTK-Liniegehört,

wasinderPraxisderRegelfallseindürfte.Solltesich

imEinzelfallderVerdachtderBenachteiligungeines

TK-Unternehmensergeben,kanndieRegulierungs-

behördefürPostundTelekommunikation angeru-

fenwerden.

Verwaltungsgebühr
DievondenKommunalenSpitzenverbändeneinge-

forderteundbereitsimVorfelddesGesetzgebungs-

verfahrenseinvernehmlichmitderDTAGgetroffene

RegelungzurErhebungeinerdieVerwaltungskosten

abdeckenden Gebühr wurde nunmehr allgemein-

verbindlich  im § 142 Abs. 6TKG-neu ausdrücklich

normiert.AndereKriterienzurGebührenermittlung

als die des Verwaltungskosten-Deckungsprinzips

sinddamitausgeschlossen.EinePauschalierungist

zulässig.Der in dem zwischen  Kommunalen Spit-

zenverbändenundDTAG vereinbartenMusterver-

tragzurVerlegungvonTK-LinieninöffentlichenWe-

gen(„3.Weg“)angegebeneOrientierungsrahmenzu

denGebührenist–wiederMustervertraginseinem

grundsätzlichen Regelungsgehalt generell – nach

wievorgültig.Eswurdelediglicheineredaktionelle

AnpassungdesMustervertragesvorgenommen,der

zurVerfügungsteht.
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AnlagezurAuslegungshilfe

Mustereiner
Verwaltungsvereinbarung

zurRegelungder„Dokumentation“

gemäß§68Abs.3Satz5TKG

DieDeutscheTelekomAG,T-Com,TechnischeInfrastrukturNiederlassungRegion

Adresse

nachfolgend„T-Com“genannt

bzw.NameeinesanderenTelekommunikations-Unternehmens

und

dieStadtverwaltung/KommunalverwaltungName

vertretendurchNamedesAmtes

Adresse

nachfolgendKommunegenannt

schließenfolgende

Verwaltungsvereinbarung

1.Vorbemerkung

Entsprechend§68Abs.3Satz5TKGkannindenNebenbestimmungenzurZustimmungeineRegelungüber„die

imBereichdesWegebaulastträgersüblicheDokumentationderLagederTK-LiniennachgeographischenKoor-

dinaten“getroffenwerden.DaderWegebaulastträgerfürseineBelangeeineDokumentationinbestimmter

Form(digital/herkömmlich)benötigt,bedarfeseinerpräzisenVorgabe,damitdieAngabenderT-Comfürden

Wegebaulastträger verwertbarwerden.Aufgrundder zahlreichen imEinsatzbefindlichenunterschiedlichen

DokumentationssystemeundVoraussetzungensindindieserVereinbarungbesondereFestlegungenbezüglich

derDokumentationundderenÜbergabefürbeideSeitenverbindlichdefiniert.

DieT-ComunddieKommuneerklärenübereinstimmend,dasssiediewirtschaftlichenMöglichkeitendesjeweils

anderen,welchesichmöglicherweiseeinschränkendaufdenDatenaustauschauswirkenkönnten,wohlwollend

berücksichtigenwerden(gegenseitigeRücksichtnahme).

InsbesonderebeiWechselvonSoftwareversionenistesmöglich,dassProblemebeimDatentransferauftreten.

SiesollenmöglichstinbeiderseitigemBenehmenundunterBerücksichtigungderbetriebswirtschaftlichenFol-

genfürdieBeteiligtengelöstwerden.

2.Regelungen

2.1.Rahmenbedingungen:

a)FürkleinereMaßnahmenimöffentlichenRaumkanneinvernehmlichvoneinerEinmessungaufderBasis

desLandesfestpunktnetzesabgesehenwerden.SofernnichtbesondereAbsprachengetroffenwerden,istbei

einerTrassenlängebiszuxxm(inderPraxiswerden30malsangemessenbetrachtet)imöffentlichenRaum

eineherkömmlicheDokumentationausreichend.Innerhalbvon8WochennachAbschlussderMaßnahmeist

derKommuneeinAusdruckausdemgeografischenInformationssystemderT-Com(MEGAPLAN)mitBema-

ßungundAngabedesAktenzeichenszuübergeben.
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b)FüralleanderenMaßnahmenisteineEinmessungnachLageundHöheaufderBasisdesLandesfestpunkt-

netzesvorzunehmen(Ausnahmesiehe2.2e).DieDatenlieferungerfolgtinnerhalbvon8WochennachAb-

schlussderjeweiligenBaumaßnahmeandieKommuneindigitalerForm.

 IndenFällen, indenendieT-Comaus technischenGründennichtper satellitengestütztenVerfahrenein-

messenkann,stelltdieKommunebzw.diejeweilszuständigeStellederT-Com,entsprechendderörtlichen

KostenordnungdieerforderlichePasspunktinformationzurVerfügung.

c) DieDatensindanfolgendeAnschriftzuliefern:

2.2.TechnischeBedingungen

a)AlsMindestanforderungfürdieDatenlieferungwerdengeoreferenzierteVektordatenvereinbart.DieT-Com

übergibtDatenimdefiniertenSchnittstellenformatandieKommune(z.B.„dxf“-Format).

b)DieLeitungstrassewirdalsVolllinie(0,5mm,magenta)ohneweitereInformation(z.B.Ausprägung)über-

geben,wennderen räumlicheAusdehnung 30 cmnichtüberschreitet. Ist die räumlicheAusdehnungder

TK-Liniebreiteroderhöherals30cm,wirdderQuerschnittergänztdurchdieAngabevonBreiteundTiefedes

Kabel-bzw.Rohrverbandes.

c)ExponiertePunkte,i.d.R.Kabelschächte,werdenalsunmaßstäblichesSymbol(Rechteck)mitdenMaßenfür

Länge,BreiteundHöhedargestellt.

d)DiePositionderKnoten(Anfang,EndeundKnickpunkte)wirdaufBasisderKoordinatendesLandesfestpunkt-

netzesmiteinerGenauigkeitvonmindestens15cmbeschrieben.

e)DieT-ComliefertstandardmäßigdieN.N.-HöhederKnotenandieWegebaulastträger,soweiteinesatelliten-

gestützteMessungmöglichist.IsteinesatellitengestützteMessungnichtmöglichundkannderWegebau-

lastträger inunmittelbarerNähederBaustelle keine Festpunktedes Landesfestpunktnetzesbereitstellen,

kannaufdieAngabederN.N.-Höheverzichtetwerden. Indiesen Fällenwird ersatzweisedieAngabeder

ÜberdeckungzurVerfügunggestellt.

2.3Auskunftserteilung

Zwarwirdseitdem26.6.2004dieDokumentationneuerbzw.geänderterTK-LinienauchdenWegebaulastträ-

gern,fallsvondiesengefordert,zurVerfügunggestellt.DochderAltbestandderTK-Linien(ca.98Prozent)liegt

demWegebaulastträger i.d.R.nichtvor.DerWegebaulastträgerkannalsobeiAuskünftenüberdie Lagevon

TK-LiniennurinsoweitAngabenmachen,alssieihmvonderT-Comgeliefertwurden.SoferndieKommuneals

PlanungsträgerDrittengegenüberAuskunftüberdieLagevonTK-Linienerteilt,istsieverpflichtetdaraufhinzu-

weisen,dassdieseAuskunftohneGewährfürVollständigkeitundRichtigkeiterfolgtunddaherunbedingtauch

dieT-Combefragtwerdensollte.

3.Schlussbestimmungen

DieVereinbarungtrittzumDatuminKraft.SiekannmiteinerFristvon3(drei)Kalendermonatenschriftlich,frü-

hestenszumDatumgekündigtwerden.AndernfallsverlängertsichdieVereinbarungautomatischjeweilsum

einweiteresJahrundkanndannmiteinerFristvon3(drei)Kalendermonatengekündigtwerden.

ÄnderungenoderErgänzungenderVereinbarungbedürfenderSchriftform.

SolltenBestimmungendieserVereinbarungganzoderteilweisenichtrechtswirksamodernichtdurchführbar

seinoder ihreRechtswirksamkeitoderDurchführbarkeit späterverlieren, sosollhierdurchdieGültigkeitder

übrigenBestimmungenderVereinbarungnichtberührtwerden.Anstellederunwirksamenoderundurchführ-

barenBestimmungensolleineanderweitigeangemesseneRegelunggelten,diedemamnächstenkommt,was

dieVertragspartnergewollthaben.

UnterzeichnungenderjeweiligenVertragsparteienmitDatumundOrt
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Musterfüreinen

Vertrag

überdieBenutzungöffentlicherWege

fürTelekommunikationslinien

beiZustimmungennach§68Abs.3TKG

(Stand:Oktober2004)

zwischen

derStadt/Gemeinde/demKreis



vertretendurch

nachstehendals„Gemeinde(1)“genannt

und

derDeutschenTelekomAG,T-Com,TechnischeInfrastrukturNiederlassungRegion

nachstehendals„T-Com“genannt

bzw.NameeinesanderenTelekommunikationsunternehmens

wirdfolgenderVertragüberdieBenutzungöffentlicherWegefürTelekommunikationslinienbeiZustimmungen

nach§68Abs.3TKGgeschlossen:

Inhaltsübersicht

Präambel

§1 Vertragsinhalt

§2 KleineBaumaßnahmen

§3 VorbereitungundDurchführungvonBaumaßnahmen(TechnischeBedingungen)

§4 AnzuwendendeVorschriften

§5 Dokumentation

§6 Folgepflichten

§7 Kostentragung

§8 AbnahmeundGewährleistung

§9 DauerdesVertrages

§10 Schlussbestimmungen

(1)„Gemeinde“wirdimfolgendensynonymfürStadt/Gemeinde/Kreisverwendet;derVertragstextistentsprechendanzupassen
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Präambel

DieT-ComhatmitDatumvom16.9.96durchdenBundesministerfürPostundTelekommunikationeineLizenz

zumBetreibenvonÜbertragungswegenfürTelekommunikationsdienstleistungenfürdieÖffentlichkeit(Lizenz-

klasse3nach§6Abs.2Nr.1Buchstabec)Telekommunikationsgesetz–TKG)erhalten(Anlage1).MitderLizenz

wurdederT-ComdasRechtdesBundes,VerkehrswegefürdieöffentlichenZweckendienendenTelekommuni-

kationslinien(TK-Linien)unentgeltlichzubenutzen(§50Abs.1TKG1996),übertragen.Gem.§150TKG2004

bleibendieperLizenzübertragenenWegerechteauchweiterhinwirksam.

DieAusübungdermitderÜbertragungdesWegerechteserteiltenBefugnisdurchdieT-ComerfordertdieVerle-

gungvonTelekommunikationslinieni.S.d.§3TKGimGebietderGemeinde.

AuchnachdemnovelliertenTelekommunikationsgesetzi.d.F.vom26.06.2004regeltdieserVertragEinzelheiten

desZustimmungsverfahrensnach§68Abs.3TKG,GrundsätzederVerlegungundÄnderungvonTK-Liniensowie

denRahmendertechnischenAbwicklung.Eristgerichtetaufeinezügige,abgestimmteundgeordneteAbwick-

lungdererforderlichen(Bau-)MaßnahmenunddesVerwaltungsverfahrens.

DieBenutzungöffentlicherGewässersowiedieVerlegungoberirdischerLeitungenbedürfenderEinzelzustim-

mungaußerhalbderRegelungendiesesVertrages.

§1Vertragsinhalt

(1) DieVertragsparteienstellenunterBerücksichtigungdererforderlichenVorlaufzeiteneinenZeitplanfürein

Jahrauf,indemdieVorhabenbeiderParteienaufgeführtwerden,insbesonderefürfolgendeVorhaben:

 •VerlegungundÄnderungvonTK-Linien

 •AufstellungundUmsetzungsschrittevonBauleitplänen

 •StraßenbaumaßnahmenderGemeinde

 AusgenommenhiervonsindMaßnahmennach§2dieserVereinbarung.

(2)DieGemeindeerteiltihreZustimmungserklärungfürkonkreteEinzelmaßnahmenjeweilsdurcheinenge-

sondertenVerwaltungsakt(§68Abs.3TKG)rechtzeitignachAntragstellungunterBerücksichtigungeiner

Vorlaufzeitvoni.d.R.Wochen.DieT-ComholtrechtzeitigalleerforderlichenweiterenGenehmigungen

bzw.Erlaubnisseein.SoweitderenErteilungimZuständigkeitsbereichderGemeindeliegt,verpflichtetsich

diesezurzügigenDurchführungdesGenehmigungs-bzw.Erlaubnisverfahrens.

(3) DieT-ComnimmtdieTrassenabstimmungmitdenmöglicherweisedurchdasBauvorhabenBetroffenenund

derGemeindevorundübernimmtKoordinationsaufgabennurinAbstimmungmitderGemeinde.

(4)NachendgültigerTrassenabstimmungerstelltdieT-ComeinenWegeplanderbetroffenenWegeflächenim

Maßstabvon1:500oder1:1000mitgenauenAngabenzuArt,LageundAbmessungendergeplantenTrasse,

Schächte,sonstigeBetriebseinrichtungen,StandortevonBäumenmiteinemStammumfangvon120cmin

1müberErdgleichemitAbständenbiszu2m,undfügtihndemAntragaufZustimmungbei.

(5)DieT-CombeginntzumabgestimmtenZeitpunktmitdenBauarbeiten.

§2KleineBaumaßnahmen

(1) AnstellederEinzelzustimmungstimmtdieGemeindealsTrägerinderWegebaulastdenkleinenBaumaß-

nahmenimSinnedesAbs.2dieserBestimmungpauschalzu.

(2)KleineBaumaßnahmensind:

 GräbenzurHerstellungvonHauszuführungeno.ä.mitdendazugehörigenBaugrubenzurMontagevonLöt-

stellenimBereichdesöffentlichenVerkehrsweges.ProMaßnahmesindhöchstensMeterKabelgraben

mitBaugrubenerfasst(Anm.1).

(3)DieT-Comverpflichtetsich,ihreMaßnahmeninFormeinerAufgrabungsmitteilungmitAngabederAusfüh-

rungszeit(einschl.WegeplanimMaßstabvon1:500oder1:1000)derGemeinderechtzeitigvorBaubeginn

(möglichstzweiWochen),anzuzeigen (u.a.perTelefax).WidersprichtdieGemeinde, istdasVerfahrenzur

ErteilungeinerEinzelzustimmung(§1Abs.2)einzuleiten.



 (Anm.1:InderPraxiswurdennebendenimMuster3(„VertragüberkleineBaumaßnahmen“)genanntenkleinenBaumaßnahmenmitKabelgrabenbis10Me-
terLängeauchKabelgräbenbiszu100MeterLängealskleineBaumaßnahmenimHinblickaufdasin§2Abs.3Satz2festgelegte„Rückholrecht“vereinbart.)



14 AuslegungshilfezudenwegerechtlichenBestimmungenimneuenTelekommunikationsgesetz AuslegungshilfezudenwegerechtlichenBestimmungenimneuenTelekommunikationsgesetz 15

§3VorbereitungundDurchführungvonBaumaßnahmen(TechnischeBedingungen)

(1) IsteinestatischeBerechnungfürdieTK-Linien,ihreBefestigungenanIngenieurbauwerkenselbst,fürBau-

hilfsmaßnahmensowieBauverfahrenerforderlich,legtdieT-ComdieseingeprüfterFormaufVerlangender

Gemeindevor.

(2) TK-Liniensindgrundsätzlichplatzsparendzuverlegen.SofernörtlichmöglichsinddieErdkabelundLeerroh-

re in vertretbaremMaße übereinander anzuordnen. Die zu verwendenden Leerrohre haben grundsätzlich

einenDurchmesservon≤DN110.DieT-ComwirddieAnzahlderRohreunddieAbmessungenderSchächte
indenöffentlichenWegenderGemeindeaufdasfürdenbestimmungsgemäßenBetrieberforderlicheMaß

beschränken.BeioptischbesondersgestaltetenWegeoberflächensindSchachtabdeckungenzuverwenden,

derenOberflächederumgebendenöffentlichenWegeflächeentspricht.Diesgiltnicht,wenndieGemeinde

reineVerschönerungsmaßnahmenanderStraßevornimmt.IndiesemFallträgtdieGemeindediedadurchent-

stehendenMehrkostenfürdenUnterbaueinschließlichderRahmenundAuspflasterungderSchachtdeckel.

(3) DurchdieBauarbeitendürfendieZugängezudenangrenzendenGrundstückensowiederAnliegerverkehr

nichtmehralsunvermeidbarbeschränktwerden.DieAnliegerderbetroffenenGrundstückesindvonder

T-ComrechtzeitigvorBaubeginninangemessenerFormzuunterrichten.DieBauarbeitensindsodurchzu-

führen,dassdieSicherheitunddieLeichtigkeitdesVerkehrsinmöglichstgeringemUmfangbeeinträchtigt

werden.DieT-ComtrifftallezumSchutzderStraßeunddesStraßenverkehrserforderlichenVorkehrungen,

insbesonderesperrtsiedieBaustellengemäßdenAuflagenderStraßenverkehrsbehördeabundkennzeich-

netsie.

(4)NachVerlegungvonTK-LiniensinddieaufgegrabenenWegeflächendurchdieT-Comodervonihrbeauftrag-

teDritteunverzüglichwiederherzustellen.DieNebenflächen/FahrbahnflächenwerdendurchdieT-Com

wiederhergestellt,sofernnichtdieGemeindeerklärt,dieInstandsetzunggem.§71Abs.3TKGselbstvorneh-

menzuwollen.DieT-ComdarfdieBauarbeitennurvoneinerzuverlässigenFachfirmaausführenlassen.

(5)DieGemeindehatinWahrnehmungderöffentlichenInteressendasRecht,vonderT-ComaufderenKosten

beibegründetemAnlassdenNachweisüberdieEinhaltungderanerkanntenRegelnderTechnikbeiBauund

BetriebihrerAnlagenzuverlangen.

§4AnzuwendendeVorschriften

(1) Telekommunikationsgesetz(TKG)

 WeiterhingeltenfolgendeVorschriftenundGesetzeinderjeweilsgeltendenFassung,soweitdasTKGnichts

abweichendoderabschließendregelt:

(2) Straßen-undWegegesetzdesLandes

(3) Evtl.KommunaleKoordinierungsrichtlinie

(4)AnerkannteRegelnderTechnikwieinsbesondere:

 a) DIN1998UnterbringungvonLeitungenundAnlageninöffentlichenFlächen(RichtlinienfürdiePlanung).

 b) DIN1076IngenieurbauwerkeimZugevonStraßenundBrücken(ÜberwachungundPrüfung).

 c) DIN18920AufgrabungsarbeitenimBereichvonBäumen.

 d) RichtliniefürdasVerlegenundAnbringenvonLeitungenanBrücken(Ri-Lei-Brü).

 e) RichtlinienfürdieAnlagevonStraßenTeil:LandschaftspflegeAbschnitt4:SchutzvonBäumen,Vegetati-

 onsbeständenundTierenbeiBaumaßnahmen(RSA-LP4Ausgabe1999)

 f) MerkblattüberBaumstandorteundunterirdischeVer-undEntsorgungsanlagenderForschungsgesell-

 schaftfürStraßen-undVerkehrswesen(Ausgabe1989).

 g) RichtlinienfürSicherheitvonArbeitsstellenanStraßen(RSA).

 h) ZusätzlicheTechnischeVertragsbedingungenundRichtlinien

  -fürAufgrabungeninVerkehrsflächen(ZTVA-StB97)

  -fürErdarbeitenimStraßenbau(ZTVE-StB94)

  -fürTragschichtenimStraßenbau(ZTVT-StB95)

  -fürdenBauvonFahrbahndeckenausAsphalt(ZTVAsphalt94)

(5) KommunalesOrtsrecht
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§5Dokumentation

JedeNeuverlegungundÄnderungvonTK-LinienistdurchdieT-Comvollständigzudokumentieren.

DieGemeindebenötigtfürihreBelangeeineDokumentationinbestimmterForm(digital/herkömmlich).

 Nein

Ja

 DiehierzuerforderlichenVorgabensindinderalsAnlagebeigefügtenVerwaltungsvereinbarunggeregelt.

§6Folgepflichten

InFällen, indenendieGemeindeeinbesonderes InteresseanderBeseitigungoderUmlegungvonTK-Linien

oderTeilendavonhat,dienichtvon§75TKGerfasstwerden,erklärtsichdieT-Combereit,mitderGemeindeein

AbstimmungsgesprächmitdemZieleinergütlichenEinigungherbeizuführen.

§7Kostentragung

(1) DieGebührenwerdennachMaßgabedesfürdieGemeindegeltendenGebührenrechts(Landes-und/oder

Ortsrecht)erhoben.

(2)DieT-ComhatdieAufwendungenundKostenzutragen,dieimZusammenhangmitderAusübungoderBe-

endigungdesBenutzungsrechtsverursachtwerden.HierzugehöreninsbesondereKostenfürMaßnahmen:

 1.anStraßenundIngenieurbauwerken

 2.zurAufrechterhaltungdesStraßenverkehrswährendderBauarbeiten

 3.zumSchutzederStraße,desVerkehrsunddesBaumbestandes.

 DieKostentragungspflichtgiltnachMaßgabedergesetzlichenBestimmungen,eindarüberhinausgehender

schuldrechtlicherAnspruchbestehtnicht.

(3) FüreinevorübergehendeNutzungöffentlicherWegewährendderBauzeitisteineSondernutzungserlaubnis

nurdannzubeantragen,wenndieLagerungvonBaustoffen,Baugerätenusw.imöffentlichenVerkehrsweg

keinenunmittelbarenBezugzueinerBaumaßnahmegem.§68TKGhat.

(4)FürdenVerwaltungsaufwandbeikleinenBaumaßnahmennach§2wirdgem.§142Abs.6TKGeineVerwal-

tungsgebührvonEuro(10-30Euro)proAufgrabungsmitteilung(§2Abs.3)erhoben,dieeinmal

jährlichals„Sammelgebühr“vonderTelekomandieGemeindegezahltwird.

(5) FürdiederEinzelzustimmungunterliegendenZustimmungsverfahrenwirdgem.§142Abs.6TKGeineVer-

waltungsgebührvonEuro(75-130Euro)erhoben.Davonunberührtkanninbesondersgelagerten

EinzelfällenfüreinennachgewiesenenaußergewöhnlichhohenVerwaltungsaufwandeinehöhereGebühr

erhobenwerden.

(6)DieGemeindehatdasRecht,frühestensnachAblaufvonzweiJahrenabUnterzeichnungdesVertragesauf

GrundlagedesnachgewiesenennotwendigenVerwaltungsaufwandesgegebenenfallseineAnpassungder

unterAbs.4und5vereinbartenVerwaltungsgebührzuverlangen.

§8AbnahmeundGewährleistung

(1) NachBeendigungdervonderT-CominöffentlichenWegenausgeführtenBauarbeitenfindetimRahmen

derAbnahmeeinegemeinsameBesichtigungaufWunscheinerVertragsparteistatt.ÜberdieBesichtigung

wirdeinevonbeidenParteienzuunterzeichnendeNiederschriftangefertigt, indie  festgestellteMängel

aufgenommensowieMeinungsunterschiedeüberdasVorliegenvonMängelndokumentiertwerdensollen.

FestgestellteMängelsindvonderT-ComunverzüglichaufihreKostenzubeseitigen.ImFalledesVerzugesist

dieGemeindeberechtigt,dieMängelaufKostenderT-Combeseitigenzulassen.BeiwesentlichenMängeln

findetnachderenBeseitigungeinenochmaligeBesichtigungstatt.

(2) Fürdieauf§71Abs.3TKGberuhendenErsatzansprüchebeträgtdieGewährleistungfünfJahreundendetam

30.6.desfünftenaufdieFertigstellungderBaumaßnahmefolgendenKalenderjahres.Imübrigenregelnsich

dieGewährleistungsansprüchenachdenBestimmungenderVOB.
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(3) KommtdieT-ComeinerVerpflichtung,diesichausdiesemVertragoderdengesetzlichenRegelungenergibt,

trotzvorherigerAufforderunginnerhalbeinerangemessenenFristnichtnach,soistdieGemeindeberech-

tigt,dasnachihremErmessenErforderlicheaufKostenderT-Comzuveranlassen.DieGemeindekündigtder

T-ComdiebeabsichtigtenMaßnahmenan.WirddieSicherheitdesVerkehrsgefährdet,könnenAufforderung,

FristsetzungundAnkündigungderErsatzmaßnahmenunterbleiben.IndiesenFällensetztdieGemeindedie

T-ComvondenMaßnahmenunverzüglichinKenntnis.

§9DauerdesVertrages

(1) DieserVertragwirdaufdieDauervon          Jahren (5 - 10)abgeschlossen.Erverlängertsich jeweilsum

Jahr(e),wennernichtJahr(e)vorAblaufderDauergekündigtwird.Unabhängigdavonendet

derVertragbeiWegfallderNutzungsberechtigung.

(2)DieGemeindeistberechtigt,diesenVertrag jederzeitaußerordentlichfristloszukündigen,wenndieszur

VerhütungoderBeseitigungschwererNachteilefürdasGemeinwohlgebotenist.

(3) VerhältsicheinederVertragsparteiengrobvertragswidrig,kanndieandereParteidenVertragnacherfolgter

Abmahnung,dieeineKündigungsandrohungenthält,miteinerFristsetzungvonzum

kündigen.

§10Schlussbestimmungen

(1)DieT-ComstelltdieGemeindevonallenAnsprüchenDritterfrei,dieinfolgederHerstellung,desBestehens,

desBetriebs,derInstandsetzungoderderBeseitigungderTK-LiniengegendieGemeindegeltendgemacht

werden,sofernnichtdieGemeindeselbstodereinvonihrbeauftragterDrittertätigwurde.

(2)DieserVertragersetztnichtdieaufgrundanderergesetzlicherBestimmungenerforderlichenGenehmigun-

genoderErlaubnisse.

(3) SollteeinTeildiesesVertragesganzoderteilweiseunwirksamseinoderwerden,sowirddieGültigkeitder

übrigenBestimmungendavonnichtberührt.DieParteiendiesesVertragesverpflichtensich,andieStellevon

unwirksamenTeilendiesesVertrageseineBestimmungzuvereinbaren,diedemSinndiesesVertragesam

nächstenkommt.

(4)ÄnderungenundErgänzungendiesesVertragesbedürfenderSchriftform.DasselbegiltfürdieSchriftform-

klausel.

(5) JedeParteierhälteineAusfertigungdiesesVertrages.

Ort,Datum Ort,Datum

Stadt/Gemeinde/Kreis DeutscheTelekomAG,T-Com

 TechnischeInfrastrukturNiederlassung

Unterschrift: Unterschrift:

Unterschrift:

Anlage:Verwaltungsvereinbarung„Dokumentation“
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AnlagezumMusterfüreinenVertragüberdieBenutzungöffentlicherWege

fürTelekommunikationslinienbeiZustimmungennach§68Abs.3TKG

Mustereiner
Verwaltungsvereinbarung

zurRegelungder„Dokumentation“

gemäß§68Abs.3Satz5TKG

DieDeutscheTelekomAG,T-ComTechnischeInfrastrukturNiederlassungRegion

Adresse

nachfolgend„T-Com“genannt

und

dieStadtverwaltung/KommunalverwaltungName

vertretendurchNamedesAmtes

Adresse

nachfolgendKommunegenannt

schließenfolgende

Verwaltungsvereinbarung

1.Vorbemerkung

Entsprechend§68Abs.3Satz5TKGkannindenNebenbestimmungenzurZustimmungeineRegelungüber„die

imBereichdesWegebaulastträgersüblicheDokumentationderLagederTK-LiniennachgeographischenKoor-

dinaten“getroffenwerden.DaderWegebaulastträgerfürseineBelangeeineDokumentationinbestimmter

Form(digital/herkömmlich)benötigt,bedarfeseinerpräzisenVorgabe,damitdieAngabenderT-Comfürden

Wegebaulastträger verwertbarwerden.Aufgrundder zahlreichen imEinsatzbefindlichenunterschiedlichen

DokumentationssystemeundVoraussetzungensindindieserVereinbarungbesondereFestlegungenbezüglich

derDokumentationundderenÜbergabefürbeideSeitenverbindlichdefiniert.

DieT-ComunddieKommuneerklärenübereinstimmend,dasssiediewirtschaftlichenMöglichkeitendesjeweils

anderen,welchesichmöglicherweiseeinschränkendaufdenDatenaustauschauswirkenkönnten,wohlwollend

berücksichtigenwerden(gegenseitigeRücksichtnahme).

InsbesonderebeiWechselvonSoftwareversionenistesmöglich,dassProblemebeimDatentransferauftreten.

SiesollenmöglichstinbeiderseitigemBenehmenundunterBerücksichtigungderbetriebswirtschaftlichenFol-

genfürdieBeteiligtengelöstwerden.

2.Regelungen

2.1.Rahmenbedingungen:

a)FürkleinereMaßnahmenimöffentlichenRaumkanneinvernehmlichvoneinerEinmessungaufderBasis

desLandesfestpunktnetzesabgesehenwerden.SofernnichtbesondereAbsprachengetroffenwerden,istbei

einerTrassenlängebiszuxxm(inderPraxiswerden30malsangemessenbetrachtet)imöffentlichenRaum

eineherkömmlicheDokumentationausreichend.Innerhalbvon8WochennachAbschlussderMaßnahmeist

derKommuneeinAusdruckausdemgeografischenInformationssystemderT-Com(MEGAPLAN)mitBema-

ßungundAngabedesAktenzeichenszuübergeben.
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b)FüralleanderenMaßnahmenisteineEinmessungnachLageundHöheaufderBasisdesLandesfestpunkt-

netzesvorzunehmen(Ausnahmesiehe2.2e).DieDatenlieferungerfolgtinnerhalbvon8WochennachAb-

schlussderjeweiligenBaumaßnahmeandieKommuneindigitalerForm.

 IndenFällen, indenendieT-Comaus technischenGründennichtper satellitengestütztenVerfahrenein-

messenkann,stelltdieKommunebzw.diejeweilszuständigeStellederT-Com,entsprechendderörtlichen

KostenordnungdieerforderlichePasspunktinformationzurVerfügung.

c) DieDatensindanfolgendeAnschriftzuliefern:

2.2.TechnischeBedingungen

a)AlsMindestanforderungfürdieDatenlieferungwerdengeoreferenzierteVektordatenvereinbart.DieT-Com

übergibtDatenimdefiniertenSchnittstellenformatandieKommune(z.B.„dxf“-Format).

b)DieLeitungstrassewirdalsVolllinie(0,5mm,magenta)ohneweitereInformation(z.B.Ausprägung)über-

geben,wennderen räumlicheAusdehnung 30 cmnichtüberschreitet. Ist die räumlicheAusdehnungder

TK-Liniebreiteroderhöherals30cm,wirdderQuerschnittergänztdurchdieAngabevonBreiteundTiefedes

Kabel-bzw.Rohrverbandes.

c)xponiertePunkte,i.d.R.Kabelschächte,werdenalsunmaßstäblichesSymbol(Rechteck)mitdenMaßenfür

Länge,BreiteundHöhedargestellt.

d)DiePositionderKnoten(Anfang,EndeundKnickpunkte)wirdaufBasisderKoordinatendesLandesfestpunkt-

netzesmiteinerGenauigkeitvonmindestens15cmbeschrieben.

e)DieT-ComliefertstandardmäßigdieN.N.-HöhederKnotenandieWegebaulastträger,soweiteinesatelliten-

gestützteMessungmöglichist.IsteinesatellitengestützteMessungnichtmöglichundkannderWegebau-

lastträger inunmittelbarerNähederBaustelle keine Festpunktedes Landesfestpunktnetzesbereitstellen,

kannaufdieAngabederN.N.-Höheverzichtetwerden. Indiesen Fällenwird ersatzweisedieAngabeder

ÜberdeckungzurVerfügunggestellt.

2.3Auskunftserteilung

Zwarwirdseitdem26.6.2004dieDokumentationneuerbzw.geänderterTK-LinienauchdenWegebaulastträ-

gern,fallsvondiesengefordert,zurVerfügunggestellt.DochderAltbestandderTK-Linien(ca.98Prozent)liegt

demWegebaulastträger i.d.R.nichtvor.DerWegebaulastträgerkannalsobeiAuskünftenüberdie Lagevon

TK-LiniennurinsoweitAngabenmachen,alssieihmvonderT-Comgeliefertwurden.SoferndieKommuneals

PlanungsträgerDrittengegenüberAuskunftüberdieLagevonTK-Linienerteilt,istsieverpflichtetdaraufhinzu-

weisen,dassdieseAuskunftohneGewährfürVollständigkeitundRichtigkeiterfolgtunddaherunbedingtauch

dieT-Combefragtwerdensollte.

3.Schlussbestimmungen

DieVereinbarungtrittzumDatuminKraft.SiekannmiteinerFristvon3(drei)Kalendermonatenschriftlich,frü-

hestenszumDatumgekündigtwerden.AndernfallsverlängertsichdieVereinbarungautomatischjeweilsum

einweiteresJahrundkanndannmiteinerFristvon3(drei)Kalendermonatengekündigtwerden.

ÄnderungenoderErgänzungenderVereinbarungbedürfenderSchriftform.

SolltenBestimmungendieserVereinbarungganzoderteilweisenichtrechtswirksamodernichtdurchführbar

seinoder ihreRechtswirksamkeitoderDurchführbarkeit späterverlieren, sosollhierdurchdieGültigkeitder

übrigenBestimmungenderVereinbarungnichtberührtwerden.Anstellederunwirksamenoderundurchführ-

barenBestimmungensolleineanderweitigeangemesseneRegelunggelten,diedemamnächstenkommt,was

dieVertragspartnergewollthaben.

UnterzeichnungenderjeweiligenVertragsparteienmitDatumundOrt
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Musterfüreinen

MitbenutzungsvertragmitdinglicherSicherung
überdieBenutzungvonGrundstückenimkommunalenEigentum,
dienichtöffentlicheVerkehrswegesind,fürTelekommunikationslinien

zwischen

derStadt/Gemeinde/demKreis



(Anschrift)

nachfolgendals„Grundstückseigentümer“bezeichnet

und

derDeutschenTelekomAG,T-Com,TechnischeInfrastrukturNiederlassung

nachfolgendals„T-Com“bezeichnet

wirdfolgenderVertraggeschlossen:

Präambel

DieT-Comistgem.§76Abs.1Nr.2Telekommunikationsgesetzvom22.Juni2004(TKG)berechtigt,Grundstücke,

dienichtöffentlicheVerkehrswegesind,zwecksErrichtungundErneuerungvonunterirdischenundoberirdi-

schenTelekommunikationslinien(TK-Linien)unentgeltlichzunutzen,soferndasGrundstückdurchdieBenut-

zungnichtodernurunwesentlichbeeinträchtigtwird.UmBaumaßnahmenohneVerzögerungdurchzuführen

unddenVerwaltungsaufwandfürdieNutzungzuminimierenwirdunabhängigvonderFrage,obimkonkreten

EinzelfalleinegesetzlicheDuldungsverpflichtungnach§76Abs.1Nr.2TKGbesteht,zwischendenParteienein

MitbenutzungsvertragmitdinglicherSicherunggeschlossen.

§1

Vertragsgegenstände

(1) DerGrundstückseigentümergestattetderT-ComdieMitbenutzungdesinseinemEigentumbefindlichen

GrundstückeszumZweckderErrichtung,desBetriebessowiederUnterhaltungvonTK-Linien,diesowohl

betriebsinternenZweckenalsauchderDurchführungvonTelekommunikationsdienstleistungenfürdieÖf-

fentlichkeitdienen.DieGestattungdecktauchNutzungserweiterungeninFormvonneuen,sichimZugeder

technischenEntwicklungenergebendenAnwendungenab.

(2)DieGestattungumfasstauchdasEinziehenvonweiterenTK-KabelninKabelrohranlagenbzw.Kabelschutz-

rohresowiedieAuswechslungund/oderErneuerungderTK-Linie(n)insgesamtund/odervonTeilendersel-

ben. Ein zusätzlichesNutzungsentgelt ist indiesenFällennicht zu zahlen. Soweit fürMaßnahmeneiner

baulichen Erweiterung zusätzliche Grundstücksflächen in Anspruch genommenwerden, ist hierfür eine

gesonderteZustimmungdesGrundstückseigentümerserforderlich.

(3) DieT-ComdarfdieTK-Linie(n)oderTeilederselbennurmitihrverbundenerUnternehmeni.S.d.§15Aktienge-

setzzurNutzungüberlassen,ohnedashierfüreingesondertesEntgeltzuzahlenist.

(Stand:Oktober2004)
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(4)Beider(den)TK-Linie(n)handeltessichum:

 a) munterirdischeTK-Linie(n)ineinerBreitevonm(inkl.Schutzstreifen)

 b) moberirdischeTK-Linie(n)

 c) StückSchalt-undVerzweigungsschrank

 d) StückAbzweigkasten

 e) StückKabelschacht

Dieobige(n)TK-Linie(n)besteht(bestehen)aus:

  Erdkabel(-n)

  Kabelkanalrohre/Kabelschutzrohre

  Maste(n)

(5)DerVertragbeziehtsichauffolgendes(e)Grundstück(e):

Grundbuchvon Blatt Gemarkung Flur Flurstück

§2

GrundsätzederVerlegung

(1) Dieunterirdische(n)TK-Linie(n)wird(werden)etwa90cmtiefindieErdegebettet.

(2)Dieober-und/oderunterirdische(n)TK-Linie(n)verbleibt(en)imEigentumderT-Com.

§3

LinienverlaufundVorbereitungderBaumaßnahme

(1) Diegeplante Lagederunterirdischenund/oderoberirdischenTK-Linie(n)ergibt sichausdemvorläufigen

Lageplan,derdemVertragalsAnlagebeigefügtist.

(2)DieT-ComzeigtdemGrundstückseigentümerdenbeabsichtigtenTerminderVerlegungderTK-Linie(n)vor-

heranundteiltdenNamenderbeauftragtenBaufirmasowiedievoraussichtlicheDauerderBauarbeiten

mit.

(3) VordemAusführungsbeginnistaufVerlangeneinesderVertragspartnereinegemeinsameBesichtigungder

beanspruchtenFlächendurchzuführenundderenZustandzuprotokollieren.

(4)NachBeendigungderArbeitenwirddervorläufigeLageplandurcheinenendgültigenLageplanfürdiese(s)

Grundstück(e)ersetzt.

§4

DurchführungderBaumaßnahme

(1) DieT-Comverpflichtetsich,dieanerkanntenRegelnderTechnikzubeachten.

(2) IsteinestatischeBerechnungfürdieTK-Linie(n),ihreBefestigunganIngenieurbauwerken,fürBauhilfemaß-

nahmensowieBauverfahrenerforderlich,legtdieT-ComdieseingeprüfterFormaufVerlangendesGrund-

stückseigentümersvor.

(3) DieTK-Linie(n)ist(sind)grundsätzlichplatzsparendzuverlegen.Sofernörtlichmöglich,sinddieErdkabelund

KabelrohreinvertretbaremMaßeübereinanderanzuordnen.SoferndieT-ComKabelrohreverwendet,haben

diesegrundsätzlicheinenDurchmesservon≤DN110.
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§5

Entgelt

(1) DieT-ComzahltdemGrundstückseigentümerfürdasinFormeinerbeschränktenpersönlichenDienstbarkeit

grundbuchlichgesicherteNutzungsrecht,dessenInhaltundUmfangsichausderEintragungsbewilligung

unddenvorliegendenVertragsbestimmungenergibt,eineinmaligesEntgeltinHöhevonEuroein-

schließlichderggf.anfallendenUmsatzsteuer(derzeit1,55Europrolfdm,mindestensjedoch50Euro).Dieses

EntgeltumfasstsowohldieAbgeltungderNutzungalsauchdenAusgleichfürdiedinglicheBelastungdes

Grundstückes.

 MitdieserZahlungsindeventuellbestehendeAnsprücheaus§76Abs.2Satz1und2TKGabgegolten.

(2)DieZahlungwirdbeiAbgabederEintragungsbewilligungandasGrundbuchamtfällig.

(3) DerGrundstückseigentümerstelltdieT-ComhinsichtlichdesindiesemVertragvereinbartenNutzungsrechts

vonjedwedenAnsprüchenweiterernutzungsberechtigterDritter,insbesonderePächterundMieter,frei.

§6

ZutrittzumGrundstück

DieT-Comistberechtigt,das(die)Grundstück(e)zurBeseitigungvonStörungen,zurVornahmeallerMaßnah-

men,diemitdenin§1festgelegtenNutzungsrechtenimZusammenhangstehen,nachvorherigerTerminab-

sprachezubetretenundalledafürerforderlichenArbeiten–auchAufgrabungen–vorzunehmen.DieseBerech-

tigungbeziehtsichauchaufMaßnahmenzurVornahmevonbaulichenErweiterungenandenbestehenden

AnlagensoweiteineZustimmungdesGrundstückseigentümersnach§ 1Abs.1dieserVereinbarungvorliegt.

EinBetretungsrechtanSonn-undFeiertagensowiezurNachtzeitbestehtausnahmsweisedann,wenneszur

StörungsbeseitigungunvermeidbaristunddiesekeinenAufschubduldet.

§7

SchutzderTK-Linien

(1) ÜberundimAbstandvon50cmbeiderseitsderTK-Linie(n)dürfenohneZustimmungderT-ComaufGrund

undBodenkeineEinwirkungenvorgenommenwerden(z.B.Baumpflanzungen,Weidezäune,Auslegenvon

Drainagerohren,HerstellenvonEntwässerungsgräben),durchdiedieTK-Linie(n)gefährdetoderbeschädigt

werdenkönnte(n).

(2)Bei oberirdischer Führung der TK-Linie(n) ist die T-Com berechtigt, nach vorheriger Absprachemit dem

Grundstückseigentümer,GehölzeoderBäumezubeschneidenbzw.auszuästen,wennansonstenderBetrieb

derTK-Linie(n)beeinträchtigtwürdebzw.ist.

§8

HaftungderT-Com

(1)DieT-Comverpflichtetsich,beiArbeitenander(den)TK-Linie(n)aufdieInteressendesGrundstückseigentü-

mersundnutzungsberechtigterDritterRücksichtzunehmen,insbesonderenachBeendigungderArbeiten

ander(den)TK-Linie(n)füreineordnungsgemäße,demursprünglichenZustandmöglichstentsprechende

Wiederherstellungder(s)Grundstücke(s)zusorgen.

(2)DieT-Comhaftet fürdiedurchdieErrichtung,denBetrieb,dieÄnderungunddieUnterhaltung ihrerTK-

Linie(n)verursachtenSchädenandem(n)Grundstück(en)oderseinem(ihrem)Zubehör.

 DerSchadensersatzistinersterLiniedaraufgerichtet,denZustanddes(der)Grundstücks(e)wiederherzu-

stellen,wieervorAufnahmederArbeitenangetroffenwurde.SolltedieT-ComhierzunichtinderLagesein,

kannderGrundstückseigentümerSchadensersatzinGeldverlangen.InKonfliktfällenwirddieSchadenshöhe

voneinemunabhängigen,gerichtlichvereidigtenSchadenssachverständigennachdenGrundsätzender§§

317ffBGBfestgelegt.

(3) SoweitdieNutzungder(des)Grundstücke(s)oderderen(dessen)ErtragdurchdieArbeitenander(den)TK-

Linie(n)überdaszumutbareMaßhinausbeeinträchtigtwird,etwabeiFruchtausfallundErntebehinderun-
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gen,könnenderGrundstückseigentümerodernutzungsberechtigteDrittebeientsprechendemNachweis

einenangemessenenAusgleichinGeldverlangen.EinderartigerAnspruchistunverzüglichgeltendzuma-

chen.

§9

HaftungdesGrundstückseigentümers

FürSchädenander(den)TK-Linie(n)haftetderGrundstückseigentümernurdann,wennerdiesevorsätzlichoder

grobfahrlässigherbeigeführthat.

§10

Nutzungsänderung/Veräußerung

Der Grundstückseigentümer verpflichtet sich, die T-Com schriftlich zu benachrichtigen, wenn das(die)

Grundstück(e)veräußert,geteiltodereinemDrittenzurNutzungüberlassenwerdensoll.

§11

LaufzeitdesVertrages

(1) DasVertragsverhältnisbeginntmitderUnterzeichnungdiesesVertragesundläuftzunächst20Jahre.Das

Vertragsverhältnis verlängert sichautomatischaufunbestimmteZeit,wennderGrundstückseigentümer

nichtsechsMonatevorAblaufdervereinbartenVertragslaufzeitdenVertragschriftlichkündigt.

(2)VerlängertsichdieVertragslaufzeitaufunbestimmteZeit,wirdeinneuesEntgeltnach§5dieserVereinba-

rungfürdasinFormeinerbeschränktpersönlichenDienstbarkeitgrundbuchlichgesicherteNutzungsrecht

fällig.

(3) AufausdrücklichesVerlangendesGrundstückseigentümersistdieT-ComimFallederBeendigungdesVer-

tragsverhältnissesverpflichtet,ineinemangemessenenZeitraumdieTK-Linie(n)zubeseitigen.

§12

DinglicheSicherung

(1)DasBenutzungsrechtwirdalsDienstbarkeitimGrundbucheingetragen.DerGrundstückseigentümerver-

pflichtetsich,diehierzuerforderlicheEintragungsbewilligungindergesetzlichvorgeschriebenenFormab-

zugeben.ImFallederBeendigungdesVertragsverhältnissesgem.§11Abs.1dieserVereinbarungverpflichtet

sichdieT-Com,dieLöschungsbewilligungindergesetzlichvorgeschriebenFormzuerteilen.

(2)AllefürdieBeurkundungdiesesVertragesundderEintragungderDienstbarkeitsowieggf.derLöschungder

DienstbarkeitentstehendenKostenundGebührenträgtdieT-Com.

§13

SonstigeBestimmungen

(1)SollteneinzelneBestimmungendiesesVertragesganzoderteilweiseunwirksamseinoderwerden,sobleibt

dieGültigkeitderübrigenBestimmungenhiervonunberührt.DieVertragsparteienverpflichtensich,dieun-

wirksameBestimmungunverzüglichdurcheinewirksameBestimmungzuersetzen,diedemangestrebten

ZweckderunwirksamenBestimmungamnächstenkommt.

(2)Änderungenund/oderErgänzungendiesesVertragesbedürfenderSchriftform.DasselbegiltfürdieAufhe-

bungderSchriftformklausel.

(3) ZurErfüllungdiesesVertragesistdieT-Comberechtigt,dieerhobenenpersonenbezogenenDateninnerhalb

vonDatenverarbeitungsanlagenzuspeichernundzuverarbeiten.DieVerarbeitungerfolgtausschließlichim

RahmenderZweckbestimmungdiesesVertragesaufderGrundlagedergesetzlichenBestimmungen.

(4)AlsGerichtsstandwirddasGerichtbestimmt,indessenBezirkdieobenbezeichneteNiederlassungderT-

ComihrenSitzhat.
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(5)DerVertragwirdindreifacherAusfertigungausgefertigt.JedeParteierhälteineAusfertigung,dieDritteAus-

fertigungdientderVorlagebeimGrundbuchamt.

Grundstückseigentümer DeutscheTelekomAG,T-Com,

 TechnischeInfrastrukturNiederlassung

(Ort,Datum,Unterschrift) (Ort,Datum,Unterschrift)



(Ort,Datum,Unterschrift) (Ort,Datum,Unterschrift)

Anlagen:
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Musterfüreinen

MitbenutzungsvertragohnedinglicheSicherung
überdieBenutzungvonGrundstückenimkommunalenEigentum,
dienichtöffentlicheVerkehrswegesind,fürTelekommunikationslinien

zwischen

derStadt/Gemeinde/demKreis



(Anschrift)

nachfolgendals„Grundstückseigentümer“bezeichnet

und

derDeutschenTelekomAG,T-Com,TechnischeInfrastrukturNiederlassung

nachfolgendals„T-Com“bezeichnet

wirdfolgenderVertraggeschlossen:

Präambel

DieT-Comistgem.§76Abs.1Nr.2Telekommunikationsgesetzvom22.Juni2004(TKG)berechtigt,Grundstücke,

dienichtöffentlicheVerkehrswegesind,zwecksErrichtungundErneuerungvonunterirdischenundoberirdi-

schenTelekommunikationslinien(TK-Linien)unentgeltlichzunutzen,soferndasGrundstückdurchdieBenut-

zungnichtodernurunwesentlichbeeinträchtigtwird.UmBaumaßnahmenohneVerzögerungdurchzuführen

unddenVerwaltungsaufwandfürdieNutzungzuminimierenwirdunabhängigvonderFrage,obimkonkreten

EinzelfalleinegesetzlicheDuldungsverpflichtungnach§76Abs.1Nr.2TKGbesteht,zwischendenParteienein

MitbenutzungsvertragmitdinglicherSicherunggeschlossen.

§1

Vertragsgegenstände

(1) DerGrundstückseigentümergestattetderT-ComdieMitbenutzungdesinseinemEigentumbefindlichen

GrundstückeszumZweckderErrichtung,desBetriebessowiederUnterhaltungvonTK-Linien,diesowohl

betriebsinternenZweckenalsauchderDurchführungvonTelekommunikationsdienstleistungenfürdieÖf-

fentlichkeitdienen.DieGestattungdecktauchNutzungserweiterungeninFormvonneuen,sichimZugeder

technischenEntwicklungenergebendenAnwendungenab.

(2)DieGestattungumfasstauchdasEinziehenvonweiterenTK-KabelninKabelrohranlagenbzw.Kabelschutz-

rohresowiedieAuswechslungund/oderErneuerungderTK-Linie(n)insgesamtund/odervonTeilendersel-

ben. Ein zusätzlichesNutzungsentgelt ist indiesenFällennicht zu zahlen. Soweit fürMaßnahmeneiner

baulichen Erweiterung zusätzliche Grundstücksflächen in Anspruch genommenwerden, ist hierfür eine

gesonderteZustimmungdesGrundstückseigentümerserforderlich.

(3) DieT-ComdarfdieTK-Linie(n)oderTeilederselbennurmitihrverbundenerUnternehmeni.S.d.§15Aktienge-

setzzurNutzungüberlassen,ohnedashierfüreingesondertesEntgeltzuzahlenist.

(Stand:Oktober2004)
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(4)Beider(den)TK-Linie(n)handeltessichum:

 a) munterirdischeTK-Linie(n)ineinerBreitevonm(inkl.Schutzstreifen)

 b) moberirdischeTK-Linie(n)mitMasten

 c) StückSchalt-undVerzweigungsschrank/ten

 d) StückAbzweigkasten

 e) StückKabelschacht

Dieobige(n)TK-Linie(n)besteht(bestehen)aus:

  Erdkabel(-n)

  Kabelkanal/KabelschutzrohremitZügen

  Maste(n)

(5)DerVertragbeziehtsichauffolgendes(e)Grundstück(e):

Grundbuchvon Blatt Gemarkung Flur Flurstück

§2

GrundsätzederVerlegung

(1) Dieunterirdische(n)TK-Linie(n)wird(werden)etwa90cmtiefindieErdegebettet.

(2)Dieober-und/oderunterirdische(n)TK-Linie(n)verbleibt(en)imEigentumderT-Com.

§3

LinienverlaufundVorbereitungderBaumaßnahme

(1) Diegeplante Lagederunterirdischenund/oderoberirdischenTK-Linie(n)ergibt sichausdemvorläufigen

Lageplan,derdemVertragalsAnlagebeigefügtist.

(2)DieT-ComzeigtdemGrundstückseigentümerdenbeabsichtigtenTerminderVerlegungderTK-Linie(n)vor-

heranundteiltdenNamenderbeauftragtenBaufirmasowiedievoraussichtlicheDauerderBauarbeiten

mit.

(3) VordemAusführungsbeginnistaufVerlangeneinesderVertragspartnereinegemeinsameBesichtigungder

beanspruchtenFlächendurchzuführenundderenZustandzuprotokollieren.

(4)NachBeendigungderArbeitenwirddervorläufigeLageplandurcheinenendgültigenLageplanfürdiese(s)

Grundstück(e)ersetzt.

§4

DurchführungderBaumaßnahme

(1) DieT-Comverpflichtetsich,dieanerkanntenRegelnderTechnikzubeachten.

(2) IsteinestatischeBerechnungfürdieTK-Linie(n),ihreBefestigunganIngenieurbauwerken,fürBauhilfemaß-

nahmensowieBauverfahrenerforderlich,legtdieT-ComdieseingeprüfterFormaufVerlangendesGrund-

stückseigentümersvor.

(3) DieTK-Linie(n)ist(sind)grundsätzlichplatzsparendzuverlegen.Sofernörtlichmöglich,sinddieErdkabelund

KabelrohreinvertretbaremMaßeübereinanderanzuordnen.SoferndieT-ComKabelrohreverwendet,haben

diesegrundsätzlicheinenDurchmesservon≤DN110.
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§5

Entgelt

(1) DieT-ComzahltdemGrundstückseigentümerfürdieNutzungdes(r)Grundstücks(e)anstattlaufenderZah-

lungenausVereinfachungsgründenfürdieLaufzeitdesVertragesimvorauseineinmaligesEntgeltinHöhe

vonEuroeinschließlichderggf.anfallendenUmsatzsteuer(derzeit1Europrolfdm,mindestens

jedoch50Euro).

 MitdieserZahlungsindeventuellbestehendeAnsprücheaus§76Abs.2Satz1und2TKGabgegolten.

(2)DieZahlungwirdfällignachendgültigerBeendigungderArbeitenaufdem(n)Grundstück(en).

(3) DerGrundstückseigentümerstelltdieT-ComhinsichtlichdesindiesemVertragvereinbartenNutzungsrechts

vonjedwedenAnsprüchenweiterernutzungsberechtigterDritter,insbesonderePächterundMieter,frei.

§6

ZutrittzumGrundstück

DieT-Comistberechtigt,das(die)Grundstück(e)zurBeseitigungvonStörungen,zurVornahmeallerMaßnah-

men,diemitdenin§1festgelegtenNutzungsrechtenimZusammenhangstehen,nachvorherigerTerminab-

sprachezubetretenundalledafürerforderlichenArbeiten–auchAufgrabungen–vorzunehmen.DieseBerech-

tigungbeziehtsichauchaufMaßnahmenzurVornahmevonbaulichenErweiterungenandenbestehenden

AnlagensoweiteineZustimmungdesGrundstückseigentümersnach§1Abs.1dieserVereinbarungvorliegt.Ein

BetretungsrechtanSonn-undFeiertagensowiezurNachtzeitbestehtausnahmsweisedann,wenneszurStö-

rungsbeseitigungunvermeidbaristunddiesekeinenAufschubduldet.

§7

SchutzderTK-Linien

(1) ÜberundimAbstandvon50cmbeiderseitsderTK-Linie(n)dürfenohneZustimmungderT-ComaufGrund

undBodenkeineEinwirkungenvorgenommenwerden(z.B.Baumpflanzungen,Weidezäune,Auslegenvon

Drainagerohren,HerstellenvonEntwässerungsgräben),durchdiedieTK-Linie(n)gefährdetoderbeschädigt

werdenkönnte(n).

(2)Bei oberirdischer Führung der TK-Linie(n) ist die T-Com berechtigt, nach vorheriger Absprachemit dem

Grundstückseigentümer,GehölzeoderBäumezubeschneidenbzw.auszuästen,wennansonstenderBetrieb

derTK-Linie(n)beeinträchtigtwürdebzw.ist.

§8

HaftungderT-Com

(1)DieT-Comverpflichtetsich,beiArbeitenander(den)TK-Linie(n)aufdieInteressendesGrundstückseigentü-

mersundnutzungsberechtigterDritterRücksichtzunehmen,insbesonderenachBeendigungderArbeiten

ander(den)TK-Linie(n)füreineordnungsgemäße,demursprünglichenZustandmöglichstentsprechende

Wiederherstellungder(s)Grundstücke(s)zusorgen.

(2)DieT-Comhaftet fürdiedurchdieErrichtung,denBetrieb,dieÄnderungunddieUnterhaltung ihrerTK-

Linie(n)verursachtenSchädenandem(n)Grundstück(en)oderseinem(ihrem)Zubehör.

 DerSchadensersatzistinersterLiniedaraufgerichtet,denZustanddes(der)Grundstücks(e)wiederherzu-

stellen,wieervorAufnahmederArbeitenangetroffenwurde.SolltedieT-ComhierzunichtinderLagesein,

kannderGrundstückseigentümerSchadensersatzinGeldverlangen.InKonfliktfällenwirddieSchadenshöhe

voneinemunabhängigen,gerichtlichvereidigtenSchadenssachverständigennachdenGrundsätzender§§

317ffBGBfestgelegt.

(3) SoweitdieNutzungder(des)Grundstücke(s)oderderen(dessen)ErtragdurchdieArbeitenander(den)TK-

Linie(n)überdaszumutbareMaßhinausbeeinträchtigtwird,etwabeiFruchtausfallundErntebehinderungen,

könnenderGrundstückseigentümerodernutzungsberechtigteDrittebeientsprechendemNachweiseinen

angemessenenAusgleichinGeldverlangen.EinderartigerAnspruchistunverzüglichgeltendzumachen.
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§9
HaftungdesGrundstückseigentümers

FürSchädenander(den)TK-Linie(n)haftetderGrundstückseigentümernurdann,wennerdiesevorsätzlichoder

grobfahrlässigherbeigeführthat.

§10
Nutzungsänderung/Veräußerung

(1) VerhinderndieinUmsetzungdesVertrageserrichtete(n)TK-Linie(n)derT-ComdenVollzugeinerverbind-

lichen Bauleitplanung oderwirtschaftlich angebrachte Nutzung der(des) Grundstücke(s) (z.B. Bebauung,

Ausbeutung von Bodenschätzen, Herstellung von Be- und Entwässerungsgraben), so wird (werden) die

TK-Linie(n)aufKostenderT-CominnerhalbderGrundstücksgrenzenoderaufeinanderesGrundstückdes

GrundstückseigentümersodereinesDrittenverlegt,wenndiegeänderteNutzungnichtohneVerlegunger-

folgversprechenddurchgeführtwerdenkannundSchutzvorkehrungenfürdieTK-Linie(n)nichtausreichen.

DerGrundstückseigentümerverpflichtetsich,dieVerlegungzugestattenundeinenentsprechendenNut-

zungsvertragabzuschließen,aufdendasnach§5Abs.1pauschalgezahlteEntgeltanzurechnenist.

(1) DerGrundstückseigentümerverpflichtetsich,dieeingangsgenannteNiederlassungderT-Comschriftlich

zubenachrichtigen,wennerdas(die)Grundstück(e)oderGrundstückteile,aufdenensichTK-LinienderT-

Combefinden,veräußertodereinemDritteneinNutzungsrecht(z.B.Pacht)einräumt,aufGrunddessender

DritteArbeitenaufdemGrundstückdurchführenkann.BeieinerVeräußerungweisterdenErwerberaufdas

VorhandenseinvonTK-LinienunddasBestehendiesesMitbenutzungsvertrageshin.Unabhängigvondieser

HinweispflichttrittderErwerberdesGrundstücksandieStelledesbisherigenGrundstückseigentümersin

diesichausdiesemMitbenutzungsvertragergebenenRechteundVerpflichtungenein(§566Abs.1BGB).

§11
Kündigung

(1) SolangesichdieTK-Linie(n)inoderaufdem(den)Grundstück(en)befindet(n),istderGrundstückseigentümer

nurauswichtigemGrundzurKündigungberechtigt(§314BGB).EinsolcherwichtigerGrundliegtinsbeson-

derevor,wennderVerbleibderTK-LinieaufdemGrundstückfürdenGrundstückseigentümerdeshalbunzu-

mutbarist,weilsieeinekonkreteNutzungverhindertundeineVerlegungderTK-Linieaufdembetreffenden

odereinanderesGrundstückdesGrundstückseigentümersnichtmöglichundzumutbarist.(siehe§10Abs.1).

DerGrundstückseigentümerräumtderT-ComimFallederKündigungeinenangemessenenZeitraumfürdie

BeseitigungderTK-Linie(n)unddieErstellungprovisorischerErsatzmaßnahmenein.

(2)NachAblaufvon30JahrenkannderGrundstückseigentümerdenVertragohnewichtigenGrundkündigen

(§544BGB).AufausdrücklichesVerlangendesGrundstückseigentümersistdieT-Comverpflichtet,ineinem

angemessenenZeitraumdieTK-Linie(n)zubeseitigen.

§12
SonstigeBestimmungen

(1)SollteneinzelneBestimmungendiesesVertragesganzoderteilweiseunwirksamseinoderwerden,sobleibt

dieGültigkeitderübrigenBestimmungenhiervonunberührt.DieVertragsparteienverpflichtensich,dieun-

wirksameBestimmungunverzüglichdurcheinewirksameBestimmungzuersetzen,diedemangestrebten

ZweckderunwirksamenBestimmungamnächstenkommt.

(2)Änderungenund/oderErgänzungendiesesVertragesbedürfenderSchriftform.DasselbegiltfürdieAufhe-

bungderSchriftformklausel.

(3) ZurErfüllungdiesesVertragesistdieT-Comberechtigt,dieerhobenenpersonenbezogenenDateninnerhalb

vonDatenverarbeitungsanlagenzuspeichernundzuverarbeiten.DieVerarbeitungerfolgtausschließlichim

RahmenderZweckbestimmungdiesesVertragesaufderGrundlagedergesetzlichenBestimmungen.

(4)AlsGerichtsstandwirddasGerichtbestimmt,indessenBezirkdieobenbezeichneteNiederlassungderT-

ComihrenSitzhat.
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Grundstückseigentümer DeutscheTelekomAG,T-Com,
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(Ort,Datum,Unterschrift) (Ort,Datum,Unterschrift)
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9.2 Anlage 2: Projektbericht Hochschule Kehl, „Rechtliche Aspekte und Blaupau-
sen zum Genehmigungsverfahren“ 

Hinweis:  
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1 Hinführung 

Im Rahmen des Projektes „Digitaler L@ndkreis Tuttlingen“ werden Blau-

pausen im technischen Bereich, rechtlichen Bereich und im Bereich der 

Bürgerbeteiligung für Mobilfunkanlagen der vierten und fünften Generation 

entwickelt. Mithilfe von vier geeigneten, unterschiedlichen Aspekten des 

Mobilfunks zugeordneten, Musterkommunen des Landkreises Tuttlingen 

soll die Übertragbarkeit auf verschiedene baden-württembergische Kom-

munen gewährleistet werden.  

Der vorliegende Bericht stellt die öffentlich-rechtlichen Aspekte der Stand-

ortfindung, Einflussnahme und Beschränkungen der Kommunen sowie des 

Genehmigungsverfahrens von Mobilfunkanlagen und Small Cells durch 

Blaupausen und in Textform dar.  

Hinsichtlich der weiteren Aspekte und der Hintergründe des Projektes kann 

hier auf die weiteren Projektberichte verwiesen werden. 
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2 Öffentlich-rechtliches Genehmigungsverfahren 

Als Nachfolger der bisherigen Mobilfunkgenerationen kann im 5G-Ausbau 

einiges an Rechtsprechung und Gesetzen der vorherigen Generationen 

übernommen und analog ausgelegt werden. Technische Besonderheiten 

wird es allerdings vor allem beim Small Cell Rollout und beim weiteren Aus-

bau von Basisstationen aufgrund der geringeren Ausbreitungsmöglichkei-

ten geben.  

Ausgehend von der Prüfung im Baugenehmigungsverfahren über Baurecht 

und weitere öffentlich-rechtliche Vorschriften wurden Blaupausen im Ver-

fahren entwickelt, die Gestaltungsmöglichkeiten der Kommune herausgear-

beitet und letztendlich weitere Handlungsempfehlungen an Kommunen und 

Politik ausgesprochen.  

In der folgenden Blaupause 1 Verfahrensablauf wird die Übersicht über das 

Verfahren mit den spezifischen Blaupausen dargestellt.  

Neben den rechtlichen Aspekten wirken die politischen Aspekte im Bereich 

der Bürgerbeteiligung und die technischen Aspekte im Rahmen der Such-

kreise und des Netzaufbaus der Mobilfunkbetreiber mit in die Standortsuche 

und -findung ein.  

Je nach Genehmigungsbedürftigkeit des Vorhabens wird eine Baugeneh-

migung benötigt. Nichtsdestotrotz müssen sowohl genehmigungspflichtige 

als auch verfahrensfreie Vorhaben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

entsprechen. Dazu gehören neben dem Naturschutzrecht, Denkmalschutz-

recht etc. auch das Immissionsschutz sowie das Bauplanungs- und Bau-

ordnungsrecht, welche in den meisten Fällen beim Bau einer neuen Mobil-

funkanlage einschlägig sein werden.  

Stehen die öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht entgegen (und wird im 

einschlägigen Fall die Baugenehmigung erteilt), so kann nach Abschluss 

des Vertrags mit dem Grundstückseigentümer mit dem Bau der Mobilfunk-

anlage begonnen werden. 
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Abb.: Blaupause 1: Verfahrensablauf  
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2.1 Baurecht  

Das Baurecht ist zweigeteilt in das Bauleitplanungsrecht und das Bauord-

nungsrecht. Das Recht der Bauleitplanung legt die Zulässigkeit des Vorha-

bens aufgrund des Einfügens in die Umgebung fest und ist Bundesrecht 

(BauGB). Die Planungshoheit bzw. Selbstverwaltungshoheit obliegt der Ge-

meinde, vgl. Art. 28 GG i. V. m. § 2 Abs. 1 S. 1 BauGB. 

Das Bauordnungsrecht umfasst das materielle Baurecht (Baupolizeirecht) 

und das formelle Baurecht (Verfahren und Maßnahmen). Es zielt auf die 

Abwehr von Gefahren ab und liegt in der Gesetzgebungskompetenz des 

Landes. 

2.1.1 Bauleitplanungsrecht 

Eine Baugenehmigung nach § 58 LBO ist zu erteilen, wenn keine öffentlich-

rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Ferner müssen verfahrensfreie 

Vorhaben den weiteren öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen, 

§ 50 Abs. 5 LBO.1 Anlagen können Flurstück- und Eigentümernachweis, 

aktueller Auszug aus dem Liegenschaftsbuch, Lageplan, ggf. Freiflächen-

plan und topografische Karte sein. Es wird lediglich die Standortwahl des 

Bauherrn geprüft, keine Alternativstandorte. 

2.1.1.1 Bauliche Anlage  

Mobilfunkanlagen sind grundsätzlich als bauliche Anlagen i. S. d. 

§ 29 Abs. 1 BauGB anzusehen. Dies ergibt sich aus dem Urteil des VGH 

Baden-Württemberg2 und dem Urteil des BVerwG3, nach denen eine Mo-

bilfunkanlage unter den Begriff einer baulichen Anlage fällt, da sie auf Dauer 

mit dem Erdboden verbunden ist, selbst wenn dies lediglich über ein Trä-

gergebäude der Fall wäre. 

 

2.1.1.2 § 29 Abs. 1 BauGB städtebauliche Relevanz 

 
1 So bspw.: VG Bayreuth, Urteil vom 21. März 2013, Az. B 2 K 10.1120, Rn. 33, juris. 
2 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 27.06.1990, Az. 3 S 2655/89.  
3 BVerwG: Urt. v. 31.08.1973, Az.: BVerwG IV C 33.71 
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Abb.: Blaupause 2: Städtebauliche Relevanz § 29 Abs. 1 BauGB 
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Die städtebauliche Relevanz nach §29 Abs.1 BauGB ergibt sich aus der 

Höhe der Mobilfunkanlage und dem jeweiligen Einzelfall – der Umgebung, 

der Höhe des Trägergebäudes etc.  

Nach dem Urteil des BVerwG4 müssen für eine bodenrechtliche Relevanz 

städtebauliche Gründe5 vorliegen. Auch wenn einige Stimmen aus Literatur 

und Rechtsprechung für eine generelle Relevanz bei Mobilfunkanlagen plä-

dieren6 oder eine generelle Relevanz aufgrund der Häufung von Mobilfunk-

anlagen befürworten7, ist diese Auffassung im 5G Ausbau nicht mehr halt-

bar. Zwischen einer Small Cell von bspw. 50 cm Höhe und einer Basissta-

tion von 30 m Höhe muss hinsichtlich bodenrechtlicher Relevanz differen-

ziert werden können. Dies ergibt sich schon allein aus der praktischen Über-

legung zur Beschleunigung der Verfahren, denn sollte jede Small Cell An-

lage bodenrechtlich relevant sein, müsste zu jeder Anlage eine baupla-

nungsrechtliche Prüfung erfolgen. Städtebauliche Gründe können hier nur 

in der Beeinträchtigung des Orts8- und Landschaftsbildes bestehen, § 1 

Abs. 6 Nr. 5 BauGB. Wichtige Merkmale sind insbesondere Höhe und Ge-

staltung der Anlage; es ist eine Einzelfallbetrachtung erforderlich. In der 

Blaupause 2: Städtebauliche Relevanz § 29 Abs. 1 BauGB wird eine Über-

sicht der bisherigen Entscheidungen dargestellt, anhand derer man grobe 

Richtlinien erkennen kann: Ab einer Höhe von 10 Metern wird von städte-

baulicher Relevanz ausgegangen9, zwischen 2 bzw. 3 Metern  und 10 Me-

tern muss eine Einzelfallprüfung stattfinden.10 Um die Entscheidung be-

schleunigen und standardisieren zu können, sollte das Bundesministerium 

 
4 BVerwG: Urt. v. 31.08.1973, Az.: BVerwG IV C 33.71. 
5 Städtebauliche Gründe sind bspw.: Auswirkungen auf Orts- und Landschaftsbild, Natur- 
und Artenschutz, Denkmäler…; vgl. hierzu auch: Derpa/Frey/Hager/Jenssen/Rettenmeyer 
Windenergie, S.101. 
6 So etwa: VG München, 11. Kammer, Urteil vom 01.08.2002, Az. M 11 K 01.5934, Gehr-
ken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen. 
7 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 49 ff; Schmehl/Ludewig Basisstationen, S. 670. 
8 Weitere Ausführungen zum Ortsbild: OVG Lüneburg, Beschluss vom 6. 12. 2004, Az. 1 
ME 256/04, NJOZ 2005, S. 464. 
9 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 27.06.1990 - 3 S 2655/89. 
10 VG Gießen, Urteil vom 08.09.2003 - 1 E 1173/03; VG Bayreuth, Urteil vom 05.07.2001 
– B 2 S 01.367 
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zur Frage der bodenrechtlichen Relevanz hier eine Richtlinie zur Entschei-

dungsleitung veröffentlichen. Anhand von bspw. Höhen- oder Gestaltungs-

angaben sollte die städtebauliche Relevanz abgelesen werden können. 

Ist die Mobilfunkanlage ein Vorhaben i. S. d. § 29 Abs. 1 BauGB so ist sie 

bauplanungsrechtlich relevant und die weitere Zulässigkeit richtet sich nach 

dem Baugebiet, in dem der Standort liegt. Dies können der beplante und 

der unbeplante Innenbereich oder der Außenbereich sein.  

Ist die Mobilfunkanlage nicht planungsrechtlich relevant und damit kein Vor-

haben i. S. d. § 29 Abs. 1 BauGB, so bestimmt sich die Zulässigkeit nach 

dem Bauordnungsrecht und anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften, 

§ 29 Abs. 2 BauGB. 

2.1.1.3 Gebietsbereiche 

2.1.1.3.1 Innenbereich mit qualifiziertem Bebauungsplan 
Im Innenbereich (mit qualifiziertem Bebauungsplan) nach 

§ 30 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es den Festsetzungen 

der BauNVO nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. 

Im beplanten Innenbereich wird hierbei zwischen der Einordnung der An-

lage als Hauptanlage, untergeordneter Nebenanlage und fernmeldetechni-

scher Nebenanlage entschieden. 11 Im Falle der Einordnung als Hauptan-

lage richtet sich die Zulässigkeit nach der Zulässigkeit von Gewerbeanlagen 

im zutreffenden Baugebiet der BauNVO. Wird sie jedoch als untergeordnete 

Nebenanlage eingeordnet, ist sie zulässig nach den Voraussetzungen des 

§ 14 Abs. 1 BauNVO, bei Zuordnung als fernmeldetechnische Nebenan-

lage nach §14 Abs. 2 BauNVO. 

Das Grundstück muss mit Stromzufuhr für die Anlage und wegerechtlicher 

Erreichbarkeit erschlossen sein, um die Bedingung der gesicherten Er-

schließung12 zu erfüllen.13  Darüber hinaus muss die Anlage natürlich an 

das Glasfasernetz/per Richtfunk angeschlossen sein. 

 
11 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, §14 Rn. 43; Schmehl/Ludewig Basisstati-
onen, S. 670. 
12 Der Begriff kommt im BauGB mit unterschiedlicher Bedeutung vor. 
13 Mitschang in: Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 30 Rn. 18, 19; Grundei Mobil-
funkanlagen, S. 227. 
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Abb.: Blaupause 3: § 30 Abs. 1 BauGB beplanter Innenbereich 
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2.1.1.3.1.1 Hauptanlage 

 
Abb.: Blaupause 3: § 30 Abs. 1 BauGB beplanter Innenbereich: Hauptanlage 

Spalte1
Baugebiet Zulässigkeit Hauptanlage*

WS Kleinsiedlungsgebiete, nach § 2 BauNVO Ausnahme, § 2 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO, 
gemeindliches Einvernehmen § 36 BauGB

WR reine Wohngebiete, nach § 3 BauNVO Befreiung § 31 Abs. 2 BauGB, gemeindliches 
Einvernehmen § 36 BauGB

WA allgemeine Wohngebiete, nach § 4 BauNVO Ausnahme, § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO, 
gemeindliches Einvernehmen § 36 BauGB

WB besondere Wohngebiete, nach § 4a BauNVO allgemein zulässig, § 4a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO

MD Dorfgebiete, nach § 5 BauNVO allgemein zulässig, § 5 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO

MI Mischgebiete, nach § 6 BauNVO allgemein zulässig, § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

MU urbane Gebiete, nach § 6a BauNVO allgemein zulässig, § 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

MK Kerngebiete, nach § 7 BauNVO allgemein zulässig, § 7 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO

GE Gewerbegebiete, nach § 8 BauNVO allgemein zulässig, § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

GI Industriegebiete, nach § 9 BauNVO allgemein zulässig, § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

SO Sondergebiete, nach § 10 BauNVO allgemein zulässig, § 10 Abs. 2 BauNVO

SO Sondergebiete, nach § 11 BauNVO allgemein zulässig, § 11 Abs. 2 BauNVO

* auch die Zulässigkeit des § 14 Abs. 2 BauNVO a. 
F. (vor BauNVO 1990) bestimmt sich entsprechend 

den §§ 2 - 11 BauNVO
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Grundsätzlich werden Mobilfunkanlagen in den Baugebieten der BauNVO 

als gewerbliche Hauptanlagen (Anlage, die „Gegenstand einer planungs-

rechtlich eigenständigen Regelung i. S. d. §§ 2 bis 13 [BauNVO] ist“ 14 ) 

angesehen.15 Die Zulässigkeit richtet sich dann nach den Baugebieten nach 

§§ 2 – 11 BauNVO.16 

In Kleinsiedlungsgebieten und Allgemeinen Wohngebieten können Mobil-

funkanlagen als Ausnahme über § 2 Abs. 3 Nr. 4 und 

§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zugelassen werden, da sie nicht (wesentlich) stö-

rende gewerbliche17 Betriebe i. S. d. § 2 Abs. 3 Nr. 4 und 

§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO sind, insoweit die Grenzwerte der 26. BImSchV 

durch die jeweilige Mobilfunkanlage abgedeckt sind.18 Dann ist das Einver-

nehmen der Gemeinde erforderlich, § 36 BauGB i. V. m. 

§ 31 Abs. 1 BauGB (i. V. m. § 1 Abs. 3 S. 2 BauNVO). 

In einem reinen Wohngebiet können Mobilfunkanlagen nur über eine Be-

freiung19 gem. § 31 Abs. 2 BauGB zugelassen werden. Auch hierbei ist das 

Einvernehmen der Gemeinde nötig, § 36 Abs. 1 BauGB. 

In den weiteren Baugebieten nach den §§ 4a bis 11 BauNVO sind die Mo-

bilfunkanlagen allgemein zulässig.20 Ein Einvernehmen der Gemeinde nach 

§ 36 BauGB ist hierbei nicht nötig. 

 

  

 
14 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14 Rn. 3. 
15 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14, Rn. 24a, 25, 43; Gehr-
ken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen, S. 75. 
16 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14 Rn. 24 a. 
17 Zum Gewerbebegriff im Sinne der BauNVO: König/Roeser/Stock Baunutzungsverord-
nung, § 8 Rn. 16. 
18 Schmehl/Ludewig Basisstationen, S. 673; Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 69. 
19 Zu den Anforderungen an eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB: BVerwG, Beschluss 
vom 24. September 2009, 4 B 29/09, in dem es heißt, dass neben der Erfüllung der Nr. 1 
bis 3 auch die Grundzüge der Planung nicht berührt werden dürfen. 
20 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 70; Schmehl/Ludewig Basisstationen, S. 672 f. Nie-
derstetter Mobilfunkanlagen, S. 95 f. 
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2.1.1.3.1.2 untergeordnete Nebenanlage 

 
Abb.: Blaupause 3: § 30 Abs. 1 BauGB beplanter Innenbereich: untergeordnete Nebenanlage 

Eine untergeordnete Nebenanlage i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO liegt vor bei 

einerseits räumlich-gegenständlicher und andererseits funktioneller Zuord-

nung zu einem einzelnen Baugebiet und der optischen Unterordnung (je 

nach Eigenart des Baugebietes) zu diesem. In den bisherigen Mobilfunkge-

nerationen war die Wabenstruktur des Mobilfunknetzes von einer Größe, 

Spalte1
Baugebiet Zulässigkeit Nebenanlage, § 14 Abs. 1 BauNVO

WS Kleinsiedlungsgebiete, nach § 2 BauNVO allgemein zulässig**

WR reine Wohngebiete, nach § 3 BauNVO allgemein zulässig**

WA allgemeine Wohngebiete, nach § 4 BauNVO allgemein zulässig**

WB besondere Wohngebiete, nach § 4a BauNVO allgemein zulässig**

MD Dorfgebiete, nach § 5 BauNVO allgemein zulässig**

MI Mischgebiete, nach § 6 BauNVO allgemein zulässig**

MU urbane Gebiete, nach § 6a BauNVO allgemein zulässig**

MK Kerngebiete, nach § 7 BauNVO allgemein zulässig**

GE Gewerbegebiete, nach § 8 BauNVO allgemein zulässig**

GI Industriegebiete, nach § 9 BauNVO allgemein zulässig**

SO Sondergebiete, nach § 10 BauNVO allgemein zulässig**

SO Sondergebiete, nach § 11 BauNVO allgemein zulässig**

** bei räumlich-gegenständlicher und funktioneller 
Zuordnung zu einem Baugebiet und optischer Unterordnung 

nach Eigenart des Baugebietes
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die über ein einzelnes Baugebiet deutlich hinausging. 21 Da die Netzwaben 

beim 5G-Ausbau jedoch kleiner sind, ist möglich, dass die Mobilfunkanlage 

die Zuordnung zum Baugebiet erfüllen kann. Dies kann derzeit jedoch nur 

im Einzelfall entschieden werden; Größe und Gestaltung der Mobilfunkan-

lage sind hierbei ausschlaggebend.22 

2.1.1.3.1.3 fernmeldetechnische Nebenanlage 

 
Abb.: Blaupause 3: § 30 Abs. 1 BauGB beplanter Innenbereich: fernmeldetechnische Nebenanlage 

 
21 Vgl. Dazu Schmehl/Ludewig Basisstationen, S. 670 f. Jung baurechtliche, S. 26 f.  
22 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 71 f. 

Spalte1
Baugebiet Zulässigkeit Nebenanlage, § 14 Abs. 2 BauNVO (ab 

BauNVO 1990)

WS Kleinsiedlungsgebiete, nach § 2 BauNVO Ausnahme §31 Abs. 1 BauGB, gemeindliches 
Einvernehmen § 36 BauGB

WR reine Wohngebiete, nach § 3 BauNVO Ausnahme §31 Abs. 1 BauGB, gemeindliches 
Einvernehmen § 36 BauGB

WA allgemeine Wohngebiete, nach § 4 BauNVO Ausnahme §31 Abs. 1 BauGB, gemeindliches 
Einvernehmen § 36 BauGB

WB besondere Wohngebiete, nach § 4a BauNVO allgemein zulässig, § 4a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO

MD Dorfgebiete, nach § 5 BauNVO allgemein zulässig, § 5 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO

MI Mischgebiete, nach § 6 BauNVO allgemein zulässig, § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

MU urbane Gebiete, nach § 6a BauNVO allgemein zulässig, § 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

MK Kerngebiete, nach § 7 BauNVO allgemein zulässig, § 7 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO

GE Gewerbegebiete, nach § 8 BauNVO allgemein zulässig, § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

GI Industriegebiete, nach § 9 BauNVO allgemein zulässig, § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

SO Sondergebiete, nach § 10 BauNVO allgemein zulässig, § 10 Abs. 2 BauNVO

SO Sondergebiete, nach § 11 BauNVO allgemein zulässig, § 11 Abs. 2 BauNVO

*** eine verschärfte Auslegung ist nicht zu befürworten; 
bei einer allgemeinen Zulässigkeit einer Hauptanlage 
muss eine Nebenanlage erst Recht allgemein zulässig 

sein (erweiterte Auslegung)
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Mobilfunkanlagen können über § 14 Abs. 2 S. 2 BauNVO als fernmelde-

technische Nebenanlagen ausnahmsweise zugelassen werden.  

Der Absatz 2 wurde nachträglich als Erweiterung bzw. Privilegierung ge-

schaffen.23 In diesem Fall können Mobilfunkanlagen aufgrund dieser erwei-

ternden Funktion gleichzeitig Haupt- und Nebenanlage sein.24 Die Unter-

ordnung im gesamten System der Mobilfunkanlagen sowie die räumlich-ge-

genständliche Unterordnung zum Baugebietscharakter ist für die Einord-

nung als fernmeldetechnische Nebenanlage ausschlaggebend.25  

Im Endergebnis macht diese Auslegung überhaupt nur im reinen Wohnge-

biet einen Unterschied. Dort könnte man mit einer Ausnahme i. S. d. 

§ 14 Abs. 2 BauNVO26 (i. V. m. § 1 Abs. 3 S. 2 BauNVO i. V. m. 

§ 31 Abs. 1 BauGB) anstatt der im Verhältnis schärferen Befreiung nach 

§ 31 Abs. 2 BauNVO agieren. Die Anwendung bei den Baugebieten nach 

§§4a – 11 BauNVO würde hingegen zu einer Verschärfung der Lage füh-

ren, nämlich einer Ausnahme anstatt allgemeiner Zulässigkeit. Hierzu ist 

vor dem Hintergrund der Privilegierungsintention die erweiterte Auslegung 

mit Erst-Recht-Schluss anzuwenden, denn wenn bereits eine Hauptanlage 

zulässig ist, muss auch eine Nebenanlage zulässig sein. 27 

Zu beachten ist, dass der § 14 Abs. 2 S. 2 BauNVO nicht auf Bebauungs-

pläne im Geltungsbereich vor der BauNVO 1990 anwendbar ist28. In diesem 

Fall kann nur eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB (im reinen Wohnge-

biet) in Betracht kommen29, bzw. die Zulässigkeit bestimmt sich wie die der 

Hauptanlagen nach den §§ 2 - 1 BauNVO.30  

 
23 BVerwG, Urt. v. 30. 8. 2012, 4 C 1/11, Rn. 22; BVerwG, Beschl. v. 3. 1. 2012 − 4 B 27/11, 
Rn. 3; König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14 Rn. 41; Bundesrat 1989, S. 57 
24 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14 Rn. 17 a, 43; Henkel in: 
Spannowsky/Hornmann/Kämper BeckOK, § 14 Rn. 48. 
25 BVerwG, Beschl. v. 3. 1. 2012, 4 B 27/11, Rn. 3 (VGH München); Schmehl/Ludewig 
Basisstationen, S. 671 f.  
26 Bspw. VG Koblenz, Urteil vom 01.03.2011, Az. 1 K 1099/10, BeckRS 2011, 49011. 
27 Ähnlich: Gehrken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen, S. 75, bzw. Martens/Appelbaum 
Rechtliche, S. 647, a. M.: Martens/Appelbaum Rechtliche, S. 647. 
28 BVerwG, Beschluß vom 1. 11. 1999, 4 B 3/99, Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 83. 
29 König/Roeser/Stock Baunutzungsverordnung, § 14 Rn. 10. 
30 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 82. 
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Vielfach wird gefordert, die fernmeldetechnischen Anlagen als Extrapunkt 

in den Katalog der zulässigen Nebenanlagen der Baugebiete der 

§§ 2 – 4 BauNVO aufzunehmen.31  

Dies würde einerseits die Zulässigkeit der Mobilfunkanlagen enorm erleich-

tern, da diese dann auch ohne Ausnahmen bzw. Befreiungen aus 

§ 31 BauGB allgemein zulässig wären. 

Zudem würde sich die Diskussion um Haupt- und Nebenanlage erledigen. 

Andererseits können allgemein zulässige Anlagen dann jedoch nur noch 

über § 1 Abs. 5 i. V. m. Abs. 9 BauNVO aus städtebaulichen Gründen und 

unter Wahrung des Gebietscharakters wieder ausgeschlossen werden.  

Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen, ein Gewerbebetrieb (auch 

wenn nicht störend) darf hier nicht einfach zulässig sein. Dies würde dem 

Sinn der Festsetzungen der Baugebiete nach der BauNVO widersprechen 

sowie die Schutzfunktion, den diese Festsetzungen in den Wohngebieten 

bieten, unterlaufen. 

Darüber hinaus würde sich dies auf die gemeindliche Einflussnahme, also 

der Einflussnahme über gemeindliches Einvernehmen bei Befreiungen und 

Ausnahmen auswirken.  

Von der Aufnahme der fernmeldetechnischen Anlagen in den Katalog der 

zulässigen Nebenanlagen ist somit im Ergebnis abzuraten. 

 

  

 
31 Auch eine Forderung im Workshop-Blatt des Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur Präsentation, S. 18. 
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2.1.1.3.2 unbeplanter Innenbereich  

 
Abb.: Blaupause 4: § 34 Abs. 1 BauGB unbeplanter Innenbereich 
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2.1.1.3.2.1 § 34 Abs. 1 BauGB 

Die allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungen von Mobilfunkanlagen im 

unbeplanten Innenbereich nach Absatz 1 ergeben sich aus § 34 Abs. 1 

BauGB. Zudem ist das Einvernehmen der Gemeinde einzuholen, § 36 Abs. 

1 BauGB. 

Der „Bebauungszusammenhang“, definiert als „tatsächlich aufeinander fol-

gende, eben zusammenhängende Bebauung“32 muss also bei dem fragli-

chen Grundstück klar erkennbar sein und einem Ortsteil angehören33. 

„Weder [sie] selbst noch infolge einer nicht auszuschließenden Vorbildwir-

kung [sollte sie] geeignet [sein], bodenrechtlich beachtliche Spannungen zu 

begründen oder vorhandene Spannungen zu erhöhen.“34  

Aspekte zum Einfügen nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bau-

weise und der zu überbauenden Grundstücksfläche in die Eigenart der nä-

heren Umgebung sind: 

- Gestaltung der Mobilfunkanlage 

- Umfang der Mobilfunkanlage 

- Höhe der Mobilfunkanlage  

- Lage der Umgebungsbebauung 

- Größe der Umgebungsbebauung 

- Zuschnitt der Umgebungsbebauung.35  

Kleine Mobilfunkanlagen fügen sich dabei regelmäßig ein.36 Einzelfallprü-

fungen sind unumgänglich, um auf der Grundlage der aufgeführten Aspekte 

das Einfügen beurteilen zu können.  

Die gesicherte Erschließung ergibt sich aus dem jeweiligen Innenbereich. 

 
32 BVerwG: Urteil vom 06.11.1968, Az. IV C 2/66, BeckRS 1968, 30425772. 
33 Mitschang/Reidt in: Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 34 Rn. 2-16. 
34 BVerwG, Urteil vom 26. 5. 1978, Az. 4 C 9/77 (Lüneburg), NJW 1978, 2564. 
35 BVerwG, Urteil vom 18.02.1983, Az. 4 C 18/81 (Münster), NJW 1983, 2713. Maiß, Ste-
phan Schriftenreihe, S. 165 f.; Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 102 f.  
36 Martens/Appelbaum Rechtliche, S. 648 f.; Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 102 f. 
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Durch die Einhaltung der Grenzwerte der 26. BImSchV mit Vorlage der 

Standortbescheinigung der BNA sind die Wahrung der Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse grundsätzlich erfüllt.37  

Zur Beeinträchtigung des Ortsbildes kann nur mit städtebaulichen38, nicht 

ästhetischen Aspekten argumentiert werden, höchstens besonders außer-

gewöhnliche Ortsbilder können hier entgegenstehen.39  

Im Normalfall wird dies jedoch nicht einschlägig sein: Im reinen Wohngebiet 

gibt es wegen des hohen Schutzbedürfnisses normalerweise einen Bebau-

ungsplan und in den weiteren Baugebieten fügt sich die Mobilfunkanlage 

normalerweise ein und beeinträchtigt das Ortsbild nicht.40  

 

2.1.1.3.2.2 § 34 Abs. 2 BauGB 

Kommt § 34 Abs.2 BauGB zum Tragen, so richtet sich die Zulässigkeit nach 

der in den jeweiligen Baugebieten. Damit finden die Vorschriften nach §§30, 

Abs.1, 31 BauGB Anwendung.41  

Die Erschließung muss jedoch gesichert sein, § 34 Abs. 2 BauGB, auch 

hier kann die fragliche Erschließung aus dem entsprechenden Innenbereich 

übertragen werden.42 

Das Einvernehmen der Gemeinde ist nach §36 Abs. 1 BauGB einzuholen. 

 

 
37 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 244 f.; VG Bayreuth, Beschluss vom 05. Juli 2001, Az. B 
2 S 01.367, Rn. 21, juris. 
38 Mitschang/Reidt in: Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 34 Rn. 40. 
39 38. 
40 So auch: Grundei Mobilfunkanlagen, S. 245 f. 
41 Martens/Appelbaum Rechtliche, S. 647 f.; Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 166; so auch: 
Grundei Mobilfunkanlagen, S. 238.; VG München, Urteil v. 12.07.2017, Az. M 9 K 16.2882. 
42 Mitschang/Reidt in: Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 34 Rn. 17. 
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Abb.: Blaupause 5: § 34 Abs. 2 BauGB unbeplanter Innenbereich  
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2.1.1.3.3 Außenbereich 

 
Abb.: Blaupause 6: § 35 BauGB Außenbereich 
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Im Außenbereich sind Mobilfunkanlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB pri-

vilegiert. Sie sind Vorhaben, die der öffentlichen Versorgung (oder einem 

ortsgebundenen gewerblichen Betrieb) mit Telekommunikationsleistungen 

dienen (bzw. sie stellen einen ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dar43). 

Damit sind sie zulässig, wenn die Erschließung ausreichend gesichert ist 

und öffentliche Belange nicht entgegenstehen.  

Eine Mobilfunkanlage mit dem erforderlichen Standortbezug wird die Abwä-

gung regelmäßig für sich entscheiden.44 

Das Einvernehmen der Gemeinde ist nach §36 Abs. 1 BauGB einzuholen. 

Ausreichende Erschließung erfordert eine Zufahrtsmöglichkeit zum Grund-

stück mit Stromanschluss45. Sie ergibt sich aus der Betriebsart und der Zu- 

und Abgangsmöglichkeit.46 Mehr zu den Wegerechten ergibt sich aus 

§§ 68 ff. TKG.  

Die Mobilfunkanlage muss hier einen gewissen Standortbezug aufweisen47, 

die Errichtung einer Mobilfunkanlage an genau diesem Standort ist unum-

gänglich.  Die Netzstruktur und vorab durchgeführte Standortanalysen füh-

ren grds. dazu, dass von einem Standortbezug ausgegangen werden 

kann.48 Eine quadratmetergenaue Prüfung ist hier nicht angebracht49 und 

das Schließen eines weißen Flecks begründet diesen Standortbezug be-

reits.50  

Sonderfälle, die aufgrund der Schonung des Außenbereichs zur Unzuläs-

sigkeit führen sind: 

 
43 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 252. 
44 Grundei S. 410. 
45 VG Stuttgart Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 35. 
46 BVerwG, Urteil vom 07.02.1986, Az. 4 C 30/84 (München), beck-online, VG Stuttgart 
Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 32 f.; Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr 
Baugesetzbuch, § 35 Rn. 7-9. 
47 Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 21. 1. 1977, Az. IV C 28/75 (VGH München), beck-
online. 
48 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 105; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 256; Martens/Ap-
pelbaum Rechtliche, S. 648; Bayerischer VGH, Beschluss vom 26. Mai 2014 – 2 ZB 
12.231, Rn. 4, juris; VG Regensburg, Urteil vom 13. Januar 2015, Az. RN 6 K 14.1846, Rn. 
29, juris. 
49 BVerwG, Urteil vom 16.06.1994, Az. 4 C 20/93 (Schleswig), NVwZ 1995, S. 64; ebenso: 
VGH Mannheim, Beschluss vom 25.08.1997, Az. 8 S 1861/97, NVwZ-RR 1998, 715. 
50 BVerwG, Urteil vom 20. Juni 2013, Az. 4 C 2/12, Rn. 13, BVerwGE 147, 37-46. 
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- Alternativstandorte (naturschutzrechtlich besser oder im Innenbereich)51  

- der gesamte Außenbereich kommt als Standort in Frage52. 

Wenn allerdings ein Ausweichen auf einen Standort im Innenbereich aus 

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht zumutbar ist, so spricht dies 

ebenfalls für die Ortsgebundenheit.53  

Den Standortbezug und die Schonung des Außenbereichs auszuhebeln54, 

würde dem Sinn und dem Schutzgedanken der gesamten Vorschrift zuwi-

derlaufen, sodass davon abzuraten ist. 

Mögliche entgegenstehende öffentliche Belange finden sich in 

§ 35 Abs. 3 BauGB: Es ist abzuwägen, ob der öffentliche Belang die Privi-

legierung überwiegen kann und geeignet ist, die Anlage zu verhindern.55  

Schädliche Umwelteinwirkungen56 nach § 35 Abs. 3 Nr. 3 BauGB i. V. m. 

§ 3 Abs. 1 BImSchG57 könnten hier v. a. einschlägig sein. Mit Vorliegen ei-

ner Standortbescheinigung der Bundesnetzagentur im Rahmen der Grenz-

werte der 26. BImSchV kann dem Genüge getan werden.58  

Einige der Rechtsgebiete aus § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB können im Mobil-

funkausbau einschlägig sein, insb. der Naturschutz. Es kommt dann auf die 

Abwägung zwischen den öffentlichen und privaten Interessen unter Berück-

sichtigung der Privilegierung des Vorhabens an.59  

 
51 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 105; BVerwG, Urteil vom 20. Juni 2013, Az. 4 C 2/12, 
Rn. 14, BVerwGE 147, 37-46; Bayerischer VGH, Beschluss vom 26. Mai 2014 – 2 ZB 
12.231, Rn. 4, juris;  
52 VG Sigmaringen, Entscheidung vom 25.04.2001, Az. 7 K 1173/00, Rn. 27, BeckRS 2004, 
24553; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 257. 
53 BVerwG, Urt. v. 20. 6. 2013, Az. 4 C 2/12 (VGH Mannheim), Rn. 14, 16, NVwZ 2013, S. 
1288; entgegengesetzt: VGH BW, Urteil vom 17.2.2012, 8 S 1796/10, Rn. 34, VG Stuttgart 
Urteil vom 03.03.2009, 5 K 860/08, Rn. 26. 
54 Plattform „Digitale Netze und Mobilität“ 2019, S. 24. 
55 VG München (1. Kammer), Urteil vom 03.06.2008 - M 1 K 07.4270, BeckRS 2008, 45540. 
56 Def.: Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebli-
che Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 
herbeizuführen. 
57 Wahlfels Mobilfunkanlagen, S. 658 f. Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 107 f.; BVerwG 
v. 25.02.1977, Az. 4 C 22/75, FHOeffR 29 Nr. 3490; Bayerischer VGH, Urteil vom 23. No-
vember 2011, Az. 14 BV 10.1811, Rn. 59 f., juris 
58 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 108; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 262; Bayerischer 
VGH, Beschluss vom 26. Mai 2014 – 2 ZB 12.231, Rn. 6 ff., juris; VG München, Urteil vom 
21. Juli 2015, Az. M 1 K 15.1409, Rn. 24 f., juris. 
59 VG Stuttgart Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 30; VG Sigmaringen (offen gelassen), 
Urteil vom 9.6.2011, 6 K 1664/10, Rn. 29; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 264 ff. 
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Die Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes muss von besonde-

rem Ausmaß sein, denkbar wäre dies bei grober Verunstaltung.60  

Öffentliche Belange aus § 35 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauGB stehen selten ent-

gegen61 (Kapitel 3.2.2.1). 

§ 35 Abs. 3 Nr. 4 BauGB (Verhinderung unwirtschaftlicher Aufwendungen) 

kann bei unverhältnismäßig hohen Erschließungskosten vonseiten der Ge-

meinde entgegenstehen.62  

Die öffentlichen Belange nach § 35 Abs. 3 Nr. 6 - 8 BauGB sind nicht ein-

schlägig.63 

Weitere, in § 35 Abs. 3 BauGB nicht genannte, öffentliche Belange können 

entgegenstehen. Zudem ist der Abs. 5 zu beachten. Die Verpflichtungser-

klärung zum Rückbau (auch bei etwaigen zulässigen Nutzungsänderungen) 

ist abzugeben, § 35 Abs. 5 S. 2 BauGB, und resultiert auch aus der beson-

deren Schonung des Außenbereiches. Sie sollte im Vertrag festgehalten 

werden. Ergänzt werden könnte dies im gegebenen Fall durch eine Absi-

cherung im Grundbuch. 

 

  

 
60 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 108; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 268; Maiß, Ste-
phan Schriftenreihe, S. 180 f.; Bayerischer VGH (verneint), Beschluss vom 26. Mai 2014 – 
2 ZB 12.231, Rn. 9 f., juris; VG München, Urteil vom 05. August 2010, Az. M 11 K 10.1904, 
Rn. 35 juris, VG Stuttgart (verneint)Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 31. 
61 VG Stuttgart Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 28; VG Bayreuth, Urteil vom 
08.10.2015, Az. B 2 K 14.252, Rn.19f., juris, VG München (1. Kammer), Urteil vom 
03.06.2008 - M 1 K 07.4270, BeckRS 2008, 45540; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 261. 
62 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 262. 
63 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 268 f. 
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2.1.1.4 § 31 BauGB Ausnahme/Befreiung 

 

Abb.: Blaupause 7: § 31 BauGB Ausnahme/Befreiung 
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Die Erteilung einer Ausnahme bzw. Befreiung, § 31 Abs. 1 bzw. 2 BauGB, 

steht im Ermessen der Gemeinde.  

2.1.1.4.1 Ausnahme 
Auch hier findet eine Abwägung statt. Wird eine Ausnahme nicht erteilt, 

kann dies nur aufgrund städtebaulicher Gründe geschehen. Für eine Aus-

nahme spricht immer Art. 87f Abs. 1 GG, die Gewährleistung flächende-

ckender angemessener und ausreichender Dienstleistungen im Bereich der 

Telekommunikation.64 

2.1.1.4.2 Befreiung 
Die Bedingungen bei einer Befreiung sind härter als bei der Ausnahme: 

- die Grundzüge der Planung dürfen nicht berührt werden65 

- die Abweichung muss unter Abwägung der nachbarlichen Interessen mit 

den öffentlichen Belangen vereinbar sein  

- einer der drei Gründe  

 - Nr.1 Wohl der Allgemeinheit 

 - Nr.2 städtebauliche Vertretbarkeit 

 - Nr. 3 nicht beabsichtigte Härte 

  muss erfüllt sein.66  

Hier kann mit der Schließung von Versorgungslücken, die der Allgemeinheit 

dienen oder auch mit der flächendeckenden Versorgung mit Telekommuni-

kation argumentiert werden.67 

Unter die städtebauliche Vertretbarkeit fällt das Ortsbild und das Einfügen 

in die Umgebung. Nicht dazu zählen schädliche Umwelteinwirkungen, denn 

diese sind mit der Standortbescheinigung abgedeckt.68  

 
64 Ziegler in Brügelmann Baugesetzbuch, § 14 Rn. 145 ff.; so auch Niederstetter Mobilfunk-
anlagen, S. 97; dazu auch: VG München, Urteil vom 12. Juli 2017, Az. M 9 K 16.2882, juris 
65 Ablehnung der Befreiung aufgrund Berührung der Grundzüge der Planung: VG Mün-
chen, Urteil vom 08. Juni 2016, Az. M 9 K 15.2828, juris; Bayerischer VGH, Beschluss vom 
30. Oktober 2018, Az. 1 ZB 16.1634, juris; VG Augsburg, Urteil vom 22.01.2004 - Au 8 K 
02.504, BeckRS 2004, 34806.  
66 Hierzu auch: BVerwG, Beschluss vom 24. September 2009 Az. 4 B 29/09, juris. 
67 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 98 ff.; OVG Koblenz, Urteil vom 07.08.2003, Az. 1 A 
10196/03.OVG, BeckRS 2012, 59813. 
68 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 100 f. 
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Benötigt die Mobilfunkanlage eine Genehmigung, so wird kein gesonderter 

Antrag für eine Ausnahme oder Befreiung benötigt, bei einer verfahrens-

freien Anlage hingegen schon: Sie ist in Textform gesondert bei der Ge-

meinde zu beantragen, § 56 Abs. 6 i. V. m. § 53 Abs. 1 LBO.69 

 

2.1.1.5 § 36 BauGB – gemeindliches Einvernehmen 

Bei der Zulässigkeit von Vorhaben der §§ 31, 33, 34, 35 BauGB wird das 

Einvernehmen der Gemeinde benötigt. Dies ergibt sich aus § 36 Abs. 1 

S. 1, 2 BauGB und resultiert aus Art. 28 Abs. 2 GG.  

Das Einvernehmen der Gemeinde darf jedoch nur aus Gründen der 

§§ 31, 33, 34 und 35 BauGB verweigert werden, § 36 Abs. 2 BauGB. Dies 

bedeutet, dass nur Gründe des Bauplanungsrechtes und keine Gründe der 

Gesundheitsbesorgnis oder des Bauordnungsrechtes in die Entscheidung 

miteinfließen dürfen.70 Ist das Ermessen auf Null reduziert, muss das Ein-

vernehmen erteilt werden. 

Wird das Einvernehmen rechtswidrig versagt, kann dieses Ermessen durch 

die zuständige Behörde ersetzt werden.71  

Die Kommune hat hier also ein Mitspracherecht, aber kann nicht mit einem 

Vetorecht in die Planung eingreifen. 

Das Einvernehmen gilt nach 2 Monaten (ab Vorlage der vollständigen Un-

terlagen) nach Eingang des Ersuchens als erteilt, § 36 Abs. 2 S. 2 BauGB. 

Um dies zu verhindern, kann die Gemeinde hier mit einer Veränderungs-

sperre aus § 14 Abs. 1 BauGB einschreiten. Der Gemeinderat ist zuständi-

ges Gemeindeorgan.72  

Dies gilt sowohl für verfahrenspflichtige als auch verfahrensfreie Anlagen, § 

56 Abs. 6 LBO i.V.m. § 54 Abs. 4 LBO, wenn diese eine Ausnahme oder 

Befreiung benötigen. 

 

 
69 Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 31 Rn. 17, 24. 
70 Hierzu bspw: VG München, Urteil vom 05. Februar 2015, Az. M 1 K 14.3335, Rn. 21 f., 
juris. 
71 Bspw. VG München, Urteil vom 05. August 2010, Az. M 11 K 10.1904, Rn. 1 f., 30 f., 
juris; Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 36 Rn. 9 f. 
72 Dürr in Brügelmann Baugesetzbuch, § 36 Rn. 17 ff. 
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2.1.1.6 Gebot der Rücksichtnahme  

Das Gebot der Rücksichtnahme ergibt sich einerseits aus dem Einfügen in 

die Umgebung73 und andererseits aus den §§ 31 Abs. 2 BauGB, 

15 Abs. 1 BauNVO74 bzw. § 34 Abs. 1 BauGB75 bzw. 

§ 35 Abs. 3 Nr. 3 BauGB76.  

§ 15 Abs. 1 BauNVO ermöglicht es, die Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen 

einzuschränken: Wenn sie nicht der Eigenart der Baugebiete entsprechen, 

können sie im Einzelfall unzulässig sein. Infrage kommt hier vor allem die 

Häufung oder Größe von Anlagen (bspw. im reinen Wohngebiet, sodass der 

Zweck des Wohnens in den Zweck zur überwiegend gewerblichen Nutzung 

geändert wird).77 Der Erhalt des Gebietscharakters besitzt nachbarschüt-

zende Wirkung.78  

Die umweltschädlichen Einwirkungen bestehen hier in immissionsschutz-

rechtlichen Einwirkungen, welche durch die Standortbescheinigung abge-

deckt sind.79  

  

 
73 BVerwG, Beschluss vom 13.11.1997, Az. 4 B 195/97 (Münster), NVwZ-RR 1998, 540. 
74 Dürr Nachbarschutz, S. 203. 
75 BVerwG, Beschluss vom 13.11.1997, Az. 4 B 195/97 (Münster), NVwZ-RR 1998, 540. 
76 Bayerischer VGH, Beschluss vom 25. Juni 2014, Az. 1 ZB 12.1188, juris. 
77 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 102. 
78 Ziegler in: Brügelmann Baugesetzbuch, § 14 Rn. 144. 
79 VG Freiburg, Beschluss vom 14.01.2010, Az. 1 K 2125/09, Rn. 12, beck-online, VG 
Braunschweig, Urteil vom 13. Februar 2008, Az. 2 A 116/07, Rn. 29 f., juris; VG Sigmarin-
gen Urteil vom 9.6.2011, 6 K 1664/10, Rn. 31 f.; Henkel in: Spannowsky/Hornmann/Käm-
per BeckOK, § 14 Rn. 48.1. 
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2.1.2 Bauordnungsrecht 

Die Errichtung und der Abbruch baulicher Anlagen sowie die Anlagen des 

§ 50 LBO bedürfen einer Baugenehmigung, soweit in den §§ 50, 51, 69 

oder 70 LBO nichts anderes bestimmt ist, § 49 LBO.  

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind. 

Dem Vorhaben dürfen demnach keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

entgegenstehen. Eine Mobilfunkanlage ist eine bauliche Anlage i. S. d. § 2 

Abs. 1 LBO, auch wenn sie auf einer anderen baulichen Anlage errichtet 

wurde.80  

 

2.1.2.1  Errichtung freistehender Masten 

 
Abb.: Blaupause 8: Genehmigungspflichtigkeit, freistehende Masten 

Die Neuerrichtung von freistehenden Mobilfunksendeanlagen ist verfah-

rensfrei bis zu einer Höhe von unter 10 Metern und 10 m³ Brutto-Rauminhalt 

der zugehörigen Versorgungseinheiten, siehe die verfahrensfreien Vorha-

ben zu § 50 Abs. 1 LBO Nummer 5c).81 Die Errichtung einer solchen Mobil-

funkanlage muss der Gemeinde acht Wochen vorher angezeigt werden.  

Für verfahrensfreie Vorhaben gilt ebenfalls, dass diese öffentlich-rechtli-

chen Vorschriften entsprechen müssen.  

Bei einer Höhe von über 10 Metern oder einer Größe der Versorgungsein-

heit von über 10 m³ , benötigt die Anlage eine Baugenehmigung.82  

 

 
80 Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 190, 298 ff; Schmehl/Ludewig Basisstationen, S. 673; 
Reimer Baugenehmigungspflicht, S. 147; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 109; VG Stuttgart, 
Urteil vom 23.09.2003, Az. 6 K 4383/02. 
81 Sauter Landesbauordnung, § 50 Rn. 106 ff.; Ähnlich: Grundei Mobilfunkanlagen, S. 110 
ff. 
82 So auch: Gehrken Keine, S. 978. 

Höhe Mast Rauminhalt 
Versorgungseinheit Genehmigungspflicht Anmerkungen

0-10m bis 10m³ verfahrensfrei mind. 8 Wochen vor Errichtung Anzeige 

0-10m über 10m³ genehmigungspflichtig

über 10m bis 10m³ genehmigungspflichtig

über 10m über 10m³ genehmigungspflichtig
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2.1.2.1.1 Freistellung 
Sollten die Antennen im Innenbereich in einer Höhe von etwa 15 m und im 

Außenbereich von etwa 20 m ebenfalls freigestellt werden, würden einige 

Verfahren naturgemäß vereinfacht und beschleunigt werden.83 Die Ge-

meinde würde aufgrund des Wegfalls des gemeindlichen Einvernehmens 

hier in ihren Beteiligungsmöglichkeiten beschränkt werden. Weitere not-

wendige Genehmigungen bspw. aus Denkmal- oder Naturschutzrecht müs-

sen trotzdem eingeholt werden. Ineffizient wäre dann die Errichtung rechts-

widriger Vorhaben und die Gegensteuerung mit nachträglichen bauaufsicht-

lichen Maßnahmen.84   

 

2.1.2.2 Installation auf Stadtmöbeln/Gebäuden 

Abb.: Blaupause 9: Genehmigungspflichtigkeit, Installation auf bestehenden baulichen Anlagen 

Die Errichtung von Mobilfunksendeanlagen (Antenne einschließlich der 

Masten) an oder auf einer baulichen Anlage und die damit verbundene Nut-

zungsänderung oder bauliche Änderung der baulichen Anlage ist ebenfalls 

verfahrensfrei bei einer Höhe von unter 10 Metern und 10 m³ Brutto-Raum-

inhalt der zugehörigen Versorgungseinheiten nach dem Katalog der verfah-

rensfreien Vorhaben zu § 50 Abs. 1 LBO der Nummer 5c).85  

Die Mobilfunkanlage mit einer Höhe von über 10 Metern oder einem Be-

triebsraum von mehr als 10 m² ergänzt hier zum bestehenden Wohn-/Ar-

beitszweck die gewerbliche Nutzung und wird damit als genehmigungs-

pflichtige Nutzungsänderung angesehen. 

  
 

83 Bundesregierung, S. 28. 
84 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 401. 
85 Ähnlich: Grundei Mobilfunkanlagen, S. 110 ff. 

Höhe Mast* Rauminhalt 
Versorgungseinheit Genehmigungspflicht Anmerkungen

0-10m bis 10m³ verfahrensfrei mind. 8 Wochen vor Errichtung Anzeige; 
Small Cells sind ebenfalls verfahrensfrei

0-10m über 10m³ genehmigungspflichtig

über 10m bis 10m³ genehmigungspflichtig

über 10m über 10m³ genehmigungspflichtig

*berechnet ab Dachhaut, 
bei Errichtung auf bestehendem Gebäude
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2.1.2.2.1 Small Cells 
5G-Small Cell Antennen dürften weit unter den 10 Metern (und unter 10 m³ 

Rauminhalt der Versorgungseinheiten) liegen und damit ebenfalls verfah-

rensfrei nach der LBO sein. Art. 57 Abs. 1 EKEK legt ebenfalls fest, dass 

„drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite“ keiner individuellen 

städtebaulichen Genehmigung oder keiner anderen individuellen Vorabge-

nehmigung unterworfen werden dürfen. Auf Grundlage des 

Art. 57 Abs. 2 EKEK werden weitere Durchführungsrechtsakte erlassen.  

 

2.1.2.3 Aufrüstung bestehender Standorte 

 
Abb.: Blaupause 10: Genehmigungspflichtigkeit, zusätzliche Antennen/Austausch bestehender An-
tennen bei Vorliegen einer baulichen Änderung  

An vielen Standorten können beim Aufrüsten entweder 5G-Antennen zur 

bestehenden Technik hinzugebaut werden oder mit Software-Update/ Ra-

diomodul aufgerüstet werden. Zu beachten ist hier jedoch, dass sich auf-

grund der technischen Änderung die Auswirkungen auf den Sicherheitsab-

stand ändern können, sodass eine neue Standortbescheinigung notwendig 

werden kann, entsprechend § 6 Abs. 2, 1 S. 1 BEMFV.86 

2.1.2.3.1 Anbringung zusätzlicher Antennen   
Das Anbringen einer zusätzlichen Antenne stellt eine verfahrensfreie bauli-

che Änderung am Mast dar. Diese Verfahrensfreiheit sollte zur Klarstellung 

in den Anhang zu § 50 Abs. 1 LBO aufgenommen werden.  

2.1.2.3.2 Update bestehender Antennen 
Es liegt hier keine bauliche oder sonstige Nutzungsänderung vor. 

 
86 So auch: Informationszentrum Mobilfunk: Standortbescheinigung. https://www.informa-
tionszentrum-mobilfunk.de/mediathek/glossar/standortbescheinigung, 19.02.2020. 

Höhe Mast* Rauminhalt 
Versorgungseinheit Genehmigungspflicht Anmerkungen

0-10m bis 10m³ verfahrensfrei neue Standortbescheinigung notwendig?**

0-10m über 10m³ verfahrensfrei neue Standortbescheinigung notwendig?**

über 10m bis 10m³ verfahrensfrei neue Standortbescheinigung notwendig?**

über 10m über 10m³ verfahrensfrei neue Standortbescheinigung notwendig?**

* berechnet ab Dachhaut, 
bei Errichtung auf bestehendem Gebäude

** technische Änderung mit Auwirkung auf den 
Sicherheitsabstand?

https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/mediathek/glossar/standortbescheinigung
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/mediathek/glossar/standortbescheinigung
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2.1.2.3.3 Austausch bestehender Antennen 
Bei gleicher Anbringung in Höhe und gleicher Größe der einstigen Antennen 

dürfte ein Austausch auch bei einer Masthöhe von über 10 Metern keine 

bauliche Änderung hervorrufen87. Änderungen im äußeren Erscheinungs-

bild sind dann nicht zu erkennen, andernfalls wären sie ohnehin verfahrens-

frei. Problematisch könnten hier lediglich die Gewichtsunterschiede der 4G- 

und 5G-Antennen88 wegen der Statik sein. Eine „Pflicht zur vorherigen sta-

tischen Prüfung“ 89 scheint hier angemessen. 

2.1.2.3.4 Instandhaltung 
Eine Instandhaltungsmaßnahme nach § 50 Abs. 4 LBO ist ebenfalls verfah-

rensfrei.  

 

2.1.2.4 Baurechtliches Verfahren 

Mit dem Bau der Mobilfunkanlage darf erst nach positiver Bescheidung, ab 

Baufreigabe, begonnen werden, § 59 LBO.  

Nach § 53 Abs. 1 LBO müssen sowohl der Bauantrag als auch die Bauvor-

lagen (s. a. LBOVVO) bei der Gemeinde (Baubehörde) eingereicht werden. 

Weitere Unterlagen zu betroffenen Rechtsgebiete müssen ebenfalls beige-

fügt werden (bspw. zum Bauplanungsrecht, Denkmalschutzrecht).90 Die 

Unterlagen können direkt bei der zuständigen Baurechtsbehörde einge-

reicht werden.91  

Die Formvorschriften (bspw. Schriftformerfordernis, § 53 Abs. 2 LBO) und 

§§ 54, 55 LBO (insb. Angrenzerbenachrichtigung, beachte: materielle Präk-

lusion) sind zu beachten.  

Vorzulegende Bauvorlagen sind nach dem § 2 Abs. 1 LBOVVO der Lage-

plan, die Bauzeichnungen, die Baubeschreibung, die Darstellung der 

 
87 Ähnlich: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 15. 
88 „Eine 5G-Antenne wiegt bis zu 75 kg, was rund 40 kg mehr sind als Exemplare der 
vorigen Generationen. Der Gewichtszuwachs begründet sich darauf, dass zahlreiche Ele-
mente der Radiotechnik in die Antenne integriert sind“ aus: Cablex: Aufgepasst! Das Nach-
schlagewerk für 5G, Elemente: https://www.cablex.ch/eng/News/5G-von-A-bis-Z, 
17.06.2019, aufgerufen am 19.02.2020. 
89 87 
90 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 137. 
91 Landtag Baden-Württemberg 2019, S. 7. 

https://www.cablex.ch/eng/News/5G-von-A-bis-Z
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Grundstücksentwässerung, die bautechnischen Nachweise, § 9 LBOVVO 

(Erklärung zum Standsicherheitsnachweis), Name und Anschrift des Bau-

leiters unter seiner Unterschrift, insoweit es einen Bauleiter gibt. Die Bauf-

reigabe kann davon abhängig gemacht werden, dass die bautechnischen 

Nachweise im Vorhinein überprüft worden sind.92 Weitere Vorgaben kön-

nen sich insbesondere aus der LBOAVO (bspw. §§ 3, 5, 8 LBOAVO), 

§ 12 LBO oder § 4 Abs. 3 S. 1 LBO hinsichtlich Vorschriften für Feuer-

schutz, Einfriedungen oder Waldabständen (30-Meter-Waldabstand) erge-

ben sowie aus verkehrsrechtliche Anordnungen während der Errichtung der 

Anlage oder auch solche zum Eisabfall. 

Durch Auflagen können Farb- und Gestaltungsvorgaben gemacht werden. 

2.1.2.4.1 Mobilfunkkoordinatoren 
Für Antragsberatungen93 (§ 25 LVwVfG) und zur Koordination zwischen 

Gemeinden und TKU wäre eine koordinierende Position hilfreich. Teilweise 

sind die Anträge nicht vollständig oder nicht korrekt ausgefüllt, weshalb sich 

die Bearbeitungsfristen verlängern.  

  

2.1.2.5 Materielles Recht 

2.1.2.5.1 Abstandsflächenregelung 
Das materielle Bauordnungsrecht ist sowohl von verfahrensfreien als auch 

von genehmigungspflichtigen baulichen Anlagen einzuhalten.94 Insbeson-

dere die Einhaltung von Abstandsflächen kann hier relevant sein.  

Abstandsflächen sind die gedachten Flächen vor der Außenwand eines Ge-

bäudes und dürfen sich nicht überschneiden, § 5 Abs. 3 LBO. Sie müssen 

auf dem jeweiligen Grundstück (außer bei öffentlichen Flächen als Nach-

bargrundstück, bzw. bei Einschlägigkeit des § 7 LBO) liegen, § 5 

Abs. 2 LBO. Die Funktion von Abstandsflächen ist die „Sicherung der aus-

reichenden Belichtung, Belüftung und Besonnung sowie der Schutz vor 

 
92 VG Sigmaringen Urteil vom 9.6.2011, 6 K 1664/10, Rn. 25. 
93 Schulte Tübinger, S. 77. 
94 Maiß: Mobilfunkanlagen als Problem des Baurechts, S. 298. 



32 
 

Brandübertragung, aber auch der Schutz einer Beeinträchtigung des Wohn-

friedens“95. 

Da Mobilfunkanlagen keine Gebäude sind, müssen sie, um Abstandsflä-

chen auszulösen, Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebäuden96 aus-

gehen, darstellen.97 Dies ergibt sich grundsätzlich aus einer Einzelbetrach-

tung der Höhe und Gestaltung der Mobilfunkanlagen.  

Gegen eine Abstandsflächenpflicht sprechen: 

- eine schlanke Erscheinung 

- eine geringe Höhe  

- oftmals die Stahlgitterbauweise.98  

Zur Berechnung der Abstandsflächen sind § 5 Abs. 7 LBO, bzw. 

§ 6 f. LBO99 einschlägig. 

Die unten dargestellte Blaupause stellt hier eine grobe Richtlinie aus ergan-

genen Gerichtsentscheidungen dar.  

 
 Abb.: Blaupause 11: §§5 ff. LBO gebäudeähnliche Wirkung 

Geht es um die Lockerung von Vorschriften, die wie hier die Abstandsflä-

chen, die den Brandschutz betreffen, ist vor dem Schutz von Leben und 

Gesundheit, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, stets von einer Lockerung abzusehen. 

 
95 OVG Schleswig-Holstein, 29.08.1995, Az. 1 L 132/94, juris 
96 OVG Schleswig-Holstein, 29.08.1995, Az. 1 L 132/94, juris; bezugnehmend auch auf 
§ 6 Abs. 1 MBO. 
97 VGH München, Beschluss vom 10.05.1993, Az. 26 CS 92.1538, BeckRS 1993, 11728. 
98 VG München, Urteil vom 21. Juli 2015, Az. M 1 K 15.1409, Rn. 20, juris; Bayerischer 
VGH, Beschluss vom 19. Oktober 2017, Az. 1 ZB 15.2081, juris; VG Augsburg, Urteil vom 
22.08.2001 - Au 4 K 00.861, BeckRS 2001, 29553. 
99 VG Stuttgart Urteil vom 3.3.2009, 5 K 860/08, Rn. 37. 

Höhe gebäudeähnliche 
Wirkung Gerichtsentscheidungen

0 – ca. 40 Meter verneint

VG München, Urteil v. 13. 11. 2000, Az. M 1 K 96.1078 (ca. 2,5m)
OVG Münster, Beschluss v. 09.01.2004, Az. 7 B 2482/03 (ca. 10m)

VG Stuttgart, Urteil v. 03.03.2009, Az. 5 K 860/08 (ca. 20m)
Bayerischer VGH, Beschluss v. 27.07.2010, Az. 15 CS 10.37 (ca. 33m)
VGH München, Beschluss v. 23.08.2016, Az. 15 ZB 15.2668 (ca. 38 m)

Ab ca. 40 Meter bejaht

VGH Mannheim, Urteil v. 02.06.2015, Az. 8 S 634/13 (30,13m)
VGH Mannheim, Beschl. v. 15.01.2013, Az. 3 S 2259/12 (40,5m)

OVG Lüneburg, Beschluss v. 25.08.2004, Az. 9 ME 206/04 (40,6m)
OVG Münster, Beschluss v. 28.02.2001, Az. 7 B 214/01 (ca. 45m)

VG Sigmaringen, Entscheidung v. 16.10.2001, Az. 2 K 697/01 (ca. 55m)
VGH München, Beschluss v. 10.05.1993 , Az. 26 CS 92.1538 (59,5m)
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Pauschalisierungen zu Mindestabstandsflächen sind ebenfalls abzu-

lehnen.100 Mobilfunkbetreiber sollten sich hier auch vor Augen führen, dass 

eine geringere Rechtssicherheit auch eine geringere Investitionssicherheit 

hervorruft.101  

Hier bleiben Möglichkeiten der Ausnahme102 oder Befreiung von Abstands-

flächen (entspricht § 31 Abs. 2 BauGB)103 oder die Verringerung der Ab-

standsflächen104 (vgl. auch § 6 Abs. 3 Nr. 2 LBO). 

Die Versorgungseinheiten rufen normalerweise keine Abstandsflächen her-

vor. Kann man sie jedoch betreten, sind sie normalerweisen keine unterge-

ordneten Einheiten und lösen ebenfalls eine Abstandsflächenpflicht aus.105 

Es können außerdem Festsetzungen in gemeindlichen Satzungen gem. § 

74 Abs. 1 Nr. 7 LBO getroffen worden sein, die dann ebenfalls beachtet 

werden müssen. 

2.1.2.5.2 Verunstaltungsverbot 
Die Mobilfunkanlagen dürfen zudem nicht verunstalten106, § 11 LBO. Das 

Verunstaltungsverbot wird nur ausnahmsweise  im Einzelfall einschlägig 

sein, denn Material, Farbe, Größenverhältnis (bei Errichtung auf bestehen-

dem Gebäude) und Form der Mobilfunkanlage sind selten geeignet dies 

hervorzurufen.107 

2.1.2.5.3 Sonstiges 
Die Bau- und Standsicherheit sowie der Brandschutz (Blitzableiter, 

§ 15 Abs. 2 LBO), §§ 13 ff. LBO (§§ 26 ff. LBO) müssen eingehalten wer-

den. Installation einer Blitzschutzanlage und Einhaltung der jeweiligen Ab-

standsflächen müsste beim Brandschutz genügen.108 

 

 
100 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 17. 
101 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 401. 
102 VGH München, Beschluss vom 10.05.1993, Az. 26 CS 92.1538, BeckRS 1993, 11728. 
103 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 146. 
104 VG Sigmaringen, Entscheidung vom 16.10.2001, Az. 2 K 697/01, BeckRS 2004, 24494. 
105 Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 305. 
106 Die Verunstaltung kann definiert werden als: bei einem durchschnittlichen Betrachter, 
der ästhetischen Eindrücken gegenüber aufgeschlossen ist, ein hässlicher, das Empfinden 
verletzender Zustand: BVerwG, Beschluss vom 13.04.1995 - 4 B 70/95 (München), NJW 
1995, 2648 (2649). 
107 Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 311; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 147. 
108 VG Regensburg, Urteil v. 24.09.2015 – RO 7 K 14.1881, Rn. 21. 
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2.1.2.6 Drittschutz 

2.1.2.6.1 Nachbar 
Ein Nachbar muss im Rahmen von § 49 LBO durch materielle Illegalität in 

seinen Rechten verletzt sein.109 Nachbarn im baurechtlichen Sinne sind nur 

der Grundstückseigentümer sowie ein dinglich Berechtigter.110 Ein klagebe-

fugter Nachbar kann über den Verwaltungsrechtsweg Widerspruch bzw. 

Anfechtungsklage aus § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO erheben. Gesundheitliche 

Argumente sind durch die 26.BImSchV abgedeckt, er kann nur rein bau-

rechtlich argumentieren.111  

Das bauordnungsrechtliche Verunstaltungsverbot ist grundsätzlich nicht 

nachbarschützend.112  

Brandschutzvorschriften können insoweit nachbarschützend sein, als dass 

sie vor dem Brandübergriff schützen.113  

2.1.2.6.2 Dritte 
Dritte können etwaige Rechtsverletzungen über den ordentlichen Gerichts-

weg geltend machen.114 Hier ist zu beachten, dass die schädlichen Umwelt-

einwirkungen nach § 3 Abs. 1 BImSchG der nicht mehr hinzunehmenden 

wesentlichen Beeinträchtigung nach § 906 Abs. 1 BGB entspricht.115 

2.1.2.6.3 Gemeinde  
Wenn die Gemeinde geltend machen kann, in ihrem Recht auf kommunale 

Selbstverwaltung aus Art. 28 Abs. 2 GG verletzt zu sein, so kann sie, wenn 

sie selbst Baurechtsbehörde ist, gegen den Widerspruchsbescheid (in dem 

sie verpflichtet wird, die Baugenehmigung zu erlassen) Anfechtungsklage 

 
109 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 49 Rn. 27; Ortloff Entwicklung, S. 633. 
110 Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, Vorbemerkungen zu den §§ 29 - 38, 
Rn. 24. 
111 VGH Mannheim, Beschluss vom 11.03.2010, Az. 5 S 153/10, BeckRS 2010, 51334; VG 
Freiburg, Beschluss vom 14.01.2010, Az. 1 K 2125/09, BeckRS 2010, 45990; VG Sigma-
ringen, Urteil vom 09.06.2011, Az. 6 K 1664/10, BeckRS 2011, 52601. 
112 VG Braunschweig, Urteil vom 13. Februar 2008, Az. 2 A 116/07, Rn. 34 f., juris; Gehr-
ken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen, S. 77; Schröer Spannungsverhältnis. 
113 VGH Mannheim, Beschluss vom 14. 1. 2010 - 8 S 1977/09, NVwZ-RR 2010, S. 387 
(388). 
114 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 58 Rn. 126 f.; bspw.: BGH, Urteil vom 
13.02.2004, Az. V ZR 218/03 BeckRS 2004, 02772 
115 Dürr in Brügelmann Baugesetzbuch, Vorbemerkungen zu §§ 29 ff. Rn. 11. 
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gem. § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO erheben.116 Ist sie nicht Baurechtsbehörde, 

so ist sie widerspruchsbefugt.117 

2.1.2.6.4 Bauherr 
Der Bauherr kann mit der Verpflichtungsklage die Erteilung der versagten 

Baugenehmigung einklagen, § 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO.  

Mit einer Anfechtungsklage kann er gegen eine mögliche Rückstellung von 

Baugesuchen nach § 15 Abs. 3 BauGB vorgehen, 

§ 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO.118 

 

  

 
116 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 59 Rn. 169 f.; Ortloff Entwicklung, S. 632. 
117 Fn. 116. 
118 Ortloff Entwicklung, S. 631. 
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2.2 Immissionsschutzrecht 

Eine Mobilfunksendeanlage ist eine Anlage i. S. d. § 3 Abs. 5 Nr. 1 i. V. m. 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der 26. BImSchV. Damit ist der Geltungsbereich des § 2 

Abs. 1 Nr. 1 BImSchG als auch der Anwendungsbereich der 26. BImSchV 

eröffnet. Mobilfunkanlagen sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, so-

dass die §§ 22 bis 25a des BImSchG einschlägig sind.119 

Die elektromagnetischen Wellen der Mobilfunkanlagen sind Immissionen 

i. S. d. § 3 Abs. 2 BImSchG, da sie zu den Strahlen gezählt werden120 und 

damit schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. § 3 Abs. 1 BImSchG. Sie 

sind im Rahmen der Betreiberpflichten (§ 22 BImSchG) nach dem Stand 

der Technik zu vermeiden, vgl. § 22 I Nr.1 BImSchG. Nach dem Stand der 

Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen sind auf ein Min-

destmaß zu beschränken, vgl. § 22 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG.  

Eine 5G-Mobilfunkanlage fällt aufgrund ihrer Frequenzen in den Anwen-

dungsbereich der 26. BImSchV als Hochfrequenzanlage. Small Cell Anten-

nen unterschreiten grundsätzlich die Sendeleistung von 10 Watt, sodass die 

26.BImSchV auf sie nicht angewendet werden kann.121 

2.2.1 26. BImSchV – Gesundheitsschutz 

2.2.1.1 Grenzwerte 

Die Grenzwerte der 26.BImSchV müssen von der jeweiligen Mobilfunkan-

lage eingehalten oder unterschritten werden. Den Nachweis dafür stellt die 

Standortbescheinigung der BNA dar.  

Aus Basisgrenzwerten, die mit weiteren Faktoren multipliziert werden122 er-

geben sich die Grenzwerte der 26.BImSchV. Bei einer Überschreitung der 

Grenzwerte wird der Basisgrenzwert also immer noch enorm unterschritten. 

 
119 Gehrken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen; Kollecker, Peer in Thomé-Kozmiensky, Karl 
J. Immissionsschutz. 
120 Jarass Bundesimmissionsschutzgesetz, § 3 Rn. 10; Schulte/Michalk in Giesberts/Rein-
hardt BeckOK, § 3 BImSchG, Rn. 28. 
121 Informationszentrum Mobilfunk: Daten und Fakten zur fünften Mobilfunkgeneration. 
Technik, Funktionsweise, Infrastruktur, Gesundheit, Grenzwerte. https://www.informations-
zentrum-mobilfunk.de/sites/default/files/medien/Daten%20und%20Fak-
ten%20zu%205G.pdf,  S. 5, aufgerufen am 11.02.2020. 
122 Strahlenschutzkommission, S. 12 ff.; Strahlenschutzkommission, S. 5. 

https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/sites/default/files/medien/Daten%20und%20Fakten%20zu%205G.pdf
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/sites/default/files/medien/Daten%20und%20Fakten%20zu%205G.pdf
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/sites/default/files/medien/Daten%20und%20Fakten%20zu%205G.pdf
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Es wird außerdem von der höchsten betrieblichen Anlagenauslastung aus-

gegangen, vgl. § 1 Abs. 2 S. 1 der 26. BImSchV und von der Vorbelastung 

durch elektromagnetische Felder123. 

Die Grenzwerte beruhen auf Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisa-

tion (WHO), der Internationalen Kommission zum Schutz vor nichtionisie-

render Strahlung (ICNIRP) und der Strahlenschutzkommission (SSK) und 

entsprechen der Empfehlung des EU-Rates.124  

Die 26. BImSchV deckt die nachgewiesenen thermischen Effekte (des ak-

tuellen, fortlaufen überprüften Forschungsstandes125) ab, nicht aber die 

nicht nachgewiesenen athermischen oder auch nichtthermischen Ef-

fekte126. Dies kann eines der Argumente der Bürgerinitiativen gegen Mobil-

funk sein. Der Staat muss zwar zum Schutz von Leben und Gesundheit, 

körperlicher Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) Vorsorge127 betreiben, 

dies ist jedoch durch die Grenzwerte der 26.BImSchV abgedeckt und damit 

mit der Standortbescheinigung.128 Weiterhin betreibt der Staat im Rahmen 

von Forschung und Aufklärung Vorsorge.129 

Das Minimierungsgebot aus § 22 BImSchG130 greift hier nicht, da mit dem 

derzeitigen Stand der Technik keine Möglichkeit besteht, die Strahlen in ir-

 
123 Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 2014, S. 15. 
124 VGH Mannheim, Beschluss vom 19.04.2002, Az. 3 S 590/02, NVwZ-RR 2003, 27; Bun-
desamt für Strahlenschutz: Grenzwerte für statische und niederfrequente Felder: 
https://www.bfs.de/DE/themen/emf/nff/schutz/grenzwerte/grenz-
werte_node.html,12.02.2020; Rat der europäischen Union: EMPFEHLUNG DES RATES 
vom 12. Juli 1999 zur Begrenzung der Exposition der Bevölkerung gegenüber elektromag-
netischen Feldern (0 Hz — 300 GHz). http://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31999H0519&from=DE, 12.02.2020.  
125 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 31. 
126 Für Niederfrequenzanlagen gibt es in diesem Zusammenhang jedoch Vorsorgeregelun-
gen, vgl. § 4 der 26. BImSchV. 
127 Di Fabio in Maunz/Dürig Grundgesetz, Art. 2 Abs. 2 S. 1 Rn. 90-93. 
128 BVerfG, Beschluss vom 28.02.2002, 1 BvR 1676/01, Rn. 12; BGH, Urteil vom 
13.02.2004, Az. V ZR 218/03, BeckRS 2004, 02772. 
129 VG Freiburg, Beschluss vom 14.01.2010, Az. 1 K 2125/09, BeckRS 2010, 45990, Rn. 
18.  
130 So auch: Gehrken/Kahle/Mechel 2006, S. 73; Enders in Giesberts/Reinhardt BeckOK, 
§ 22 BImSchG, Rn. 22. 

https://www.bfs.de/DE/themen/emf/nff/schutz/grenzwerte/grenzwerte_node.html
https://www.bfs.de/DE/themen/emf/nff/schutz/grenzwerte/grenzwerte_node.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31999H0519&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31999H0519&from=DE
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gendeiner Weise einzudämmen. Bei Überschreitung können also nachträg-

liche Anordnungen i. S. d. §§ 22, 24 BImSchG (und auch § 14 BEMFV) ge-

troffen werden.131 

2.2.1.2 Anzeige und Antrag 

Die Anlage muss mind. 2 Wochen vor Inbetriebnahme oder bei einer we-

sentlichen Änderung (unverzügliche Anzeige bei Außerbetriebnahme) bei 

der zuständigen Behörde angezeigt werden. Dies ergibt sich aus 

§ 7 Abs. 1 der 26. BImSchV. Benötigt werden die Standortbescheinigung 

und die weiteren Antragsunterlagen (§ 4 Abs. 5 BEMFV).  

Small Cell Antennen bedürfen nicht der Standortbescheinigung. Sie müs-

sen innerhalb von 4 Wochen nach Inbetriebnahme/Außerbetriebnahme bei 

der BNA angezeigt werden, § 11 Abs. 2 S.1 BEMFV i. V. m. 

§ 7 Abs. 1 der 26. BImSchV. Für sie gilt, wenn sie die Sendeleistung von 

100 Milliwatt überschreiten, aber 10 Watt unterschreiten ebenfalls 

§ 2 Abs. 1 der 26. BImSchV.  

2.2.2 BEMFV - Standortbescheinigung der Bundesnetzagentur 

Die Ausstellung der Standortbescheinigung für eine ortsfeste Funkanlage 

mit einer Äquivalenten isotropen Strahlungsleistung (EIRP) von 10 Watt 

oder mehr beruht auf den §§ 4, 5 BEMFV. Sie wird von der BNA ausgestellt, 

vgl. § 5 Abs. 2 BEMFV. Der Antragsteller hat bei Vorliegen der gesetzlichen 

Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Standortbeschei-

nigung.  

Zweck ist der Schutz von Personen in den von ortsfesten Funkanlagen ent-

stehenden elektromagnetischen Feldern (vgl. § 1 BEMFV) durch die Grenz-

werte der 26. BImSchV (sowie im Falle aktiver Körperhilfen die Werte der 

DIN EN 50527-1 und DIN EN 50527-2-1), vgl. § 3 S. 1 Nr. 1 und 2 BEMFV. 

Die Standortbescheinigung bietet damit die Gewähr für die Einhaltung der 

Grenzwerte außerhalb der festgelegten Sicherheitsabstände. Die Mobil-

 
131 VGH Mannheim (8. Senat), Beschluss vom 02.03.2004, Az. 8 S 243/04, Rn. 4, BeckRS 
2004, 21255; VG Freiburg, Beschluss vom 14.01.2010, Az. 1 K 2125/09, BeckRS 2010, 
45990. 
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funkanlage darf nur betrieben werden, wenn sich innerhalb des standortbe-

zogenen Sicherheitsabstandes keine Personen befinden (es sei denn aus 

betriebstechnischen Gründen), § 5 Abs. 2 S. 2 BEMFV. 

Wenn weitere ortsfeste Sendeanlagen einbezogen werden müssen, weil 

deren Feldstärken für die Festlegung der Sicherheitsabstände relevant 

sind, wird nach § 4 Abs. 1 BEMFV eine Standortbescheinigung auch für 

Funkanlagen mit einer EIRP von unter 10 Watt benötigt, wenn am Standort 

die Gesamtsendeleistung von 10 Watt oder mehr erreicht oder überschrit-

ten wird.132 Die BNA überprüft stichprobenartig die Einhaltung der Grenz-

werte133, § 13 BEMFV.  

Für eine Small Cell Anlage wird keine Standortbescheinigung gebraucht, da 

sie grundsätzlich mit einer geringeren EIRP als 10 Watt sendet134. Small 

Cell Anlagen müssen jedoch gegenüber der BNA angezeigt werden, vgl. 

auch § 11 Abs. 2 S. 1 BEMFV (i. V. m. § 7 Abs. 1 der 26. BImSchV). 

Die Standortbescheinigung deckt die immissionsschutzrechtliche Prüfung 

im Baugenehmigungsverfahren ab, es müssen keine anderen immissions-

schutzrechtlichen Punkte geprüft werden. Die Standortbescheinigung kann 

bei Änderung der Grenzwerte aufgrund § 7 Abs. 1 BEMFV widerrufen wer-

den. 

2.2.3 Gewerbeaufsicht 

Eine Mobilfunkanlage ist ein Gewerbe i. S. d. § 1 GewO. Nach §7 Abs. 1 

der 26. BImSchV i. V. m. § 14 Abs. 1 GewO muss die Mobilfunkanlage mind. 

2 Wochen vor Inbetriebnahme mit Anfügung der zugehörigen Standortbe-

scheinigung beim zuständigen Gewerbeaufsichtsamt angezeigt werden. 

2.2.4 Drittschutz 

 
132 VG Oldenburg, Beschluss vom 02.07.2001, Az. 4 B 1539/01. 
133 So auch: Bundesnetzagentur: Der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur (PMD). 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Verbrau-
cher/Funkstoerungen/PruefUndMessdienst/PruefUndMessdienst-node.html, 12.02.2020. 
134  So auch 121; Telekom: Mobilfunk und Gesundheit. Fakten und Informationen zu Tech-
nik, Forschung und Sicherheit. https://www.telekom.com/re-
source/blob/485028/50130a900a034f84e57b1189fa6920d4/dl-fakten-mobilfunk-und-ge-
sundheit-data.pdf, S. 16, 11.02.2020.  

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Verbraucher/Funkstoerungen/PruefUndMessdienst/PruefUndMessdienst-node.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Verbraucher/Funkstoerungen/PruefUndMessdienst/PruefUndMessdienst-node.html
https://www.telekom.com/resource/blob/485028/50130a900a034f84e57b1189fa6920d4/dl-fakten-mobilfunk-und-gesundheit-data.pdf
https://www.telekom.com/resource/blob/485028/50130a900a034f84e57b1189fa6920d4/dl-fakten-mobilfunk-und-gesundheit-data.pdf
https://www.telekom.com/resource/blob/485028/50130a900a034f84e57b1189fa6920d4/dl-fakten-mobilfunk-und-gesundheit-data.pdf
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§ 22 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG i. V. m. § 23 Abs. 1 BImSchG i. V. m. der 

26. BImSchV ist drittschützend. Ein Klageberechtigter könnte die Einhal-

tung der Grenzwerte einklagen.135 Die Klagebefugnis hat hier ein größerer 

Personenkreis (Arbeitnehmer, Mieter) als im Baurecht.136 Der Einwirkungs-

bereich umfasst das Gebiet, „in dem die von der Anlage ausgehenden Im-

missionen bei Normalbertrieb oder Störfällen noch in nennenswertem Um-

fang festgestellt werden können“137 und einen „individualisierbaren [wesent-

lichen] Immissionsbeitrag liefern“138. Dies muss im Einzelfall beurteilt wer-

den.139 Zivilrechtlich können insbesondere der § 906 Abs. 1 BGB (Zufüh-

rung unwägbarer Stoffe) i. V. m. Schadensersatzansprüchen (bspw. 

§ 823 Abs. 1 BGB), Unterlassungsansprüchen (§ 1004 Abs. 1 S. 2 BGB) 

oder dem Ausgleichsanspruch aus § 906 Abs. 2 BGB einschlägig sein. Die 

Beweislast (Gesundheitsgefährdung obwohl die Grenzwerte der 26. BIm-

SchV eingehalten wurden und Nichterfüllung des Schutzanspruches der 

26. BImSchV) liegt hier grundsätzlich beim Kläger.140 Die Erfordernisse 

dürften jedoch grundsätzlich mit Einhaltung der Grenzwerte der 26. BIm-

SchV erfüllt sein, weshalb Klagen, die eine Gesundheitsbeeinträchtigung 

geltend machen oder die Verschärfung oder Überprüfung der Grenzwerte 

fordern, grundsätzlich unbegründet sind und abgewiesen werden.141  

 
135 Enders in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 23 BImSchG, Rn.15, 17; Schmehl/Ludewig 
Basisstationen, S. 674. 
136 Wahlfels Mobilfunkanlagen, S. 656; Gehrken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen, S. 77; 
Dietlein in  Landmann/Rohmer Umweltrecht, §5 BImSchG, Rn. 87; Ramsauer in Koch/Hof-
mann/Reese Handbuch, § 3 Allgemeines Umweltverwaltungsrecht Rn. 199. 
137 Petersen Schutz, S. 58. 
138 Dietlein in Landmann/Rohmer Umweltrecht, § 5 BImSchG, Rn. 88. 
139 Gehrken/Kahle/Mechel S. 77. 
140 Zur Unterlassung: BVerfG (1. Kammer des Ersten Senats), Beschluss vom 17.02.1997, 
Az. 1 BvR 1658/96, NJW 1997, 2509 (2510). 
141 Siehe zur Begründung auch: 26. BImSchV – Gesundheitsschutz; Niederstetter Mobil-
funkanlagen, S. 38; BGH, Urteil vom 13.02.2004 - V ZR 218/03, BeckRS 2004, 02772; 
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 18.06.2003, Az. 23 U 146/02, BeckRS 2003, 30321067; 
OLG Dresden, Urteil vom 19.03.2013, Az. 9 U 1265/12, juris 
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Bei den Standortbescheinigungen besteht die Möglichkeit der Anfechtungs-

klage142 über den Verwaltungsrechtsweg, § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO. Hin-

sichtlich des einstweiligen Rechtsschutzes wie in 2.1.2.6 Drittschutz. Nach-

trägliche Anordnungen i. S. d. §§ 22, 24 BImSchG (und auch § 14 BEMFV) 

können getroffen werden. 

  

 
142 Die Standortbescheinigung stellt einen Verwaltungsakt gemäß § 35 LVwVfG dar. Aus 
Sicht des Klägers muss diese widerrufen (also aufgehoben) werden, damit die Mobilfunk-
anlage nicht weiter betrieben werden kann und somit keine Immissionen ausgestoßen wer-
den. Ähnlich: Gehrken/Kahle/Mechel Mobilfunkanlagen, S. 77. 
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2.3 Denkmalschutzrecht 

Entgegenstehende öffentlich-rechtliche Vorschriften können sich bei der Er-

richtung von Mobilfunkanlagen an, in oder auf denkmalgeschützten Gebäu-

den oder Ensembles aus dem Denkmalschutzrecht ergeben.  

Denkmalschutz ist Landesrecht und Mobilfunkanlagen stellen eine Ände-

rung im Sinne einer Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes am Kultur-

denkmal i. S. v. §§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 15 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 2 DSchG 

dar.143 In Baden-Württemberg wird für eine Änderung eines Denkmals eine 

denkmalschutzrechtliche Genehmigung benötigt.  

2.3.1 Genehmigungspflicht 

Die Erteilung der Genehmigung liegt im Ermessen der Behörde und liegt in 

der Schwere der Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes des Kulturdenk-

males oder der dazugehörigen Umgebung 

§§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 7 Abs. 1 DSchG.  

Um den Vorrang des Denkmalschutzes deutlich zu machen kann hier auch 

die Regelung zu Small Cell Antennen angeführt werden: Art. 57 Abs. 1 Un-

terabs. 3 EKEK: die Genehmigungsfreiheit drahtloser Zugangspunkte er-

fährt eine Ausnahme „architektonisch oder historisch wertvoller“ Gebäude 

und werden an diesen genehmigungspflichtig. 

Verbescheidungsfristen144 im Denkmalschutzrecht sind abzulehnen, da die 

Annahme einer Genehmigungsfiktion im schlimmsten Falle zu Schäden an 

Kulturgütern führt. Die flächendeckende Mobilfunkversorgung muss hier 

hinter dem Schutz von Kulturgütern zurückstehen. Wenn irgend möglich, 

sollten Kulturdenkmäler bei Vorliegen eines geeigneten Alternativstandor-

tes vermieden werden.  

  

 
143 VG Stuttgart, Urteil vom 02.12.2009, Az. 13 K 136/09, BeckRS 2010, 46035;  Mar-
tens/Appelbaum Rechtliche, S. 648. 
144 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 22. 
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2.3.2 Konzentrationswirkung 

Hinsichtlich einer Beschleunigung im Verfahren ist hier auf 

§ 7 Abs. 3 DSchG hinzuweisen: die Zustimmung der Denkmalschutzbe-

hörde im Baugenehmigungsverfahren kann an die Stelle der eigenständi-

gen denkmalschutzrechtlichen Genehmigung treten und erzielt somit Kon-

zentrationswirkung. 

2.3.3 Äußeres Erscheinungsbild 

Andererseits kann hier mit Verschönerungsmaßnahmen der Mobilfunkanla-

gen zum Einblenden in die Umgebung experimentiert werden. Mit weiterem, 

engmaschigerem Mobilfunkausbau können denkmalgeschützte Ensembles 

den Mobilfunkanlagen entgegenstehen. Empfehlenswert wäre hier eine 

Weiterentwicklung des äußeren Erscheinungsbildes der Anlagen in techni-

scher und ästhetischer Hinsicht, um ein Einvernehmen zwischen Mobilfunk-

anlagen und Denkmälern zu schaffen. 
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2.4 Naturschutzrecht  

Weitere entgegenstehende öffentlich-rechtliche Vorschriften können sich 

(vor allem bei der Errichtung im Außenbereich oder durch Gesetz oder 

Rechtsverordnung festgelegten Schutzgebiet) aus dem Naturschutzrecht 

ergeben.  

Nach § 4 S. 1 Nr. 7 BNatSchG, Funktionssicherung bei Flächen für öffentli-

che Zwecke, ist die Telekommunikation (auch durch private Anbieter) ein 

privilegierter Zweck und damit auch die Mobilfunkstationen.145 

2.4.1 Ausgleichsmaßnahmen 

Nach § 13 BNatSchG gilt es erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft vorrangig zu vermeiden, ansonsten muss die Beeinträchtigung 

primär durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder sekundär durch Er-

satz in Geld kompensiert werden. Damit steht der Forderung der Mobilfunk-

betreiber nach Ersatzzahlungen (Kauf von Ökopunkten) anstatt Ersatz-

pflanzungen146 der allgemeine Grundsatz des BNatSchG entgegen. 

Dem ist nicht nachzugeben, denn dass die Ersatzzahlungen zu „Ablasszah-

lungen“147 werden ist nicht zu befürworten. Dagegen spricht auch der aus-

drückliche Gesetzeswortlaut sowie die Schonung des Außenbereichs. Zu-

dem sind die Eingriffe durch Mobilfunkanlagen oftmals nicht durch Real-

kompensationen möglich, denn die Beeinträchtigung des Landschaftsbil-

des148 ist schwer kompensierbar.149 

  

 
145 Heugel in Lütkes/Ewer Bundesnaturschutzgesetz, § 4 Rn. 13; Gellermann in Land-
mann/Rohmer Umweltrecht, § 4 Rn. 15; Brinktrine in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 4 Rn. 
26.  
146 Plattform „Digitale Netze und Mobilität“ 2019, S. 24. 
147 Schrader in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 15 BNatSchG, Rn. 70. 
148 Schrader in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 15 BNatSchG, Rn. 70; VG München (1. 
Kammer), Urteil vom 21.09.2010, Az. M 1 K 10.2209, BeckRS 2010, 32895. 
149 Gellermann in Landmann/Rohmer Umweltrecht, § 15 BNatSchG, Rn. 49; analog zu 
Windenergieanlagen: Operhalsky/Fechler Länderspezifische, S. 651. 
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2.4.2 Erhebliche Beeinträchtigung 

Die erhebliche Beeinträchtigung ergibt sich bei Mobilfunkanlagen zumeist 

in Form eines möglichen150 Eingriffes in Natur und Landschaft, vgl. 

§ 14 BNatSchG. Ob die Mobilfunkanlage eine erhebliche  Beeinträchtigung 

darstellt, muss im Einzelfall festgestellt werden. Wenn es keine andere 

Möglichkeit gibt, den Mast anderweitig zu gestalten, auch ohne Standortal-

ternativen zu prüfen, so gilt er als unvermeidbarer Eingriff.151  

Zu beteiligen sind bei Zulassungsvorhaben für Mobilfunkanlagen im Falle 

der § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB und nach § 34 BauGB im Verfahren nach 

§ 18 Abs. 3 BNatSchG die für Naturschutz und Landschaftspflege zustän-

digen Behörden. Die Naturschutzbehörde besitzt aber kein Vetorecht. Eine 

abweichende Genehmigung muss begründet werden, § 39 LVwVfG.  

Im Falle des § 34 BauGB werden aufgrund des Ausschlusses in 

§ 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG lediglich Schäden i. S. v. § 19 BNatSchG und 

damit die Verträglichkeit der Mobilfunkanlage mit der Richtlinie 92/43/EWG 

(Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) und der Richtlinie 2009/147/EG (Vogel-

schutz-Richtlinie) zu prüfen sein. Diese dürften Mobilfunkanlagen allerdings 

selten entgegenstehen.152 Bei Nichtäußerung der zuständigen Behörde für 

Naturschutz und Landschaftspflege im Beteiligungsverfahren innerhalb der 

Monatsfrist gilt im Innenbereich die Genehmigungsfiktion.153 

Im beplanten Innenbereich müssten die naturschutzrechtlichen Belange be-

reits beim Aufstellen des Bebauungsplanes berücksichtigt sein.154  

Nach § 15 BNatSchG können Vorhaben nichtsdestotrotz zugelassen wer-

den, wenn die damit einhergehenden Beeinträchtigungen unvermeidbar 

 
150 Es muss kein Eingriff eintreten, es genügt die Möglichkeit, vgl. Schink Eingriffsregelung, 
S. 589. 
151 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 412. 
152 Ähnlich: Martens/Appelbaum Rechtliche, S. 648. 
153 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 329; Schrader in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 18 
BNatSchG, Rn. 35 -39. 
154 152; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 328; Schrader in Giesberts/Reinhardt BeckOK, § 18 
BNatSchG, Rn. 44. 
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sind. Es geht hier allerdings nur um den jeweiligen Standort nicht um etwa-

ige andere Alternativstandorte.155 Die unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

durch Maßnahmen i. S. d. § 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG müssen kompen-

siert werden. Die Abwägung der Belange aus § 15 Abs. 5 BNatSchG (Na-

turschutz und Landschaftsschutz) muss zuungunsten der naturschutzrecht-

lichen Belange ausfallen. Diese Abwägung führt regelmäßig zum selben Er-

gebnis wie die bauplanungsrechtliche Abwägung.156 

Die Anwendung von § 17 Abs. 3 BNatSchG auf Mobilfunkanlagen ist in der 

Praxis nicht gegeben.  

2.4.3 Schutzgebiete 

Ist der Standort in einem naturschutzrechtlichen Schutzgebiet, dann bedarf 

er einer Befreiung nach den § 67 BNatSchG i. V. m. § 54 NatSchG.  

Es liegt im Ermessen der zuständigen Naturschutzbehörden Befreiungen 

von den Geboten und Verboten des BNatSchG sowie der Rechtsverord-

nungen zur Unterschutzstellung nach § 23 NatSchG erteilen. Dies ge-

schieht nur aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses oder 

einer unzumutbaren Belastung im Einzelfall, deren Abweichung mit den Be-

langen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist, 

§ 67 BNatSchG. Der Mobilfunk steht im Einzelfall hinter den Belangen des 

Naturschutzes zurück.157 Durch Auflagen zur Farbegestaltung oder Gehölz-

bepflanzung kann der Eingriff gemildert werden.158  

Bzgl. der Natura 2000 Gebiete können Mobilfunkanlagen über 

§ 34 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG aus zwingenden Gründen des öffentlichen In-

teresses zugelassen werden.159 Eventuell sind hier, im Gegensatz zu den 

 
155 VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2010, Az. 8 S 77/09, BeckRS 2010, 50893; Bayeri-
scher Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 09. August 2007, Az. 25 B 05.1341, juris; Grundei 
Mobilfunkanlagen, S. 337 f. 
156 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 412. 
157 OVG Münster, Urteil v. 11.09.2012, Az. 8 A 104/10, KommJur 2013, S. 66; Lütkes/Ewer 
Bundesnaturschutzgesetz, § 67 Rn. 9; Landmann/Rohmer Umweltrecht, § 67 Rn. 11. 
158 VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2010, Az. 8 S 77/09, BeckRS 2010, 50893; VG Sig-
maringen, Urteil vom 09.06.2011, Az. 6 K 1664/10, BeckRS 2011, 52601. 
159 So auch: Grundei Mobilfunkanlagen, S. 348. 
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anderen Gebieten, die Standortalternativen zu prüfen, vgl. 

§ 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG.160 

2.4.4 Konzentrationswirkung 

Zur Beschleunigung der Verfahren kann in Landschaftsschutzverordnun-

gen festgesetzt werden, dass eine nach anderen Vorschriften notwendige 

Genehmigung eine naturschutzrechtliche Genehmigung ersetzt, wenn 

diese mit behördeninterner Zustimmung der Naturschutzbehörde ergangen 

ist.161  

2.4.5 Artenschutz 

Zum allgemeinen Artenschutz können Nebenbestimmungen in die Bauge-

nehmigung aufgenommen werden.162 Vögel und Fledermäuse können ei-

nen Mobilfunkmasten erkennen und ausweichen.163  

2.4.6 Forst 

Ist der Standort im Wald zu verorten, muss nach § 8 Nr. 2 LWaldG die 

Forstbehörde beteiligt werden. Bei Eingriffen in den Gehölzbestand müssen 

Realkompensationen oder Ausgleichszahlungen geleistet werden.164  

  

 
160 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 338. 
161 VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2010, Az. 8 S 77/09, BeckRS 2010, 50893. 
162 VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2010, Az. 8 S 77/09, BeckRS 2010, 50893. 
163 VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2010, Az. 8 S 77/09, BeckRS 2010, 50893; VG Sig-
maringen, Urteil vom 09.06.2011, Az. 6 K 1664/10, BeckRS 2011, 52601. 
164 VG München (11. Kammer), Urteil vom 29.05.2008 - M 11 K 07.5106, BeckRS 2008, 
45509. 
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2.5 Weitere Öffentlich-Rechtliche Vorschriften 

2.5.1 Straßenrecht 

Es bestehen Beschränkungen hinsichtlich der Errichtung baulicher Anlagen 

wegen der notwendigen Abstände zu den Straßen nach § 22 Abs. 1 StrG 

und § 9 Abs. 1 FStrG bzw. nach § 22 Abs. 2, 3 StrG oder § 9 Abs. 2 FStrG. 

Ausnahmen sind möglich nach § 22 Abs. 1 S. 2 StrG und § 9 Abs. 8 FStrG, 

jedoch entschied das BVerwG im Beschluss vom 20.02.2001 gegen eine 

generelle Ausnahmegenehmigungsregelung für Mobilfunkanlagen.165 Dies 

könnte mit dem weiteren 5G-Ausbau und den folgenden Potentialen und 

Technologien in Konflikt treten. Hier ist vor allem die Notwendigkeit einer 

guten Datenversorgung auf Straßen/Gleisen und weiteren Verkehrswegen 

für das Autonome Fahren zu nennen. Zukünftige Ausnahmen für Mobilfunk-

anlagen sollten hier möglich gemacht werden. 

Auch die Sondernutzung öffentlicher Straßen166 als potentielle Standorte 

muss den Mobilfunkbetreibern gegen einen geringen Mietbetrag möglich 

gemacht werden.  

2.5.1.1 Konzentrationswirkung 

Zur Geringhaltung der Bürokratie werden Ausnahmeregelungen zur Ab-

schaffung von Sondergenehmigungen benötigt werden.  

2.5.2 Luftverkehrsrecht 

In Einzelfällen können Höhen- und Genehmigungsbeschränkungen aus 

§ 12 Abs. 2 und 3 LuftVG oder § 14 LuftVG i. V. m. § 15 Abs. 1 S. 1 und 

Abs. 2 LuftVG oder die Kennzeichnungspflicht nach § 16a LuftVG einschlä-

gig sein. 

  

 
165 BVerwG, Beschluss vom 20.06.2001, Az. 4 B 41/01 (Koblenz), NVwZ-RR 2001, 713. 
166 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 24. 
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2.5.3 Energieanschluss 

Den Forderungen der Betreiber nach einer Klarstellung der Energiean-

schlusspflicht i. S. d. EnWG ist sinngemäß nachzukommen.167 Der Energie-

anschluss sowie der Glasfaseranschluss sind Bedingungen für eine funkti-

onstüchtige 5G-Mobilfunkanlage. 

2.5.4 Wegerecht 

Hinsichtlich gemeindlicher Zufahrtswege greifen hier die §§ 68 ff. TKG, 

insb. § 69 TKG. Aus dem § 76 TKG ergibt sich die Duldungspflicht für Pri-

vateigentümer, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen: 

- das Grundstück (mit vorhandenen Leitungen) darf nicht dauerhaft 

zusätzlich eingeschränkt werden, § 76 Abs. 1 Nr. 1 TKG 

- das Grundstück darf nicht unzumutbar beeinträchtigt werden, 

§ 76 Abs. 1 Nr. 2 TKG. 

Generelle Wegerechte greifen in das Eigentumsrecht ein und sind damit 

abzulehnen. 

  

 
167 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 20. 



50 
 

3 Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten 

 
Abb.: Blaupause 12: Kommunale Gestaltungmöglichkeiten 

Je nach Einfluss- und Handlungsmöglichkeit der Gemeinde differenzieren 

sich sowohl das Gewicht der gemeindlichen Entscheidungen, als auch die 
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mögliche Rolle, welche die Gemeinde im Verfahren einnehmen kann. Zwi-

schen dem, was die Gemeinde/der Bürger umsetzen möchte und dem was 

sie rechtlich gesehen umsetzen kann, gibt es sowohl in der Verwaltung als 

auch in der Bürgerschaft oftmals Unklarheiten, welche es durch die Darstel-

lung der rechtlichen Rahmenbedingungen zu beseitigen gilt. 

3.1 Eigentum 

 
Abb.: Blaupause 12.1: Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten: Eigentum 

Größtes Potential der gemeindlichen Einflussnahme auf den Standort des 

Mobilfunkmasten dürfte im Eigentum des bevorzugten Grundstücks liegen, 

Art. 14 GG i. V. m. §§ 903 S. 1, 905 S. 1 BGB i. V. m. §§ 94, 96 BGB 

(i. V. m. § 3 GBO). Nicht ohne Grund führt auch die Mobilfunkstrategie des 

Bundes die Bereitstellung oder Zurverfügungstellung kommunaler Grund-

stücke (öffentlicher Liegenschaften und Infrastrukturen) als einen der 

Hauptpunkte im weiteren Mobilfunkausbau an.168 

Die Gemeinde kann als Eigentümer und mit dem Selbstverwaltungsrecht 

aus Art. 28 Abs. 2 GG frei entscheiden, ob sie einen privatrechtlichen Ver-

trag mit dem Mobilfunkbetreiber schließen möchte, hier kann also bestmög-

lich eine Steuerung bzgl. „heikler“ Standorte wie nahe Kindertagesstätten, 

Schulen oder Altersheimen erfolgen.  

Demgegenüber steht jedoch die Gefahr, dass das TKU auf ein privates 

Grundstück ausweicht und einen Vertrag mit einem Privateigentümer aus-

handelt oder gar den Ausbau im Gemeindegebiet nicht weiter verfolgt. Dann 

beschränken sich die Eingriffsmöglichkeiten der Gemeinde auf solche in der 

Bauleitplanung und im Genehmigungsverfahren. Zudem sollte die Ge-

meinde beachten, dass sie im Rahmen der Daseinsfürsorge und nach 

 
168 Bundesregierung, S. 32 ff. 
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Art. 87f GG i. V. m. Art. 143b GG angemessenen und flächendeckenden 

Mobilfunk zu gewährleisten hat. Darüber hinaus spricht für eine Zurverfü-

gungstellung von öffentlichen Flächen auch der Wirtschaftlichkeitsgrund-

satz aus § 72 Abs. 2 GemO mit der Pflicht zur wirtschaftlichen Verwertung, 

denn durch die Vermietung kann die Kommune Mietzins aus dem privat-

rechtlichen Vertrag, als auch weitere steuerliche Vorteile generieren kön-

nen. An dieser Stelle wird auf den Projektbericht „Rahmenbedingungen für 

die Vertragsgestaltung“ verwiesen, der mehr Details zu den Verträgen und 

den steuerlichen sowie wirtschaftlichen Aspekten enthält.  

Gleichzeitig besteht die Möglichkeit, für die Gemeinde mit Standortvorschlä-

gen der öffentlichen Liegenschaften im Rahmen der Selbstverpflichtungen 

(0) auf die TKUs zuzugehen und so den Ausbau aktiv voranzutreiben. 

3.2 Bauleitplanung 

 
Abb.: Blaupause 12.2: Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten: Bauleitplanung 

Grundsätzlich wird den Gemeinden aus § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Mög-

lichkeit zur Flächenzuweisung für Versorgungsanlagen, also auch Mobil-

funkanlagen eingeräumt.169 Wenn die Mobilfunkbetreiber dann anderwei-

tige Standortwünsche haben, können die Gemeinden das gemeindliche 

Einvernehmen wegen der positiven Planung verweigern.170  

 
169 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 358. 
170 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 358. 
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3.2.1 Raumordnung 

Grundsätzlich bietet § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB im Außenbereich für die Ge-

meinden (vgl. auch § 2 Abs. 1 S. 1 BauGB) eine Planungsmöglichkeit beim 

Aufstellen der Bauleitpläne (Alt. 1)171 und für die Länder172 im Raumord-

nungsplan (Alt. 2) bei Ausweisung als Ziel der Raumordnung173. Für Vorha-

ben i. S. d. § 35 Abs. 1 Nr. 2-6 BauGB können hier besondere Flächen174 

für privilegierte Vorhaben ausgewiesen werden. Auf den nicht ausgewiese-

nen Flächen sind Mobilfunkanlagen dann planungsrechtlich unzulässig.175 

Sind jedoch bereits bestimmte Flächen im Raumordnungsplan nach 

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG i. V. m. § 1 Abs. 4 BauGB ausgewiesen176, können 

die Kommunen im Flächennutzungsplan gem. § 5 BauGB nicht weniger 

Flächen ausweisen.177  

Beteiligungsmöglichkeiten resultieren hier aus § 9 Abs. 1, 2 ROG beim Auf-

stellen des Raumordnungsplanes für die Kommunen und die Öffentlichkeit 

sowie nach § 4 BauGB bei Erstellung der Bauleitpläne; hier sollte auch 

§ 4a BauGB beachtet werden. 

Das ungeschriebene Tatbestandsmerkmal der Raumbedeutsamkeit178 in 

§ 35 Abs. 3 S. 3 Alt. 2 BauGB und § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB ist bei Mobil-

funkanlagen grundsätzlich zu verneinen179, da sie mit ihrer Höhe, den 

 
171 Zu den Bauleitplänen gehören der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan, 
§ 1 Abs. 2 BauGB (Jäde/Dirnberger Kommentar, § 1 Rn. 4 ff.) 
172 Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG i. V. m. § 13 ff. ROG 
173 Ostkamp, Carolin Schriften, S. 155. 
174 Auch genannt: Vorrangflächen, Konzentrationsflächen etc., vgl. Derpa/Frey/Ha-
ger/Jenssen/Rettenmeyer Windenergie, S. 100. 
175 Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 108; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 271; Maiß, Ste-
phan Schriftenreihe, S. 185; es besteht hier auch die Möglichkeit Teilflächennutzungspläne 
aufzustellen, vgl. hierzu Mitschang in Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 5 Rn. 35 
e; Derpa/Frey/Hager/Jenssen/Rettenmeyer Windenergie, S. 98. 
176 Jäde/Dirnberger Kommentar, § 1 Rn. 63; Kim Europäische, S. 128 ff. 
177 Derpa/Frey/Hager/Jenssen/Rettenmeyer Windenergie, S. 93. 
178 VG München (1. Kammer), Urteil vom 21.09.2010 - M 1 K 10.2209, BeckRS 2010, 
32895; Ostkamp, Carolin Schriften, S. 200. 
179 So bspw.: VG München (1. Kammer), Urteil vom 21.09.2010 - M 1 K 10.2209; VG Frei-
burg (Kammer), Urteil vom 12.12.2012 - 1 K 2696/10, BeckRS 2013, 48852. 
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Standorten und der (normalerweise nicht vorhandenen) Häufung von Anla-

gen keine Auswirkungen auf die Ziele der Raumwirkung haben dürften. Eine 

Relevanz dieses Punktes kann nur im Einzelfall vorliegen. 180 

3.2.2 Bauleitpläne 

Damit fallen die Festsetzungen im Raumordnungsplan weg, es bleiben nur 

die Festsetzungen in den Bauleitplänen. In diesen ist eine reine Negativ- 

bzw. Verhinderungsplanung unzulässig. Positivplanung muss eine ausge-

wogenes Planungskonzept mit genügenden Standorten haben und auf 

städtebaulicher Begründung fußen.181 Diese Planung könnte aufgrund un-

genügender Kenntnis der Suchkreise jedoch zur tatsächlichen Unmöglich-

keit kommen, verweigert der Eigentümer der Vorrangfläche den Bau von 

Mobilfunkanlagen.182 

3.2.2.1 Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde kann zur Sicherung der Planung beim FNP auf Antrag den 

Rechtsanspruch nach § 15 Abs. 3 BauGB auf die Rückstellung von Bauge-

suchen nach § 35 Abs. 1 Nr. 2-6 BauGB geltend machen. Diese kann von 

12 Monaten mit besonderen Umständen auf 2 Jahre verlängert werden, vgl. 

§ 15 Abs. 1 S.1, Abs. 3 S. 4 BauGB, welche sich aus § 35 Abs. 3 BauGB 

ergeben. Die Komplexität des Vorhabens ist hierzu allerdings eine gute Be-

gründung.183   

Mit § 16 Abs. 1 BauNVO kann eine Maximalhöhe festgesetzt werden. Da-

gegen spricht allerdings, dass im Rahmen des technischen Fortschritts die 

Höhen von Bauwerken und technischen Konstrukten stets steigen und der 

FNP gleichzeitig über mehrere Jahre hinweg gelten wird, sodass es hier zu 

 
180 BVerwG: Urteil vom 13. 3. 2003 - 4 C 4/02 (Koblenz), NVwZ 2003, S. 738 (739), es 
handelte sich um eine Windenergieanlage mit Nabenhöhe von 70,5 m und einem Rotor-
durchmesser von 54 m. 
181 Jäde/Dirnberger Kommentar, § 1 Rn. 47; Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr 
Baugesetzbuch, § 35 Rn. 116; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 260; Ostkamp, Carolin Schrif-
ten, S. 155 ff. 
182 Ähnlicher Fall bei Windenergieanlagen: Ostkamp, Carolin Schriften, S. 105 f.; 
Derpa/Frey/Hager/Jenssen/Rettenmeyer Windenergie, S. 106; dazu auch: VGH Baden-
Württemberg 3. Senat, Urteil vom 06.11.2006, Az. 3 S 2115/04, juris. 
183 Raschke Zurückstellungen, S. 123. 
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einer Diskrepanz kommen kann. Hinzu kommt, dass eine größere Höhe zu-

meist gewinnbringender ist und eine Verhinderungsplanung über die Höhe 

unzulässig ist.184 

Bei der Aufstellung der Pläne ist die Abwägung von öffentlichen und priva-

ten Belangen zu berücksichtigen, (§ 7 Abs. 2 S. 1 ROG) 

§ 1 Abs. 6, 7 BauGB. Einschlägig können im Mobilfunkausbau folgende Be-

lange sein: 

- Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 

- Umweltschutz § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB  

- Post- und Fernmeldewesen185, § 1 Abs. 6 Nr. 8d) BauGB,  

- Private Belange der Mobilfunkanbieter und -nutzer zugunsten der 

Mobilfunkanlagen 

Hierbei dürfen allerdings keine ungeeigneten oder „Vorwandsflächen“ aus-

gewiesen werden.186 Problematisch ist hier nun aber, dass die Gemeinden 

wiederum nicht die Funknetzplanung und die Standortanalysen der Mobil-

funkbetreiber kennen, wodurch es wiederum zu einer unzulässigen Festle-

gung „auf gut Glück“ kommt; woraus ein Widerspruch des öffentlichen Be-

langes resultiert.187 Wird 5G im Außenbereich ausgebaut, müssen vor dem 

Hintergrund des Autonomen Fahrens zumindest die Verkehrswege abge-

deckt sein. Dies könnte durch solch eine Planung Schwierigkeiten hervor-

rufen. Auch ein Sachverständiger kann wegen der selbstständigen Funk-

netzplanung der jeweiligen Telekommunikationsunternehmen (TKU) keinen 

Anspruch auf vollständigen Prüfungsumfang erheben.188 Diese Art von Pla-

nung kann aufgrund der fehlenden Abschätzbarkeit in deutliche Standort-

rückstände resultieren.189 

Small Cell Antennen dürfte dies ohnehin nicht betreffen, da sie zumeist an 

viel frequentierten Plätzen angebracht werden (v. a. im Innenbereich), was 

 
184 Derpa/Frey/Hager/Jenssen/Rettenmeyer Windenergie, S. 101. 
185 VG München, Urteil vom 05.02.2015, Az. M 1 K 14.3335, Rn. 30, juris; Jäde/Dirnberger 
Kommentar, § 1 Rn. 75; Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 109. 
186 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 364. 
187 So auch: Jung baurechtliche, S. 24; Niederstetter Mobilfunkanlagen, S. 109; Maiß, Ste-
phan Schriftenreihe, S. 186 f.  
188 So auch Grundei Mobilfunkanlagen, S. 365 f. 
189 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 366. 
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sinngemäß eine Festsetzung (v. a. da es sich um eine Festsetzung im Au-

ßenbereich handelt) ausschließt.  

Auch wirtschaftliche Aspekte sprechen dagegen: Die Verhinderungspla-

nung ist zeitaufwendig und kostspielig, mögliche Mieteinnahmen oder steu-

erliche Vorteile gehen der Gemeinde verloren.190 Auch beim Mobilfunkbe-

treiber selbst erzeugt dies einen Kostenmehraufwand. 

Eine Konzentrationszonenfestsetzung über FNP erscheint damit nicht sinn-

haft. Das Instrument der Rückstellung aufgrund § 15 Abs. 3 BauGB dürfte 

damit wenig relevant werden. 

3.2.2.2 Bebauungsplan 

Da 5G im ländlichen Raum in naher Zukunft eher im Innenbereich ausge-

baut werden wird und die Bebauungsplanebene dem Bürger näher ist 

(Rechtsverbindlichkeit, kleinerer Maßstab, Transparenz) erscheint hier der 

Nutzen dieser Ebene größer, als der von FNP und Raumordnungsplan. 

Im Bebauungsplan gibt es verschiedene Möglichkeiten von Festsetzungen, 

die Standortplanung dürfen die Gemeinden bei rechtfertigendem städtebau-

lichem Anlass durchführen.191   

Zunächst können Baugebiete festgesetzt werden, bspw. ein reines Wohn-

gebiet zur Erschwerung der Zulässigkeit, § 1 Abs. 3 BauGB. Der Nachteil 

ist hierbei aber, dass auch weitere Anlagen nicht mehr zulässig sind.  

Außerdem kann die Höhe baulicher Anlagen über § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

i. V. m. §§ 16 Abs. 1, 18 BauNVO, bzw. der Bauweise und überbaubarer 

Grundstücke § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22, 23 BauNVO, festgesetzt 

werden. Dies kann jedoch wiederum mit einer Befreiung nach 

§ 31 Abs. 2 BauGB umgangen werden. Außerdem würde dies auch die Zu-

lässigkeit anderer Antennenanlagen beschränken.192  

 
190 Die Vermietung ist umsatzsteuerpflichtig, weshalb man hier vorsteuerabzugsfähig ist. 
191 BVerwG, Urteil vom 30. August 2012, Az. 4 C 1/11, juris. 
192 Zu einer Befreiung (verneint) von der Höhenfestsetzung eines Bebauungsplanes: Bay-
erischer VGH, Urteil vom 02. Oktober 2014, Az. 2 B 14.816, Rn. 28 ff., juris; Grundei Mo-
bilfunkanlagen, S. 385 f. 
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Die Gemeinde darf jedoch keine anderen, (niedrigeren) Grenzwerte festset-

zen, denn dann würde sie sich dem Verordnungsgeber gleichsetzen.193 

Zur Sicherung der Planung kann eine Veränderungssperre (etwa mit Hö-

henbegrenzung)194 erlassen werden, § 14 Abs. 1 BauGB.195 Eine Aus-

nahme von dieser ist jedoch möglich, § 14 Abs. 2 BauGB.  

Generell ist zu sagen, je mehr Alternativstandorte es gibt, desto eher hält 

ein etwaiges Planungskonzept richterlicher Überprüfung statt.196 

3.2.3 Erhaltungssatzung und städtebauliche Verträge 

Es besteht zudem die Möglichkeit, eine Erhaltungssatzung gem. 

§ 172 Abs. 1 (Nr. 1) BauGB zu erlassen.197 Dann sind bauliche Anlagen 

ebenfalls genehmigungsbedürftig § 172 Abs. 1 S. 2 BauGB.  

Grundei erwähnt ebenfalls noch die Möglichkeit des Abschließens städte-

baulicher Verträge aus § 11 BauGB. 

 

Den Mobilfunkausbau zu verhindern ist jedoch eine fragwürdige Angelegen-

heit, denn da dies vor allem bei ländlichen Gemeinden der Fall ist, vergrö-

ßert sich das Stadt-Land-Gefälle immer mehr.198 Mit zunehmender Distanz 

der Mobilfunkmasten vom Nutzer (der Bebauung), erhöhen die Handys ihre 

Sendestärken, woraus eine höhere Strahlenexposition entsteht.199 Deshalb 

kann es teilweise vorteilhafter sein, den Mobilfunkmasten näher an der Be-

bauung zu haben und bspw. schöner zu gestalten.  

  

 
193 Bayerischer VGH, Urteil vom 06. Februar 2014, Az. 2 BV 13.1039, Rn. 18, juris; OVG 
Lüneburg 1. Senat, Urteil vom 15.12.2016, 1 KN 185/15, Rn. 76; Maiß, Stephan Schriften-
reihe, S. 345 ff.; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 377 ff. 
194 VG Augsburg, Urteil vom 14. April 2011, Az. Au 5 K 10.737, juris. 
195 Bspw.: VG Augsburg, Urteil vom 14. April 2011, Az. Au 5 K 10.737, Rn. 49, juris. 
196 Spannowsky Möglichkeiten, S. 453. 
197 Mitschang/Reidt in Battis/Krautzberger/Löhr Baugesetzbuch, § 34 Rn. 40. 
198 Koch kommunale, S. 256; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 366 f. 
199 198. 
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3.3 Örtliche Bauvorschriften 

 
Abb.: Blaupause 12.3: Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten: Örtliche Bauvorschriften 

Mit dem § 74 Abs. 1 Nr. 1 und 4 LBO ist die Beschränkung oder der Aus-

schluss von (Außen-)Antennen durch örtliche Bauvorschriften möglich. 

Mögliche Formen sind hier Gestaltungssatzungen, bspw. als Stadtbildsat-

zung über einen historischen Ortskern etc., sie können damit nur aufgrund 

gestalterischer, geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher As-

pekte erlassen werden. Dies dürfte allerdings nur bei besonders schützens-

werten Ortsbildern zutreffen, da aufgrund von Privilegierungen und dem 

normalerweise möglichen Einfügen in das Ortsbild die Mobilfunkanlage 

durchzusetzen vermag.200 Gründe der Gesundheitsvorsorge gehören damit 

nicht zu den zulässigen Aspekten. 201 Ermessen, welches in diesem Zusam-

menhang ausgeübt wird, dürfte ebenfalls nur baugestalterische und städte-

planerische Belange umfassen.202 Am Beispiel der Stadtbildsatzung von 

Mühlheim a. d. Donau in Bezug auf das historische Stadt- und Straßenbild 

der Stadt (siehe Anlagen) kann man dies gut nachvollziehen:  

Mobilfunkantennen können sowohl unter Nr. 5c) des Anhangs zu 

§ 50 Abs. 1 LBO als auch unter die Außenantennen („im Freien befindliche 

Antennen wie Stab-, Flächen- oder Parabolantennen“203) subsumiert wer-

den204. Für diese können (als eigentlich verfahrensfreie Vorhaben) damit 

ein Kenntnisgabeverfahren festgelegt werden, §74 Abs. 1 Nr. 6 LBO, wie 

es die Stadt Mühlheim a. d. Donau in § 30 der Satzung nutzt:  

  

  
 

200 Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 316 f. 
201 So auch: Wahlfels Mobilfunkanlagen, S. 656; Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 316. 
202 Reimer Baugenehmigungspflicht, S. 150. 
203 Balensiefen in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 74 Rn. 71. 
204 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 394. 
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 „§ 30 Kenntnisgabepflichtige Vorhaben 
 (1) Abweichend von § 50 Abs. 1 LBO ist die Durchführung eines 

 Kenntnisgabeverfahrens erforderlich für baulichen Vorhaben bezüg

 lich: 

 […] 

 d) Masten, Antennen und ähnliche bauliche Anlagen gemäß Ziffer 5a 

 - e des Anhangs zu § 50 Abs. 1 LBO 

 […]“ 

Aufgrund von § 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO könnte man nun auch spezifische Mo-

bilfunkstandorte generell ausschließen, würfe dies einerseits nicht auch ver-

fassungsrechtliche Probleme (Schutzbereich der allgemeinen Informations-

freiheit) auf.205 Andererseits befindet sich die Gemeinde hier bereits im Bau-

planungsrecht (anstatt des Bauordnungsrechtes) 206, sodass also ein gene-

reller Ausschluss von spezifischen Mobilfunkstandorten durch Ortsgestal-

tungssatzungen in der Praxis nicht möglich sein wird. 207  

Mögliche Festlegungen in einer Satzung können jedoch sein: Höhenbe-

schränkungen (hierbei ist allerdings zu beachten, dass sie sich auf jegliche 

Art von Außenanlagen beziehen werden), § 74 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 4 LBO 

und Beschränkungen bzgl. Anbringungszahl und -art208. 

Der Nutzen einer örtlichen Bauvorschrift i. S. d. § 74 LBO ergibt sich damit 

nur bei besonders schutzwürdigen Ortsbildern. 

3.3.1 Festlegungs-/Ausschlusssatzung 

Im Rahmen des Projekts kam die Frage der Möglichkeit/Rechtsgrundlage 

einer Satzung zur positiven Festlegung von Grundstücken oder Flurstücken 

bzw. Gebäuden im Ort, auf denen 5G-Mobilfunkantennen erbaut werden 

und daraus folgendem Ausschluss aller anderen Grundstücke, auf. Dies ist 

jedoch aus folgenden Gründen nicht möglich: 

 
205 So auch: Maiß (o.Fn. 28), S. 317; Balensiefen in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 74 
Rn. 73 ff.; Sauter Landesbauordnung, § 74 Rn. 57 f.; Grundei Mobilfunkanlagen, S. 394 ff. 
206 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 396; Maiß, Stephan 2008, S. 315; Wahlfels Mobilfunkan-
lagen, S. 656. 
207 So auch: Maiß, Stephan Schriftenreihe, S. 317. 
208 Grundei Mobilfunkanlagen, S. 395. 
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3.3.1.1 Vorbehalt des Gesetzes209 

Die baurechtliche Regelung des § 74 LBO geht der Ermächtigungsgrund-

lage des § 4 GemO (Satzungshoheit) wegen dem planerischen Grundge-

danken als lex specialis vor210. Aufgrund diesem können Gebiete nicht ge-

nerell ausgeschlossen werden (s. o.). 

Sowohl aufgrund des Bebauungsplanes als auch aufgrund einer Erhal-

tungssatzung ist keine Konzentrationsplanung möglich (s. o.). 

Ein anderes als ein baurechtliches Rechtsgebiet kann hier aufgrund des 

planerischen bzw. Ausschlussgedankens nicht in Frage kommen, denn 

eine Satzung ohne hinreichende Ermächtigungsgrundlage ist nichtig. 211 

3.3.1.2 Vorrang des Gesetzes 

Die Festsetzung von Standorten ohne die Suchkreise und Funkstandortpla-

nung der Mobilfunkbetreiber zu kennen und damit untaugliche Standorte 

festzusetzen widerspricht der Gewährleistung flächendeckenden Mobil-

funks aus Art. 87f GG. 

Aufgrund der daraus folgenden wirtschaftlichen Nachteile für die TKUs steht 

dem auch Art. 3 GG, Gleichheitsgrundsatz, entgegen. Es bestehen andere 

Möglichkeiten zur Zulassungssteuerung als lediglich die Möglichkeit einer 

Satzung, sodass kein gewichtiger Sachgrund vorliegt, der eine Ungleichbe-

handlung rechtfertigen würde.212 

Dem steht auch das Verhältnismäßigkeitsprinzip aus Art. 20 GG entgegen: 

Die nachträgliche Planung, die wirtschaftlichen und sonstigen Aspekte (als 

Nachfolger der Bauleitplanung) sind weder geeignet, erforderlich noch an-

gemessen, um die Planung zu steuern, denn es existieren vorrangige Mittel 

dieses Ziel zu erreichen. 

Damit ergibt sich, dass diese Art von Satzung jeglicher Rechtsgrundlage 

entbehrt und somit nichtig wäre.  

 
209 Grzeszick in Maunz/Dürig Grundgesetz, Art. 20 Rn. 75. 
210 Aker/Hafner/Notheis Gemeindeordnung, § 4 Rn. 4. 
211 Pflumm in Dietlein/Pautsch 2020, § 4 GemO, Rn. 2.  
212 Pflumm in Dietlein/Pautsch BeckOK, § 4 GemO, Rn. 9. 
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3.4 Baugenehmigungsverfahren 

 
Abb.: Blaupause 12.4: Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten: Genehmigung 
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3.4.1 Verfahrenspflichtige Vorhaben 

Die Gemeinde muss zum Bauantrag und den Bauvorlagen gehört werden, 

§ 53 Abs. 3 BauGB und § 54 Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Dies ist ein vom Bürger-

meister zu erledigendes Geschäft der laufenden Verwaltung213. Die Stel-

lungnahme ist innerhalb der Frist (längstens ein Monat) abzugeben, 

§ 54 Abs. 3 BauGB.  

Als Träger öffentlicher Belange können diese vorgebracht werden, die Bau-

genehmigungsbehörde muss diese berücksichtigen §§ 24, 26 LVwVfG 

(Amtsermittlungsgrundsatz). Es dürfen keine privaten Belange eingebracht 

werden.214 Weitere Anhörungen sind nach den Vorschriften durchzuführen, 

bspw. § 53 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 54 Abs. 2 Nr. 3 BauGB.  

Das Einvernehmen der Gemeinde (§ 36 Abs. 1 BauGB) gilt nach 

§ 54 Abs. 3 S. 1 BauGB i. V. m. § 36 Abs. 2 BauGB bei Nichtäußerung in-

nerhalb der Frist oder Nichtbegründung215 nach zwei Monaten ab Antra-

geinreichung als erteilt. 

Von Verbescheidungsfristen216 oder Stellungnahmefristen217 ist im Bauord-

nungsrecht abzuraten. Das Bauordnungsrecht dient der Gefahrenabwehr,  

unterbleiben notwendige Beteiligungen und wird darüber hinaus eine Ge-

nehmigungsfiktion angenommen, kann es zur Gefahr für die Allgemeinheit 

kommen. Fristen mit geringerer Dauer als drei Monate könnten §36 II S. 2 

BauGB unterlaufen.  

3.4.2 Verfahrensfreie Vorhaben 

Das Vorhaben muss öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen, der 

Bauherr ist hierfür zuständig. 

Eine Ausnahme oder Befreiung kann nach § 56 Abs. 6 LBO i. V. m. 

§ 53 Abs. 1 LBO beantragt werden.  

 
213 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 53 Rn. 32. 
214 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 53 Rn. 29 f. 
215 Gassner in Spannowsky/Uechtritz BeckOK, § 54 Rn. 37. 
216 230 
217 Gefordert in Plattform „Digitale Netze und Mobilität“ 2019, S. 20. 
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Zum gemeindlichen Einvernehmen finden die § 56 Abs. 6 LBO i. V. m. 

§ 54 Abs. 4 LBO Anwendung.  

3.4.3 gemeindliches Einvernehmen 

Es bedarf einer städtebaulichen Begründung, § 54 Abs. 3 BauGB bei ver-

fahrensfreien Vorhaben, bzw. bei verfahrenspflichtigen Vorhaben 

§ 54 Abs. 4 S. 4 BauGB. Bei rechtswidriger Versagung wird es von der Ge-

nehmigungsbehörde ersetzt. Dann muss die Gemeinde vor Erteilung der 

Genehmigung angehört werden und darf in angemessener Frist erneut über 

das Einvernehmen entscheiden, vgl. § 54 Abs. 4 BauGB.  

3.4.4 Anhörung nach §7a der 26.BImSchV 

Nach §7a der 26.BImSchV muss der Mobilfunkbetreiber die Gemeinde an-

hören. Die Genehmigungsbehörde ist allerdings nicht daran gebunden.218 

Die Gemeinde kann natürlich im baurechtlichen Verfahren Belange aus an-

deren öffentlich-rechtlichen Rechtsgebieten vorbringen219, darf sich aber 

nicht zum Sachwalter privater Belange machen220 und hat somit also aus-

drücklich kein Vetorecht. 

Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung (insoweit die Voraus-

setzungen dafür nach dem Gesetz vorliegen) hat hingegen der Bauherr.  

  

 
218 Röckinghausen, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 91. EL 2019, § 7a 26. BImschVO.  
219 BVerwG, Urteil vom 1. 7. 2010 - 4 C 4/08; a.A. VGH München, Beschl. v. 19.07.2010 - 
9 CE 10.983; vgl. auch den Überblick bei Dippel, NVwZ 2011, 769, 771 f. 
220 So bereits BVerwG Urt. v. 6.12.1967 – 4 C 94.66. 
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3.5 Freiwillige Vereinbarung & Selbstverpflichtung 

 
Abb.: Blaupause 12.5: Kommunale Gestaltungsmöglichkeiten: Selbstverpflichtung 

Neben den gesetzlichen Regelungen existieren freiwillige Vereinbarungen 

der Mobilfunkbetreiber mit den kommunalen Spitzenverbänden221 und die 

Selbstverpflichtung der Mobilfunkbetreiber222. Diese sind jedoch weder 

rechtsverpflichtend und noch einklagbar.223 

Grundsätzlich sehen diese den Informationsaustausch und die Kommuni-

kation im Rahmen der Standortfindung zwischen Mobilfunkbetreiber und 

Kommune sowie dem Bürger vor. Eine wichtige Passage darin beschreibt 

die vorrangige Prüfung der Eignung von Standortvorschlägen der Kom-

mune mit vorrangiger Verwirklichung, wenn diese sich eignen.224 Zudem 

wird hier ebenfalls die Stellungnahme und Erörterung der Baumaßnahme 

 
221 Kommunale Spitzenverbände und Mobilfunknetzbetreiber: Vereinbarung über den In-
formationsaustausch und die Beteiligung der Kommunen beim Ausbau der Mobilfunknetze. 
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinba-
rung/vereinbarung_mobilfunk.pdf, vom 09.07.2001, aufgerufen am 10.02.2020. 
222 Mobilfunkbetreiber: Maßnahmen zur Verbesserung von Sicherheit und Verbraucher-, 
Umwelt-, und Gesundheitsschutz, Information und vertrauensbildende Maßnahmen beim 
Ausbau der Mobilfunknetze. https://www.telekom.com/re-
source/blob/310286/11342767478181d867ada8fb670a3369/dl-selbstverpflichtung-
data.pdf, 05.12.2001, aufgerufen am 10.02.020.  
223 Wahlfels Mobilfunkanlagen, S. 660. 
224 221, S. 3, Nr. 1 und Nr. 2, insb. Nr. 2.2. 

https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinbarung/vereinbarung_mobilfunk.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Mobilfunk/Mobilfunk%20Vereinbarung/vereinbarung_mobilfunk.pdf
https://www.telekom.com/resource/blob/310286/11342767478181d867ada8fb670a3369/dl-selbstverpflichtung-data.pdf
https://www.telekom.com/resource/blob/310286/11342767478181d867ada8fb670a3369/dl-selbstverpflichtung-data.pdf
https://www.telekom.com/resource/blob/310286/11342767478181d867ada8fb670a3369/dl-selbstverpflichtung-data.pdf
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für die Kommunen aufgenommen225 (entsprechend der Anhörung der Kom-

munen durch die Betreiber aus der 26. BImSchV) und die alternative Stand-

ortfindung bei Kindergärten und Schulen226.  

Das Ergebnis der letzten Umfrage 2017 verdeutlicht, dass 90% der Kom-

munen sich informiert fühlen, darunter aber vor allem nicht die Städte und 

Gemeinden unter 20.000 Einwohnern. Die Vereinbarungen werden durch 

Gutachten überprüft, viele Städte und Gemeinden unter 20.000 Einwohnern 

(entspricht dem ländlichen Raum), dies führt das Gutachten auf fehlende 

Verantwortliche auf kommunaler Ebene zurück.227 Um dies in Zukunft ver-

bessern zu können, sollten feste Moderatoren sowohl für sämtliche Akteure 

(öffentlich und privat) auf kommunaler Ebene installiert werden. Empfehlen 

würde sich hier die Kreis- oder Regierungsbezirksebene, um die beste Ver-

netzung und Standardisierung zu gewährleisten, bestenfalls unterstützt 

durch einen Hub auf Landesebene, welche die Bundesländer untereinander 

vernetzen. Wesentlich für den schnellen Ausbau ist die Standardisierung, 

Kommunikation und Koordination im Ausbau. Dies wäre so bestenfalls ge-

währleistet. 

Der im Projekt „Digitaler L@ndkreis Tuttlingen“ durch die HS Furtwangen 

entwickelte Kriterienkatalog mit Standortvorschlägen für die Musterkommu-

nen kann hier als Muster vonseiten der Kommunen eingesetzt werden, an 

dieser Stelle kann somit auf den Projektbericht und die Standortvorschläge 

der HS Furtwangen verwiesen werden. 

3.6 Kommunalrechtliches 

Zu beachten ist bei den oben genannten verschiedenen Möglichkeiten der 

Einflussnahme im Standortfindungsprozess die Positionierung der Kom-

mune und ihrer Mandatsträger. Es sollte unter keinen Umständen zu einem 

Rollenkonflikt kommen.  

 
225 222, S. 5 Nr. III.1.A) 
226 222, S. 6 Nr. III.1.C). 
227 Deutsches Institut für Urbanistik: Gutachten 2017 zur Umsetzung der Zusagen der 
Selbstverpflichtung der Mobilfunkbetreiber. https://difu.de/publikationen/2018/gutachten-
2017-zur-umsetzung-der-zusagen-der.html, Juli 2018, S. 31, aufgerufen am 10.02.2020.  

https://difu.de/publikationen/2018/gutachten-2017-zur-umsetzung-der-zusagen-der.html
https://difu.de/publikationen/2018/gutachten-2017-zur-umsetzung-der-zusagen-der.html
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Einerseits kann die Kommune aktiver Treiber des Ausbaus sein und sich 

damit aufseiten der TKU positionieren, andererseits kann sie sich als neut-

raler Moderator, der zwischen den Interessen der Mobilfunkbetreiber und 

den Interessen der Bürger vermittelt darstellen. 

Der Gemeinderat ist als Hauptorgan der Gemeinde kommunalrechtlich zu-

ständig für Standortentscheidungen, § 24 Abs. 1 S. 1 GemO und den Er-

lass von Satzungen, § 44 Abs. 3 HS 2 GemO. Der Bürgermeister muss je-

doch Beschlüssen des Gemeinderates widersprechen, wenn er der Auffas-

sung ist, dass diese gesetzwidrig sind, § 43 Abs. 2 S.1 GemO. 

Ein Bürgerentscheid i. S. d. § 21 Abs. 1 GemO ist zulässig, wenn die ge-

setzlichen Bedingungen erfüllt sind. Betrifft der Bürgerentscheid jedoch 

konkret die Bauleitplanung oder örtliche Bauvorschriften selbst, so ist er 

aufgrund der Ausschlusstatbestände des Negativkataloges des 

§ 21 Abs. 1 (Nr. 6) GemO unzulässig.228 Bei einem Bürgerbegehren ist zu 

beachten, dass es formell und materiell zulässig sein muss, um einer Prü-

fung der zuständigen Behörde genügen zu können. § 21 Abs. 3 – 9 GemO. 

  

 
228 Haug in Dietlein/Pautsch BeckOK, § 21 Rn. 20 ff. 
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4 Fazit mit Handlungsempfehlungen 

Die Verschlankung und Beschleunigung der Genehmigungsverfahren, 

könnte zum Einen durch Koordinatoren (in der Mobilfunkstrategie bspw. 

Mobilfunklotse genannt)229 umgesetzt werden.230 Mit Kenntnissen der Zu-

ständigkeiten und Hintergründe können diese im Verfahren Anleitung, Hil-

festellung und Informationen bereitstellen sowie Beziehungen zwischen 

den verschiedenen Akteuren herstellen. Als Ebene erscheint entweder die 

Kreis- oder Regierungsbezirksebene sinnhaft. Aufgrund der teilweise sehr 

unterschiedlich geprägten Kommunen, kann so besser auf die jeweiligen 

Bedürfnisse eingegangen werden, gleichzeitig kann die Übersicht gewahrt 

bleiben. 

Hier können Informationen über mögliche mitnutzbare Standorte sowohl 

vonseiten der Gemeinden wie auch der Mobilfunkbetreiber geteilt werden, 

um die weitere Abdeckung zu beschleunigen. 

Für die technische Voraussetzung und den Anschluss der Mobilfunkanla-

gen wird weiterer Breitbandausbau benötigt.  

Die Verfahrensfreistellung von Mobilfunkmasten höher als 10 Metern führt 

nicht zu einer Verfahrensbeschleunigung, da gleichwohl alle weiteren Ge-

nehmigungen einzuholen sind. Sie ist damit abzulehnen. 

Einzelfallbeurteilungen sind zwar nicht verfahrensbeschleunigend, aber im 

Baurecht je nach Norm unvermeidbar. Da das Bauordnungsrecht vor allem 

der Gefahrenabwehr dient und damit dem Schutze der Bevölkerung, ist hier 

mit einer etwaigen Standardisierung und Verbescheidungsfristen vorsichtig 

umzugehen. Ergangene Rechtsprechung kann hier aber eine grobe Anlei-

tung zum weiteren Vorgehen geben. Von einer Lockerung im Bereich der 

Abstandsflächen ist jedoch auf jeden Fall abzusehen. 

 
229 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Präsentation, S. 28 ff. 
230 Bundesregierung, S. 28. 
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Für die städtebaulichen Relevanz, § 29 Abs. 1 BauGB, wäre eine verbindli-

che Richtlinie für Mobilfunkanlagen anhand von Höhenangaben und Gestal-

tungsangaben vom Bundesministerium sinnhaft. Anhand dessen kann 

schnell und standardisiert vorgegangen werden. 

Die Aufnahme von Mobilfunkanlagen in den Katalog der zulässigen Neben-

anlagen der §§ 2 – 4 BauNVO sollte allerdings unterlassen werden. Die ge-

nerelle Zulässigkeit würde dem Sinn und besonderem Schutz der Bauge-

biete widersprechen. 

Möglichkeiten zur Beschleunigung der Verfahren ergeben sich aufgrund der 

Konzentrationswirkung bereits im Denkmalschutzrecht und Naturschutz-

recht. 

Die weitere ästhetische Anpassung, wie sie bspw. das Umeå Institute of 

Design verfolgt231, sollten weiterhin umgesetzt werden. Im weiteren Small 

Cell Rollout verhindert dies ästhetisches Anstoßnehmen an den neuen An-

tennen. Die Anpassung an das Ortsbild könnte auch bei Kulturdenkmälern 

mit dem Einfügen in das Gesamtbild weiterhelfen. 

Perspektivisch auf das Autonome Fahren hin betrachtet, gilt es die Reglun-

gen des Bundesfernstraßengesetz (FStrG) und des Straßengesetz für Ba-

den-Württemberg (StrG) anzupassen. Die bisher benötigten und aufwendi-

gen Sondergenehmigungen sind nicht mehr zukunftsträchtig. Hier muss in 

Zukunft eine andere Regelung geschaffen werden. 

Generelles Wegerecht über jegliche Wege, ob privat oder öffentlich, muss 

abgelehnt werden. 

Beim Drittschutz ist zu beachten, dass sich die Nachbarbegriffe im Baurecht 

und Immissionsschutzrecht unterscheiden und sich eine Klage wegen Ge-

sundheitsvorsorge bei Einhaltung der Grenzwerte der 26.BImSchV regel-

mäßig als unbegründet erweisen wird. 

Generell wäre eine digitale Beantragung zur Standardisierung und Be-

schleunigung wünschenswert, § 53 Abs. 2 LBO i. V. m. § 126 b BGB. Na-

türlich würde zudem eine generelle Annäherung der je nach Bundesland 

 
231 Umeå Institute of Design: Taking centre stage - Designing for a 5G society. 
http://www.dh.umu.se/en/news-archive/?id=37969, 10/2019, 17.02.2020. 

http://www.dh.umu.se/en/news-archive/?id=37969
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unterschiedlichen Landesbauordnungen den Mobilfunkbetreibern ebenfalls 

Arbeit abnehmen. 

Small Cells sind zudem generell von den Verfahren auszuschließen, dies 

ergibt sich sowohl aus der fehlenden städtebaulichen Relevanz, der Verfah-

rensfreiheit und dem EKEK. 

 

Der größte kommunale Handlungsspielraum ergibt sich aus dem Eigentum 

am Grundstück. Um hier an mehr Einfluss zu gewinnen, kann die Gemeinde 

kommunale Liegenschaften und Trägerinfrastrukturen auf ihre Eignung im 

weiteren Mobilfunkausbau prüfen und aktiv mit geeigneten Grundstücken 

und den Daten auf die Mobilfunkbetreiber zugehen. Politisch schwierige 

Standorte wie Kindergärten etc. können damit im Vorfeld aussortiert wer-

den. 

Bauleitplanerisch kann die Gemeinde ebenfalls vorgehen, hier kann sie 

aber versehentlich oder willentlich die Konsensfindung mit den TKUs er-

schweren.  

Örtliche Bauvorschriften können vor allem den Schutz besonders erhaltens- 

oder schutzwürdiger Ortsbilder gewährleisten, aber schwerlich zur 

Standortplanung eingesetzt werden.  

Im Baugenehmigungsverfahren selbst kann die Gemeinde nur über Verfah-

rensbeteiligung Einfluss nehmen, hat hierbei aber keinerlei Vetorecht, denn 

der Bauherr hat einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung. 

Insgesamt gesehen ist es für die Gemeinden besser im Konsens mit den 

Mobilfunkbetreibern zu stehen, denn langfristig ermöglichen die neuen 

Technologien eine bessere Daseinsfürsorge für die Bürger, wirtschaftliche 

Stärke und die Erhöhung der Standortattraktivität sowie Verbesserung der 

Kommunikationsmöglichkeiten im Ort.  

 

Abgesehen von diesen faktischen Empfehlungen, soll hier noch verdeutlicht 

werden, dass die Angst der Bevölkerung immer miteinbezogen werden 

muss. Sowohl TKUs als auch Gemeinden sollten hier aktiv auf die Bevölke-

rung zugehen und sich mit den Sorgen auseinandersetzen. Es gilt hier 
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auch, das Wissen rund um den 5G-Ausbau sowohl bei den Bürgern wie 

auch bei den Gemeindemitarbeitern zu erweitern und zu festigen. Die Kom-

munikationsinitiative des Bundes kann hier erste Grundsteine legen, auf die 

die Gemeinden aufbauen können. 
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9.3 Anlage 3: Projektbericht Hochschule Kehl, „Bürgerbeteiligung“ 

Hinweis:  

Anlage 3 wurde auf den folgenden Seiten als separates Dokument eingefügt. Es beinhaltet daher eine 
eigene Kapitel- und Seitennummerierung. 
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1 Hinführung 

Im Rahmen des Projektes „Digitaler L@ndkreis Tuttlingen“ werden Blau-

pausen im technischen Bereich, rechtlichen Bereich und im Bereich der 

Bürgerbeteiligung für Mobilfunkanlagen der vierten und fünften Generation 

entwickelt. Mithilfe von vier geeigneten, unterschiedlichen Aspekten des 

Mobilfunks zugeordneten Musterkommunen des Landkreises Tuttlingen soll 

die Übertragbarkeit auf verschiedene baden-württembergische Kommunen 

gewährleistet werden.  

Der vorliegende Bericht stellt die Aspekte der Bürgerbeteiligung zwischen 

der Kommune bzw. deren Vertretern, dem Mobilfunkunternehmen sowie 

den Bürgerinnen und Bürgern dar.  

Hinsichtlich der weiteren Aspekte und der Hintergründe des Projektes kann 

hier auf die weiteren Projektberichte verwiesen werden. 
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2 Akzeptanz durch Bürgerbeteiligung  

Auch wenn die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung ein Handy oder 

Smartphone nutzt1, ruft der Ausbau des Mobilfunks bei Teilen der Bevölke-

rung Bedenken und Ängste hervor. Es handelt sich insbesondere um die 

diffuse Angst vor den gesundheitlichen Folgen elektromagnetischer Strah-

lung2, für die noch keine medizinischen Langzeitstudien existieren. Auch 

der sogenannte „NIMBY-Effekt“ (not in my backyard) führt beim Mobilfunk 

– wie auch bei anderen Infrastrukturprojekten – zur Ablehnung des Pro-

jekts.3 Dabei werden eigene Interessen vertreten und in den Vordergrund 

gerückt, wie beispielsweise der befürchtete Verlust des Immobilienwertes4 

oder die Beeinträchtigung des Ausblicks auf die Landschaft. 5 Ferner exis-

tieren weitere projektbezogene Widerstandsmotive wie beispielsweise die 

Umweltauswirkungen. Der Mobilfunk wird so in einen Ursachenzusammen-

hang zu einem beschleunigte Insekten-, Baum- und Pflanzensterben ge-

rückt.6  

Infolgedessen entsteht bürgerschaftlich organisierter Widerstand gegen 

den Mobilfunkausbau. Ohne ein hinreichendes Maß an technologischer Ak-

zeptanz in der Bevölkerung lässt sich ein derartiges Vorhaben auf Dauer 

nur schwerlich erfolgreich realisieren. Die Entscheidungsträger vor Ort ste-

hen vor der Herausforderung, ihren Versorgungsauftrag zur Bereitstellung 

einer zeitgemäßen Mobilinfrastruktur mit den Sicherheits- und sonstigen In-

teressen ihrer Bürgerinnen und Bürger in Einklang zu bringen. Dabei riskie-

ren Entscheidungsträger, die sich über den bürgerlichen Widerstand hin-

wegsetzen, längerfristig auch die eigene Legitimation.  

 
1 Laut Digitalverband Bitcom nutzen 86 % der Deutschen ein Handy oder Smartphone, 
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Studie-zur-Akzeptanz-von-Mobilfunk-
masten. 
2 „Jeweils fast jeder Zweite fürchtet Funkmasten als Quelle elektromagnetischer Strahlung 
und will sofort eine Bürgerinitiative gründen, wenn in der Nähe seines Wohnsitzes eine 
solche Anlage errichtet würde“, https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Studie-
zur-Akzeptanz-von-Mobilfunkmasten. 
3 Kersting/Roth, S. 1152. 
4 Ewen/Gabriel, S. 31. 
5 Brettschneider/Schuster, S. 320. 
6 Bürgerinitiative Stoppt 5G, https://stoppt-5g.jetzt/#gefahren, 31.10.2019. 
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Sind Gesundheitsrisiken auf selbst getroffene Entscheidungen zurückfüh-

ren, neigen Individuen in Bezug auf ihre persönlichen Lebensgewohnheiten 

dazu, diese in Kauf zu nehmen, außer wenn ihnen diese Risiken fremdbe-

stimmt auferlegt werden. Gelingt es jedoch bei öffentlichen Projekten durch 

Instrumente der Beteiligung Menschen den Eindruck zu vermitteln und die 

Möglichkeit einzuräumen am Risiko mitzuwirken, beispielsweise bei der 

Standortbestimmung, bzw. -verschiebung, sinkt die Risikowahrnehmung, 

weil man Einfluss darauf hatte.7 

Mithin kann bürgerliche Partizipation entscheidender Erfolgsfaktor für die 

Implementierung des neuen 5G-Standards, wie auch künftiger Mobilfunk-

generationen sein. Vor diesem Hintergrund rücken Programme und Mecha-

nismen jenseits der eigentlichen technischen und planerischen Herausfor-

derung zunehmend in den Mittelpunkt. Diese zielen darauf ab, der Bevölke-

rung ein möglichst sachliches und transparentes Bild zu vermitteln, um so 

um Vertrauen und Akzeptanz für ein Projekt zu werben.8 Durch frühzeitige, 

informelle Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger abseits der gesetzlich 

vorgeschriebenen, formalen Rechtsverfahren lässt sich die Legitimation 

von Großprojekten in entscheidendem Maße absichern. 

Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, ist ein neuer, partizipa-

tiver Steuerungsansatz mit starkem Einbezug der Bevölkerung in der politi-

schen Umsetzung des 5G-Mobilfunknetzausbaus angebracht.9 Dies haben 

auch die Erfahrungen mit bürgerlichem Protest im Zuge des Netzausbaus 

der dritten und vierten Mobilfunkgeneration gezeigt.10  

Partizipation kann nur auf Grundlage einer angemessenen Kommunikation 

stattfinden.11 Diese Kommunikation vermittelt dem Projekt wiederum seine 

Legitimation.12 Das Kommunikationsmanagement zwischen Vorhabenträ-

gern, Politik, Verwaltung und Bürgern muss daher Bestandteil des 

 
7 Städtetag Baden-Württemberg, Hinweise und Empfehlungen zur Bürgermitwirkung in der 
Kommunalpolitik, http://www.staedtetag-bw.de/media/custom/1198_71253_1.PDF. 
8 König, S. 9. 
9 Grunwald/Renn, S. 839. 
10 Soike, S. 8. 
11 König, S. 11. 
12 Ackermann/Müller, S. 254. 
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Projektmanagements sein – von der Analyse, der Planung, der Umsetzung 

bis zur Evaluation und Dokumentation.13 Ziel aller Kommunikations- und 

Beteiligungsbemühungen ist es, Bürgerinnen und Bürger vor Ort sowie lo-

kale Verbände, Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Bürgerinitiati-

ven bei Infrastrukturprojekten als Partner zu gewinnen, um gemeinschaft-

lich eine tragfähige Lösung zu erarbeiten.14 Professionelle Beteiligung und 

Kommunikation gelten dabei als zentraler Erfolgsfaktor.15 

Beteiligung besteht nicht aus einzelnen Maßnahmen, sondern hat in einem 

aufeinander aufbauenden Prozess zu erfolgen.16 Dabei werden die Phasen 

des Beteiligungs- und Kommunikationsmanagements in die Projektplanung 

des Mobilfunkausbaus integriert und beides als eine Einheit konzipiert.17 In 

nahezu jeder Projektphase (Grundlagenermittlung, Vorplanung, Planung, 

Umsetzung und Dokumentation) sind Elemente des Beteiligungs- und Kom-

munikationsmanagements zu beachten.18 

In der Vorplanungsphase werden die organisatorischen Grundlagen der 

Kommunikation und Beteiligung gelegt, es findet die Analyse von Stimmun-

gen und Konfliktlinien sowie die Planung der Maßnahmen statt. Dies ermög-

licht eine passgenaue Auswahl der Kommunikations- und Beteiligungsin-

strumente.19 Während der Planungsphase von Standorten im Projekt wer-

den die ausgewählten Beteiligungsmaßnahmen sodann umgesetzt. Dar-

über hinaus wird eine begleitende Evaluation der Kommunikationsstrategie 

während der Umsetzungsphase des Projekts empfohlen, die dazu dient er-

folgskritische Meilensteine im Auge zu behalten und unvorhergesehene Än-

derungen abzufangen.20 

 
13 Brettschneider/Schuster, S. 321. 
14 Brettschneider, S. 223. 
15 Zerfass/Volk, S. 1. 
16 Erler, S. 39. 
17 Enke/Reinhardt, S. 64. 
18 Brettschneider, S. 229. 
19 Brettschneider, S. 236. 
20 Zerfass/Volk, S. 7. 
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Abb.1: Phasenübersicht (eigene Darstellung) 

Die Realisation einer wirksamen Bürgerbeteiligung ist, obgleich diese 

grundsätzlich mit Unsicherheit behaftet ist, letztlich nicht das Ergebnis von 

Glück – sondern strategisch geplantem Erfolg. Auch wenn die Bürgerbetei-

ligung es nicht schafft, Protest zu überwinden, so wird er durch sie gleich-

wohl „weniger ideologisch und radikal“.21 In der Qualität des Beteiligungs-

prozesses ist die wesentlichste Erfolgsdeterminante in der Öffentlichkeits-

beteiligung zu sehen.22 Es lassen sich verschiedene Erfolgsfaktoren eines 

Beteiligungsprozesses identifizieren, die Grundlage einer aufgeschlosse-

nen und sachlichen Auseinandersetzung sind und damit letztlich einer er-

folgreichen Umsetzung von Projektvorhaben.  

 Erfolgsfaktor 1: Eine aufgeschlossene und wertschätzende Grund-

haltung gegenüber den Bürgern und ihren geäußerten Meinungen 

begünstigt die Wahrscheinlichkeit einer positiven Wahrnehmung von 

bzw. Reaktion auf die Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Wahrnehmung 

der Beteiligungsinitiative als PR-Maßnahme oder als „Scheinbeteili-

gung“ ist unbedingt zu vermeiden. Um dies zu verhindern muss aus 

Sicht der Beteiligten ersichtlich werden, dass es sich hierbei um 

 
21 Brettschneider, S. 236. 
22 Erler, S. 39. 
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einen ernsthaften Dialog auf Augenhöhe mit einer hinreichenden 

Maßgeblichkeit für die kommunalpolitischen Entscheidungen im 

Rahmen des Projekts handelt.23 Insbesondere muss auch gerade für 

Projektgegner ersichtlich sein, dass ihre Interessen, Befürchtungen 

und Hinweise nicht grundlos außer Acht gelassen werden. Gerade 

wenn die schlussendliche Entscheidung nicht dem gewünschten 

Ausgang aller Stakeholder-Gruppen entsprechen wird, muss für 

diese nachvollziehbar sein, warum ihre Argumente letztlich nicht aus-

schlaggebend waren. Dialog ist daher eine notwendige Bedingung 

für eine erfolgreiche Projektumsetzung.24 Zum Dialog gehört zum ei-

nen das Zuhören und zum anderen müssen die eigenen Positionen 

immer wieder erklärt und begründet werden.25 Auch das Format der 

Veranstaltung ist für die Wahrnehmung einer Beteiligung von hoher 

Bedeutung. Eine Veranstaltung mit konfrontativem Aufbau, bei der 

die Entscheider auf dem Podium sitzen und zu den Bürgern herab 

sprechen, gilt es tunlichst zu vermeiden. Stattdessen wird ein Veran-

staltungsaufbau auf Augenhöhe, beispielswiese im Marktplatzformat 

mit Stehtischen, Infotafeln und aufgelockerter Atmosphäre, empfoh-

len.  

 Erfolgsfaktor 2: Beteiligungsverfahren sind keine sich selbst organi-

sierenden Prozesse, sondern müssen stets mit einem klaren Man-

dat, einer offenen Fragestellung und eindeutigen Zuständigkeiten zu 

den konkreten Planungsanliegen initiiert werden.26 Eine klar defi-

nierte und von allen Beteiligten akzeptierte Menge an Rahmenbedin-

gungen ist als Leitplanke für den Prozess unabdingbar.27 Allen Teil-

nehmenden müssen von Anfang an Zweck, Zielsetzung, Ablauf, 

Freiheitsgrade und Spielräume des Vorhabens bewusst sein.28  

 
23 Brettschneider, S. 226 
24 Brettschneider, S. 226. 
25 Brettschneider, S. 226. 
26 Brettschneider, S. 226. 
27 Brettschneider, S. 226. 
28 Brettschneider, S. 226. 
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 Erfolgsfaktor 3: Da zu Beginn jeder Planung noch Spielräume exis-

tieren, die für Mitgestaltungsmöglichkeiten mit fortschreitender Pla-

nung immer kleiner werden, empfiehlt sich eine frühzeitige Bürger-

beteiligung.29 Die nachträgliche Implementierung ursprünglich nicht 

vorgesehener Beteiligungsmaßnahmen birgt ein hohes Risiko für 

Umsetzungsfehler und den damit entstehenden Eindruck, dass es 

sich hierbei um eine aufgesetzte Bemühung zur Täuschung der Bür-

gerinnen und Bürger handelt. Dazu sollte das zu Beginn einer Maß-

nahme noch geringe öffentliche Interesse am jeweiligen Projekt 

durch Informationsveranstaltungen oder entsprechende Berichter-

stattung frühzeitig geweckt werden.  

 Erfolgsfaktor 4: Der Einbezug von unterschiedlichen Interessengrup-

pen im Dialogverfahren ist wesentlich. Die Modalitäten der Mitwir-

kung sollten frühzeitig von den Projektverantwortlichen geklärt wer-

den.30 So können beispielsweise die einzelnen Fragestellungen für 

ein Dialogverfahren bis hin zu dem gesamten Beteiligungskonzept 

im Rahmen eines Beteiligungsscopings erarbeitet werden, um dem 

tatsächlichen Beteiligungsbedarf Rechnung zu tragen.31  

 Erfolgsfaktor 5: Die professionelle Prozessgestaltung während des 

Bürgerbeteiligungsprozesses muss konsequent durchgeführt wer-

den.  Beteiligungsverfahren lassen sich stets begreifen als ein mo-

derierter Dialog, welcher durch anerkannte Methoden eine aktive 

Mitwirkung der Teilnehmenden anhand des Einsatzes anerkannter 

Methoden beabsichtigt.32 Mit Unterstützung eines professionellen 

Prozessgestalters33 gewinnt das Dialogverfahren an Transparenz 

und Neutralität.34 Gleichzeitig wird so der Bürgermeister geschützt, 

 
29 Brettschneider, S. 227. 
30 Brettschneider, S. 227. 
31 Brettschneider, S. 227. 
32 Brettschneider, S. 227. 
33 Eine professionelle Prozessgestaltung und –moderation kann auch durch die Inan-
spruchnahme externer Hilfe begünstigt werden – etwa durch einen Einbezug der Allianz 
für Beteiligung, ein Netzwerk, welches sich für die Stärkung der Zivilgesellschaft und Bür-
gerbeteiligung in Baden-Württemberg einsetzt, https://allianz-fuer-beteiligung.de/. 
34 Brettschneider, S. 227. 
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der häufig als „Partei“ für die Realisierung eines Projekts wahrge-

nommen wird.  

 Erfolgsfaktor 6: Für den Erfolg der Beteiligung ist die Verständigung 

und Verpflichtung zu einem gemeinsam getragenen Ergebnis von 

äußerster Wichtigkeit.35 Daher empfiehlt es sich, frühzeitig Klarheit 

über den Umgang mit den Beteiligungsergebnissen zu schaffen. 

Viele Bürgerinnen und Bürger erwarten nicht zwingend, dass ihre 

Vorschläge umgesetzt werden; sie erwarten jedoch, dass sich die 

Projektverantwortlichen ernsthaft mit den Vorschlägen beschäftigt 

haben und die getroffene Abwägung im Rahmen einer Dokumenta-

tion nachweislich festgehalten wird.36 

 Erfolgsfaktor 7: Eine erfolgreiche Beteiligungsstrategie erfordert die 

effektive Kombination komplementärer, auf das Vorhaben sowie die 

beteiligten Stakeholder angepasster Beteiligungs- und Kommunika-

tionsinstrumente.37 Mithilfe dieser vielfältigen Instrumente ist eine 

umfassende Information der breiten Öffentlichkeit zu gewährleisten, 

damit diese sich eine fundierte Meinung bilden kann.38 

  

 
35 Brettschneider, S. 228. 
36 Brettschneider, S. 228. 
37 Brettschneider, S. 228. 
38 Brettschneider, S. 228. 



9 
 

3 Projektworkshops des Digitalen L@ndkreises Tuttlin-
gen 

3.1 Einführung 

Initiator der Workshops ist der Projektauftraggeber unterstützt durch die 

Hochschulen Furtwangen und Kehl. Der Workshopaufbau war in allen vier 

Kommunen identisch. Der Workshop startete mit einem kurzen Rückblick 

auf die bereits abgeschlossenen Projektteile, gefolgt von technischen Aus-

führungen. Der zweite Workshopteil befasste sich mit Informationen zur 

Partizipation sowie einer moderierten Analyse mit den Workshopteilneh-

menden als Fundament für die weitere Partizipationsarbeit. Die vier Work-

shops wurden in den Kommunen mit unterschiedlichen Beteiligungsansät-

zen durchgeführt. Sie unterschieden sich beim Einbezug von Interessen-

gruppen. Während die Musterkommunen Immendingen und Mühlheim an 

der Donau im Workshop auf die Beteiligung von Interessengruppen verzich-

teten, sprachen sich die Kommunen Denkingen und Bubsheim für eine früh-

zeitige Einbeziehung der Interessengruppen aus. 

3.2 Musterkommune Immendingen 

3.2.1 Workshoparbeit 

Beteiligte im Workshop waren neben dem Projektauftraggeber und den 

Hochschulen der Bürgermeister sowie einige Verwaltungsmitarbeiter. Auf 

Wunsch des Bürgermeisters waren zu diesem ersten Workshop noch keine 

Vertreter der Interessengruppen anwesend. Diese Vorgehensweise zielte 

auf eine überlegte und strategische Projektarbeit ab. Mit Hilfe der Stakehol-

der-Analyse wurden die Interessengruppen des Projekts visualisiert. Dar-

aus wurde die Erkenntnis gewonnen, dass die Ortssteile nicht vernachläs-

sigt werden dürfen. Über 50% der Gesamtbevölkerung wohnt und lebt in 

den Ortsteilen. Mit Hilfe der Themenanalyse wurden die zu bearbeitenden 

Themen identifiziert. Klar herausgestellt werden konnte, dass die Frage des 

Bedarfs von Mobilfunk geklärt und mit dieser gut argumentiert werden 
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muss. Aufgrund des Breitbandausbaus bis zur letzten Meile in einigen Orts-

teilen, ist bei zusätzlichem Ausbau des Mobilfunknetzes mit 5G Erklärung 

und Argumentation gefragt, um keine Angriffsfläche zu bieten. Es wird ein-

gewendet, dass die Aufstellung der Masten außerhalb des Ortes keiner Be-

teiligung bedürfen, es sei fraglich, ob „schlafende Hunde“ geweckt werden 

sollen. 

3.2.2 Nächste Schritte 

 Thema in den Gemeinderat einbringen und beraten ob und wie Inte-

ressengruppen miteinbezogen werden 

 Nach Beratung im Gemeinderat ggf. Einbezug der Interessengrup-

pen 

 Reaktionen der Interessengruppen abwarten und sobald notwendig 

nachjustieren 

3.2.3 Lessons Learned 

Die im Workshop erarbeiteten Analysen (Stakeholder-Analyse und The-

men-Analyse) bieten eine wichtige Visualisierungsmöglichkeit der vom Pro-

jekt betroffenen Interessengruppen sowie der Themen, die für die einzube-

ziehenden Akteure relevant sind. Die Analysen geben eine realistische Ein-

schätzung des Potentials von Beteiligungsmaßnahmen. Mit Hilfe der The-

menanalyse konnten argumentative Schwachstellen und noch zu bearbei-

tende Themen aufgezeigt werden. Die Visualisierung mittels Analysen sind 

in der Projektarbeit unerlässlich, um einen Überblick über den Projektstand 

und die erforderlichen Maßnahmen zu erhalten. Im Dialog zeigte sich, dass 

Ziel und Rahmenbedingungen des Projekts nicht von vornherein klar waren. 

Diese müssen geklärt sein, wie bspw. bezüglich der Grenzen der Beteili-

gung. Außerdem auch im Hinblick darauf, dass der Tatsache, dass die 

Kommunen mit dem Projekt auf sich aufmerksam machen können. Eine 

Garantie, dass TKU’s überhaupt ein Ausbauinteresse in der Kommune ha-

ben, gibt dies jedoch nicht. 
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3.3 Musterkommune Mühlheim an der Donau mit Informationsver-
anstaltung 

3.3.1 Workshoparbeit 

Beteiligte im Workshop waren neben dem Projektauftraggeber und den 

Hochschulen der Bürgermeister sowie ein Verwaltungsmitarbeiter. Auf 

Wunsch des Bürgermeisters waren zu diesem frühen Projektstadium zum 

ersten Workshop noch keine Vertreter der Interessengruppen anwesend. 

Die mit dem Bürgermeister und Verwaltungsmitarbeitenden erarbeitete Sta-

keholder- Analyse zeigte ein überwiegend positives Bild in Bezug auf den 

Mobilfunkausbau sowie die Themenanalyse. 

3.3.2 Informationsveranstaltung 

Am Tag des Workshops fand am Abend in Mühlheim eine Informationsver-

anstaltung statt. Die Veranstaltung war nicht Teil des Projekts und wurde 

somit auch nicht von der Hochschule Kehl vorbereitet oder beraten. Die 

Veranstaltung fand großes Interesse, sodass die Veranstaltung von einigen 

Bürgern im Stehen besucht wurde. Die Moderation übernahm der Bürger-

meister selbst. Das Format der Veranstaltung war konfrontativ gewählt. 

Vorne saßen die Redner (Vertreter der Telekom, der HS Furtwangen, Ver-

treter des 5G-Projekts, Vertreter der IHK sowie der HS Kehl), dem gegen-

über saßen die interessierten Bürger. Die Veranstaltung, welche die 4G-

Aufrüstung eines Mobilfunkmasts der Telekom zum Thema haben sollte, 

schlug schnell auf den geplanten 5G-Ausbau als Musterkommune über. In 

einem durch den Bürgermeister veröffentlichten Artikel zur Informationsver-

anstaltung versprach dieser über die Gesundheitsgefährdungen von neuer 

5G-Mobilfunktechnologie aufzuklären. Nicht alle Wortmeldungen konnte 

berücksichtigt werden. Aufgrund der vielen Nachfragen und Diskussionen 

wurden die Bürgerinnen und Bürger eingeladen, sich direkt am Projekt zu 

beteiligen und per Mail bei der Mühlheimer Verwaltung zu melden. Ein Auf-

ruf zur freiwilligen Beteiligungsmöglichkeit wurde auch in der Ausgabe des 

Gemeindeanzeigers veröffentlicht.   
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3.3.3 Weiteres Vorgehen 

 Standortfindung 

 Gemeinderat informieren (viele Gemeinderäte waren in der Informa-

tionsveranstaltung vertreten und sind bereits über das weitere Vor-

gehen informiert) 

 Planung und Ausführung einer Runden-Tisch-Veranstaltung mit al-

len, die sich freiwillig gemeldet haben - verschoben wegen Corona-

Pandemie 

3.3.4 Lessons Learned 

Grundsätzlich kommt das Überbringen einer Botschaft auf die Wortwahl an. 

Slogans wie „Gefahr für die Gesundheit der Menschen“, Mühlheim als 5G 

Versuchsgemeinde“, „Weltweit entstehen Bedenken wegen Mobilfunkstrah-

lung“, „alle 50 bis 100 Meter ein Mast“ fördern die Abwehrhaltung gegen 

das Projekt und schüren Ängste. Die Verwendung sprachlich positiv konno-

tierter Worte besitzt einen großen Einfluss auf das Erleben und die Assozi-

ationen mit dem Projekt. Begriffe, wie Gefahren, Strahlung, Versuchsge-

meinde, mit negativen Assoziationen sind daher zu vermeiden oder positiv 

zu formulieren. Ebenfalls zu umgehen ist die Doppelrolle des Bürgermeis-

ters, indem er seine Rolle als Bürgermeister und die Rolle des Moderators 

wahrnimmt. Auch wenn sich der Bürgermeister im Stande sieht die Mode-

ration zu übernehmen, sollte er diese Rolle besser abgeben, da er von au-

ßen betrachtet mit hoher Wahrscheinlichkeit als Partei betrachtet wird, die 

die eigenen Interessen verfolgt und nicht neutral ist. Für Professionalität in 

diesem Prozess sorgt dann ein externer Moderator. Diese Vorgehensweise 

sorgt dafür, dass der Bürgermeister zwar den inhaltlichen Aspekt in der 

Hand behält, aber den Prozess der Partizipationsarbeit aus der Hand geben 

kann und damit nicht in die Schusslinie gerät. Für eine professionelle Parti-

zipationsarbeit zählt außerdem die umfassende Aufklärung der Interessen-

gruppen über die Rahmenbedingungen. Die Grenzen der Beteiligung wur-

den bereits in der Informationsveranstaltung erläutert. Anhand der Informa-

tionsveranstaltung wurde deutlich, dass eine hitzige Diskussion unter-

schiedlicher Meinungen durch die Unterbreitung eines 



13 
 

Partizipationsangebots - die Einladung an alle Bürger, sich am Runden 

Tisch einzubringen und dort einen Dialog auf Augenhöhe zu führen - abge-

kühlt werden kann. 

3.4 Musterkommune Denkingen 

3.4.1 Workshoparbeit 

Für die Workshoparbeit wurden vom Bürgermeister ihm bekannte Interes-

sengruppen aus örtlicher Wirtschaft und einer ehemaligen Bürgerinitiative 

gegen den 4G-Ausbau, eingeladen. Die Vertreter der örtlichen Wirtschaft 

selbst stammten nicht aus Denkingen, nahmen jedoch Teil, um die Interes-

sen ihres Unternehmens zu vertreten. Die Unternehmervertreter bekunde-

ten, auf den 5G-Ausbau angewiesen zu sein. Zudem sorge der 5G-Ausbau 

insbesondere für einen attraktiven Standort junger Generationen, der wie-

derum die Arbeitskräfte an den Ort binde. Offenheit und Unvoreingenom-

menheit bekundeten auch die beiden Vertreter der ehemaligen Bürgeriniti-

ative. Sie nahmen in der Hoffnung teil, ihre Bedenken in Bezug auf den 5G-

Mobilfunkausbau ausräumen zu können. Vertreten waren außerdem ein 

Gemeinderatsmitglied sowie Verwaltungsmitarbeitenden und der Bürger-

meister. Die Moderation überließ der Bürgermeister den beiden Hochschu-

len sowie dem Projektauftraggeber. In der Workshoparbeit, beim gemein-

samen Erarbeiten der Stakeholder- und Themenanalyse, zeigte sich ein 

konstruktiver Austausch und das gegenseitige Verständnis für die Sichtwei-

sen der, für die jeweiligen anderen Interessengruppen, wichtigen Themen. 

Teilnehmende, die dem Mobilfunk kritisch gegenüberstehen, brachten 

gleichermaßen positive Aspekte ein. Die Teilnehmenden waren in der Lage 

durch „verschiedene“ Brillen zu schauen und die Interessengruppen sowie 

deren Themen unbefangen zu betrachten. Durch die verschiedenen Sicht-

weisen und Interessen wurden die Themenfelder ausführlicher und intensi-

ver im Vergleich zu den beiden Vorgängerkommunen erarbeitet.  

 

3.4.2 Nächste Schritte 
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 Weiteres Vorgehen soll durch Gemeinderat beschlossen werden 

 Standortbestimmung (Interessengruppen wollten daran nicht teilneh-

men, sondern an der nächsten Sitzung „Runder Tisch“) 

 Runder Tisch nach Zustimmung durch Gemeinderat mit Moderator 

3.4.3 Lessons Learned 

Der frühzeitige Dialog und der Einbezug der Interessengruppen erhielt von 

allen Workshopbeteiligten positive Resonanz. Alle Beteiligten bekundeten 

Interesse, sich weiterhin am Projekt beteiligen zu wollen. Die Mitglieder der 

letzten Bürgerinitiative zeigten keine konfrontative, sondern eine offene Hal-

tung und Lernbereitschaft gegenüber dem Projekt. Sie bekundeten außer-

dem Verwunderung und Dankbarkeit für die Gesprächsbereitschaft, um ihre 

Bedenken und Interessen geltend machen zu können, aber auch weitere 

Positionen und die Technik zu verstehen. Durch den frühzeitigen Einbezug 

entsteht ein realistischeres Bild der zu adressierenden und wichtigen The-

men der Interessengruppen, auf welche im weiteren Projektverlauf Bezug 

genommen und Maßnahmen ausgerichtet werden können. 

3.5 Musterkommune Bubsheim 

3.5.1 Workshoparbeit 

Für die Workshoparbeit in Bubsheim waren die Mitglieder des Gemeinde-

rats nahezu vollständig anwesend. Zu den Gemeinderäten zählen auch Un-

ternehmer, welche somit gleichzeitig die Interessengruppe dieser vertraten. 

Zum Workshop eingeladen waren zudem Vertreter der letzten Bürgerinitia-

tive gegen den 4G-Mobilfunkausbau. Als Vertreter der Bürgerinitiative nahm 

eine Person teil. Durch die große Anzahl der vertretenden Gemeinderäte 

kam der Workshop einem Briefing für das Projekt gleich. Sie erhielten ein 

umfangreiches Bild über das Projekt, die technischen Hintergründe und die 

Partizipationsinstrumente. Im Workshop ergaben sich somit im Vergleich zu 

den vorhergehenden Workshops innerhalb der Teilnehmenden andere Fra-

gestellungen. Beispielsweise: Wie geht der Gemeinderat mit dem Thema 

5G-Ausbau um? Welche Informationen sollen bei Fragen nach außen 
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gegeben werden? Wie kann der Gemeinderat einheitlich nach außen auf-

treten, gerade wenn es unterschiedliche Meinungen innerhalb des Gremi-

ums gibt? Wie können sich Gemeinderäte auf Fragen der Bürgerinnen und 

Bürger vorbereiten und diese mit Wissen ausgerüstet beantworten?  

Ebenfalls aufgeschlossen und sehr interessiert zeigte sich der Teilnehmer 

aus der Bürgerinitiative gegen den Mobilfunkausbau. Er stellte viele Rück-

fragen. Durch den engen Dialog werden schnell wichtige Details, wie bei-

spielsweise „das Handy strahlt viel mehr als der Mast“, herausgearbeitet. 

Auch die Analysen geben wichtige Erkenntnisse. Ersichtlich wurde dabei, 

dass sich viele Pendler, welche in Bubsheim arbeiten, vermutlich positiv 

zum 5G-Ausbau äußern würden, wobei diese jedoch keine Einwohner von 

Bubsheim sind. 

3.5.2 Nächste Schritte 

 Gemeinderat wird Thema in nächste Sitzung aufnehmen 

 Termine für Standortfindung 

 Runder Tisch mit verschiedenen Interessengruppen und Vorstellung 

der Standorte 

3.5.3 Lessons Learned 

Groß angelegte Pressearbeit, regelmäßige Newsletter oder Flyer und wei-

tere Maßnahmen, welche viel Personal binden, sind aufgrund der Gemein-

degröße (unter 2.500 Einwohner) und der geringen Mitarbeiterzahl nicht 

umsetzbar. Vielmehr ist ein Programm maßzuschneidern und auf das We-

sentliche zu reduzieren. Darunter kann bspw. fallen: bei Berichten im wö-

chentlichen Gemeindeanzeiger auf das Wording achten (siehe 3.4), Einig-

keit im Gemeinderat bei Informationen nach außen hin vertreten, professi-

onelle Prozessgestaltung durch einen externen Moderator dazunehmen, 

engen Dialog mit den Interessengruppen durch Runde-Tisch-Veranstaltun-

gen halten. Für ein Aha-Erlebnis sorgte das im Workshop vermittelte, tech-

nische Hintergrundwissen. Ein zusätzlicher Vorteil: Die Gemeinderäte ha-

ben nun den gleichen Kenntnisstand. Dass einige eingeladene Personen 

der Bürgerinitiative nicht erschienen sind, ist nicht negativ zu werten. 
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Vielmehr zählt die Geste, die eingeräumte Möglichkeit, sich bei Interesse 

zu beteiligen. Ein Vorwurf wird der Gemeinde wegen mangelnder Transpa-

renz und fehlender Beteiligung im Nachhinein nur schwer zu machen sein. 

3.6 Ergebnis der Workshops im Projekt 

Durch Visualisierung mittels Analysetools werden wichtige Interessengrup-

pen mit deren Position und Themen verdeutlicht. Dies stellt einen ersten 

Grundstein für die weitere Projektarbeit und den erfolgreichen Projektver-

lauf dar. Ebenfalls sind klare Projektziele und Rahmenbedingungen die Ba-

sis für die weitere Projektarbeit, was für die Ausrichtung der Maßnahmen 

essenziell ist. In der Kommunikation nach außen ist die Wortwahl entschei-

dend. Negativ konnotierte Kommunikation fördert eine Abwehrhaltung in 

Bezug auf das Projekt. Ebenfalls wesentlich für die Umsetzung ist die pro-

fessionelle Vorbereitung und Prozessgestaltung, etwa durch Beauftragung 

eines externen Moderators, welcher als neutral und unparteilich gilt. Der 

Bürgermeister wird aus der Schusslinie genommen sowie aus einer Dop-

pelrolle, der er kaum gerecht werden kann. Gute Vorbereitung gepaart mit 

einem frühzeitigen Einbezug und der damit hergestellten Transparenz des 

Verfahrens stößt auf positive Resonanz und Offenheit für andere Sichtwei-

sen bei den Stakeholdergruppen. Dabei ist im Verfahren jede Meinung ernst 

zu nehmen und im Austausch zu bleiben. Dies verringert konfrontatives Ver-

halten oder löst dieses sogar auf. Der frühzeitige Einbezug der Interessen-

gruppen gibt außerdem wichtige Hinweise, Anregungen und Informationen, 

die im Rahmen des Projekts bedacht und ggf. adressiert werden müssen. 

Die Beteiligten erwarten nicht zwingend, dass jeder eingebrachte Punkt um-

gesetzt wird, sondern, dass sich ihre Kommune ernsthaft mit den einge-

brachten Punkten auseinandergesetzt hat. Werden diese Aspekte beachtet, 

werden womöglich nicht alle Kritiker zufrieden gestellt, aber diese Vorge-

hensweise sorgt für einen angenehmeren Projektverlauf mit konstruktiven 

Gesprächen und wenig Abwehrhaltung. 
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4 Methoden und weitere Ansätze  

Im folgenden Teil befinden sich fünf Methoden, die weitere Ansätze zur Bür-

gerbeteiligung darstellen. Diese Methoden unterscheiden sich zwar in ihrer 

Durchführung voneinander, folgen aber prinzipiell denselben Rahmenbe-
dingungen: 

 

Vorbereitung der Bürgerbeteiligung: 
Zu Beginn sollte unbedingt eine gründliche Analyse stattfinden, in der The-

menfelder und Akteure ermittelt werden. Es kann nur gewährleistet werden, 

dass zielführende Ergebnisse entstehen, wenn tatsächlich relevante und 

problematische Themen durch die geeigneten Personen behandelt werden. 

Wesentlich ist daraufhin eine frühzeitige und allparteiliche Kommunikation 

nach außen vonseiten der Gemeinde evtl. mit Beteiligungsaufruf. Es muss 

sichergestellt sein, dass jede Interessengruppe die Möglichkeit erhält, von 

der Veranstaltung Kenntnis zu nehmen. Hier können textliche Beteiligungs-

möglichkeiten für die Personen eröffnet werden, die nicht persönlich kom-

men wollen oder können (Mail, Twitter, etc.). 

 

Anzahl und Auswahl der geeigneten Personen: 
Bei der Auswahl dieser geeigneten Bürgerinnen und Bürger ist wichtig, dass 

die Gesamtbevölkerung möglichst verhältnisgetreu repräsentiert wird, eine 

Auswahl von Zufallsbürgern (oder ortsfernen Dritten) dürfte zumindest im 

ländlichen Raum nicht repräsentativ sein. Es sollten also alle Meinungsfüh-

renden (und evtl. Multiplikatoren) und Interessengruppen vertreten sein. 

Auch auf eine altersgemäße Ausgewogenheit muss geachtet werden. Die 

Ausgewogenheit muss ggf. bewusst hergestellt werden, was Aufgabe der 

Gemeinde wäre. 

 

Ablauf der Bürgerbeteiligung: 
Hier ist es wichtig auf Augenhöhe mit den Teilnehmenden zu kommunizie-

ren. Dies ist sowohl räumlich als auch rollenmäßig zu beachten. Experten 

sollten ihre Informationen auf möglichst direktem Wege vermitteln, um ein 
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Gefühl der Gleichheit zu erzeugen. Für die Sicherung dieser Gleichheit und 

die Vermeidung von Rollenkonflikten, etwa beim Bürgermeister, ist zusätz-

lich die Moderation durch einen allparteilichen Moderator von Bedeutung. 

Dieser sichert die Neutralität während des Verfahrens. 

 

Nachbereitung der Bürgerbeteiligung: 
Letztendlich verbleibt die Entscheidungsgewalt immer bei den demokra-

tisch legitimierten Organen (Gemeinderat, evtl. Bürgermeister). Dass es 

sich bei der Bürgerbeteiligung lediglich um einen informellen Beteiligungs-

prozess handelt und die Ergebnisse nur einen begrenzten Grad an Verbind-

lichkeit aufweisen bzw. die Gemeinde in einigen Fällen auch keine grundle-

genden Einflussnahmemöglichkeiten hat, muss von Beginn an bedacht, ge-

regelt und an die Teilnehmenden kommuniziert werden. Nachdem die for-

mellen Verfahren abgelaufen sind, sollte im Anschluss (spätestens nach 

Ablauf eines Jahres) immer eine Nachbesprechung erfolgen, in der das Vor-

gehen abschließend ausgewertet werden kann. 
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4.1 Alternative 1: Runder Tisch 

Allgemeine Methodenbeschreibung: Der Runde Tisch ist ein Beteiligungs-

verfahren, das sich bei seiner praktischen Ausgestaltung unterschiedlicher 

Methoden bedienen kann. Er steht für die gleichberechtigte Teilhabe der 

Beteiligten, die miteinander im Dialog eine von allen Seiten getragene Lö-

sung finden. Im Idealfall ist sein Ergebnis von großer Verbindlichkeit, da alle 

Betroffenen aktiv beteiligt waren. 

 

Ziel: Ziel eines Runden Tisches ist es, zwischen allen Teilnehmenden einen 

Konsens über eine präzise formulierte Fragestellung zu erarbeiten. 

 

Kostenaufwand: Gering. 

 

Zeitaufwand: Für den Veranstalter ist ein einzelner Termin vorzubereiten, 

für die Teilnehmenden ist ein Aufwand von 3-4 Stunden einzuplanen. 

 

Anzahl und Auswahl der Teilnehmenden: Die Methode des Runden Tisches 

ist bei bis zu 20 teilnehmenden Bürgerinnen und Bürgern sinnvoll. Die Teil-

nehmenden sind hierbei gezielt auszuwählen. Bei der Vorbereitung eines 

Runden Tisches sollte daher eine Analyse, der für das jeweilige Thema re-

levanten Akteure, am Anfang stehen. Gerade bei Themen, die, wie auch 

der Mobilfunkausbau, ein erhöhtes Potential zum Konflikt bieten, ist es wich-

tig, dass Vertreter verschiedener Interessensgruppen beteiligt sind, um ein 

möglichst breit gefächertes Meinungsbild und die damit zusammenhän-

gende Legitimation zu erhalten. Für die Informationsvermittlung sind Exper-

ten der jeweiligen Fachgebiete einzusetzen. Das Verfahren sollte von einer 

möglichst neutralen Moderationsperson begleitet werden. 

 

Vorbereitung: Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung, Terminierung, Re-

servierung und Vorbereitung der entsprechenden Räumlichkeiten, Bestim-

men oder Beauftragen einer neutralen Moderationsperson, Präparation der 

Informationsmaterialien, Einladen der Teilnehmenden, Erstellen und 
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Versenden der Protokolle, Formulieren der Diskussionsfrage, Bereitstellung 

von Moderationsmaterialien. 

 

Ablauf: Information der Bürgerinnen und Bürger: Eine professionelle Mode-

ration ist bei diesem Verfahren notwendig und sollte von einer möglichst 

neutralen Person übernommen werden. Selbstverständlich müssen auch 

Vertreter des Projektteams am Runden Tisch vertreten sein, um die Teil-

nehmenden auf einen aktuellen Stand der Dinge zu bringen, für einen glei-

chen Wissensstand der Interessensgruppen zu sorgen und Fachfragen zu 

beantworten. 

Generelle Diskussion: Anschließend erfolgt eine Diskussionsrunde. Alle 

Teilnehmenden sind hierbei gleichberechtigt, deshalb sollte auch keiner von 

ihnen, sondern der Moderator durch die Diskussion führen. 

Evaluation und Nachbereitung: Die Diskussionsergebnisse werden doku-

mentiert und können später als Handlungsempfehlungen verwendet wer-

den. 

 

Stärken: Geringer Kosten- und Organisationsaufwand. 

 

Schwächen: Nur Plenumsdiskussion, somit besteht die Gefahr, dass Mei-

nungsführerschaften entstehen. Des Weiteren besteht nur eine geringe 

Verbindlichkeit gegenüber den Ergebnissen. 
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4.2 Alternative 2: World Café Verfahren 

Allgemeine Methodenbeschreibung: Das World Café ist ein Format, das 

den Austausch von Wissen, die Entwicklung neuer Ideen und gemeinschaft-

lichen Dialog ermöglicht. Die Teilnehmenden diskutieren in Kleingruppen 

von vier bis sechs Personen zu vorbereiteten Fragen rund um kleine Tische 

sitzend. Mehrmals wechseln die Teilnehmenden an einen neuen Tisch.  

 

Ziel: Das Ziel ist die gemeinschaftliche Innovation der Thematik durch Grup-

pengespräche und das Eröffnen neuer Sichtweisen und Handlungsoptionen 

für bestehende Aufgaben oder zukünftige Herausforderungen. Es geht nicht 

nur darum, existierendes Wissen auszutauschen, sondern vor allem darum, 

neues kollektives Wissen zu generieren. 

 

Kostenaufwand: Gering. 

 

Zeitaufwand: Für den Veranstalter ist ein einzelner Termin vorzubereiten, 

für den Teilnehmenden beträgt der Aufwand 3-4 Stunden. 

 

Anzahl und Auswahl der Teilnehmenden: Die Durchführung des World-

Café-Verfahrens ist sinnvoll, wenn sich der Kreis der Teilnehmenden auf 

bis zu 30 Bürgerinnen und Bürger erstreckt. Die Auswahl und Einladung der 

Teilnehmenden sollten nach dem Zufallsprinzip erfolgen. Um ein möglichst 

repräsentatives Ergebnis zu erhalten, ist zu beachten, dass die ausgewähl-

ten Personen die Bevölkerung der Kommune in Hinblick auf Geschlecht und 

Alter verhältnismäßig genau widerspiegeln. Für die Informationsvermittlung 

sind Experten der jeweiligen Fachgebiete einzusetzen. Das Verfahren sollte 

von einer möglichst neutralen Moderationsperson begleitet werden. 

 

Vorbereitung: Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung, Terminierung, Re-

servierung und Vorbereitung der entsprechenden Räumlichkeiten, Bestim-

men oder Beauftragen einer neutralen Moderationsperson, Präparation der 
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Informationsmaterialien, Einladen der Teilnehmenden, Formulieren der Dis-

kussionsfragen. 

 

Ablauf: Information der Bürgerinnen und Bürger: Es sollte eine Begleitung 

durch kompetente Projektteammitglieder erfolgen. Anfangs sollte bei dieser 

Methode eine grundlegende Informationsvermittlung über die zu behan-

delnde Problemstellung durch Experteninput erfolgen, damit gewährleistet 

ist, dass alle Personen über den bisherigen Stand des Projektes gleich gut 

informiert sind. 

Diskussion in Kleingruppen: Anschließend kann nun eine Diskussion in 

Kleingruppen von jeweils vier bis sechs Personen erfolgen. Hierfür werden 

Tische gebildet, an denen die Gruppen diskutieren können. Zu Beginn der 

Diskussionsphase ist eine klar formulierte Frage zu stellen, die anschlie-

ßend in den Gruppen beantwortet werden soll. Insgesamt werden vier Dis-

kussionsrunden durchgeführt. Die ersten drei Runden dienen der Diskus-

sion an den Tischen. Lösungsansätze und Ideen werden auf einem Plakat 

notiert, welches immer dem Tisch zugeordnet bleibt. Nach Ende der Dis-

kussionsrunde wechseln die Teilnehmenden den Tisch, um in der folgenden 

Runde mit anderen Teilnehmenden zu diskutieren. Es ist von Vorteil, wenn 

eine Person beim Tisch verbleibt, um bisherige Gedankengänge zu erläu-

tern. Innerhalb der Veranstaltung kann die Beantwortung vieler verschiede-

ner Fragen erfolgen, dementsprechend sind die Diskussionsdurchläufe 

dann kürzer, aber zahlreicher. Es kann jedoch auch nur eine einzelne zent-

rale Frage zur Debatte stehen, somit verlängert sich die Dauer der Diskus-

sionsrunden, es gibt aber nur einen Durchlauf. 

Evaluation und Nachbereitung: Die vierte Runde dient der Evaluation der 

erarbeiteten Aspekte. Hier erhalten die einzelnen Gruppen dann die Mög-

lichkeit, ihre Lösungsansätze im Plenum zu präsentieren. Schlussendlich 

kann aus den Ergebnissen eine oder mehrere mögliche Handlungsempfeh-

lungen formuliert werden. 

 

Stärken: Geringer Kostenaufwand, vielfältiger Ideenaustausch. 
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Schwächen: Nicht geeignet für detaillierte Planungen oder falls bereits eine 

konkrete Lösung verfolgt wird, mindestens zwölf Teilnehmende erforderlich. 
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4.3 Alternative 3: Planungszelle 

Allgemeine Methodenbeschreibung: Zufällig ausgewählte Teilnehmende 

erhalten eine Gutachterrolle, in der sie, unterstützt durch den Input von Ex-

perten und Interessenvertretern, verschiedene Lösungsansätze für eine 

vorgegebene Fragestellung diskutieren und abwägen. 

 

Ziel: Gemeinsam treffen die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter in-

formierte Entscheidungen, die dem Auftraggeber in einem Bürgergutachten 

als Empfehlung vorgelegt werden. 

 

Kostenaufwand: Hoch. 

  

Zeitaufwand: Die Dauer der Planungszelle erstreckt sich über den Zeitraum 

von circa einer Woche, die Teilnehmenden sind für diesen Zeitraum durch 

die öffentliche Hand freizustellen und mit einer Aufwandsentschädigung zu 

vergüten. 

 

Anzahl und Auswahl der Teilnehmenden: Eine Planungszelle umfasst circa 

25 Personen. Die Teilnehmenden werden per Zufall ausgewählt. Bei der 

Zusammensetzung ist darauf zu achten, dass die Teilnehmenden die Be-

völkerung der Kommune in Hinblick auf Geschlecht und Alter verhältnismä-

ßig genau widerspiegeln. Für die Informationsvermittlung sind Experten der 

jeweiligen Fachgebiete einzusetzen. Das Verfahren sollte von einer mög-

lichst neutralen Moderationsperson begleitet werden. 

 

Vorbereitung: Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung, Terminierung, Re-

servierung und Vorbereitung der entsprechenden Räumlichkeiten, Einladen 

der Teilnehmenden, Abstimmung der Ziele und Themen, Untergliederung 

in Unterthemen, Aufstellung der Programmstruktur und Arbeitseinheiten, 

Vorbereitung der Informationseingabe, Bestimmung oder Bestellung einer 

neutralen Moderationsperson. 
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Ablauf: Die Durchführungstragenden erstellen ein Tagungsprogramm, wel-

ches den Teilnehmenden die Möglichkeit gibt, alle wesentlichen Aspekte 

der Problematik gesondert zu betrachten. Dieses Programm wird in meh-

rere Themengebiete untergliedert, die je nach Relevanz unterschiedlich in-

tensiv angesprochen werden können. 

Information der Bürgerinnen und Bürger: Die Teilnehmenden haben zu Be-

ginn einen unterschiedlichen Wissensstand. Deshalb ist es notwendig, dass 

das nötige Fachwissen im Plenum vermittelt wird. Diese Informationen soll-

ten möglichst umfassend und ansprechend aufbereitet sein und von Exper-

ten vorgetragen werden. Auch Ortsbegehungen können Informationsver-

mittlung darstellen. Im Anschluss an die Information erhalten die Teilneh-

menden die Gelegenheit Fragen zu stellen. 

Diskussionen in Kleingruppen: Die Teilnehmenden werden in Kleingruppen 

von idealerweise fünf Personen eingeteilt, sie diskutieren getrennt vonei-

nander eine zuvor festgelegte Fragestellung. Die Zusammensetzung der 

Kleingruppen wird bei jedem Themengebiet verändert. Die Kleingruppen 

werden 30-45 Minuten sich selbst überlassen, damit eine ungestörte Mei-

nungsentfaltung stattfinden kann. Hierfür ist eine präzise, schriftliche An-

weisung notwendig, sowie auch Arbeitsmaterialien und Moderationsmateri-

alien, auf denen die Ergebnisse festgehalten werden können. Anschließend 

werden die Ergebnisse der Gruppenarbeiten präsentiert und diskutiert, zu-

sammengehörige oder identische Vorschläge werden zusammengefasst 

und anschließend mit der Moderation zu Clustern zusammengefasst.  

Evaluation der Ergebnisse: In einem zweiten Schritt werden die verschie-

denen Lösungsvorschläge anhand der Kriterien Wichtigkeit und Umsetzbar-

keit durch die Teilnehmenden selbst gewichtet und bewertet. Dieses Ver-

fahren wird für jedes Themengebiet wiederholt, welches sich auf dem Ta-

gungsprogramm befindet. Nach Beendigung der Planungszelle werden die 

Ergebnisse durch den neutralen Durchführungstragenden zusammenge-

fasst. Somit entsteht ein Bürgergutachten, welches an zuvor ausgewählte 

Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter zur Korrektur weitergegeben 

wird. Nach deren Anmerkungen und Korrekturen wird die finale Fassung 
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erstellt, die dem Auftraggeber öffentlichkeitswirksam überreicht wird. Hier-

durch entsteht eine gewisse Verbindlichkeit, sich an die Handlungsempfeh-

lungen zu halten. 

 

Stärken: Detaillierte Auseinandersetzung mit dem Thema ist möglich. 

 

Schwächen: Hohe Kosten, Exklusivität der Teilnahme, hoher Zeitaufwand. 
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4.4 Alternative 4: Bürgerrat und Bürgergutachten 

Allgemeine Methodenbeschreibung: Zufällig ausgewählte Bürgerinnen und 

Bürger einer Gemeinde erarbeiten an einem Wochenende Lösungen für ge-

sellschaftliche Herausforderungen. Der Bürgerrat ist ein unparteiisches 

Sprachrohr der Bevölkerung und bringt Politik und Bürgerinnen und Bürger 

näher zusammen.  

 

Ziel: Ziel ist es, die Menschen durch die Teilnahme am Bürgerrat dazu zu 

befähigen, sich eigenverantwortlich mit den Problemen ihrer Lebenswelt zu 

beschäftigen und selbst nach möglichen Lösungen zu suchen. Am Ende 

soll ein gemeinsam ausgearbeitetes Bürgergutachten stehen, welches öf-

fentlichkeitswirksam präsentiert und überreicht wird. 

 

Kostenaufwand: Mittel. 

 

Zeitaufwand: Durch den Veranstalter sind zwei Tage zu planen, der Zeitauf-

wand für die Teilnehmenden beläuft sich somit auf ein Wochenende. 

 

Anzahl und Auswahl der Teilnehmenden: Der Bürgerrat besteht in der Re-

gel aus einer Gruppe von acht bis zwölf Teilnehmenden. Die Zusammen-

setzung sollte auf Grundlage einer Zufallswahl erfolgen und eine Konstella-

tion aufweisen, die für die Gemeinde repräsentativ ist. Der Bürgerrat wird 

durch eine Begleitgruppe unterstützt. Diese besteht aus Projektverantwort-

lichen (Bürgermeister, Mitglieder des Gemeinderats und der Verwaltung), 

Vorhabenträgern (Mobilfunkunternehmen), Experten zum Thema Mobilfunk 

und den damit zusammenhängenden Spektren sowie aus Gegnern und Be-

fürwortern des 5G-Mobilfunks. Idealerweise leitet ein möglichst neutraler 

Moderator durch das Programm. 

 

Vorbereitung: Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung, Terminierung, Re-

servierung und Vorbereitung der entsprechenden Räumlichkeiten, Einladen 

der Teilnehmenden, Abstimmung der Ziele und Themen, Vorbereiten der 
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Informationseingabe, Bestimmung oder Bestellung einer neutralen Modera-

tionsperson. 

 

Ablauf: Information der Bürgerinnen und Bürger: Der erste Tag dient dazu, 

den Bürgerrat durch Vorträge der Experten und Informationsmaterial mit der 

Thematik vertraut zu machen. Hierbei bietet sich auch die Erstellung einer 

Infobroschüre an, die die verschiedenen Standpunkte der Befürworter und 

Kritiker des Projektes verdeutlicht. Durch die vorherige Übermittlung von In-

formationsmaterialien an den Bürgerrat kann man im Voraus für eine Ver-

einheitlichung des Wissensstandes sorgen. 

Diskussion: Nach Anhörung der Vorträge erfolgt ein intensiver Austausch 

zwischen den Gutachtern. 

Evaluation der Ergebnisse: Am zweiten Tag erfolgt ein weiterer Ideenaus-

tausch. Hierbei wird die Findung eines gemeinsamen Lösungsweges ange-

strebt. Ziel ist die Erstellung eines Bürgergutachtens mit einer Handlungs-

empfehlung zur Fragestellung an den Gemeinderat. Dieses wird öffentlich-

keitswirksam präsentiert und überreicht. Es entsteht eine Verpflichtung ge-

genüber den Teilnehmenden, sich an die Handlungsempfehlung zu halten. 

 

Stärken: Entstehen einer verbindlichen Handlungsempfehlung, Möglichkeit 

zur detaillierten Information. 

 

Schwächen: Bringt keine fertig ausgearbeiteten Maßnahmen. 
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4.5 Alternative 5: Planungsdialog 

Allgemeine Methodenbeschreibung: Der Planungsdialog besteht im Gegen-

satz zum bisherigen Bürgerrat nicht nur für einen begrenzten Zeitraum, son-

dern bleibt während der gesamten Projektlaufzeit bestehen. 

 

Ziel: Ziel ist die langfristige Einbindung von Bürgervertretungen und Interes-

sensgruppen in das Projekt. Am Ende soll ein gemeinsam erarbeiteter Ab-

schlussbericht stehen, der vorgestellt und überreicht wird. 

 

Kostenaufwand: Mittel. 

 

Zeitaufwand: Regelmäßige Sitzungen sind vom Veranstalter zu planen, die 

Anzahl kann variieren, abhängig davon wie früh die Bürgerinnen und Bürger 

einbezogen werden sollen. Die Teilnehmenden können mit einer Sitzungs-

dauer von jeweils 2 Stunden rechnen. 

  

Anzahl und Auswahl der Teilnehmenden: Die Zusammensetzung der Par-

teien, die am Planungsdialog beteiligt sind, besteht aus den Mitgliedern des 

Bürgerrats, den Projektverantwortlichen und einem Moderator. Die übrigen 

Plätze werden auf die Experten der Interessensgruppen (Gesundheit und 

Technik, Naturschutz, Tourismus, rechtliche Aspekte, etc.) verteilt. Es gibt 

für die Sitze im Planungsdialog keine konkret festgeschriebene Anzahl, es 

ist lediglich zu beachten, dass jede Interessensgruppe vertreten sein sollte 

und ein angemessenes Verhältnis beibehalten wird. Auch das Einbeziehen 

von Gastrednern und Gasthörern ist eine Methode, um durch synergetische 

Übertragungseffekte neue Impulse zu ermöglichen. 

 

Vorbereitung: Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung, Terminierung, Re-

servierung und Vorbereitung der entsprechenden Räumlichkeiten, Einladen 

der Teilnehmenden, Abstimmung der Ziele und Themen, Vorbereiten der 

Informationseingabe, Bestimmung oder Bestellung einer neutralen Modera-

tionsperson. 
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Ablauf: Der Planungsdialog findet in regelmäßigen moderierten Sitzungen 

statt. Dies ist den Teilnehmenden zu verdeutlichen, so dass ein dauerhaft 

intakter Sitzungsplan mit hoher Beteiligung realisiert werden kann. Der Ab-

lauf der Termine kann variieren, je nachdem wie viele Termine zur Verfü-

gung stehen. Der größte Anteil am Zeitkontingent sollte allerdings der Dis-

kussionsphase und der Evaluation beigemessen werden. 

Initiierung: Anfangs sollte zuerst eine Auftaktsitzung stehen, die dem ge-

genseitigen Kennenlernen und dem Klären der weiteren Vorgehensweise 

dient. 

Information der Teilnehmenden: Anschließend sollten wesentliche Fakten 

geklärt werden. Durch Vorträge oder Informationen soll ein gleichmäßiger 

Wissensstand erzielt werden, dieser kann auch außerhalb der Termine 

durch Informationsabende oder Fachgespräche erweitert werden. 

Diskussionsphase: Darauffolgend kann die Planungsdiskussion beginnen, 

die den Kern des Dialoges bildet, da hier Ansätze für die späteren Ergeb-

nisse in Form von Hinweisen angestrebt werden, beispielsweise zur Fin-

dung von Mobilfunkstandorten. 

Evaluation der Ergebnisse: Nach der Diskussionsphase steht die Ab-

schlussphase, die die Erstellung und Vorstellung eines Ergebnisberichts 

einschließt. 

 

Stärken: Dauerhafte Einbindung der Teilnehmenden in das Projekt. Entste-

hen eines verbindlichen Ergebnisberichtes als Handlungsempfehlung. 

 

Schwächen: Zeitintensiv, häufige Termine können bei Terminfindung prob-

lematisch werden. 
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5 Fazit 

Die kommunale Ebene spielt beim Ausbau des 5G-Mobilfunkstandards eine 

nicht zu unterschätzende Rolle. Die zielgerichtete Nutzung kommunaler 

Handlungsoptionen sollte dabei Hand in Hand mit der Beteiligung der Bür-

gerinnen und Bürger gehen. Die Partizipation – insbesondere die Bürger-

beteiligung – stellt ein zentrales Erfolgskriterium für die technologische 

Überführung des Mobilfunkstandards in Deutschland in die fünfte Genera-

tion dar. Gelingt dies nicht, kann der Widerstand aus der Bürgerschaft zum 

Scheitern des 5G-Ausbaus führen.   

Daher ist den politischen Entscheidungsträgern vor Ort anzuraten, frühzei-

tig ggf. gemeinsam mit Telekommunikationsunternehmen auf die Bürger-

schaft zuzugehen und diese an den Teilschritten des Ausbauprozesses zu 

beteiligen. Die Realisation einer wirksamen Bürgerbeteiligung lässt sich nur 

anhand eines maßgeschneiderten Programms erreichen, welches die loka-

len Gegebenheiten der betreffenden Kommune in strategisch vorausschau-

ender Weise berücksichtigt. Wird der Mobilfunkausbau mit einem kommu-

nalen Mobilfunkkonzept gesteuert, können viele Probleme bereits im Vor-

feld abgeklärt werden und unbrauchbare sowie konfliktträchtige Standorte 

bestmöglich vermieden, gleichzeitig aber auch der flächendeckenden Mo-

bilfunkversorgung Rechnung getragen werden.  

Erfolgsfaktoren des Beteiligungsprozesses sind eine frühzeitige Information 

und Einbeziehung der Bürgerschaft, die von gegenseitiger Wertschätzung 

und der Begegnung auf Augenhöhe getragen wird; ferner ein auf die örtli-

chen Begebenheiten maßgeschneiderter, breit adressierter und professio-

nell moderierter Beteiligungsprozess mit klar kommunizierten Rahmenbe-

dingungen. Die Trennung von kommunaler Führung und Moderation des 

Beteiligungsprozesses ist anzuraten, da sonst die Gefahr einer Vermi-

schung der Rollen gegeben ist und beispielsweise der Bürgermeister als 

Partei wahrgenommen wird. Von großer Bedeutung ist das Ergebnis des 

Beteiligungsprozesses, das von allen Bürgern und Interessensgruppen an-

zuerkennen ist. 
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9.4 Anlage 4: Vorlage für einen allgemein anwendbaren Kriterienkatalog zur 
Standortsuche 

 



Kernort
Dokumentation / 

Aussage Aussage

Standortbezeichnung Standortbezeichnung keine
PLZ PLZ keine
Ort Ort keine
Straße und Hausnummer Straße und Hausnummer keine

Flurnummern relevant sofern es sich um Flächen im Außenbereich ohne 
Straßenbezeichnung handelt Flurnummern keine

Standortyp Allgemeine Beschreibung des Standortes Standortyp

0: Fläche im Außenbereich der Kommune
1: Gebäude im Außenbereich der Kommune
2: Fläche im Innenbereich der Kommune
3: Gebäude im Innenbereich der Kommune
Zusatzpunkt(e): Der Standort wird bereits als Funkstandort 
genutzt; je bestehende Nutzung ein Zusatzpunkt

1

Höhe über Grund Bodenniveau Höhe über Grund gemessen, in diesem Punkt 
noch keine Berücksichtigung evt. Gebäudehöhen Höhe keine 0

Wirtschaftlichkeit/Einwohner/
Sektoren

Sendestationen müssen wirtschaftlich betrieben werden, 
Kenngrößen für den wirtschaftlichen Betrieb eine Standortes 
sind die im Versorgungsbereich befindlichen Einwohner bzw. 
auch Arbeitsplätze in Gewerbegebieten

Wirtschaftlichkeit/Einwohner/
Sektoren

0: Fläche im Außenbereich
1: EFH / DHH im Versorgungsbereich
2: MFH im Versorgungsbereich
3: MFH / Gewerbe im Versorgungsbereich
4: Gewerbegebiet im Versorgungsbereich

10 x

Abdeckung Wie gut wird Umliegendes abgedeckt? Ist der Standort 
zentrisch? Abdeckung

0: sehr geringe Abdeckung des Gebiets
1: geringe Abdeckung des Gebiets
2: mittlere Abdeckung des Gebiets
3: hohe Abdeckung des Gebiets
4: sehr hohe Abdeckung des Gebiets

15 x

Akzeptanz 

Sendestationen haben immer wieder mit Akzeptanzproblemen 
aus der Bevölkerung zu kämpfen; mögliche Aktivitäten wie 
zum Beispiel Anti-Mobilfunk Initiativen im näheren Umkreis 
sind zu identifizieren

Akzeptanz 
0: Anti-MF Initiativen bekannt, Problematisch mit Eigentümer
1: neutral
2: Wunschinstallation

20 x

Gewerb. Nutzung FNP

Mobilfunk Standorte werden im Rahmen des örtlichen 
Genehmigungsprozesses als Gebäude / Immobilien mit einer 
gewerblichen Nutzung betrachtet - erlaubt der 
Flächennutzungsplan die Errichtung von gewerblich genutzten 
Gebäuden an diesem Standort

Gewerb. Nutzung FNP
0: FNP erlaubt keine Nutzung - Änderungen am FNP 
notwendig und möglich
1: FNP erlaubt Nutzung

Kommune 10

Gewerb. Nutzung BBP

Mobilfunk Standorte werden im Rahmen des örtlichen 
Genehmigungsprozesses als Gebäude / Immobilien mit einer 
gewerblichen Nutzung betrachtet - erlaubt der Bebauungsplan 
die Errichtung von gewerblich genutzten Gebäuden an diesem 
Standort und gibt es aus dem Bebauungsplan heraus 
gestalterische Vorgaben

Gewerb. Nutzung BBP

0: BBP erlaubt keine Nutzung - Änderungen am BBP 
notwendig und schwer möglich
1: BBP erlaubt keine Nutzung - Änderungen am BBP möglich
2: BBP erlaubt Nutzung

Kommune 10 x

max. Masthöhe
Gibt es Einschränkungen durch BBP, FNP hinsichtlich der 
zulässigen Masthöhen, die als Einzelobjekte  bis zu 50 Meter 
betragen können

max. Masthöhe

0: BBP erlaubt keine Nutzung - Änderungen am BBP 
notwendig und schwer möglich
1: BBP erlaubt bis 10 m
2: BBP erlaubt bis 25 m
3: BBP erlaubt bis 50 m

Kommune 10 x

Luftraumnutzung

Die eigentlichen Sendeantennen werden an den Sendemasten 
an Auslegern montiert und reichen damit oft über den 
Footprint des eigentlichen Masters hinaus in den 
benachbarten private bzw. öffentlichen Luftraum - gibt es hier 
zu Einschränkungen

Luftraumnutzung 0: Einschränkungen bestehen
1: keine Einschränkungen bestehen Kommune 1

Denkmalschutz / 
Ensembleschutz

Gibt es für den geplanten Standort selbst aber auch für die 
benachbarte Umgebung Vorgaben aus dem Denkmalschutz / 
Ensembleschutz heraus

Denkmalschutz / 
Ensembleschutz

0: Einschränkungen bestehen
1: keine Einschränkungen bestehen Kommune 8 x

Schutzgebiete Befindet sich der potentielle Maststandort in einem Umwelt-
/Naturschutz/Landschaftsschutz-Gebiet Schutzgebiete 0: Einschränkungen bestehen

1: keine Einschränkungen bestehen Kommune 3

Umgebungsstruktur
Welche sensible Umgebungsstruktur besteht im 
Versorgungsbereich des geplanten Sendestandorte / Schulen, 
Kindergärten, Altenheime, Krankenhäuser

Umgebungsstruktur
0: mehrere Einrichtungen in der Umgebung
1: einzelne Einrichtung in der Umgebung
2: keine Einrichtung in der Umgebung

Kommune 10

Traufhhöhe bei Gebäuden Traufhhöhe bei Gebäuden Traufhhöhe bei Gebäuden Angaben in m Kommune

Eigentumsverhältnis

In welchem Eigentumsverhältnis steht die für den Standort 
vorgesehene Immobilien (Grundstück / Gebäude) - wie kann 
die Nutzung über Kauf / Pacht / Miete über einen Zeitraum von 
zehn Jahren vertraglich abgesichert und garantiert werden

Eigentumsverhältnis

0: unklare Eigentumsverhältnisse
1: Eigentümergemeinschaftt ( WEG, Erbengemeinschaft etc.)
2: Einzeleigentümer
3: Öffentliches Gebäude / Grundstück

Kommune 3

WEG Regelungen
Ist das Objekt Bestandteil einer WEG -  welche Vorgaben aus 
der WEG Gemeinschaft gibt es um Nutzungsänderungen 
sowie bauliche Veränderungen am Objekt zu beschließen

WEG Regelungen

0: unklare Beschlusslage
1: Einstimmiger Beschluss
2: Mehrheitsbeschluss
3: Ohne WEG Beschluss möglich

Kommune 1

Dauer der 
Nutzungsmöglichkeiten

Welche max. Nutzungsdauer wird vom Eigentümer akzeptiert; 
gibt es Umbau oder Veränderungspläne für das Objekt -  kann 
die Nutzung über einen Zeitraum von zehn Jahren vertraglich 
abgesichert und garantiert werden

Dauer der 
Nutzungsmöglichkeiten

0 : bis 7 Jahre
1: 8 bis 11 Jahre
2: 12 und mehr Jahre

Eigentümer 3

Rückbauregelungen Gibt es nach Ablauf der der Miet- bzw. Nutzungsdauer 
Vorgaben hinsichtlich des Rückbau des Standortes Rückbauregelungen

0: definierte Rückbauregeln vorhanden
1: Rückbau nach Stand der Technik notwendig
2: freier Rückbau möglich

Eigentümer 1

Statik für unterschiedliche 
Masthöhen

Liegen statische Berechnungen oder Nutzungsüberlegungen 
zu unterschiedlichen Masthöhen und Mastbestückungen bei  
Bestandsgebäuden vor?

Statik für unterschiedliche 
Masthöhen

0: Statische Berechnungen untersagen Nutzung bzw. sind 
unklar
1: Statische Berechnungen liegen vor
2: Statik bis 10 m möglich
3: Statik bis 25 m möglich
4: Statik bis 50 m möglich
Zusatzpunkt(e): Der Standort kann auch für weitere 
Funkanwendungen (WLAN, LORA etc. ) genutzt werden, je 
weitere Anfrage ein Zusatzpunkt

Eigentümer 10 x

Stellplatz Systemtechnik

Es kann davon ausgegangen werden, dass neue 
Sendestandorte und unabhängig voneinander von mehreren 
Providern genutzt werden - besteht die Möglichkeit pro 
Provider bis 8 qm Fläche für den Aufbau von Systemtechnik 
bereitzustellen

Stellplatz Systemtechnik

0: keine Kenntnisse
1: Stellplatz einzelner Provider / Netze vorhanden
2: Stellplatz mehrere Provider / Netze vorhanden
3: Stellplatz alle Provider / Netze vorhanden

Eigentümer 10 x

Brandschutzvorgaben

Gibt es bei Bestandsgebäuden dedizierte 
Brandschutzvorgaben - wie werden notwendige 
Mauerdurchbrüche für die Verkabelung von den Standorten 
der Systemtechnik hin zu den eigentlichen Sendeantennen 
brandschutztechnisch behandelt

Brandschutzvorgaben

0: keine Kenntnisse
1: mehrere Brandabschnitte
2: einzelner Brandabschnitte / keine Vorgaben z.B. bei 
Neubau

Eigentümer 3

Klimatisierungsmöglichkeit bei Bestand Klimatisierungsmöglichkeit
0: keine Kenntnisse
1: Be-/ Entlüftung vorhanden
2: Klimatisierung vorhanden

Eigentümer 1

Zugangsmöglichkeit 
bautechnisch

Zur Errichtung des Sendestandorte sind Bautätigkeiten 
notwendig, bei denen das notwendige Material (z.B. 
Stahlrohrgestell für den eigentlichen Masten) zum Montageort 
gebracht werden muss. Ist eine hinreichende Zufahrt / 
Zugänglichkeit gewährleistet - Können auch größere 
Baugeräte wie Autokrane eingesetzt werden

Zugangsmöglichkeit 
bautechnisch

0: keine Kenntnisse
1: Handmontage notwendig 
2: bis 2,8 t Zufahrt möglich
3: bis 7,5 t Zufahrt möglich
4: uneingeschränkte Zufahrtsmöglichkeiten
Maluspunkt(e), sofern vorab Genehmigungen benötigt werden

Eigentümer 1

Zugangsmöglichkeit 
betrieblich

Im späteren Sendebetrieb des Standortes muss eine 24 / 7 
Zugänglichkeit zum Standort für Service- und 
Entstörungstätigkeiten gewährleistet sein

Zugangsmöglichkeit 
betrieblich

0: kein Zugang 24/7 möglich
1: Zugang 24/7 nach Anmeldung möglich
2: freiet Zugang 24/7 möglich

Eigentümer 1

Blitzschutz-/ und 
Erdungskonzept

Gibt es ein Blitzschutz-Konzept für die über das Dach 
hinausragende Antenne / ist eine ausreichende 
Erdungsmöglichkeit an den Standorten der Systemtechnik 
gewährleistet 

Blitzschutz-/ und 
Erdungskonzept

0: keine Kenntnisse
1: Blitzschutz oder Erdung vorhanden
2: Blitzschutz und  Erdung vorhanden

Eigentümer 1

Stromversorgung

Ist am ausgewählten Standort eine ausreichende 
Stromversorgung gewährleistet  - die notwendigen 
Leistungsaufnahmen betragen pro Provider bis zu einigen 
Kilowatt (KW) - dies gilt sowohl für die Inhouse Versorgung in 
Bestandsgebäuden als auch für neue Standorte in der Fläche 
bei denen erstmalig ein Stromanschluss hergestellt werden 
muss 

Stromversorgung

0: keine Kenntnisse
1: bis 3 KW
2: 3 bis 8 kW
3: über 8 kW
Zusatzpunkt(e) sofern USV Versorgung gegeben ist

Eigentümer 1

Mobilfunklücken

Besteht Kenntnis über eine Mobilfunklücke (durch 
Befahrung/Beschwerden…) - Dies ist für alle Provider 
(Telekom / Telefónica / Vodafone ) und alle Technologien 
(GSM / UMTS / LTE / 5G) getrennt zu betrachten

Mobilfunklücken

0: keine Kenntnisse
1: Kenntnisse einzelner Provider / Netze
2: Kenntnisse mehrere Provider / Netze
3: Kenntnisse alle Provider / Netze

Betreiber 1

Glasfaserversorgung
Ist eine bzw. sind mehrere Glasfaserversorgung(en) ggf. auch 
verschiedener Infrastrukturinhaber am ausgewählten Standort 
verfügbar (Umkreis 50 Meter)

Glasfaserversorgung

0: keine Versorgung bekannt
1: unklare Kenntnisse / Versorgung
2: einzelner Provider / Netze
3: mehrere Provider / Netze

Betreiber 5

Glasfaserprovider
Durch welche Provider werden diese Glasfaserverbindungen 
bereitgestellt; keine Bewertung, lediglich Auflistung der 
identifizierten Provider

Glasfaserprovider 0: Netzbetreiber xy Betreiber 1

Richtfunkanbindung

Kann der Standort auch optional über Richtfunk angebunden 
werden, gibt es Einschränkungen hinsichtlich der direkten 
Sichtverbindung hinzu übergeordneten bzw. nachgelagerten 
Standorten

Richtfunkanbindung

0: keine freie Sichtlinie vorhanden
1: einzelne freie Sichtlinien
2: mehrere freie Sichtlinien
3: mehrere freie Sichtlinien und exponierte Lage

Betreiber 1

Standort einer 
Suchkreisempfehlung

Gibt es für den Standard eine explizite Suchkreisempfehlung 
eines Providers - (Telekom / Telefónica / Vodafone / weitere / 
lokale) 

Standort einer 
Suchkreisempfehlung

0: keine Suchkreisempfehlung
1: Suchkreisempfehlung einzelner Provider / Netze
2: Suchkreisempfehlung mehrerer Provider / Netze
3: Suchkreisempfehlung aller Provider / Netze

Betreiber 10

TKU Anfrage Dokumentation der angefragten TKU zur Nutzung des 
Standortes TKU Anfrage

0: keine TKU angefragt
1: ein TKU angefragt
2: zwei TKU angefragt
3: drei TKU angefragt
4: vier TKU angefragt
Zusatzpunkt(e): Der Standort kann auch für weitere 
Funkanwendungen (WLAN, LORA etc. ) genutzt werden, je 
weitere Anfrage ein Zusatzpunkt

Betreiber 1

TKU Nutzung Bestätigung bzw. Aussage der TKU und ggf. weiterer Funk-
Netzbetreiber zur Nutzung des Standortes TKU Nutzung

0: keine TKU nutzt
1: ein TKU nutzt
2: zwei TKU nutzt
3: drei TKU nutzt
4: vier TKU nutzt
Zusatzpunkt(e): Der Standort kann auch für weitere 
Funkanwendungen (WLAN, LORA etc. ) genutzt werden, je 
weitere Nutzung ein Zusatzpunkt

Betreiber 1

Kontrollierbarer Bereich

Der kontrollierbare Bereich wird von der Bundesnetzagentur 
festgesetzt. Abhängig von Sendefrequenzen Sendeleistung 
und Providern sind bestimmte Mindestabstände einzuhalten, 
innerhalb derer sich keine Personen befinden dürfen

Kontrollierbarer Bereich Bewertungskriterien können erst nach Abstimmung mit den 
TKUs festgelegt werden Betreiber 1

Site-Sharing
Gibt es bereits Kenntnis dass der geplante Standort von 
mehreren Providern (Telekom / Telefónica / Vodafone / 
weitere / lokale)  genutzt werden soll oder kann

Site-Sharing

0: keine TKU nutzt
1: ein TKU nutzt
2: zwei TKU nutzt
3: drei TKU nutzt
4: vier TKU nutzt
Zusatzpunkt(e): Der Standort kann auch für weitere 
Funkanwendungen (WLAN, LORA etc. ) genutzt werden, je 
weitere Nutzung ein Zusatzpunkt

Betreiber 1

Summe Summe

Kategorien 

Die einzelnen Punkte 
aus dem Abschnitt 
"VorOrt" sind in der 
Regel Ergebnis der 

Standortbesichtigung 
vor Ort, können 

jedoch ggf. auch in 
Teilen bereits im 

Vorfeld als 
Schreibtischarbeit 

geklärt werden

Abstimmung TKU

Die einzelnen Punkte 
aus dem Abschnitt 
"Abstimmung TKU" 
sind Ergebnis der 

Standortabstimmung 
mit den TKU, die 
Ergebnisse bzw. 

Sachverhalten können 
dabei zwischen den 
angefragten TKUs 

variieren

Netzintegration

Wie kann der Standort 
in die Netzes der 

TKUs eingebunden 
werden

ErläuterungKlassifikation der 
Aussagen Erläuterung Dokumentation / 

Bewertungskriterien

VorOrt 
Untersuchung von 

Grundstück und 
Gebäude

Die einzelnen Punkte 
aus dem Abschnitt 
"Basisdaten" sind 

Ergebnis der 
Standorterfassung als 

Schreibtischarbeit. 
Erfasst werden hier 

die allgemeinen 
Rahmenbedingungen 
zum Standort und zur 

Umgebung

Basisdaten

Zuständige 
Stelle

Ausschlusskrit
erium

Standort 1 Standort 2

Gewichtung
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